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Executive Summary

Osterreich gibt im internationalen Vergleich einen Uberdurchschnittlich hohen Anteil der Wirt-
schaftsleistung fUr Familienleistungen aus. Dies ist umso bemerkenswerter, als diese hohen
Ausgaben von einer unterdurchschnittlichen FertilitGtsquote und einer anhaltenden 6konomi-
schen Schlechterstellung von Frauen im Vergleich zu Mdnnern begleitet sind. Trotz der hohen
Ausgaben konnten offensichtlich weder das Ziel der Stabilisierung bzw. Steigerung der Fertili-
tat noch Gleichstellungsziele im erforderlichen Umfang erreicht werden. Ein wesentlicher As-
pekt in diesem Zusammenhang ist die im internationalen Vergleich starke Konzentration fami-
lienbezogener Leistungen in Osterreich auf finanzielle Transfers an Eltern und die geringe Be-
deutung von Sachleistungen, wie etwa Einrichtungen fir die Betreuung von Kindern. Dabei ist
das quantitative Ausmal der 6sterreichischen Familienférderung in wesentlichen Teilen nicht
vom Einkommen der Eltern abhdngig, sondern von der Zahl der Kinder, deren Altersstruktur
sowie Dauer des Schul- und Hochschulbesuchs. Gleichzeitig weisen jungste Studien der OECD
darauf hin, dass in den letzten Jahren die Steuerbelastung von Familien stérker gestiegen ist
als jene von kinderlosen Haushalten, die Belastung von Geringverdienenden starker als jene
von Gutverdienenden. Vor diesem Hintergrund werden in dieser Studie familienpolitische Re-
formbedarfe und —optionen im 6sterreichischen Steuer- und Transfersystem erarbeitet.

Potentielle Ziele und Aufgaben von Familienpolitik

Familienpolitik hat ganz grundsétzlich zum Ziel, ein "familienfreundliches" Umfeld zu schaffen.
Eine Definition dessen, was familienfreundliche Rahmenbedingungen ausmacht, kann kaum
wertfrei erfolgen. Dies I&sst sich nicht zuletzt darauf zurGckfOhren, dass die Ziele und Aufgaben
von Familienpolitik im Kontext 6konomischer, demographischer und sozialer Entwicklungen
selbst in stetigem Wandel begriffen sind. Jedenfalls relevante familienpolitische Zielsetzungen
und Anforderungen sind die BerUcksichtigung der horizontalen und vertikalen Leistungsféhig-
keit, die Pravention und Reduktion der Kinderarmut sowie die Forderung der Frauenerwerbs-
tatigkeit bzw. die Beachtung von Gendergerechtigkeit. Nicht immer stehen diese Ziele und
Anforderungen in einem harmonischen Verhdlinis zueinander. Insbesondere befindet sich
Familienpolitik im Spannungsfeld zwischen Verteilungs- und Gendergerechtigkeit.

Familienbezogene Instrumente und ihre Wirkungen

Familienbezogene Instrumente haben grundsétzlich drei mdgliche Ansatzpunkte: die Siche-
rung des Kinder-Existenzminimums, die Kompensation des Einkommensverlustes wdhrend der
Karenz und die Abgeltung des Betreuungsaufwandes nach der Karenz.

Zur Sicherung des Kinder-Existenzminimums kénnen verschiedene, meist indirekte monetére
Transfers (d. h. steuerliche Erleichterungen) eingesetzt werden, die sich hinsichtlich ihrer Vertei-
lungswirkungen sowie Effekte auf die Arbeitsanreize unterscheiden. Steuerliche Erleichterun-
gen in Form von Familiensplitting, Frei- und Absetzbetréigen leisten einen Beitrag zur horizontao-
len Umverteilung, allerdings nur fUr Steuerpflichtige, deren Einkommen so hoch ist, dass sie
Steuern bezahlen. Das Familiensplitting sowie Freibetrége sind aus Sicht der vertikalen Steuer-
gerechtigkeit negativ zu beurteilen, da sie eine Degressionswirkung entfalten, d. h. die abso-



lute sowie relative Entlastung steigt mit dem Einkommen. Diese Degressionswirkung wird durch
den Kindergrundfreibetrag sowie Absetzbetrdge vermieden. Das Familiensplitting féordert das
Allein- bzw. Zuverdienermodell und hat negative Anreize fir die Aufnahme bzw. Ausdehnung
einer Erwerbstdtigkeit durch Zweitverdienende (Frauen).

Direkte monetare Transfers haben den Vorteil, dass sie eine horizontale Umverteilung unab-
hdngig vom Vorhandensein eines zu versteuernden Einkommens bzw. einer Steuerschuld er-
moglichen; auch fragen einkommensabhdngige Transfers bzw. Transfers mit Fixoetrag zur ver-
tikalen Umverteilung bei. Einkommensabhdngige Transfers kdnnen einen Beitrag zur Ver-
ringerung der Kinderarmut leisten. Bei entsprechenden Anspruchsvoraussetzungen bzw.
Zweckwidmung kénnen direkte Geldleistungen die Erwerbstatigkeit von Frauen férdern, wah-
rend ungebundene Transfers negative Arbeitsanreize fUr Zweitverdienende (Frauen) be-
inhalten.

Die Hoéhe der finanziellen Kompensation fUr den Verdienstausfall wéhrend der Karenz und die
Lange der Erwerbsunterbrechung beeinflussen individuelle Arbeitsmarkt- und Beschaftigungs-
entscheidungen. Eine relativ kurze Karenzphase vermeidet Dequalifizierung und erleichtert
die Re-Integration in den Arbeitsmarkt. Eine groBzigige einkommensunabhdngige Kompen-
sation setzt negative Beschdaftigungsanreize fUr weniger Verdienende (Frauen). Bei Pauschal-
betrdgen ist die Differenz zum vormaligen Einkommen fUr Manner in der Regel héher als fir
Frauen, weshalb eher Frauen ihre Erwerbstatigkeit unterbrechen. Einkommensabhdngige Er-
satzleistungen setzen dagegen Anreize fUr eine stérkere Beteiligung der im Durchschnitt héher
verdienenden Vater. DarUber hinaus kann eine héhere Vdaterbeteiligung erreicht werden, in-
dem Dauer und/oder Hohe der Kompensationszahlungen an die Bedingung geknUpft wer-
den, dass der Elternurlaub von beiden Eltern in Anspruch genommen wird. Auch Teilzeitrege-
lungen verbessern die Vereinbarkeit von Familie und Beruf.

SchlieBlich kann das Abgaben- und Transfersystem an der Abgeltung des Betreuungsauf-
wandes nach der Karenzzeit ansetzen, wobei zwischen innerhduslicher und externer Betreu-
ung zu unterscheiden ist.

Die Kosten innerh&uslicher Kinderbetreuung in Form eines vélligen oder teilweisen Verzichts
auf eine Erwerbstatigkeit (und damit ein Erwerbseinkommen) durch den die Betreuung Uber-
nehmenden Partner werden in unterschiedlichen Einkommensteuermodellen unterschiedlich
berUcksichtigt. Bei einer vollkommen individualisierten Besteuerung bleiben Erwerbsverhalten
und Einkommenshéhe des Partners vollig unberlUcksichtigt. Splittingmodelle entlasten dage-
gen gemeinsam veranlagte Haushalte, wobei die Steuerentlastung fur Alleinverdienerhaus-
halte maximiert wird. Die Individualbesteuerung unterstutzt daher eine egalitére innerfamilicre
Arbeitsteilung, wdhrend Splittingmodelle das Allein- oder Zuverdienermodell férdern. FOr Zu-
verdienende (Frauen) kann die Individualbesteuerung positive Arbeitsanreize setzen; Haus-
haltsbesteuerungsmodelle bergen dagegen negative Arbeitsanreize fUr Zweitverdienende.
Die Individualbesteuerung tré&gt nicht zur horizontalen Umverteilung zugunsten von Familien
bei, vermeidet aber auch negative vertikale Umverteilungswirkungen. Splittingmodelle leisten
einen Beitrag zur horizontalen Umverteilung zugunsten von Familien, haben aber negative
vertikale Verteilungseffekte. In Europa Uberwiegt die Individualbesteuerung, allerdings zumeist
mit Steuererleichterungen fir Allein- oder Hauptverdienende. Auch Sozialversicherungssys-
teme, die auf dem Versicherungsprinzip aufbauen, kdnnen famili@re Erwerbsstrukturen be-
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einflussen. So kdnnen Geringfigigkeits- und Beitragsbemessungsgrenzen eine sehr ungleiche
innerfamiliére Arbeitsteilung begunstigen. Auch die beitragsfreie Mitversicherung eines auf-
grund der Ubernahme von Betreuungspflichten nicht erwerbstétigen Partners sowie die An-
rechnung betreuungsbedingt beitragsfreier Zeiten kdnnen eine ungleiche innerfamiliére Ar-
beitsteilung verstarken.

Der Aufwand fUr externe Kinderbetreuung kann in Form von direkten oder indirekten mone-
taren Transfers, von Gutscheinen oder von Realfransfers (teilweise) abgegolten werden. Wich-
tigstes Instrument im Katalog der Geldleistungen zur Abgeltung der Kosten auBerhduslicher
Betreuung ist die steuerliche BerUcksichtigung von Kinderbetreuungskosten in Form von Frei-
betrégen oder Absetzbetrégen. Freibetrge haben gegenlber Absetzbetréigen den Nachteil
der Degressionswirkung; beide Instrumente entlasten Familien nur dann, wenn ihr Einkommen
hoch genug ist, dass sie Steuern bezahlen. Die Erwerbstatigkeit von Frauen wird durch die
steverliche BerUcksichtigung von Kinderbetreuungskosten insbesondere dann geférdert,
wenn diese an die Erwerbstdtigkeit beider Elternteile gekoppelt ist. Realtransfers (Betreuungs-
einrichtungen) verbessern die Vereinbarkeit von Familie und Beruf und kénnen gleichzeitig
die Frauenerwerbstatigkeit und die Fertilitadt erhdhen. Gutscheine fUr Kinderbetreuung kénnen
Effizienz und Effektivitét des Betreuungsangebotes steigern, stoBen aber bei einem fehlenden
Angebot zumindest kurzfristig an inre Grenzen. Eine nicht unwesentliche Rolle spielt schlieBlich
auch die beftriebliche Familienpolitik: Sie kann die Produktivitdt der Beschdaftigten erhdhen
und die Kosten fUr die Unternehmen durch Fluktuationen sowie fUr die Wiedereingliederung
von Eltern nach der Karenzphase senken.

Das familienrelevante Steuver- und Transfersystem Osterreichs

Die Familienleistungen beliefen sich in Osterreich 2005 auf etwa 3% des BIP. Sie sind damit
langfristig konstant, wegen der sinkenden Kinderzahl ist jedoch die Pro-Kopf-Férderung ge-
stiegen. Die monetdren direkten und indirekten Transfers dominieren deutlich vor den Real-
fransfers. Die direkten monetdren Transfers (einschlieBlich Kinderabsetzbetrag) belaufen sich
auf etwa 78% der gesamten Familienleistungen, weitere steuerliche Erleichterungen machen
knapp 7% und Realtransfers gut 11% der &ffentlichen Ausgaben fur Familien aus.

Die Osterreichische Individualbesteuerung unterstUtzt eine egalitGre Arbeitsteilung zwischen
den Geschlechtern. Die verringerte finanzielle Leistungsféhigkeit eines Allein- bzw. Hauptver-
dienenden wird durch den Alleinverdienerabsetzbetrag, die verringerte finanzielle Leistungs-
fahigkeit von Alleinerziehenden durch den Alleinerzieherabsetzbetrag berlcksichtigt. Der
Alleinverdienerabsetzbetrag wird primdr von Mannern, der Alleinerzieherabsetzbetrag haupt-
s@chlich von Frauen beansprucht. Der Alleinverdienerabsetzbetrag beinhaltet negative An-
reize fUr die Aufnahme/Ausdehnung einer Erwerbstatigkeit von Zweitverdienenden (Frauen).
Auch das einkommensunabhdngige Kinderbetreuungsgeld setzt — zumal in Kombination mit
der Moglichkeit einer relativ langen Bezugsdauer — negative Arbeitsanreize fir MUtter. Real-
transfers spielen in Osterreich vor allem bei den unter 3-J&hrigen, wo die Betreuungsquote le-
diglich 14% betragt, eine untergeordnete Rolle. Auch die Qualitdt der Betreuungseinrichtun-
gen in Hinsicht auf die BedUrfnisse berufstétiger Eltern hat Defizite: Nur ein Drittel der Be-
treuungsplétze fUr Vorschulkinder bietet erwerbsfreundliche Offnungszeiten, was sich insbe-
sondere auf die Moglichkeiten einer Erwerbstatigkeit von Frauen negativ auswirkt. Ein Ausbau
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der Kinderbetreuungseinrichtungen ist fUr die ndchsten Jahre geplant. Die Familienférderung
im Rahmen der gesetzlichen Sozialversicherung ist betrdchtlich: Allein die budgetéren Kosten
aus der beitragsfreien Mitversicherung von Kindern sowie dem Anspruch von Angehodrigen
auf Hinterbliebenenpension belaufen sich auf 5,7 Mrd. € jahrlich — im Vergleich zu den reinen
familienpolitischen Ausgaben in Hohe von gut 7,9 Mrd. € ein erheblicher Betrag. Die Bedeu-
tung der betrieblichen Familienpolitik ist dagegen gering: 2007 stellten nur 76 &sterreichische
Unternehmen betriebliche Kinderbetreuungsmaoglichkeiten zur VerfOgung.

Familienpolitisches Instrumentarium in ausgewahiten EU-Landern

Eine Betrachtung ausgewdhlter EU-Lander (Deutschland, Frankreich, Niederlande, Schwe-
den, Ddnemark und GroBbritannien), die jeweils unterschiedlichen Wohlfahrisstaatsmodellen
zuzurechnen sind, zeigt eine erhebliche Variation der grundsatzlichen familienpolitischen Aus-
richtung sowie des angewendeten familienpolitischen Instrumentariums. Die traditionell ge-
pragte deutsche Familienpolitik wird in den letzten Jahren mit dem Ziel der Steigerung der
Frauenerwerbstatigkeit reformiert. Die pronatalistische Familienpolitik Frankreichs zielt auf eine
gleichzeitige Steigerung der Frauenerwerbstatigkeit und der FertilitGt. Die niederl@ndische
Familienpolitik setzt einerseits stark auf an Erwerbstatigkeit gekoppelte monetére Transfers,
andererseits auf Arbeitsfreistellungsregelungen zur Kinderbetreuung. In Schweden liegt der
familienpolitische Fokus auf der Foérderung der Frauenerwerbstatigkeit durch Kinderbe-
freuungseinrichfungen und Armutsverringerung durch groBzigige monetdre Transfers. Die
ddnische Familienpolitik forciert durch kurzen Elternurlaub und gesetzlichen Anspruch auf insti-
tutionelle Kinderbetreuung den schnellen Wiedereinstieg von Eltern in die Berufstatigkeit. In
GroBbritannien konzentriert sich die Familienpolitik auf die Armutsverringerung.

In einer direkten GegenuUberstellung von Héhe und Struktur der familienpolitischen Leistungen
dieser Lander fallt zundchst auf, dass sich das Niveau der gesamten &ffentlichen Ausgaben
fUr Familienpolitik stark unterscheidet: Wahrend Frankreich, Schweden und Dadnemark zwi-
schen 3,5% und 3,9% des BIP fUr Familienférderung ausgeben, sind es in GroBbritannien, Oster-
reich und Deutschland zwischen 3,1% und 3,3% des BIP und in den Niederlanden nur 2,1% des
BIP. VerhdltnismdaBig den gréBten Anteil an den Gesamtausgaben nehmen in Frankreich, den
Niederlanden, Schweden, Ddnemark und GroBbritannien die Realfransfers ein, wéhrend in
Deutschland und Osterreich Geldleistungen Uberwiegen. Die Abgeltung der direkten und in-
direkten Kinderkosten erfolgt mit Ausnahme von Ddnemark und Schweden, die nur direkte
monetdére Transfers gewdhren, durch einen Mix von direkten Geldleistungen und steuerlichen
Erleichterungen. Schweden, D&nemark und Deutschland kombinieren hohe (einkommens-
abhdngige) Einkommensersatzleistungen mit einer relativ kurzen Karenzphase. In Frankreich
und Osterreich sind die maximalen Elternurlaubszeiten lang, jedoch gekoppelt mit niedrigen
Pauschalzahlungen. GroBbritannien und die Niederlande bieten kurze Karenzzeiten mit nied-
rigen Ersatzzahlungen. Divers sind schlieBlich auch die Vorkehrungen zur Abgeltung des Be-
freuungsaufwandes nach Ende der Elternzeit. Die Kosten innerhduslicher Kinderbetreuung in
Form der eingeschrénkten oder Nichterwerbstatigkeit eines die Betreuung Ubernehmenden
Partners werden innerhalb des Einkommensteuersystems nur in  Deutschland (Ehe-
gattensplitting) und Frankreich (Familiensplitting) berUcksichtigt; alle anderen betrachteten
Lander haben ein Individualsteuersystem. Von diesen bericksichtigen jedoch Osterreich
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(Alleinverdienerabsetzbetrag), Danemark (Ubertragung ungenutzter persdnlicher Absetzbe-
tréige) und GroBbritannien (Ubertragung ungenutzter persénlicher Freibetrdge) die Unter-
haltspflichten eines Allein- oder Hauptverdieners durch steuerliche Erleichterungen; wéhrend
in den Niederlanden und Schweden die Erwerbs- und Einkommensverhdltnisse des Partners
keinerlei BerUcksichtigung bei der Einkommensbesteuerung finden. Die Betreuungsquoten
von Kindern unter 3 Jahren — als Indikator fUr die Dichte des Kinderbetreuungsnetzes — variie-
ren sehr stark zwischen den befrachteten L&ndern: Sie sind am niedrigsten in Deutschland
und Osterreich, wo sie etwa 10% betragen; in Frankreich, den Niederlanden und GroBbritan-
nien liegen sie zwischen 25% und 30%; in Schweden bei 45% und in Dadnemark bei 83%.

Umsetzung familienpolitischer Zielsetzungen im internationalen Vergleich

Der Grad der horizontalen Umverteilung — gemessen an der Differenz der effekfiven Besteue-
rung kinderloser und Kinder betreuender Haushalte gleichen Erwerbstyps — ist generell fUr die
meisten betrachteten Lander zwischen Single-Haushalten ohne und mit Kindern héher als zwi-
schen Paarhaushalten ohne und mit Kindern. Bei Single-Haushalten ist der Grad der horizon-
talen Umverteilung in Osterreich relativ hoch, ebenso wie in den Niederlanden und Dé&ne-
mark. Selbiges gilt fUr sterreichische Paarhaushalte, die in der betrachteten Landergruppe
relativ. am stérksten entlastet werden. Interessant vor dem Hintergrund der akfuellen steuer-
politischen Diskussion in Osterreich ist auch, dass das AusmaB der horizontalen Umverteilung in
Osterreich durch Familienbeihilfe und Kinderabsetzbetrag hdher ist als in Frankreich durch
Familiensplitting und direkte Geldleistungen.

Die vertikale Umverteilung beruht in Osterreich, Schweden und Danemark primér auf univer-
salen Leistungen, wdhrend in GroBbritannien einkommensabhé&ngige Transfers dominieren. In
allen hier untersuchten L&ndern findet Uber die Familienpolitik insgesamt eine Umverteilung
von oben nach unten statt, wenngleich von einer Reihe familienbezogener Instrumente ten-
denziell entgegengesetzte Verteilungswirkungen ausgehen. Dazu zdhlen insbesondere ein-
kommensabhdngige Ersatzleistungen wdhrend der Babypause, der Kinderfreibetrag sowie
das Familiensplitting.

Trotz des hohen AusmaBes der horizontalen Umverteilung waren in Osterreich 2006 15% der
Kinder armutsgeféhrdet; das sind mehr als doppelt so viele als noch Anfang der 1980er Jahre.
Die Armutsgefdhrdung der &sterreichischen Kinder liegt zwar unter dem EU-Durchschnitt, aber
hoéher als in Schweden und Ddnemark, Frankreich, Deutschland und den Niederlanden. Da-
bei sind insbesondere Mehrkindfamilien und Alleinerzieherhaushalte von Armut betroffen.
Empirisch zeigt sich ein deutlich negativer Zusammenhang zwischen der Erwerbsquote von
MuUttern und der Armutsgefdhrdung von Kindern. Gleichzeitig korreliert das Niveau monetérer
Leistungen nicht oder nur schwach mit der Armutsgefdhrdung von Kindern.

Beziglich der Erwerbsquote von Frauen liegt Osterreich Uber dem EU-Durchschnitt; die EU-
Vorgabe der Erreichung einer Erwerbsbeteiligung von 60% aller Frauen bis 2010 ist bereits er-
fUllt. Allerdings wird die Erwerbsintegration der Frauen Uberschatzt, da die Hohe der Beschéf-
figungsquote unter anderem durch die lange Dauer der bezahlten Karenz (Kinderbe-
freuungsgeldbezieherinnen z&hlen zu den Beschdaftigten) sowie den hohen Teilzeitanteil (Gber
40%) der Frauen bedingt ist. Die Differenz der Erwerbsquoten von MUttern mit Kindern unter 12
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Jahren und jener von kinderlosen Frauen ist in Osterreich mit 15% Uberdurchschnittlich hoch.
Der in Theorie postulierte negative Beschaftigungseffekt der Splittingmodelle scheint sich in
der Praxis zu bestatigen: Deutschland und Frankreich weisen in der Gruppe der betrachteten
L&nder die niedrigsten, Ddnemark und Schweden mit ihren weitgehend individualisierten Ein-
kommensteuersystemen dagegen die hdchsten Frauenerwerbsquoten auf. Dieser Zusam-
menhang wird durch Mikrosimulationsstudien bestatigt, wonach Splittingmodelle die Frauen-
erwerbsquote reduzieren und den Anteil geringfUgiger bzw. Teilzeitbeschaftigung von MUt-
tern erhdhen. Osterreich mit seinem individualisierten Einkommensteuersystem vermeidet zwar
solche durch das Einkommensteuersystem bedingten negativen Arbeitsanreize fUr Frauen,
setzt aber negative Arbeitsanreize fUr Alleinerziehende bzw. Zweitverdienende. So ist etwa die
Aufnahme einer Teilzeitbeschdaftigung aus der Arbeitslosigkeit heraus durch Alleinerziehende
und Zuverdienende mit hohen Durchschnittssteuersatzen verbunden, aufgrund von hohen
AbzUgen durch Einkommensteuer, Sozialversicherung und den Verlust von Sozialleistungen.
Auch fUr die Ausdehnung einer Teilzeitbeschaftigung stellt das Abgabensystem aufgrund ei-
ner relativ hohen Grenzsteuerbelastung eine Barriere dar. SchlieBlich wird das Erwerbsverhal-
ten von MuUttern auch durch die Ausgestaltung der Elternkarenz-Regelungen beeinflusst. Em-
pirische Studien legen den Schluss nahe, dass eine lange Dauer des bezahlten Elternurlaubes
die Erwerbsbeteiligung von Muttern negativ beeinflusst, wahrend zwischen der Hohe der Ein-
kommensersatzleistung und der FertilitGtsentscheidung ein positiver Zusammenhang besteht.
Mikrosimulationsstudien fUr Deutschland zeigen, dass ein einkommensabhdngiges Kinderbe-
freuungsgeld mit kurzer Bezugsdauer die Erwerbsquote ebenso wie die wbchentliche Arbeits-
zeit von Mittern erhoht. In Osterreich wahlen zwei Drittel der Eltern das Kinderbetreuungsmo-
dell mit geringen Ersatzleistungen und langer Bezugsdauer, das mit negativen Arbeitsanreizen
fUr MUtter verbunden ist. Empirisch zeigt sich schlieBlich auch ein eindeutig positiver Zusam-
menhang zwischen der MUttererwerbsbeteiligung und dem Angebot an Kinderbetreuungs-
platzen. Unter den betrachteten Landern haben Ddnemark und Schweden den hdchsten
Anteil erwerbstatiger MUtter mit Kindern unter 3 Jahren sowie von extern betreuten Kindern
unter 3 Jahren. Osterreich und Deutschland dagegen weisen die niedrigsten Betreuungsquo-
ten von unter 3-Jahrigen sowie die geringsten Erwerbstatigkeitsquoten von MUttern mit Kin-
dern in dieser Altersklasse auf. In beiden Landern werden die Barcelono-Ziele, die bis 2010 ei-
ne Versorgungsquote von 33% von unter 3-Jahrigen vorsehen, deutlich verfehlt werden. Ins-
gesamt gestaltet sich der Wiedereinstieg in die Erwerbstétigkeit von Mittern in Osterreich
aufgrund der IGngeren Unterbrechungszeiten sowie des defizitGren Angebotes an Kinderbe-
freuungseinrichfungen schwierig. In diesem Zusammenhang ist auch zu beachten, dass er-
folgreiche Reformen im Transfersystem zur Férderung eines fruhen Wiedereinstieges von MUt-
tern die Bereitstellung einer entsprechenden Betreuungsinfrastruktur erfordern.

SchlieBlich haben die unterschiedlichen familienbezogenen Steuer- und Transferregelungen
Einfluss auf die innerfamilicire Arbeitsteilung. Der Anteil der Doppelverdienerhaushalte an allen
Haushalten mit Kindern — als ein Indikator fir eine vergleichsweise egalitGre oder zumindest
nicht allzu ungleiche Verteilung der Erwerbsarbeit innerhallb der Familie — ist in der betrachte-
tfen Landergruppe am hoéchsten in Dadnemark (85%) und Schweden (74%) und am niedrigsten
in Deutschland (35,6%). In Osterreich belduft er sich immerhin auf knapp zwei Drittel. In D&-
nemark und Schweden sind sowohl bezahlte Erwerbsarbeit als auch unbezahlte Haushalts-
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und Familienarbeit wesentlich gleichmdaBiger zwischen den Geschlechtern verteilt als in Frank-
reich und GroBbritannien. Osterreich weist eine relativ ungleiche Verteilung der bezahlten Ar-
beit und insbesondere der unbezahlten Familienarbeit zwischen den Geschlechtern auf.

Beurteilung des Familienpaketes im Rahmen der Steuverreform 2009

Das im Rahmen der Steuerreform 2009 implementierte Familienpaket legt — auch wenn die
Effekte quantitativ zum Teil begrenzt sein durften — einen relativ starken Schwerpunkt auf die
Foérderung der Frauenerwerbstatigkeit: Diese wird durch den Arbeitgeberzuschuss zur Kinder-
betreuung, den Kinderfreibetrag sowie die steuerliche Absetzbarkeit der Kinderbetreuungs-
kosten unterstUtzt. Der Beitrag der MaBnahmen zur Verringerung der Kinderarmut ist insge-
samt gering; lediglich die Erhéhung des Kinderabsetzbetrages wirkt in diese Richtung. Zur ver-
tikalen Umverteilung tragen der erhdhte Kinderabsetzbetrag sowie der Arbeitgeberzuschuss
zur Kinderbetreuung bei, wahrend die Aufstockung des Unterhaltsabsetzbetrages ambivalent
und der Kinderfreibetrag sowie die steuerliche Absetzbarkeit der Kinderbetreuungskosten ne-
gativ wirken. Aus der Perspektive der Gendergerechtigkeit bzw. der Umverteilung zwischen
den Geschlechtern wirkt lediglich die Erhéhung des Kinderabsetzbetrages eindeutig positiv;
die Wirkungen des Arbeitgeberzuschusses zur Kinderbetreuung, des Kinderfreibetrages sowie
der steuerlichen Absetzbarkeit der Kinderbetreuungskosten sind dagegen als ambivalent ein-
zustufen. DarUber hinaus ist festzuhalten, dass die EinfUhrung neuer Instrumente insbesondere
im Bereich der monetdren Transfers die ohnehin schon jetzt nicht unerhebliche Komplexité&t
des familienpolitischen Instrumentariums erndéht. Auch vertieft das Familienpaket das beste-
hende Ungleichgewicht zwischen monetdren und realen Transfers: Gegen das Volumen des
Familienpaketes (510 Mio. € pro Jahr) nehmen sich die zusétzlichen Ausgaben von Bund und
Landern fUr den Ausbau der Kinderbetreuungsinfrastruktur bzw. das verpflichtende letzte Kin-
dergartenjahr in Héhe von bis zu 110 Mio. € jGhrlich relativ bescheiden aus. Allerdings sind so-
wohl der Zuschuss zu den Kinderbetreuungskosten als auch deren steuerliche Absetzbarkeit —
wiewohl es sich dabei ebenfalls um monetdre Transfers handelt — von dieser Kritik auszuneh-
men, da sie als zweckgebundene Transfers gezielt die Inanspruchnahme von Kinderbe-
freuungseinrichtungen férdern. Kurzfristig stoBen diese beiden MaBnahmen bei einem defizi-
tdren Kinderbetreuungsangebot an ihre Grenzen. Langerfristig ist von ihnen jedoch nicht nur
eine positive Wirkung auf die Frauenerwerbstatigkeit zu erwarten, sondern auch ein gewisser
Druck auf die Politik, ausreichend Betreuungsplatze zur Verfugung zu stellen. BegriBenswert ist
schlieBlich die EinfUhrung des Zuschusses zur Kinderbetreuung als erster Schritt hin zu einer
starkeren Forderung der Einbeziehung der betrieblichen Ebene in die gesamte Kinderbe-
freuungsinfrastruktur: Bisher waren nur Vorteile aus Betriebskindergdrten lohnsteuerlich be-
gunstigt, wovon Klein- und Mittelunternehmen und ihre Arbeithehmerinnen nicht profitierten,
da sich fUr diese die Einrichtung eines Betriebskindergartens nicht lohnte. Die neue Regelung
ermoglicht nun die Forderung der Inanspruchnahme einer externen Betreuungseinrichtung
durch den Betrieb.

Familienpolitische Reformbedarfe und -optionen in Osterreich

Vor dem Hintergrund der genannten Defizite der dsterreichischen Familienpolitik werden ab-
schlieBend Reformbedarfe und -optionen skizziert. Diese beziehen sGmiliche Instrumentenka-
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tegorien der Familienférderung — steuerliche Erleichterungen, direkte monetére Transfers so-
wie Realfransfers — mit ein. Ansatzpunkte fur Reformen in der &sterreichischen Familienpolitik
sind die steuerliche Entlastung von Familien, direkte Geldleistungen, Realtransfers und die be-
friebliche Familienpolitik.

Innerhalb der steuerlichen Familienférderung ist insbesondere der Alleinverdienerabsetzbe-
trag problematisch. Da der Alleinverdienerabsetzbetrag das einzige steuerliche Instrument zur
BerUcksichtigung der geminderten finanziellen Leistungsfahigkeit eines Allein- oder Hauptver-
dieners im &sterreichischen Einkommensteuersystem darstellt, ist in der Abwdgung zwischen
dem Erfordernis des horizontalen Lastenausgleiches einerseits und dem Bestreben nach dem
Abbau von steuerlich bedingten Erwerbshemmnissen von Frauen andererseits wohl ersterem
der Vorzug zu geben; wenn das sonstige Steuer- und Transfersystem weitgehend von negati-
ven Arbeitsanreizen fUr Frauen bereinigt ist, dUrfte eine solche singulére Steuerverginstigung
das mdénnliche Erndhrermodell nicht nennenswert férdern. Allerdings sollte die Treffsicherheit
des Alleinverdienerabsetzbetrages dadurch erndnht werden, dass er nur Familien mit Kindern
gewdhrt wird; dies wdre auch eine Opftion zur Umschichtung von Mitteln zugunsten einer
Steigerung des relativen Gewichtes der Realfransfers. DarUber hinaus wdre eine Integration
des Kinderfreibetrages in den Kinderabsetzbetrag wegen seiner Degressionswirkung sowie
aus administrativen Erwégungen Uberlegenswert. Ein unabhdngig von der Einkommenshdhe
ausgezahlter Betreuungsbonus wurde die Degressionswirkung der steuerlichen Absetzbarkeit
von Kinderbetreuungskosten vermeiden. SchlieBllich sollfe im Rahmen allgemeiner Reformen
des &sterreichischen Abgabensystems die Problematik der sehr hohen Durchschnitts- und
Grenzsteuerbelastung, die insbesondere fUr Zuverdienende erwerbshemmend wirken, be-
rGcksichtigt werden.

Eine gleichmd&Bigere Teilhabe von Eltern am Erwerbsleben und in der privaten Betreuungs-
arbeit wirde insbesondere durch ein einkommensabhdngiges Kindergeld unterstUtzt, das mit
einer relativ geringen Bezugsdauer und einer Mindestinanspruchnahme durch den zweiten
Elternteil sowie zur Vermeidung unerwiUnschter Verteilungswirkungen mit einer Auszahlungs-
obergrenze zu koppeln wdare. Dartber hinaus erscheint zwar grundsatzlich die Option einer
regelmdBigen automatischen Indexierung der bestehenden monetéren Transferleistungen
Uberlegenswert, um ihre reale Entwertung durch die Inflation zu verhindern. Eventuell sollte
diese Indexierung vor dem Hintergrund des ohnehin hohen relativen Gewichtes monetdrer
familienpolitischer Leistungen jedoch auf jene moneté&ren Transfers beschrankt werden, die
der Armutsvermeidung dienen.

Eine quantitativ und qualitativ ausreichende Betreuungsinfrastruktur ist grundlegende Voraus-
setzung fUr die Steigerung und Sicherung der Frauenerwerbsbeteiligung. Die jungsten Schritte
zum Ausbau der Betreuungsinfrastruktur sind aus dieser Sicht begriBenswert. Gerade im Be-
reich der unter 3-Jahrigen sowie bei der Nachmittagsbetreuung von Schulkindern kénnen die
aktuellen BemUhungen jedoch nicht fUr ein ausreichendes, auch den Barcelona-Vorgaben
genlgendes Betfreuungsangebot sorgen; vielmehr sind Uber die geplanten Investitionen hin-
aus weitere Ressourcen in diesen Bereich zu lenken.

SchlieBlich soll in den Instrumentenkatalog der Vereinbarkeitspolitik nelbben dem Engagement
der offentlichen Hand sowie Instrumenten, die an der Ebene der privaten Haushalte ansetzen
(etwa die steuerliche Berlcksichtigung von Kinderbetreuungskosten), auch die beftriebliche
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Ebene stdrker mit einzubeziehen. Eine Uber den mit dem Familienpaket eingefUhrten steuer-
und sozialversicherungsfreien Arbeitgeberzuschuss zu den Kinderbetreuungskosten hinausge-
hende Férderung kénnte beispielsweise in der erhdhten Absetzbarkeit der Betriebskosten fur
Kindergdrten oder finanziellen Zuschissen an Unternehmen bestehen. Erwdgenswert wdare
auch die Férderung von Kooperationen mehrerer Unternehmen zur Errichtung einer gemein-
samen Betreuungseinrichtung durch entsprechende steuerliche Anreize.
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Vorbemerkung

Osterreich gibt im internationalen Vergleich einen Uberdurchschnittlich hohen Anteil der Wirt-
schaftsleistung fUr Familienleistungen aus. Dies ist umso bemerkenswerter, als diese hohen
Ausgaben von einer unterdurchschnittlichen FertilitGtsquote und einer anhaltenden 6konomi-
schen Schlechterstellung von Frauen im Vergleich zu Ménnern!) begleitet sind. Trotz der ho-
hen Ausgaben konnten offensichilich weder das Ziel der Stabilisierung bzw. Steigerung der
Fertilitdt noch Gleichstellungsziele im erforderlichen Umfang erreicht werden. Ein wesentlicher
Aspekt in diesem Zusammenhang ist die im internationalen Vergleich starke Konzentration
familienbezogener Leistungen in Osterreich auf finanzielle Transfers an Eltern und die geringe
Bedeutung von Sachleistungen, wie etwa Einrichtungen fir die Betreuung von Kindern2). Da-
bei ist das quantitative AusmaB der &sterreichischen Familienférderung in wesentlichen Teilen
nicht vom Einkommen der Eltern abhdngig, sondern von der Zahl der Kinder, deren Alters-
struktur sowie Dauer des Schul- und Hochschulbesuchs?). Gleichzeitig weisen jungste Studien
der OECD darauf hin, dass in den letzten Jahren die Steuerbelastung von Familien starker ge-
stiegen ist als jene von kinderlosen Haushalten, die Belastung von Geringverdienenden starker
als jene von Gutverdienenden.

Familienpolitik hat ganz grundsatzlich zum Ziel, ein "familienfreundliches" Umfeld zu schaffen.
Eine Definition dessen, was familienfreundliche Rahmenbedingungen ausmacht, kann kaum
wertfrei erfolgen. Dies I&sst sich nicht zuletzt darauf zurGckfOhren, dass die Ziele und Aufgaben
von Familienpolitik im Kontext konomischer, demographischer und sozialer Entwicklungen
selbst in stefigem Wandel begriffen sind.

Die Kammer fUr Arbeiter und Angestellte for Wien hat das WIFO 2008 damit beauftragt, ver-
schiedene Optionen der finanziellen UnterstUtzung von Familien im Rahmen einer Steuerre-
form zu analysieren. Dabei soll insbesondere der Frage nachgegangen werden, welche Aus-
wirkungen unterschiedliche Ansé&tze zur Familienférderung auf die Erwerbsbeteiligung von
Frauen und auf die materielle Situation von Familien haben kénnen. Dies wird in den Kapi-
teln 1 bis 7 des vorliegenden Endberichts behandelt. Hierzu werden vorhandene nationale
und internationale Analysen fUr die &sterreichische Situation strukturiert aufbereitet und als Er-
gebnis Wirkungsrichtungen, die alternative Strategien beziglich verschiedener Zieldimensio-
nen erwarten lassen, aufgezeigt. Davon ausgehend erfolgt in Kapitel 8 des Berichts eine Ab-
schatzung der unmittelbaren budgetéren Konsequenzen verschiedener MaBnahmen zur Fa-
milienférderung, die vor allem im Zuge des Vorhabens der Steuerreform in die &sterreichische
Diskussion eingebracht worden sind. Kapitel 9 bietet eine kurze Einschatzung der MaBnahmen
des Familienpaketes, das als Element der Steuerreform 2009 mit Wirkung ab 01.01.2009 im-
plementiert worden ist. Im abschlieBenden Kapitel 10 werden schlielich Reformoptionen fur
das Osterreichische System der Familienférderung skizziert.

1) Ersichtlich beispielsweise an den im EU-Vergleich besonders hohen Erwerbseinkommensnachteilen von Frauen in
Osterreich.

2) Allein beim Antfeil vom Kindergeld/Karenzgeld am BIP lag Osterreich Anfang dieses Jahrtausends — also noch be-
vor der Ubergang zum Kinderbetreuungsgeld mit seinen Kostensteigerungen volkommen vollzogen worden ist — ge-
meinsam mit den nordischen Staaten unangefochten an der Spitze. Demgegeniber waren die Ausgaben fUr Kin-
derbetreuungseinrichtungen und Vorschulen nur halb so hoch wie im Durchschnitt der skandinavischen Lander (Dat-
ta Gupta - Smith — Verner, 2008).

3) Vgl. Guger (1998) sowie Guger — Mum (1999).
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1. Langfristige soziookonomische Entwicklungen und Rahmenbedingungen

In den letzten 50 Jahren hat in Osterreich die Erwerbsbeteiligung von Frauen um mehr als ein
Drittel zugenommen, wdhrend die Erwerbsquote der Mdnner im selben Zeitraum um Uber
10 Prozentpunkte gesunken ist (vgl. Abbildung 1). Allerdings stellen sich die Entwicklungen in-
nerhalb verschiedener Altersgruppen duBerst heterogen dar.

Langfristig deutlich gestiegene Erwerbs- und Bildungsbeteiligung der Frauen

Die Erwerbsbeteiligung ging bei Frauen wie bei Mdnnern sowohl bei Jugendlichen (steigende
Bildungsbeteiligung) als auch bei hdheren Altersgruppen (vorzeitiger Ubertritt in den Ruhe-
stand) langfristig zurGck, sodass insgesamt eine zunehmende Konzentration auf das Haupter-
werbsalter festzustellen ist. Dazu trug zudem die steigende Tendenz zur frOheren RUckkehr ins
Berufsleben von Frauen mit Kindern bei.

Abbildung 1:  Altersspezifische Erwerbsbeteiligung in Osterreich
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Q: AMS, HSV, Statistik Austria, WIFO.

Die Bildungsexpansion war bei den Frauen wesentlich pradgnanter als bei den Mdnnern. So
hat sich der Anteil der M&dchen mit Matura zwischen 1971 und 2001 auf 45% verdreifacht.
Anfang des 21. Jahrhunderts hatten 40% der Burschen eine Matura, 1971 waren es nur 17%.
Einen Universitdtsabschluss hatten Anfang der 1970er Jahre lediglich 2,3% der 25- bis 29-
j@hrigen Frauen. 2001 betrug ihr Anteil immerhin 12,6%. Hingegen sank der Anteil der mannli-
chen Absolventen zwischen 1981 und 1991 von 7.,8% leicht auf 7,2% ab#4). 2007 waren 54% al-
ler Studierenden Frauen, allerdings konzentrierten sich ihre Studien typischerweise auf einige
wenige Fachers).

Die VerlGdngerung der durchschnittichen Ausbildungszeit und die zunehmende Erwerbsorien-
tierung von Frauen hat in weiterer Folge auch zu einer Verzogerung des FertilitGtsverhaltens

4) Zu berUcksichtigen ist bei diesen Zahlen aber die zunehmende durchschnittliche Dauer von Studien.
5) Landler (2008), Statistik Austria (2008A).
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gefUhrt. Waren MUtter bei der Geburt des ersten Kindes 1984 durchschnittlich 24,1 Jahre alt,
waren sie 2007 im Mittel schon um 3,6 Jahre dlter. Durch die Verzégerung der Geburt des ers-
ten Kindes verkUrzt sich das Zeitfenster, in dem Frauen Kinder bekommen kénnen. Dies ist eine
Ursache fur die Verringerung der Zahl der Kinder pro Frau.

Halbierung der Fertilitatsrate auf 1,4 Kinder pro Frau in den letzten 50 Jahren

Die zeitliche Verschiebung der Geburt des ersten Kindes hat allerdings nicht zu einem Anstieg
des Anteils der kinderlosen Frauen gefGhrt, der konstant bei 18% liegt¢). Allerdings durfen sin-
kende Fertilitatsraten nicht nur mit dem weiblichen Verhalten begrindet werden. Eine we-
sentliche Rolle spielt auch der Kinderwunsch von M&dnnern, der geringer ausgepragt ist als je-
ner von Frauen’). Insbesondere finanzielle Aspekte, die Frage der Stabilitat von Partnerschaf-
ten und erwartete Einschrénkungen in bezug auf Freizeit spielen dabei eine Rolle8). Familien-
politische Ansatze, die an diesem Punkt ansetzen, mUssten die Rahmenbedingungen derart
verdndern, dass sich Vater stdrker in der Kinderbetreuung engagieren kdnnen.

Langfristig sinkende FertilitGtsrate aufgrund steigender Erwerbs- und
Bildungsbeteiligung der Frauen, Destabilisierung fraditioneller Partnerschaften sowie
abnehmender KinderwUnsche der M&nner

Wdahrend somit die FertilitGtsraten?) seit den 1960ern stark gesunken sind (von 2,8 auf 1.4; vgl.
Abbildung 2), hat sich die Lebenserwartung von Frauen und Mdnnern im selben Zeitraum
gleichermaBen deutlich erhéht.

Diese Entwicklung hat mehrere Implikationen: Erstens hat die Verldngerung der Lebenserwar-
fung neben der Immigration zu einer Stabilisierung der Bevolkerungszahl gefuhrt und so frotz
sinkender Fertilitatsraten ein Schrumpfen der Gesellschaft bisher verhindert. Zweitens ergeben
sich aus der steigenden Lebenserwartung — in Zusammenhang mit der in den lefzten Jahr-
zehnten eingetretenen VerklUrzung der Lebensarbeitszeit (ausbildungsbedingt spdterer Be-
rufseintritt bei hoher Bedeutung vorzeitiger Ubertritte in den Ruhestand) und mit niedrigen
Geburtenzahlen — Herausforderungen fUr die Finanzierung des umlagebasierten Pensionssys-
tems. Drittens resultieren neue Notwendigkeiten, Beruf und Pflege von Angehdrigen mitei-
nander kombinierbar zu machen. Dies ist derzeit in der familiér wie beruflich besonders inten-
siven Phase zwischen Ausbildung und Ruhestand nur schwer moglich.

) Vgl. Kreyenfeld (2008)

7) Vgl. fur Osterreich OIF (2005).

8) Vvgl. OIF (2006).

%) Genauer gesagt, wird in Abbildung 2 die GesamtffertilitGtsrate gezeigt. Die GesamtifertilitGtsrate eines Kalenderjah-
res gibt an, wie viele lebendgeborene Kinder eine Frau zur Welt bringen wirde, wenn im Laufe ihres Lebens diesel-
ben altersspezifischen FertilitGtsverhdltnisse herrschen wirden wie in dem betreffenden Kalenderjahr (und wenn von
der Sterblichkeit der Frau abgesehen wirde).
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Abbildung 2: GesamtffertilitGtsrate und Lebenserwartung von Frauen und Mdnnern in
Osterreich zwischen 1961 und 2006
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Q: Statistik Austria.

Neben den genannten Faktoren hat auch die zunehmende Destabilisierung traditioneller
Partnerschaften, die sich an der steigenden Scheidungsrate einerseits und dem zunehmen-
den Anteil auBerehelich geborener Kinder andererseits ablesen 1&sst (vgl. Abbildung 3), zu ei-
nem Sinken der FertilitGtsrate beigetragen.

Abbildung 3: Anteil unehelicher Kinder und Ehescheidungsraten zwischen 1961 und 2006
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Q: Statistik Austria.

Die Summe dieser Entwicklungen hat aber nicht zu einer Auflésung traditioneller Rollenbilder
gefthrt. Zwar stieg die Erwerbsquote von Frauen in den letzten Jahrzehnten kontinuierlich an,
doch nahm in den lefzten Jahren vor allem die Teilzeitbeschaftigung zu (vgl. Abbildung 4).
Wdhrenddessen hat sich die Teilzeitquote der Mdnner ausgehend von einem sehr geringen
Niveau nur marginal erhdht.

Traditionelle geschlechtsspezifische Rollenbilder und damit das Modell des
mannlichen Haupterndhrers und der weiblichen Zuverdienerin dominieren weiterhin

Eine Abldsung der traditionellen Rollenverteilung zwischen Frauen und M&nnern ist frotz stei-
gendem Bildungsniveau und der zunehmenden Erwerbsbeteiligung von Frauen damit nicht
zu vermerken. Stattdessen hat sich in Osterreich das prototypische Modell des mannlichen
Hauptern&hrers und der weiblichen Zuverdienerin etabliert. 2006 machte diese Konstellation
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36% daller Haushalte mit Kindern aus. In jedem vierten Haushalt mit Kindern war hingegen nur
der Vater erwerbstatig, nur in jeder finften Familie beide Elternteile vollzeitbeschaftigt.

Abbildung 4: Entwicklung der Erwerbsbeteiligung und Teilzeitbeschdftigung von Frauen

Fravenerwerbsquote — — —Teilzeitguote Frauen
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Q: Erwerbsbeteiligung der Frauen zwischen 15 und 59: AMS, HSV, Statistik Austria, WIFO. Teilzeit-Quoten: Stafistik Aus-
fria. *) Anderung des Teilzeitkonzepts °) bis 1993 "Lebensunterhaltskonzept”, seit 1994 europdisches Labour Force Kon-
zept.

Ob Familien armutsgeféhrdet sind oder nicht, hdngt zum einen von der Hbhe des Haus-
haltseinkommens ab und zum anderen von der Zahl der davon zu unterhaltenden Familien-
mitglieder. Besonders betroffen sind daher Mehrkindfamilien. Aber auch Haushalte von Al-
leinverdienenden und Alleinerziehenden sind héaufiger von Armut bedroht als andere Famili-
enkonstellationen.

Uberdurchschnittliche Armutsgef&hrdung von Mehrkindfamilien sowie
Alleinverdiener- und —erzieherhaushalten

Erwerbstdatigkeit bildet nach wie vor das effektivste Instrument zur Armutsvermeidung. Den-
noch stieg laut OECD die Armutsgeféhrdung von Haushalten mit zwei erwerbstatigen Perso-
nen von minimalem Niveau Mitte der 1990er Jahre ausgehend um é Prozentpunkte an. Der
Anstieg sei damit hdher als in Haushalten mit einer oder keiner erwerbstatiger Person'?). Dies
ist im Zusammenhang mit der Zunahme atypischer und prekérer Beschdaftigungsverhdltnisse
zu sehen. Damit wachst auch der Anteil der Working Poor, also derjenigen Familien, die trotz
Berufstatigkeit aller Familienmitglieder im erwerbsféahigen Alter unter der Armutsschwelle le-
ben.

10) OECD (2008A): 135.
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2. Potentielle Ziele und Aufgaben von Familienpolitik

Grundséatzlich kann Familienpolitik vielerlei — und nicht selten konfligierende — Ziele verfolgen.
Die familienpolitischen Ziele zu definieren, abzugrenzen und zu reihen ist dabei eine politische
Entscheidung. Unbestritten sind nur wenige Ziele, die Priorité&t anderer wechselt mit dem politi-
schen, 6konomischen, demographischen und sozialen Kontext.

Familienpolitik beruht auf einer Reihe teilweise konfligierender Ziele

Relativ unstrittig sowie kontextunabhdngig ist das Ziel der horizontalen Umverteilung zwischen
kinderlosen Haushalten und Familien mit Kindern. Einen diesbezUglichen AnknUpfungspunkt
bildet das finanzwissenschaftliche Prinzip der Leistungsfahigkeit. Die Ermittlung der &kono-
misch-finanziellen Leistungsfahigkeit fUr Zwecke der Einkommensbesteuerung erfolgt unter
Anwendung des so genannten Nettoprinzips in drei Etappen. Ausgangsbasis bildet die Sum-
me aller vom steuerlichen Einkommensbegriff erfassten EinkUnfte. Befreit sind davon unter
anderem sozialpolitisch motivierte 6ffentliche Transfers, die der Grundsicherung dienen. In ei-
nem zweiten Schritt werden jene Aufwendungen in Abzug gebracht, die den Steuerpflichti-
gen zur Erzielung ihrer EinkUnfte (d. h. durch AusUbung einer Berufstatigkeit bzw. selbstéandi-
gen/gewerblichen Tatigkeit) zwangslaufig entstehen (objektives Nettoprinzip). Denn Aufwen-
dungen, die von Steuerzahlerinnen getatigt werden mussen, um steuerpflichtiges Einkommen
zu erzielen, kbnnen nicht selbst steuerbar sein. FUr die Familienbesteuerung von groBter Rele-
vanz ist das subjektive Leistungsfahigkeitseinkommen, das durch den Abzug der fUr den Le-
bensbedarf notwendigen Aufwendungen ermittelt wird. Bei gleichem objektivem Nettoein-
kommen muss das frei verfGgbare Einkommen einer mehrképfigen Familie zwangsléufig nied-
riger sein als das einer allein stehenden Person und begrindet damit die Notwendigkeit hori-
zontaler Umverteilung'!).

Familienpolitik verfolgt horizontale sowie vertikale Verteilungsziele

Dabei kbnnen Familienleistungen mit dem Zweck des Lasten- bzw. Leistungsausgleiches mehr
oder minder stark um vertikale Umverteilungselemente ergdnzt werden, um die Chancen-
gleichheit von Kindern mit unterschiedlichem 6konomischem Hintergrund zu férdern. Einen
besonderen Aspekt der Lastenabgeltung stellt dabei die Vermeidung bzw. Bek&dmpfung von
Kinderarmut dar. Diese beiden Dimensionen gewinnen im Lichte der zunehmenden Ungleich-
verteilung von Einkommen und dem signifikanten Anstieg der Kinderarmut an Bedeutung.

Neben horizontalen und vertikalen Verteilungsaspekten kdnnen familienpolitische MaBnah-
men im Hinblick auf eine weitere verteilungspolitische Dimension, ndmlich aus einer Gender-
perspektive, betrachtet werden. Derzeit sind unbezahlte Haus- und bezahlte Erwerbsarbeit
zwischen den Geschlechtern sehr ungleich verteilt. Dies ist unabhdngig von Gerechtigkeits-
aspekten und politischen Zielen allein aus individuellen dkonomischen Grinden vor dem Hin-
tergrund der Destabilisierung von Partnerschaften einerseits und den Entwicklungen auf dem
Arbeitsmarkt, die weniger h&ufig als frUher eine konstante Erwerbstétigkeit sicherstellen, prob-
lematisch. Daher ist die Vermeidung von MaBnahmen, die eine ungleiche Aufteilung bezahl-

M Vgl. Althammer (2000A): 216 f. und Nowotny (1999): 301.
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ter und unbezahlter Arbeit zwischen den Geschlechtern férdern, aus familien- und frauenpoli-
fischer Sicht geboten.

Familienpolitische MaBnahmen sollen die Gleichstellung der Geschlechter férdern

Dies lasst sich Uber zwei strategische Zielrichtungen verfolgen: erstens, eine gleichmdaBigere
Aufteilung der unbezahlten — bisher zum weit Uberwiegenden Teil von Frauen Gbernomme-
nen — Haus-, Pflege- und Betreuungsarbeit zwischen den Geschlechtern, d. h. stérkeres Enga-
gement der Manner; zweitens, eine gleichmdaBigere Verteilung der bezahlten Arbeit zwischen
den Geschlechtern, d. h. eine stdrkere Erwerbsbeteiligung der Frauen. Hierzu wére eine ent-
sprechende markiliche oder offentliche Infrastruktur erforderlich, die eine Auslagerung der
bisher im Haushalt informell erbrachten Leistungen auf den formalen Markt zu Preisen ermdg-
licht, die unter dem finanziellen Ertrag einer Erwerbstatigkeit liegen.

Die Férderung der Erwerbsbeteiligung der Frauen hat positive Wachstumseffekte

Jedoch werden mit der Férderung der Erwerbsbeteiligung von Frauen nicht nur distributive
Ziele, sondern auch allokations- und wachstumspolitische Interessen verfolgt. An der Schnitt-
stelle zur Bildungspolitik rockt die Verfugbarkeit und Fortentwicklung von Humankapital ins
Aufgabenfeld der Familienpolitik. Dabei nimmt das Arbeitskraftepotential der Frauen eine
SchlUsselposition ein. So resultiert die zunehmende Eingliederung des Haushaltssektors in den
formalen Markt durch die Arbeitsmarktpartizipation von Frauen insgesamt in gréBerer Effizienz
und héherem wirtschaftlichem Wachstum!2).

Die Stabilisierung der Bevdlkerung im Erwerbsalter durch steigende FertilitGtsraten
wirkt positiv auf das Wirtschaftswachstum

Nicht zuletzt kann aus wachstumspolitischen Uberlegungen die Steigerung der Fertilitat als Ziel
familienpolitischen Handelns definiert werden: So ist bei gleichbleibend geringen Geburtenra-
ten mittelfristig ein RUckgang der Bevolkerung im Erwerbsalter zu erwarten, der sich negativ
auf das Wirtschaftswachstum auswirkt’3).

3. Familienbezogene Instrumente

Die Wirtschaftspolitik kennt eine Reihe maéglicher Instrumente, die potentiell geeignet sind,
familienpolitische Aufgaben und Ziele umzusetzen. Zur Familienforderung im engeren Sinn
zGhlen direkte bzw. indirekte monetdre Transfers, das sind kinderbezogene steuerliche Entlas-
tfungen oder Geldleistungen (sie werden meist undifferenziert als Geldleistungen zusammen-
gefasst), und Realtransfers. Diese drei Instrumentengruppen bilden den Schwerpunkt der
nachfolgenden Analysen, doch werden auch andere Formen der Familienférderung behan-
delt: beispielsweise die Familienférderung durch die gesetzliche Sozialversicherung oder die
betriebliche Familienpolitik. AuBerdem werden verschiedene Modelle der Einkommensbe-

12) Vgl. Biffl (2007): 1.
13) Vgl. Aiginger —Tichy —Walterskirchen (2006).
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steuerung mit in die Analyse eingebunden. Durch die BeguUnstigung bzw. Benachteiligung be-
stimmter Formen der Arbeitsteilung zwischen den  Geschlechtern und  der
Erwerbsanreizmechanismen kénnen sie auch direkt Einfluss auf familienpolitisch relevante
GroBen nehmen.

Ansatzpunkte der Familienférderung sind die Sicherung des Kinder-Existenzminimums,
die finanzielle UnterstUtzung on Eltern w&hrend der Karenz und die Abdeckung des
Betreuungsbedarfes nach der Karenz

Instrumente, die der Familienférderung dienen, kbnnen an drei Lebensphasen ansetzen. Typi-
scherweise beinhaltet das familienpolitische Instrumentarium MaBnahmen, die durch finanzi-
elle Zuwendungen der Sicherung des Kinder-Existenzminimums dienen. Diese Leistungen er-
strecken sich Uber die gesamte Zeit, in der Kinder von ihren Eltern unterhalten werden bzw.
sich in Ausbildung befinden. Ein zweiter Block von Leistungen stellt auf die finanzielle UnterstUt-
zung von Eltern ab, die fUr einen befristeten Zeitraum nach der Geburt nicht bzw. nur einge-
schrankt erwerbstatig sind. Der dritte Typ von Instrumenten bezieht sich auf den Betreuungs-
bedarf eines Kindes nach der Zeit der Karenz. Diese Ansdtze kénnen entweder auf eine Auf-
stockung des Haushaltseinkommens abzielen, wenn sich ein Elternteil fUr die weitere inner-
hdusliche Betreuung des Kindes entscheidet, oder die Bereitstellung und Inanspruchnahme
externer Betreuungskosten unterstUtzen.

3.1 Sicherung des Kinder-Existenzminimums

Familienférderung im engeren Sinne stellt auf eine Reduktion von direkten oder indirekten
Kinderkosten ab, um das Kinder-Existenzminimum abzusichern. Hierzu kann sich die Familien-
politik einer Reihe von Instrumenten bedienen, die im Folgenden behandelt werden.

3.1.1 Familiensplitting im Rahmen der Einkommensbesteuerung

Beim Familiensplitting werden zu Zwecken der Einkommensbesteuerung die Einkommen aller
Haushaltmitglieder addiert und durch den so genannten Splittingdivisor dividiert. Je mehr Kin-
der ein (Ehe-)Paar hat, umso groBer ist der Wert des Splittingdivisors, durch den das Haus-
haltseinkommen vor Anwendung des Einkommensteuertarifs dividiert wird: Und umso geringer
ist bei einem progressiv verlaufenden Einkommensteuertarif die Progressionsstufe, in der das
kumulierte und mittels Divisor gesplittete Einkommen veranlagt wird.
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Familiensplitting — Pros und Cons

Vorteile:

- Steuerliche Entlastung nimmt mit steigender Kinderzahl zu (horizontale Umverteilung)

Nachteile:

- Forderung des Allein- bzw. Zuverdienermodells

- Barriere fUr Frauenerwerbstatigkeit: Negative Anreize fur Aufnahme/Ausdehnung einer
Erwerbstatigkeit durch Zweitverdienende (Frauen)

- Degressionswirkung — Entlastung nimmt mit steigendem Einkommen zu

- Entlastung nur bei Vorhandensein eines zu versteuernden Einkommens

Die gesamte Einkommensteuerschuld eines Haushaltes ergibt sich aus der Multiplikation der
resultierenden Tarifoelastung mit dem Splittingdivisor. Die H6he der finanziellen Entlastung for
ein Kind ergibt sich dann aus der Differenz der Steuerlast bei BerUcksichtigung und Nichtbe-
rGcksichtigung des Kinder-Splittingfaktors.

Von diesem System der Einkommensbesteuerung gehen bei Anwendung eines progressiven
Einkommensteuertarifes insbesondere drei Wirkungen aus:

(i) Das Familiensplitting fordert einerseits das Modell des Allein- oder Zuverdienenden: Denn
der Splittingvorteil, d. h. die steuerliche Entlastung von gemeinsam veranlagten Ehepaaren
gegenuUber der Individualbesteuerung, nimmt mit einem Einkommensunterschied zwischen
den Ehepartnern zu und wird maximiert, wenn ein gegebenes Haushaltseinkommen nur
durch einen Partner verdient wird.

(i) Auf der anderen Seite stellt die gemeinsame Veranlagung des Haushaltseinkommens eine
Barriere fUr die Frauenerwerbstatigkeit dar. Zum einen schmilzt der Splittingvorteil eines
Doppelverdienerhaushalts mit identischem Haushaltseinkommen relativ zu jenem des
Alleinverdienerhaushalts, und dies umso mehr, je mehr die Einkommensdifferenz sich verrin-
gert. AuBerdem rutscht das Erwerbseinkommen der Zweitverdienenden bei gemeinsamer
Veranlagung gegenUber der getrennten Besteuerung in eine héhere Progressionsstufe, wenn
das Einkommen der Hauptverdienenden deutlich hdher ist.

(iii) Zudem wachst der Splittingvorteil beim Familiensplitting nicht nur mit zunehmender Kinder-
zahl, wie aus Sicht der horizontalen Leistungsfahigkeit erwlnscht, sondern auch mit zuneh-
mender Einkommensdiskrepanz zwischen Ehemann und Ehefrau und der absoluten Einkom-
menshohe. Das AusmaB des steuerlichen Vorteils im Vergleich zur Individualbesteuerung
nimmt schlieBlich auch mit der Stérke der Progression des Einkommensteuertarifs sowie der
Hohe des Spitzensteuersatzes zu — diese Degressionswirkung ist aus Sicht der vertikalen Dimen-
sion des Leistungsfahigkeitsprinzips nicht unproblematisch. SchlieBlich findet eine steuerliche
Entlastung nur dann statt, wenn der Haushalt Gber ein zu versteuerndes Einkommen verfigt.

3.1.2 Freibetrag

Werden die obligatorischen Unterhaltsleistungen fUr Kinder nicht wie z. B. beim Familiensplit-
ting unmittelbar in das Einkommensteuermodell eingearbeitet, werden sie zumeist durch eine
Steuerfreistellung per Kinderfreibetrag berucksichtigt. Einer strengen Interpretation des subjek-
tiven Leistungsfahigkeitsprinzips folgend ist der Abzug eines einheitlichen Freibetrages von der
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Bemessungsgrundlage das addquate steuerliche Mittel'4). Die nach dem objektiven Netto-
prinzip ermittelten EinkUnfte werden vor Asnwendung des Steuertarifs nicht nur um die Ausga-
ben fUr die eigene Existenzsicherung, sondern auch die von unterhaltspflichtigen Kindern ge-
kurzt. Auch die Kosten fur Betreuung und Ausbildung von Kindern werden mitunter durch
Freibetragsregelungen formal berUcksichtigt. Auf diese Weise kann der geminderten Leis-
tungsfahigkeit von Steuerpflichtigen mit Kindern im Sinne der horizontalen Gerechtigkeit
Rechnung getragen werden.

Freibetrag —Pros und Cons

Vorteile:

- Berucksichtigung der geminderten steuerlichen Leistungsfahigkeit aufgrund
kinderbezogener Ausgaben (horizontale Umverteilung)

Nachteile:

- Degressionswirkung — Entlastung nimmt mit steigendem Einkommen zu

- Entlastung nur bei Vorhandensein eines zu versteuernden Einkommens

Freilich ist eine semantische Abgrenzung von fiskalischen Instrumenten, deren steuerrechtlich
motiviertes Ziel horizontale Gerechtigkeit zwischen Kinderlosen und Familien ist, und familien-
politischen MaBnahmen, die eine explizite Férderung von Familien zum Ziel haben, bisweilen
schwer vorzunehmen. So ist ein kinderbezogener Freibetrag, dessen Entlastungswirkung Uber
das Existenzminimum eines Kindes hinausgeht, sicherlich auch als familienférderndes Instru-
ment zu interpretieren. Allerdings sind Freibetrge wegen ihrer vertikalen Umverteilungseffekte
im engeren Sinne nur dann legitim, wenn dem objektiven Nettoprinzip bei der Ermittlung des
zu versteuernden Einkommens Rechnung getragen werden soll. Abzige von der Bemes-
sungsgrundlage fUr Aufwendungen, die nicht "zwangsléufig" vorgenommen werden mussen,
die Leistungsfahigkeit der Steuerpflichtfigen streng genommen also nicht schmdlern (die also
der Umsetzung des subjektiven Nettoprinzips bei der Ermittlung des zu versteuernden Einkom-
mens dienen), sind umstritten. Nowofny (1999) zufolge machen internationale Vergleiche
deutlich, dass die Auslegung und Anwendung des oft zifierten Leistungsfahigkeitsprinzips viel-
seitig ist, weil auf die Frage, wann gleiche steuerliche Leistungsfdhigkeit zweier Steuerpflichti-
ger mit unterschiedlichen individuellen Merkmalen vorliegt, viele Antworten moglich sind!%).

Ist die Notwendigkeit einer steuerlichen Freistellung des Existenzminimums von Eltern und Kin-
dern grunds@tzlich unbestritten, so wird eine Abzugsmethode mittels Freibetrag jedenfalls als
nicht unproblematisch eingestuft. Da der Freibetrag vor Anwendung des Steuertarifs in Abzug
gebracht wird, steigt die Enflastungswirkung bei einem progressiven Steuerverlauf mit zuneh-
mendem Einkommen an. Der resultierende Degressionseffekt steht in Konflikt zur vertikalen
Verteilungsgerechtigkeit!s).

Wdhrend BefUrworter des Kinderfreibetrages eine steuerliche Freistellung des Existenzmini-
mums aus steuerrechtlicher Sicht fUr geboten halten und die degressiven Effekte als "system-

14) Vgl. Nowotny (1999): 328.
15) Vgl. Nowotny (1999): 329.
1¢) Vgl. Althammer (2000A): 221.
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notwendige Kehrseite der Progression™7) hinnehmen, sprechen sich dessen Gegner fir eine
progressionsunabhdngige Férderung von Kindern aus. Sie sehen in der steuerlichen Berlck-
sichtigung kindbedingter Aufwendungen weniger das bloBe Erfordernis, die Grundsicherung
fur Kinder auBerhalb der Sozialhilfe zu gewdhrleisten, sondern vielmehr eine Sozialzwecknorm,
die eine gezielte Abweichung vom Leistungsfahigkeitsprinzip bedeutet!8). Sozialzwecknor-
men, die sowohl als Steuerversché&rfungen als auch Steuerentlastungen wirken kdnnen, stellen
auf ein definiertes Lenkungsziel — hier die UnterstUtzung von Familien — ab, was ungleiche Be-
lastungswirkungen trotz gleicher Leistungsféahigkeit rechtfertigt.

SchlieBlich ist auch beim Freibetrag zu berucksichtigen, dass er nur dann eine steuerliche Ent-

lastung bewirkt, wenn die steuerliche Bemessungsgrundlage mindestens so hoch ist wie der
Freibetrag.

3.1.3 Kindergrundfreibetrag

Sollen die degressiven vertikalen Umverteilungseffekte von Kinderfreibetrag oder Familiensplit-
ting vermieden werden, wdre auch eine Erhdhung der steuerlichen Nullzone um das Kinder-
existenzminimum unter Beibehaltung aller anderen Tarifzonen méglich. Diese aus der wissen-
schaftlichen Debatte als "Kindergrundfreibetrag" bekannte Option stellt eine Tarifmodifikation
dar. Hier wdre die Steuerersparnis im Gegensatz zum Freibetrag nicht progressionsabhdngig,
sondern verkUrzte lediglich die erste Tarifstufe um das freizustellende Kinder-Existenzminimum.
Dadurch wdare der Steuerentlastungsbetrag fur alle Steuerpflichtigen mit einem zu versteu-
ernden Einkommen Uber der tarifichen Nullzone zuzUglich des Kindergrundfreibetrages
gleich1?).

Kindergrundfreibetrag — Pros und Cons
Vorteile:

- BerUcksichtigung der geminderten steuerlichen Leistungsfahigkeit aufgrund
kinderbezogener Ausgaben (horizontale Umverteilung)

- Keine Degressionswirkung

Nachteile:

- Wenn die Summe der Kindergrundfreibetrége die erste Tarifzone Ubersteigt,
- steigt der Eingangssteuersatz von Familien mit Kindern
- steigt die steuerliche Entlastung fUr Kinder hoherer Ordnungszahl

- Entlastung nur bei Vorhandensein eines zu versteuernden Einkommens

Allerdings n&hme aufgrund der Progression in einem Stufengrenzsatztarif, wie er in Osterreich
angewendet wird, der Eingangs-Grenzsteuersatz von Familien mit Kindern im Vergleich zu

17) Vgl. Althammer (2000A): 218.

18) Vgl. Althammer (2000A): 222.

19) Diese Aussage ist nur unter der Annahme zutreffend, dass das Produkt aus dem Kindergrundfreibetrag und der
Anzahl der Kinder eines Haushaltes die 14.000 € breite erste Progressionsstufe nicht Ubersteigt. D. h. gibt es in einem
Haushalt 4 Kinder, fUr die ein Kindergundfreibetrag von je 5.000 € — insgesamt also 20.000 € — in Abzug gebracht wer-
den kann, wirden 0 € zum Steuersatz von 36,5% versteuert und 26.000 € abzUglich weiterer 6.000 € zum Steuersatz
von 43,20%. Dadurch stiege die Steuerersparnis mit steigendem Einkommen.
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kinderlosen Steuerpflichtigen zu, wenn die Summe der KindergrundfreibetrGge die erste Tarif-
zone Uberstiege. Dieser Effekt lieBe sich nicht mit dem Prinzip der vertikalen Steuergerechtig-
keit vereinbaren. AuBerdem erhdhte sich die steuerliche Entlastung trotz gleichen Grundfrei-
betrages ab einer gewissen Kinderzahl, ebenfalls durch die Tarifprogression bedingt?). Dies
stellfe gewissermaBen eine automatische systemimmanente Geschwisterstaffelung dar. Beim
Osterreichischen Stufengrenzsatztarif gilt dies dann, wenn aufgrund der Anzahl der Kinder die
Summe der Kinderfreibetrdge die erste Tarifzone Ubersteigt. Insgesamt hdngt es von der Héhe
des Kindergrundfreibetrages, der Breite der ersten Tarifzone und der Zahl der Kinder ab, ob
dieser Effekt eintritt.

Auch der Kindergrundfreibetrag fUhrt nur dann zu der angestrebten Steuerentlastung, wenn
er nicht héher als die Steuerbemessungsgrundlage ist.

3.1.4 Freigrenze

Bei einer kinderbezogenen Steuerfreigrenze im Anschluss an die steuerfreie Nullzone wirden
nur jene entlastet, deren EinkUnfte unter der Freigrenze, jedoch Uber der steuerfreien Nullzone
liegen. FUr alle darUber liegenden Einkommen wdare die Steuerersparnis null. Degressive Wir-
kungen wurden hier zwar weitgehend vermieden, allerdings lieBe sich dieses Instrument kaum
mit dem Ziel der horizontalen Umverteilung hin zu allen kinderbetreuenden Haushalten unab-
hdngig von der HOhe ihrer EinkUnfte vereinbaren. Lediglich ergédnzt um eine
Einschleifregelung, die die sukzessive Verringerung eines Kinderfreibetrages bewirkt, bis dieser
auf einem bestimmten Einkommensniveau wie eine Freigrenze auslduft, kdnnte die EinfGhrung
einer "Kinderfreigrenze" angedacht werden. Durch die Kombination von Kinderfreibetrag und
—grenze ndhme die steuerliche Entlastung mit zunehmender Einkommenshéhe ab. Sicherge-
stellt werden muUsste, dass die Sicherung des Kinder-Existenzminimums auf der Hohe des Ein-
kommensniveaus, wo die Freigrenze bzw. der Freibetrag auslduft, auch ohne staatliche Unter-
stOtzungsleistungen gewdhrleistet ist. Faomilien ohne ein zu versteuerndes Einkommen profitie-
ren von der Freigrenze nicht.

Freigrenze —Pros und Cons
Vorteile:

- Keine Degressionswirkung
Nachteile:

- Keine Entlastung von Familien oberhalb der Freigrenze (VerstoB gegen horizontale
Umverteilung)

- Entlastung nur bei Vorhandensein eines zu versteuernden Einkommens

3.1.5 Absetzbetfrdge bzw. Negativsteuern

Steuerlich kdnnen kinderbezogene Aufwendungen auBerdem durch Absetzbetrdge berlck-
sichtigt werden. Durch die Anwendung eines einheitlichen Abzugsbetrags von der individuel-

2) Vgl. Althammer (2000): 222.
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len Steuerschuld werden alle abzugsberechtigten Steuerpflichtigen in gleicher Hohe entlas-
tet.

Absetzbetrag — Pros und Cons

Vorteile:

- BerUcksichtigung der geminderten steuerlichen Leistungsfahigkeit aufgrund
kinderbezogener Ausgaben oder Aufgabe/Einschrénkung der Erwerbstatigkeit zur
Kinderbetreuung (horizontale Umverteilung)

- Keine Degressionswirkung

Nachteile:

- Enflastung nur bei Vorhandensein einer Steuerschuld (wenn nicht negativsteuerfdhig)

Ein degressiver Effekt wie beim Abzug der Freibetrége wird durch die einkommens- und pro-
gressionsunabhdngige Wirkung der Absetzbetrdge vermieden. Im familienpolitischen Kontext
sind AbzUge kinderbezogener Aufwendungen jeder Form denkbar. Auch kann der vermin-
derten finanziellen Leistungsféhigkeit von Familien, in denen nur ein Elternteil erwerbstatig ist,
wdahrend der zweite fUr Kinderbetreuung und —erziehung sorgt, in Form von Absetzbetrégen
(in Osterreich z. B. Alleinverdienerabsetzbetrag) Rechnung getragen werden. Ebenso werden
in einigen Landern (wie in Osterreich) Familien mit nur einem Elternteil durch einen Alleinerzie-
herabsetzbetrag finanziell entlastet?!). Familien unterer Einkommensbereiche, die wegen ihrer
zu geringen EinkOnfte keine Einkommensteuer zahlen muUssen, kdnnen Absetzbetrdge im Ge-
gensatz zu Freibetrdgen frotzdem steuerlich geltend machen, wenn sie in Form von Negativ-
steuvern ausbezahlt werden.

3.1.6 Monetdre Transfers

Eine Alternative bzw. Ergdnzung zu den steuerlichen Regelungen stellen kinderbezogene
Transferzahlungen dar. Durch &ffentliche Transferzahlungen (in Form eines Fixbetrages) wird
eine vertikale Umverteilung vorgenommen, deren verzerrende Wirkungen jedoch — nach An-
sicht der Lehrbuch-Okonomie — zu Lasten der dkonomischen Effizienz gehen. Kontextspezifisch
werden oOffentliche Transfers dann als effizient bezeichnet, wenn sie die Erwerbstdtigkeit von
Eltern, insbesondere der Mutter férdern. In welcher Weise diesem klassischen Trade-Off zwi-
schen "equity" und "efficiency" begegnet wird, ist von der Priorisierung innerhalb einer Gesell-
schaft abhdngig.

21} Vgl. Nowotny (1999): 326.

WIFO



- 23 -

Monetdre Transfers —Pros und Cons

Vorteile:

- Horizontale Umverteilung unabhdngig von Vorhandensein eines zu versteuernden
Einkommens/Steuerschuld

- Vertikale Umverteilung durch einkommensabhdngige Transfers bzw. Transfers mit
Fixbetrag

- Verringerung der Kinderarmut durch einkommensabhdngige Transfers

- Konnen bei entsprechenden Anspruchsvoraussetzungen bzw. Zweckwidmung
Erwerbstatigkeit von Frauen férdern

Nachteile:

- Ungebundene Transfers haben negative Arbeitsanreize fur Zweitverdienende (Frauen)

Kinderbezogene einkommensabhdngige Transfers dienen grundsatzlich dem Zweck, Familien
finanziell zu unterstGfzen und so Armut zu verhindern bzw. abzubauen. Gangige Transfers sind
beispielsweise Kinder- und Eltern- bzw. Kinderbetreuungsgeld. Einkommensabhdngige Trans-
fers sind zwar addquate Mittel, um eine ungleiche Einkommensverteilung und absolute Armut
zu reduzieren. Mit ihnen gehen allerdings auch negative Beschaftigungsanreize einher. Der
arbeitsmarkttheoretische Begriff des Reservationslohns begrindet den negativen Zusammen-
hang zwischen Transferleistung und Arbeitsangebot. Arbeitskrafte sind immer nur dann bereit,
Arbeit anzubieten, wenn der potentielle Lohn Uber dem Reservationslohn liegt. Werden staat-
liche UnterstUtzungsleistungen ausbezahlt, erhdht sich der Reservationslohn und vermindert
somit ceteris paribus den Anreiz zu arbeiten.

Eine Umkehrung dieses Effektes Iasst sich erzielen, wenn sich nur erwerbstatige Eltern fir Trans-
fers qualifizieren kbnnen. Auf diese Weise werden staatliche Arbeitsanreize gesetzt, die insbe-
sondere die tendenziell niedrige Erwerbsquote unter MUttern erhdhen sollen. Allerdings ist die
soziale Treffsicherheit von Transfers, die an die Berufstatigkeit der Elfern gebunden sind, in Fro-
ge zu stellen. Anstatt vor allem einkommensschwdéchere Familien zu stUtzen, werden sozial
schwache Familien, die aufgrund von Arbeitslosigkeit der Eltern in prek&ren Einkommensver-
hdaltnissen leben, nicht erreicht?22).

3.2 Kompensation des Einkommensverlustes wahrend der Karenz

Besondere Relevanz im familienpolitischen Kontext kommt den staatlichen Regelungen von
Mutterschutz und Erziehungsurlaub zu, die vorzeichnen, ob die Erwerbstatigkeit mindestens
eines Elternteils tendenziell fUr lGngere oder kurzere Zeit unterbrochen wird.

Der Mutterschutz ist per se an eine frUhere Berufstatigkeit der Mutter gebunden. Wahrend die
Dauer des Mutterschutzes zumindest innerhalb der EU nicht sehr differiert, unterscheidet sich
die Héhe der finanziellen Kompensation mitunter erheblich zwischen den Landern. Die Ge-
wdahrung von Mutterschutz erfolgt in Europa aber hdufig ohne erwdhnenswerte Auswirkungen
auf Umverteilung oder Arbeitsangebotsentscheidungen.

Die Regulierung des Elternurlaubes hingegen ist mit Auswirkungen auf familienpolitische Ziel-
groBen verbunden. In Abhdngigkeit von der Hohe der finanziellen Kompensation fir den Ver-

2) Vgl. Haan (2007): 1 f.
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dienstausfall und der moglichen Ladnge der Erwerbsunterbrechung werden unterschiedliche
individuelle Arbeitsmarkt- und Beschdaftigungsentscheidungen begunstigt. So erleichtert eine
groBzigige einkommensunabhdngige Kompensation zwar die Readlisierung méglicher Kin-
derwunsche, setzt aber gleichzeitig negative Beschdaftigungsanreize fUr die Zweitverdienen-
den.

GroBzUgige einkommensunabhdngige Einkommensersatzleistungen haben negative
Arbeitsanreize fur Zweitverdienende (Frauen)

Auch die Ladnge des gesetzlich gewdhrten Elternurlaubs spielt eine Rolle fUr die Arbeitsange-
botsentscheidungen der Eltern. Ist eine finanzielle Kompensation fir eine vergleichsweise kur-
ze Phase vorgesehen, entstehen bei reduzierter Erwerbsbeteiligung sehr rasch Einkommens-
einbuBen fUr einen Haushalt, zumal dann, wenn keine steuerlichen Entlastungen fur Allein-
oder Zuverdienerhaushalte vorgesehen sind. So gesehen ist es fur jenen Elternteil, der den El-
ternurlaub in Anspruch genommen hat, finanziell sinnvoll, wieder in den Arbeitsmarkt einzutre-
fen. Zudem bleibt die Infegration in den Arbeitsmarkt bei kirzeren Elternpausen bestehen,
etwaige Dequdlifizierungen aufgrund von ldngeren beruflichen Unterbrechungen werden
vermieden.

Relativ kurze Elternkarenz vermeidet Probleme der Dequalifikation und Reintegration
in den Arbeitsmarkt

Was die konkrete Ausgestaltung angeht, dominieren insbesondere zwei Modelle: einkom-
mensabhdngige Leistungen einerseits und Pauschalbetrige andererseits. Einkommensab-
hdngige Modelle bieten eine Einkommensersatzleistung im eigentlichen Sinne und spiegeln
somit die dkonomische Leistungsfahigkeit von Familien wider. Systeme mit Pauschalbetrédgen
stellen dagegen eher eine Grundsicherung dar, die auf die Anerkennung der innerhduslichen
Betfreuungsleistung und grundlegende soziale Absicherung von Familien abstellen. Beide Sys-
teme kdnnen um Mindestbetrdge (Untergrenzen) sowie Regelungen fUr einkommensschwa-
che und Mehrkindfamilien ergénzt werden.

Von der Art der Ausgestaltung kdnnen in Abhdngigkeit vom jeweiligen Leistungsniveau unter-
schiedliche Effekte ausgehen:

e Bei Pauschalbetrégen ist die Differenz zwischen Leistungshéhe und vormaligem Einkom-
men vor allem fur Besserverdienende besonders hoch, was die OpportunitGtskosten von
Kindern steigen lasst und die Entscheidung fUr ein Kind behindern kann. Auch sind diese
Differenzen aufgrund des Gender Pay Gap bei Mdnnern héher, weshalb eher Frauen inre
Erwerbstatigkeit unterbrechen.

e FUr die Dauer des moglichen Leistungsbezugs ist der Wiedereinstieg ins Berufsleben bei
einkommensabhdngigen Zahlungen fUr Besserverdienende unatiraktiver als bei Pau-
schalbetrégen. Pauschalbetrdge (ab einer bestimmten Hohe) begUnstigen dagegen die
Unterbrechungen von Geringverdienenden und vor allem von Zweitverdienenden.
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e Allerdings steigt durch die Koppelung an das Niveau der vormaligen ErwerbseinkUnfte
die H6he der Leistung mit zunehmenden Einkommen an. Dadurch erhalten Geringver-
dienende im Vergleich zu Besserverdienenden absolut weniger ausbezanhlt.

e Ein Vorteil des einkommensabhdngigen Systems liegt darin, dass (ab einer bestimmten
Einkommensersatzrate) die — im Vergleich zu den MuUttern durchschnittlich mehr verdie-
nenden — Vater weniger hdufig aus finanziellen Grinden an einer Babykarenz gehindert
sind.

Einkommensabhdngige Einkommensersatzleistungen bieten positive Anreize fur Vater
zur Inanspruchnahme von Elternurlaub

Um Vdater verstarkt zu einer Inanspruchnahme von Karenz bzw. zur Betreuung ihrer Kinder zu
motivieren, sind sowohl beim einkommensabhdngigen Kinderbetreuungsgeld als auch bei
Systemen mit Pauschalbetrégen Regelungen denkbar, die Ldnge und Héhe der Kompensa-
tionszahlungen an die Bedingung knUpfen, dass der Elternurlaub von beiden Elternteilen in
Anspruch genommen wird.

Die verpflichtende Inanspruchnahme eines Teils des Elternurlaubs durch beide Eltern
férdert egalitdrere innerfamiliGre Arbeitsteilung

Eine egalitérere innerfamiliGre Arbeitsteilung wird auf diese Weise forciert und Humankapital-
verluste aufgrund der Nicht-Erwerbstatigkeit eines Elternteils reduziert. Auch so genannte Teil-
zeitregelungen, bei der eine finanzielle Kompensation pro reduzierter Arbeitsstunde erfolgt,
tfragen zu einer besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf, auch in frGhen Stadien der Kin-
dererziehung, bei?3). Werden sie nicht von beiden Partnerinnen genutzt, wirken Teilzeitrege-
lungen einer gleichmdaBigeren innerfamili@ren Arbeitsteilung allerdings eher entgegen.

3.3 Abgeltung von Betreuungsaufwand nach der Karenzzeit

3.3.1 BeruUcksichtigung von direkten und indirekten Kosten der innerh&uslichen
Betreuung von Kindern durch Eltern(teile) in Eihkommensteuermodellen und
Sozialversicherungssystemen

Einkommensteuermodelle kbnnen einen Bias zugunsten einer inner- oder auBerhduslichen Be-
freuung der Kinder beinhalten. Von grundlegender Bedeutung ist hierbei die Wahl des Ein-
kommensteuersystems hinsichtlich der Steuereinheit; d. h. ob Familien als Ganzes oder einzel-
ne Familienmitglieder ohne Bericksichtigung des Familienstandes getrennt voneinander zur
Stever veranlagt werden. Auf dieser konzeptionellen Differenzierung beruht die grundsatzli-
che Unterscheidung von Einkommensteuersystemen in Individualbesteuerung einerseits und
Haushaltsbesteuerung andererseits.

Zwar ist ein System der Haushaltsbesteuerung nicht automatisch ein familienpolitisches Instru-

ment: Die Besteuerung von Ehegatten ist von der steuerlichen BerUcksichtigung kinderbezo-
gener Aufwendungen zu trennen. Galt die Koppelung von Ehe und Familie frher noch als

) Vgl. Dingeldey (1999): 62 f.
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Regelfall, so 1&6st sich dieser Zusammenhang zusehends auf. Familiengrindungen finden im
Zuge der Pluralisierung familialer Lebensformen in zunehmendem MaBe auBerhalb der Ehe
statt. Alleinerziehende werden genauso wie nicht verheiratete und getrennt lebende Eltern
von an die Ehe anknUpfende Regelungen nicht erreicht. Umgekehrt kann von einer Ehe-
schlieBung nicht mehr automatisch auf einen Kinderwunsch geschlossen werden. Kinderlose
Ehen profitierten von einer einkommensteuerlichen Privilegierung der Ehe, die auf einer fami-
lienpolitischen Motivation beruht, zwangsldufig auch?4). Dennoch ist eine Darstellung der Ein-
kommensteuersysteme sowie ihrer familien-, steuer-, sozial- und genderpolitischen Effekte for
die systematische Einbettung und Analyse der Wirkungsweise eines Familiensplittings erforder-
lich. An dieser Stelle sei auch darauf hingewiesen, dass sich die nachfolgende Analyse in aller
Regel auf die Besteuerung zweier Ehepartner in unterschiedlichen Systemen der Einkom-
mensbesteuerung bezieht. Auf die Behandlung der steuerlichen Belastung anderer Familien-
formen wird der Einfachheit halber verzichtet, obgleich Personen in nichtehelichen Beziehun-
gen und Alleinerziehende nicht zwangsl@ufig wie Alleinstehende zur Steuer veranlagt werden.
Im Folgenden werden die einzelnen Systeme der Familienbesteuerung kurz erléutert.

Individualbesteuerung

Bei einer vollkommen individualisierten Besteuerung erfolgt die Berechnung der Steuerschuld
fUr jede einkommensteuerpflichtige Person gesondert. Familienstand bzw. familiGre Verhdali-
nisse und damit verbundene allfdllige Unterhaltsverpflichtungen bleiben ebenso wie Erwerbs-
verhalten und Einkommenshdhe des Partners gdnzlich unberUcksichtigt. Der Einkommensbe-
steuerung wird somit lediglich das individuelle Einkommen des Steuerpflichtigen zugrunde ge-
legt.

Individualbesteuerung berucksichtigt Erwerbsverhalten und Einkommenshdhe des
Partners nicht

Seien mit S die gesamte Steuerschuld eines Haushaltes, mit Y1 bzw. Y2 die Einkommen beider
Ehepartner und mit T der Steuertarif (die Steuerbetragsfunktion) bezeichnet, so belduft sich
bei individueller Enkommensbesteuerung die Gesamtsteuerschuld S eines Haushaltes auf:

s(,Y2) =1y +7(V2)

Varianten der Haushaltsbesteuerung

Hinter dem Oberbegriff der Haushaltsbesteuerung verbergen sich insbesondere drei Einkom-
mensteuermodelle: die rohe Haushalisbesteuerung, das Ehegattensplitting und das Familien-
splitting. Gemeinsames Kriterium dieser Kategorisierung ist die Wahl des Steuersubjekts. Wie
die Bezeichnung bereits vermuten lasst, werden (Ehe-) Partner bzw. Familien in diesen Syste-
men nicht getrennt, sondern gemeinsam zur Einkommensteuer veranlagt, was eine von Indi-
vidualbesteuerung erwerbstatiger Familienmitglieder abweichende Einkommensteuerbelas-
tung bewirkt.

24) Vgl. Althammer (2002): 76.

WIFO



- 27 -

Gegenuber der Individualbesteuerung werden gemeinsam veranlagte Haushalte
bei der rohen Haushaltsbesteuerung héher besteuert, durch Splittingmodelle
dagegen entlastet

Konkret kbnnen die drei Modelle der Haushaltsbesteuerung wie folgt charakterisiert werden:

Rohe Haushaltsbesteuerung

Im Falle der rohen Haushaltsbesteuerung werden die ErwerbseinkUnfte beider Ehepartner
addiert und das gemeinsam zu versteuernde Einkommen dem Grundtarif unterworfen. Ist die-
ser progressiv gestaltet, Gbersteigt ceteris paribus die Steuerschuld eines gemeinsam veran-
lagten Ehepaares jene bei Individualbesteuerung. Folglich werden bei gleichen wirtschaftli-
chen Verhdltnissen Ehepartner gegenuber Ledigen steuerlich diskriminiert, wenn sie beide Er-
werbseinkommen beziehen, was der rohen Haushaltsbesteuerung den Beinamen "Heirats-
steuer" bzw. "Heiratsstrafsteuer" eingebracht hat.

Obiger Notation folgend, ergibt sich fUr einen Haushalt folgende Gesamtsteuerschuld:
Yi+Y

s Y2y =107 )

Ehegattensplitting

Dagegen kann das Ehegattensplitting durch Anwendung des so genannten Splittingdivisors
Ehepaare gegenuber getrennt Veranlagten steuerlich entlasten. Auch hier werden die Er-
werbseinkUnfte beider Enepartner gemeinsam zur Einkommensteuer veranlagt, doch wird das
kumulierte Einkommen vor Anwendung des Steuertarifs durch einen so genannten Splittingdi-
visor gefteilt, der in der Praxis zumeist den Wert 2 annimmt; dieser spezielle Fall, in dem jedem
Ehepartner der Splittingfaktor 1 zugewiesen wird, wird als Vollsplitting bezeichnet. Das aggre-
gierte Haushaltseinkommen wird demzufolge halbiert, bevor es dem geltenden Steuertarif un-
terworfen wird. Die gesamte Einkommensteuerschuld eines Haushalts ergibt sich aus der Ver-
doppelung der resultierenden Tarifbelastung.

Formal stellt sich die Steuerschuld eines Enepaares bei Enegattensplitting wie folgt dar:

[Y] +Y2J
2
s(MY2)=2-7

Eine steuerliche Entlastung gegenuber der Individualbesteuerung wird im Rahmen eines pro-
gressiven Steuertarifs dann bewirkt, wenn die beiden Einkommen unterschiedlich hoch sind:
Denn das halbierte Einkommen fdallt in eine niedrigere Progressionsstufe. Die Hohe des Steuer-
vorteils hdngt von der Einkommensdifferenz der beiden Partner und der Stérke der Tarifpro-
gression ab. Er wird fur den Fall eines Alleinverdienerhaushaltes maximiert.

Begrundet wird die steuerliche BegUnstigung von Ehepaaren gegenuber Alleinstehenden mit
der Vorstellung von Ehe als umfassender Erwerbs- und Verbrauchsgemeinschaft. Demzufolge
fielen Entscheidungen Uber die innerfamiliGre Aufteilung von Haus- und Erwerbsarbeit ge-
meinsam. Eine Halbierung des zu versteuernden Einkommens beim steuerlichen Splittingver-
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fahren stellte demnach eine reale Abbildung gegenseitiger Unterhaltsleistungen zwischen
Ehepartnern dar und entspriche somit dem Prinzip der individuellen Leistungsfahigkeit2s).

Familiensplitting

Finden neben den Ehegatften auch die Kinder BerUcksichtigung im Splittingdivisor, spricht
man von Familiensplitting. Je mehr Kinder ein Enepaar hat, umso gréBer ist der Wert des Split-
tingdivisors, durch den das Haushaltseinkommen vor Anwendung des Einkommensteuertarifs
dividiert wird: Und umso geringer ist die Progressionsstufe, in der das kumulierte und mittels Di-
visor gesplittete Einkommen veranlagt wird?). Die steuerliche Belastung eines Haushaltes be-
rechnet sich nach folgender Formel, wobei f den Splittingdivisor bezeichnet, der entspre-
chend der Kinderzahl variiert:

(Y] +Y2j
f
s(M, Y2y =¢ -1

Das Familiensplitting kann ebenso wie das Ehegattensplitting bei gemeinsam veranlagten
Paaren bzw. Familien gegenuber individuell Besteuerten eine steuerliche Entlastung bewirken.
Der so genannte Splittingvorteil, d. h. die Differenz der steuerlichen Belastung bei getrennter
und gemeinsamer Veranlagung, Iasst sich folgendermaBen berechnen:

Y] +Y2J

sv(", Y2y =1 ) +1("2) - ~T[

Dabei hangt die Hohe des Splittingvorteils von drei Faktoren ab: der absoluten Hohe des
Haushaltseinkommens, der Einkommensdifferenz beider Ehepartner und dem Steuertarif. Ma-
ximal ist die steuerliche Entlastung von Ehepaaren bzw. Familien bei mdglichst einkommens-
starken Alleinverdienerhaushalten. Denn der Splittingvorteil schmilzt mit zunehmender Nivellie-
rung der beiden Haushaltseinkommen und abnehmendem Gesamteinkommen. Unterschie-
de in der steuerlichen Belastung gegenuber der Individualbesteuerung ergeben sich in allen
Modellen der Haushaltsbesteuerung jedoch nur dann, wenn ein progressiver Einkommen-
steuertarif angewendet wird. In Flat-Tax-Modellen, die sich durch Anwendung eines einzigen,
einheitlichen Grenzsteuersatzes auszeichnen, ist es fir die gesamte Steuerschuld eines Haus-
halts unerheblich, ob die beiden Partner individuell oder zusammen veranlagt werden. Hier
kann ein Splitting nur dann eine steuerliche Entlastung bewirken, wenn ein persénlicher Frei-
betrag im Einkommensteuertarif vorgesehen ist, da dieser bei Nichterwerbstatigkeit eines
Partners doppelt genutzt werden kann.

Neben den dargestellten unbeschrénkten Vollsplittingmodellen sind allerdings auch alternati-
ve Varianten von Ehegatften- und Familiensplitting denkbar. Durch die Anwendung einer
Kappungsgrenze wird der Splittingvorteil auf einen Maximalbetrag begrenzt. Durch Abwand-
lungen des personenbezogenen Splittingfaktors auf Werte gréBer oder kleiner als 1 kbnnen

25) Vgl. Althammer (2002): 76 f.
26) Vgl. Dingeldey (2000): 3.
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Entlastungswirkungen nach oben oder unten korrigiert werden. Eine weitreichendere Modifi-
kation bilden die so genannten Realsplittingmodelle.

Realsplittingmodelle

Neben den Tarifsplittingmodellen finden zunehmend auch Realsplittingvarianten Einzug in die
wirtschaftspolitische Debatte und steuerpolitische Praxis. Grundsatzlich findet beim Realsplit-
ting die individuelle Veranlagung Anwendung, allerdings werden fiktive Unterhaltszahlungen
zwischen Ehepartnern bzw. Eltern und Kindern bei der Bestimmung der Steuerbemessungs-
grundlage berUcksichtigt. Auf diese Weise wird der besonderen dkonomischen Abhdngigkeit
von Ehepartnern auch im Rahmen der Individualbesteuerung Rechnung getragen. Somit sind
Realsplittingmodelle genau genommen nicht dem Modell der Individualbesteuerung zuzu-
rechnen, sondern bilden eine weitere Variante der Haushaltsbesteuerung. Beim Ehegatten-
realsplitting gestaltet sich die Besteuerung der beider Partner wie folgt: Wahrend der zum Un-
terhalt Verpflichtete einen Transfer B von seinem steuerpflichtigen Einkommen in Abzug brin-
gen kann, muss der Empfanger die Unterhaltsleistung zu seiner Bemessungsgrundlage addie-
ren. Die Steuerschuld des Unterhaltszahlers belduft sich nach BerUcksichtigung des Transfers
auf

s(")=1("1-8),

wdhrend der Unterhalt empfangende zweite Ehepartner Einkommen in Héhe von

5(72) =7("2+8)

versteuern muss.

Die Gesamtsteuerschuld des Haushaltes betrdgt demnach:

s(1,Y2) =1(M1-8) + T( Y2 4]

Aus steuerlicher Perspektive stellf sich die Frage nach der Hohe des Transfers B. Ist dieser un-
beschrdnkt, so ergibt sich, wenn B in Hohe der halbierten Differenz der Einkommen beider

Ehepartner angesetzt wird,
Y1-Yo

B= 2

folgende Gesamtsteuerbelastung fur den Gesamthaushalt:

. [Y]_Y]_QYQJ (Y2+Y1_2Y2]
S(,72)=T +T :

was nach mathematischer Umformung genau der steuerlichen Belastung beim "echten"
Ehegattensplitting entspricht:

{Y] +Y2J
2
s(M,Y2)=2-1

Dies gilt jedoch nicht fUr beschrénkte Realsplittingmodelle, wo ein Maximalbetrag fur den in-
nerfamiliren Transfer gesetzlich festgelegt wird. Ubersteigt die Einkommensdifferenz der Ehe-
partner den gesetzlich festgelegten Hochstbetrag der fiktiven Unterhaltsleistung, ist die steuer-
liche Entlastung verglichen mit einer gemeinsamen Veranlagung beim Ehegattensplitting ent-
sprechend geringer. Anders als bei den Tarifsplittingmodellen wird beim beschré&nkten Real-
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splitting anstelle einer vollstéindigen somit lediglich eine partielle Nivellierung der Einkommen
beider Partner bewirkt, was als wirklichkeitsndher gilt?7).

Das Familienrealsplitting stellt die familienpolitische Erweiterung des Ehegattenrealsplittings
dar. Auch hier werden alle Haushaltsmitglieder getrennt zur Einkommensteuer veranlagt. Ne-
ben Transferleistungen zwischen den Ehepartnern kénnen allerdings auch fiktive Unterhalts-
zahlungen an Kinder vom Donator steuerlich in Abzug gebracht werden. Auch beim Familien-
realsplitfting steht die Frage nach einer addquaten Bemessung der fiktiven kinderbezogenen
Transfers im Raum?28).

Wirtschaftspolitische Auswirkungen unterschiedlicher Einkommensteuermodelle

Neben der fiskalischen Funktion sind mit der Einkommensbesteuerung eine Reihe weiterer po-
litischer Zielsetzungen verbunden. Vor allem mdégliche distributive Effekte sowie beschdfti-
gungspolitische Anreizwirkungen von Einkommensteuermodellen stehen im Zentrum theoreti-
scher wie wirtschaftspolitischer Auseinandersetzungen.

Relevant sind dabei insbesondere folgende Fragestellungen:

- Welchen Einfluss hat das Einkommensteuersystem auf die innerfamiliGre Arbeitsteilung
im Hinblick auf bezahlte Erwerbsarbeit und unbezahlte Familienarbeit?

- Welche beschaftigungs- und arbeitsmarktpolitischen Anreize werden gesetzt — vor
allem fUr bislang nicht oder nur geringfUgig erwerbstétige Ehepartner?

- Inwieweit findet eine Umverteilung zwischen Einkommensklassen, also eine
Beeinflussung der personellen Einkommensverteilung, statte

Innerfamilicire Arbeitsteilung

Zundchst sollen die Auswirkungen der einzelnen Einkommensteuermodelle auf die innerfamili-
are Arbeitsteilung beleuchtet werden.

Bei Individualbesteuerung ist es steuerlich am gunstigsten, wenn zu einem gegebenen Haus-
haltseinkommen beide Partner in gleichem MaBe beitragen; wird ein identisches Haushalts-
einkommen nur durch einen Partner erwirtschaftet, ist die Steuerschuld bei einem progressi-
ven Einkommensteuertarif héher. Somit wird indirekt nicht nur eine gleichmaBige Aufteilung
der Erwerbsarbeit, sondern auch der unbezahlten Arbeit im Haushalt unterstitzt.

Individualbesteuerung unterstUtzt eine egalitdre innerfamiliGre Arbeitsteilung,
Splittingmodelle férdern dagegen das Allein- oder Zuverdienermodell

Die Tarifsplittingmodelle férdern dagegen fendenziell das Modell des Allein- oder
Zuverdieners: Denn der Splittingvorteil nimmt mit zunehmender Einkommensdiskrepanz zwi-
schen den Ehepartnern zu und wird maximiert, wenn ein gegebenes Haushaltseinkommen
nur durch einen Partner verdient wird. Die Steuerersparnis des Ehepartners mit deutlich héhe-
ren EinkUnften ist aufgrund der progressiven Ausgestaltung des Steuertarifs jedenfalls groBer

27) Vgl. Buchholz (2000): 8.
28) Vgl. Bergs et al. (2006): 8 ff.
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als die zusatzliche steuerliche Belastung des Zweitverdieners??). Die Splittingmodelle sind da-
rGber hinaus mit einem steuerlichen Anreiz dafur verbunden, dass der Partner mit dem hoéhe-
ren Einkommen (in der Praxis zumeist der Ehemann) die Rolle des Allein- bzw. Hauptverdieners
Ubernimmt, da dies den Einkommensunterschied der beiden Partner und damit auch den
Steuervorteil vergroBert.

FUr die Realsplittingmodelle gilt dieser Zusammenhang nur bedingt: Wahrend von einem un-
beschrankten Realsplitting dieselben Wirkungen auf die innerfamilidre Arbeitsteilung ausge-
hen, entfaltet eine Begrenzung des maximal zul&ssigen Transferbetrags zwischen den Ehe-
partnern einen finanziellen Druck auf das Alleinverdienermodell. Eine mdglichst ungleiche
Verteilung von Erwerbs- und Hausarbeit ist nicht optimal, sobald die Einkommensdiskrepanz
den zuldssigen Maximalbetrag der eheinternen Einkommenstbertragung Gberschreitet.

Beschdftigungsanreize fur Zweitverdienende

Auch ist das System der Einkommensbesteuerung relevant fir Arbeitsangebotsentscheidun-
gen von Zweitverdienenden, also insbesondere der Frauen. Ob es sich Uberhaupt lohnt, in
den Arbeitsmarkt einzutreten, werden Zweitverdienerinnen primér an der Hohe der Besteue-
rung ihres Bruttoentgeltes festmachen. Nur wenn das durch die Erwerbstatigkeit zusatzlich ver-
fugbare Einkommen die Opportunitdtskosten, die sich durch den erforderlichen Zukauf von
Haus- und Familienarbeit ergeben, Ubersteigen, werden sich die in der Regel fir die Uber-
nahme der unbezahlten Arbeit im Haushalt zusténdigen Frauen fur die Aufnahme einer Er-
werbstatigkeit bzw. deren Ausdehnung entschlieen.

Individualbesteuerung kann positive Arbeitsanreize fUr Zweitverdienende setzen,
Haushaltsbesteuerungsmodelle dagegen bergen negative Arbeitsanreize fir
Zweitverdienende (Frauen)

Hinsichtlich der Besteuerung von Zweitverdienereinkommen setzen Individual- und Haushalts-
besteuerungssysteme unterschiedliche Anreize. Bei einer getfrennten Veranlagung ist die
Hohe der Steuerschuld fUr das zweite Einkommen unabhdngig vom Vorhandensein und der
Hbhe eines ersten Einkommens. Eine Reduktion des ArbeitsausmaBes des Erstverdieners und
eine entfsprechende Ausdehnung der Erwerbstatigkeit des Zweitverdieners reduziert sogar die
Gesamtsteuerschuld des Haushaltes.

Dagegen birgt das System der rohen Haushaltsbesteuerung im Vergleich eindeutig negative
Anreize fUr potentielle Zweitverdiener, da das zusatzliche Erwerbseinkommen jenem des Erst-
verdieners zugerechnet wird. Anstelle des Eingangssteuersatzes wird schon der erste verdien-
te Euro des Zweitverdieners dem Grenzsteuersatz des ersten Einkommens unterworfen. Auch
beim Ehegatten- und Familiensplitting stellt die gemeinsame Veranlagung des Haushaltsein-
kommens eine Barriere fur die Frauenerwerbstatigkeit dar. Zum einen schmilzt der Splittingvor-
teil eines Doppelverdienerhaushalts mit identischem Haushaltseinkommen relatfiv zu jenem
des Alleinverdienerhaushalts, und dies umso mehr, je mehr die Einkommensdifferenz sich ver-
ringert. AuBerdem rutscht das Erwerbseinkommen des Zweitverdieners bei gemeinsamer Ver-

2) Vgl. Althammer (2002): 68.

WIFO



- 32 -

anlagung gegenUber der getrennten Besteuerung in eine hdhere Progressionsstufe, wenn das
Einkommen des Hauptverdieners deutlich héher ist30).

Eine Kappung des Splittingvorteils durch die EinfUhrung eines beschrénkten Realsplittings hat-
te erwartungsgemdaB vor allem in den héheren Einkommensdezilen einen gegenldufigen Ef-
fekt. Durch die Begrenzung des Splittingvorteils werden die impliziten Grenzsteuersatze der
Frauen, die bei gemeinsamer Veranlagung jenen der Mdnner entsprechen, gesenkt, sodass
die Anreize, am Arbeitsmarkt zu partizipieren bzw. bestehende Erwerbstatigkeiten auszuwei-
ten, erhdht werden3?).

Personelle Einkommensverteilung

SchlieBlich soll — zumindest im Rahmen der Einkommensteuertradition der westlichen Wohl-
fahrtsstaaten — eine sozial ausgewogene Einkommensbesteuerung das Prinzip der Besteue-
rung nach der Leistungsfahigkeit beachten.

Individualbesteuerung tragt nicht zur horizontalen Umverteilung zugunsten von
Familien bei, vermeidet aber auch negative vertikale Verteilungswirkungen

Wdhrend die Steuerlast bei individueller Besteuerung fUr verheiratete Steuerpflichtige dersel-
ben Einkommenshdhe gleich hoch ist wie fir unverheiratete und auch kein Unterschied in der
Steuverlast zwischen den beiden einkommenserzielenden Partnern gemacht wird, werden bei
der rohen Haushaltsbesteuerung Ehepaare, in denen beide Partner zum Erwerbseinkommen
beitragen, gegenuber individuell veranlagten Paaren steuerlich benachteiligt, da das Ein-
kommen des zweiten Partners in eine héhere Progressionsstufe fallt und somit die Gesami-
steuerschuld héher ausfdllf: ein VerstoB gegen das Prinzip der horizontalen Steuergerechtig-
keit. Auch, dass durch die Anwendung der rohen Haushaltsbesteuerung Partner mit identi-
schem Einkommen eine unterschiedliche Steuerlast tragen, verletzt das Prinzip der horizonto-
len Steuergerechtigkeit.

Die rohe Haushaltsbesteuerung verstdB8t gegen die horizontale Steuergerechtigkeit

Das Steuermodell des Ehegattensplittings dagegen stellt Enepaare, sofern die Einkommen der
Partner differieren, bei identischer innerfamiliGrer Arbeitsteilung und gleich hohem Haushalts-
einkommen steuerlich besser als individuell besteuerte Partner. Maximiert wird der Splittingvor-
teil im Falle eines Einverdienerhaushaltes im Spitzeneinkommensbereich. Ahnliches gilt for das
Familiensplitting. Der Splittingvorteil wéachst nicht nur mit zunehmender Kinderzahl, wie aus
Sicht der horizontalen Leistungsfdhigkeit erwUnscht, sondern wie beim Ehegattensplitting
ebenfalls mit zunehmender Einkommensdiskrepanz zwischen Enemann und Ehefrau und der
absoluten Einkommenshéhes?). Das AusmalB des steuerlichen Nachfteils der rohen Haushalts-
besteuerung bzw. des steuerlichen Vorteils beider Splittingmodelle im Vergleich zur Indivi-
dualbesteuerung nimmt schlieBlich auch mit der Stérke der Progression des Einkommensteu-

30) Vgl. Schratzenstaller (2003): 112 ff.
31) Vgl. Bergs et al. (2006): 18 f.
32) Vgl. Dell et al. (2006): 50 ff.
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ertarifs sowie der Hohe des Spitzensteuersatzes zu — eine aus Sicht der vertikalen Dimension
des Leistungsfahigkeitsprinzips nicht unproblematische Wirkung.

Splittingmodelle tragen zur horizontalen Umverteilung zugunsten von Familien bel,
haben aber unerwinschte vertikale Verteilungseffekte

Umgekehrt nehmen Individualsteuersysteme keine RUcksicht darauf, dass die steuerliche Leis-
fungsfahigkeit eines Steuerpflichtigen, der aus seinem Einkommen auch den Unterhalt eines
nicht oder nur geringfugig erwerbstatigen Enepartners sowie der Kinder bestreiten muss, ge-
genuber einem allein stehenden Steuerpflichtigen mit identischem Einkommen gemindert ist:
was ja letztlich das Anliegen der Splittingmodelle ist, die fUr eine umso héhere Entlastung sor-
gen, je groBer die Einkommensdifferenz zwischen Allein- bzw. Hauptverdienenden und den zu
unterhaltenden Partnerinnen sowie je héher die Kinderzahl ist. Freilich gilt auch, dass in pro-
gressiven Einkommensteuersystemen Allein- bzw. Hauptverdienende mit relativ geringen Ein-
kommen durch die Splittihngmodelle nur eine geringe steuerliche Entlastung erfahren.

Nachdem ein unbeschrdnktes Realsplitting dieselben distributiven Auswirkungen entfaltet wie
die Tarifsplittingmodelle, muss es an dieser Stelle nicht mehr gesondert behandelt werden. Be-
sonderes Merkmal eines beschrénkten Realsplittings ist es jedoch, dem Prinzip der Leistungs-
féhigkeit Rechnung tragen zu kdnnen, ohne zugleich dieselben vertikalen Umverteilungsef-
fekte anderer Splittingvarianten zu erwirken. Eine Kappung des Einkommenstransfers in Hohe
eines einheitlichen Maximalbetrags fUr Unterhalisleistungen fuhrt zu einer Reduktion des Split-
tingvorteils in den héheren Einkommensklassen. Denn nur wenn die Einkommensdifferenz die
gesetzlich festgelegten fiktiven Unterhaltszahlungen Uberschreitet, fuhrt die um den maxima-
len Transferbetrag modifizierte individuelle Veranlagung zu einer hdheren steuerlichen Belas-
fung als ein dquivalentes Tarifsplitting. Unterschreitet die Einkommensdiskrepanz zweier Ehe-
gatten den maximal zuldssigen Transferbetrag, wird die rechnerische Einkommensdifferenz
halftig auf beide Partner Ubertragen, was der steuerlichen Enflastung bei gemeinsamer Ver-
anlagung entspricht. Die Splittingeffekte k&nnen sich im unteren und mittleren Einkommens-
bereich vollst&ndig entfaltenss).

In der steuerpolitischen Praxis gibt es nicht nur die genannten Modelle in Reinform. Zwar
Uberwiegt in Europa inzwischen deutlich das Individualsteuermodell: etwa drei Viertel der eu-
ropdischen Lander besteuern Ehepaare bzw. Familienmitglieder individuell.

In Europa Uberwiegt die Individualbesteuerung, allerdings zumeist mit
Steuererleichterungen fur Allein- oder Hauptverdienende

Allerdings gibt es in einer Reihe von L&ndern mit Individualsteuersystemen steuerliche Begins-
figungen fUr Paare, die in unterschiedlichem Ausmal berGcksichtigen, wenn einer der beiden
Partner kein oder nur ein geringfugiges Erwerbseinkommen bezieht. Der in diesen Fdllen ent-
sprechend geringeren steuerlichen Leistungsfahigkeit des Haupt- oder Alleinverdieners wird
beispielsweise Rechnung getragen durch die Méglichkeit, den persénlichen Absetzbetrag
des nicht oder nur geringfugig verdienenden Partners durch den Allein- oder Hauptverdiener

33) Vgl. Bergs et al. (2006): 8 ff.
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ZU nutzen. Alternativ kdnnen Einkommensteile dem nicht erwerbstatigen oder geringer ver-
dienenden Partner Ubertragen werden, um die Progression abzumildern. Weiters kann eine
steuerliche Entlastung fUr Allein- bzw. Hauptverdiener durch die Koppelung eines Absetzbe-
frages fUr den Hauptverdiener an eine (meist sehr niedrige) Einkommensobergrenze fir den
Partner mit Hinzuverdienst bewirkt werden34). Alleinverdienerabsetzbetrdge oder die Ubertra-
gung von ungenutzten Grundfrei- bzw. -absetzbetrédgen zwischen Ehepartnerinnen weichen
ein individualisiertes Einkommensteuermodell gleichermaBen auf und stellen eine systemische
Anndherung an Tarifsplittingmodelle dar. Damit einher gehen analoge Effekte auf die inner-
familiGre Arbeitsteilung, die Beschdaftigungsanreize fUr Zweitverdienende und unter Umstan-
den die personelle Einkommensverteilung.

Das System der gesetzlichen Sozialversicherung

In welcher Form Familien von gesetzlichen Sozialversicherungssystemen betroffen sind, hangt
von den direkten finanziellen Belastungen und Begunstigungen, die sich durch Steuer- und
Beitragszahlungen ergeben, einerseits und den Leistungsansprichen andererseits ab.

In Uberwiegend steuerfinanzierten Sozialsystemen ergeben sich familiale Be- und Entlastun-
gen den landerspezifischen Regulierungen von Bemessungsgrundlage und Steuerprogression
entsprechend. In L&ndern, die ihr Sozialsystem nach der Logik des Versicherungsprinzips finan-
zieren, beeinflussen unter Umsténden familienspezifische Erwerbsstrukturen sowohl Beitrags-
pflicht als auch Héhe der Beitragszahlungen. Geringfugigkeitsgrenzen, die eine Beitragspflicht
erst nach Uberschreiten einer bestimmten Arbeitszeit oder Einkommensgrenze festlegen, und
Beitragsbemessungsgrenzen, die einen Hochstbetrag an zu leistenden Beitragszahlungen fi-
xieren, kdnnen unter Umst&nden extreme Aufteilungen von Haus- und Erwerbsarbeit zwischen
Partnern begUnstigen.

Geringfugigkeits- und Beifragsbemessungsgrenzen in der Sozialversicherung kénnen
eine sehr ungleichmdaBige innerfamilidre Arbeitsteilung begunstigen

Da die Abgabenbelastung nach Uberschreiten der Mindestgrenzen aufgrund hoher Grenz-
steuersétze sprunghaft steigt, ein Uberschreiten der Héchstgrenzen jedoch keine zusdtzlichen
Belastungen mit sich bringt, ist es fUr ein Enepaar unter Umstdnden optimal, wenn ein Partner
extrem kurze Arbeitszeit anbietet, wahrend der zweite sehr lange arbeitet.

Verstérkt wird eine ungleiche innerfamilidre Arbeitsteilung zudem durch die Gewd&hrleistung
einer beitragsfreien Mitversicherung nicht bzw. geringfigig beschdaftigter Enegatten. In den
Versicherungssystemen (Kranken-, Pflege-, Unfallversicherung) lassen sich aus dem Erwerbs-
status der Hauptverdienenden Leistungsanspriche fir Familienangehdrige ableiten. Indirekt
wird durch ein System der Mitversicherung das Modell der Versorgerehe gestutzt. Entscheiden
sich bisher nicht bzw. nur geringfugig beschaftigte Partner fUr einen Wiedereinstieg in den Ar-
beitsmarkt bzw. eine Ausdehnung ihrer Tatigkeit, steigt die Abgabenlast abrupt an, obwohl
der Leistungsanspruch unverdndert bleibft.

34) Das Vorhandensein von Kindern ist keine Voraussetzung fUr die Inanspruchnahme des Alleinverdienerabsetz-
betrages; seine Hohe nimmt allerdings mit der Zahl der Kinder zu.
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Beifragsfreie Mitversicherung sowie die Anrechnung betreuungsbedingt
beitragsfreier Zeiten kénnen ungleiche innerfamiliGre Arbeitsteilung verstarken

Neben der Mitversicherung von Familienmitgliedern wird Familien weiterer Schutz im Rahmen
der sozialen Sicherungssysteme gewdhrt. So werden beispielsweise die Kindererziehungszeiten
fUr spatere Rentenzahlungen angerechnet, die BerUcksichtigung von Kindern und Kosten fir
ihre Betreuung fGhren zu hdheren Ansprichen bei Arbeitslosigkeitss).

3.3.2 BerUcksichtigung der Kosten auBerhduslicher Betreuung

Iweckungebundene Transfers, also Geldleistungen — die an bestimmte Voraussetzungen ge-
knUpft bar ausbezahlt werden — erhdhen direkt die Einkommen von Familien unabhdngig von
der konkreten Mittelverwendung. Dem stehen zweckgebundene Transfers in Form von Geld-
leistungen, Gutscheinen oder Realtransfers gegenUber. Sie erhbhen die Einkommen von Fa-
milien nur indirekt, indem sie Erwerbstatigkeit ermdglichen oder ansonsten privat anfallende
Ausgaben obsolet machen oder vermindern. Damit verbunden ist auch eine staatliche Len-
kung der Mittelverwendung in Bereiche, die einen volkswirtschaftlichen Nutzen versprechen.
Sie werden im Bereich der Familienpolitik am haufigsten fir die finanzielle UnterstGtzung exter-
ner Betreuungsmaoglichkeiten verwendet.

Geldleistungen

Wichtigstes Instrument im Katalog der Geldleistungen zur Abgeltung der Kosten auBerhdusli-
cher Betreuung ist die steuerliche BerUcksichtigung von Kinderbetreuungskosten. Diese kann
in Form von Freibetrdgen oder in Form von Absetzbetrdgen erfolgen. Freibetr&ége haben ge-
genUber Absetzbetrdgen den Nachteil der Degressionswirkung; beide entlasten Familien nur
dann, wenn ihr Einkommen hoch genug ist, dass sie Steuern bezahlen. Die Erwerbstatigkeit
von Frauen wird durch die steuerliche BerUcksichtigung von Kinderbetreuungskosten insbe-
sondere dann geférdert, wenn diese an die Erwerbstatigkeit beider Elternteile gekoppelt ist.

Realtransfers

Realtransfers sind staatliche Leistungen, die allen Berechtigten kostenlos oder zu nicht kosten-
deckenden Preisen zur Verfugung gestellt werden. Realfransfers, die in aller Regel problemlos
durch monetdre Transfers substituiert werden kénnen, werden immer dann bevorzugt einge-
setzt, wenn die staatliche Unterstitzung an einen Verwendungszweck gebunden sein soll. Im
Vergleich zu monetdren Transfers lassen sich 6ffentliche Lenkungsziele durch Leistungsabga-
ben unmittelbarer und damit zielgenauer verfolgen. Auch eignen sich Realtransfers mitunter
am besten zur UnterstUtzung unterer Einkommensschichtenss).

Realtransfers (Betreuungseinrichtungen) verbessern die Vereinbarkeit von Familie und
Beruf und kénnen gleichzeitig zu mehr Frauenerwerbstdatigkeit und héherer Fertilitat
beitragen

35) Vgl. Bergs et al. (2006): 63 ff. und Althammer (2000B): 30 ff.
3¢) Vgl. Zimmermann et al. (2005): 308.
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Im Kontext familienpolitischer MaBnahmen sind vor allem staatliche UnterstUtzungsleistungen
an der Schnittstelle zur Bildungspolitik zu erwé&hnen. Der kostenlose Zugang zu staatlichen und
kommunalen Bildungseinrichtungen ebenso wie Lehrmittelfreiheit und unentgeltliche Schiler-
befdrderung sind Teil familienbezogener Realtransfers. Zunehmend an Bedeutung innerhalb
der Familienpolitik gewinnt indes die Forderung des Angebots an Kinderbetreuungsplatzen.

Der Logik einer lebenslaufoezogenen Familienpolitikd’) folgend ergibt sich die Notwendigkeit
realer Transfers insbesondere fur Vor- und Volksschulkinder. Durch ein der Nachfrage nach
Kinderbetreuungspldtzen entsprechendes Angebot ist eine bessere Vereinbarkeit von Familie
und Beruf moglich, Frauenerwerbstatigkeit und Fertilitat kdnnen gleichzeitig gesteigert wer-
dens3s).

Gutscheine

Eine weitere Moglichkeit der Senkung von Kinderbetreuungskosten stellt das Gutschein-
Modell dar. Dabei unterstitzt die éffentliche Hand nicht die anbietenden Einrichtungen durch
finanzielle ZuschUsse, sondern anspruchsberechtigte Eltern, deren Wahlfreiheit durch flexible
Auswahlimoéglichkeiten gestarkt wird. Da die Inanspruchnahme eines Gutscheines verpflich-
tend an den Zweck der Kinderbetreuung gebunden ist, wird eine nicht bezweckte Verwen-
dung vermieden und eine zielgerichtetere Forderung bewirkt. Dabei kénnten die Gutscheine
nach BedUrftigkeit, Hohe und Art der Leistung (z. B. die individuelle Sprachférderung) differen-
ziert werden, was eine gezielte Férderung individueller Bedarfe bei gleichzeitig hoher Treffsi-
cherheit ermoglichte.

Gutscheine fur Kinderbetreuung kénnen Effiziienz und Effektivitat des
Betfreuungsangebotes steigern, stoBen aber bei fehlendem Angebot an ihre Grenzen

Die im Gutschein enthaltende Férderkomponente wird an die von den Eltern ausgewdhlte
Betreuungseinrichtung weitergegeben, wodurch eine partielle Abgeltung der Kinderbe-
freuungskosten erreicht wird. Tagesmutter kbnnten ebenso wie gemeinnUtzige und kommu-
nale Anbieter in das Gutscheinsystem integriert werden. Durch die verstérkte Nachfrageorien-
fierung entsteht ein Druck potentiellen Anbietern gegenuber, ihre Angebote an die Bedarfe
der Eltern anzupassen, weil sie sonst nicht in Anspruch genommen und die in den Gutschei-
nen enthaltenen Leistungen nicht ausbezahlt werden. Dieses marktwirtschaftlich ausgestalte-
te System der Kinderbetreuung senkt theoretisch auch die Markteintrittsbarrieren. Denn durch
die getroffenen Entscheidungen kdnnen persénliche Vorstellungen der Eltern unmittelbar
sichtbar gemacht werden. Damit finden kundenfreundlichere Angebote schneller Eintritt in
den Markt und tragen zu einem qualitativ hochwertigeren, vielschichtigeren und bedarfsge-
rechten Ausbau bei.

Von der EinfUhrung eines Gutscheinmodells waren somit vor allem Effizienz- und Effekfivitats-
steigerungen zu erwarten. Einer Studie des Instituts der deutschen Wirtschaft Kéln (2008) zufol-

37) Eine lebenslaufbezogene Familienpolitik nimmt explizit Ricksicht darauf, dass sich Hohe und Struktur familienbezo-
gener Leistungen im Lebensverlauf einer Familie dndern missen, um sowohl den BedUrfnissen von Familien zu jedem
Zeitpunkt im Familienzyklus gerecht werden zu kdnnen als auch staatliche Lenkungsziele realisieren zu kénnen.

38) Vgl. Bonin et al. (2007): 5.
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ge kénnten mit der Umstellung auf ein Gutschein-Modell langfristig BUrokratiekosten einge-
spart werden. Die Beschaftigung von Eltern wirde geférdert, weil der Verfall des Gegenwer-
tes eines Gutscheines irrational wdére. Zudem kénnte durch das Gutscheinsystem die
Schwarzarbeit bekdmpft werden, wenn finanzielle Zuschusse, deren Verwendung nicht Gber-
pruft wird, durch Gutscheine ersetzt werden, die nur bei registrierten und akkreditierten Ein-
richfungen eingeldst werden kdnnensd?). Allerdings sind dem Gutscheinsystem dann Grenzen
gesetzt, wenn sich eine fehlende Nachfrage z. B. im ldndlichen Raum nicht ihr entsprechen-
des Angebot schaffen kann.

Betriebliche Familienpolitik

Neben staatlichen BemUhungen haben die letzten Jahre allerdings auch vermehrt Bestre-
bungen von Seiten der Unternehmen gezeigt, inre Arbeitnehmerinnen in Sachen Vereinbar-
keit zu unterstUtzen.

Betriebliche Familienpolitik ist eine freiwilige Leistung von Unternehmen und fritt in der Praxis
meist kombiniert mit einer mitarbeiterorientierten Arbeitszeitgestaltung oder Telearbeitsplatzen
auf. Neben den Vorteilen, die erwerbstatigen Eltern offensichtlich erwachsen, bringt eine be-
tfriebliche Kinderbetreuung auch eine Reihe positiver Effekte fUr die Unternehmen mit sich. So
kédnnten dem Labour-Turnover-Ansatz zufolge hoch quadlifizierte Arbeitskréfte furs Unterneh-
men gewonnen und Fluktuationen reduziert werden. AuBerdem wirden die Abwesenheitszei-
ten in der Elternzeit verkUrzt und die Kosten fUr das Wiedereingliedern von ehemals karenzier-
ten Beschdaftigten gesenkt. SchlieBlich steigt dem Gift-Exchange-Ansatz zufolge auch die Mo-
fivation und Produktivitat der Arbeitskrafte, wenn diese sich "fair' behandelt fuhlen.

Betriebliche Familienpolitik kann ProduktivitGt erhbhen und Kosten fur Unternehmen
durch Fluktuationen sowie fur Wiedereingliederung senken

Dabei deckt der Begriff "betriebliche Familienpolitik" ein breites Spektrum mdglicher MaB-
nahmen ab: Neben der Betfreuung im Betrieb oder im beftriebseigenen Kindergarten durch
Beschaftigte des Unternehmens oder Dritte kbénnten Unternehmen auch ZuschUsse zu auBer-
betrieblichen — gemeinnitzigen, kommunalen oder auch privaten — Einrichtungen fUr die Be-
freuung von Mitarbeiterlnnenkindern leisten. Wirde eine entsprechend hohe Anzahl von Mit-
arbeiterinnenkindern von einer auBerbetrieblichen Einrichtung betreut, kdnnten sicherlich
auch individuelle Vereinbarungen, die an die betrieblichen Arbeitszeitarrangements ange-
passt sind, getroffen werden.

Aus diesen Grinden wdre es aus der Sicht des Staates sinnvoll, Anreize zu schaffen, die die
familienspezifischen Kosten fur das Unternehmen unter das durch die betriebliche Familienpo-
litik gewonnene Nutzenniveau senken#). Mogliche steuerliche MaBnahmen betreffen dabei
sowohl die Arbeitgeber- als auch die Seite der Beschdaftigten.

%) Vgl. Bundesministerium fUr Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2008B).
4) Vgl. Althammer (2007): 51 f.
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3.4 Zusammenfassung

Familienbezogene Instrumente haben grundsétzlich drei mdgliche Ansatzpunkte: die Siche-
rung des Kinder-Existenzminimums, die Kompensation des Einkommensverlustes wdhrend der
Karenz und die Abgeltung des Betreuungsaufwandes nach der Karenz.

Zur Sicherung des Kinder-Existenzminimums kénnen verschiedene, meist indirekte monetére
Transfers (d. h. steuerliche Erleichterungen) eingesetzt werden, die sich hinsichtlich ihrer Vertei-
lungswirkungen sowie Effekte auf die Arbeitsanreize unterscheiden. Steuerliche Erleichterun-
gen in Form von Familiensplitting, Frei- und Absetzbetréigen leisten einen Beitrag zur horizontao-
len Umverteilung, allerdings nur fUr Steuerpflichtige, deren Einkommen so hoch ist, dass sie
Steuern bezahlen. Das Familiensplitting sowie Freibetrége sind aus Sicht der vertikalen Steuer-
gerechtigkeit negativ zu beurteilen, da sie eine Degressionswirkung entfalten, d.h. die absolu-
te sowie relative Entlastung steigt mit dem Einkommen. Diese Degressionswirkung wird durch
den Kindergrundfreibetrag sowie Absetzbetrdge vermieden. Das Familiensplitting féordert das
Allein- bzw. Zuverdienermodell und hat negative Anreize fir die Aufnahme bzw. Ausdehnung
einer Erwerbstatigkeit durch Zweitverdienende (Frauen).

Direkte monetare Transfers haben den Vorteil, dass sie eine horizontale Umverteilung unab-
hdngig vom Vorhandensein eines zu versteuernden Einkommens bzw. einer Steuerschuld er-
moglichen; auch fragen einkommensabhdngige Transfers bzw. Transfers mit Fixoetrag zur ver-
tikalen Umverteilung bei. Einkommensabhdngige Transfers kdnnen einen Beitrag zur Verringe-
rung der Kinderarmut leisten. Bei entsprechenden Anspruchsvoraussetzungen bzw. Zweck-
widmung kdénnen direkte Geldleistungen die Erwerbstéatigkeit von Frauen férdern, wdhrend
ungebundene Transfers negative Arbeitsanreize fur Zweitverdienende (Frauen) beinhalten.

Die Hoéhe der finanziellen Kompensation fur den Verdienstausfall wahrend der Karenz und die
Lange der Erwerbsunterbrechung beeinflussen individuelle Arbeitsmarkt- und Beschdaftigungs-
entscheidungen. Eine relativ kurze Karenzphase vermeidet Dequalifizierung und erleichtert
die Re-Integration in den Arbeitsmarkt. Eine groBzigige einkommensunabhdngige Kompen-
safion sefzt negative Beschaftigungsanreize fur Zweitverdienende (Frauen). Bei Pauschalbe-
frgen ist die Differenz zum vormaligen Einkommen fUr Mdnner in der Regel héher als for
Frauen, weshalb eher Frauen ihre Erwerbstatigkeit unterbrechen. Einkommensabhdngige Er-
satzleistungen setzen dagegen Anreize fUr eine stérkere Beteiligung der im Durchschnitt héher
verdienenden Vdater. DarUber hinaus kann eine hdhere Vaterbeteiligung erreicht werden, in-
dem Dauer und/oder H6he der Kompensationszahlungen an die Bedingung geknUpft wer-
den, dass der Elternurlaub von beiden Eltern in Anspruch genommen wird. Auch Teilzeitrege-
lungen verbessern die Vereinbarkeit von Familie und Beruf.

SchlieBlich kann das Abgaben- und Transfersystem an der Abgeltung des Betreuungsauf-
wandes nach der Karenzzeit ansetzen, wobei zwischen innerhduslicher und externer Betreu-
ung zu unterscheiden ist. Die Kosten innerhduslicher Kinderbetreuung in Form eines volligen
oder teilweisen Verzichts auf eine Erwerbstatigkeit (und damit ein Erwerbseinkommen) durch
den die Betreuung Ubernehmenden Partner werden in unterschiedlichen Einkommensteuer-
modellen unterschiedlich berUcksichtigt. Bei einer volkommen individualisierten Besteuerung
bleiben Erwerbsverhalten und Einkommenshdéhe des Partners vollig unbericksichtigt. Split-
tingmodelle entlasten dagegen gemeinsam veranlagte Haushalte, wobei die Steuerentlas-
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tung fUr Alleinverdienerhaushalte maximiert wird. Die Individualbesteuerung unterstUtzt daher
eine egalit@re innerfamiliére Arbeitsteilung, wdhrend Splittingmodelle das Allein- oder
Zuverdienermodell férdern. FUr Zuverdienende (Frauen) kann die Individualbesteuerung posi-
five Arbeitsanreize sefzen; Haushaltsbesteuerungsmodelle bergen dagegen negative Ar-
beitsanreize fUr Zweitverdienende. Die Individualbesteuerung tragt nicht zur horizontalen Um-
verteilung zugunsten von Familien bei, vermeidet aber auch negative vertikale Umvertei-
lungswirkungen. Splittingmodelle leisten einen Beitrag zur horizontalen Umverteilung zuguns-
ten von Familien, haben aber unerwiUnschte vertikale Verteilungseffekte. In Europa Uberwiegt
die Individualbesteuerung, allerdings zumeist mit Steuererleichterungen fUr Allein- oder
Hauptverdienende. Auch Sozialversicherungssysteme, die auf dem Versicherungsprinzip auf-
bauen, kdnnen familire Erwerbsstrukturen beeinflussen. So kdnnen Geringflgigkeits- und Bei-
fragsbemessungsgrenzen eine sehr ungleiche innerfamiliére Arbeitsteilung begUnstigen. Auch
die beitragsfreie Mitversicherung eines aufgrund der Ubemahme von Betreuungspflichten
nicht erwerbstatigen Partners sowie die Anrechnung betreuungsbedingt beitragsfreier Zeiten
kdnnen eine ungleiche innerfamiliére Arbeitsteilung verstérken. Der Aufwand fUr externe Kin-
derbetreuung kann in Form von direkten oder indirekten monetéren Transfers, von Gutschei-
nen oder von Realtransfers (teilweise) abgegolten werden. Wichtigstes Instrument im Katalog
der Geldleistungen zur Abgeltung der Kosten auBerhduslicher Befreuung ist die steuerliche
BerUcksichtigung von Kinderbetreuungskosten in Form von Freibetrégen oder Absetzbetrd-
gen. Freibetrdge haben gegenuber Absetzbetrdgen den Nachteil der Degressionswirkung;
beide Instrumente entlasten Familien nur dann, wenn ihr Einkommen hoch genug ist, dass sie
Steuern bezahlen. Die Erwerbstatigkeit von Frauen wird durch die steuerliche BerUcksichti-
gung von Kinderbetreuungskosten insbesondere dann geférdert, wenn diese an die Erwerbs-
tatigkeit beider Elternteile gekoppelt ist. Realtransfers (Betreuungseinrichtungen) verbessern
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf und ké&nnen gleichzeitig die Frauenerwerbstatigkeit
und die Fertilitdt erhdhen. Gutscheine fur Kinderbetreuung kdnnen Effizienz und Effektivitét
des Betreuungsangebotes steigern, stoBen aber bei einem fehlenden Angebot zumindest
kurzfristig an ihre Grenzen. Eine nicht unwesentliche Rolle spielt schlieBlich auch die betriebli-
che Familienpolitik: Sie kann die Produktivitat der Beschdaftigten erhbhen und die Kosten fir
die Unternehmen durch Fluktuationen sowie fUr die Wiedereingliederung von Eltern nach der
Karenzphase senken.

4. Familienpolitik im Spannungsfeld von Verteilungs- und
Gendergerechtigkeit

2007 machten gemdB dem jahrlichen Einkommensbericht des Rechnungshofes in Osterreich
die Medianeinkommen unselbsténdig beschdaftigter Frauen im Schnitt nur 59% der M&nner-
einkommen aus4!). Eine wesentliche Ursache liegt in der kUrzeren Arbeitszeit von Frauen im
Vergleich zu Mdnnern (sieche dazu auch Kapitel 6.4). Arbeitszeitbereinigt (d. h. bei Bericksich-
tigung nur der ganzjahrig Vollzeitbeschdaftigten) belief sich das durchschnittiche Medianein-
kommen der Frauen demgegenuUber auf 78% jener der M&nner. Vertikale und horizontale be-
rufliche Segregation, aber insbesondere auch Diskriminierung — Einkommensunterschiede, die

41) Vgl. Rechnungshof (2008).
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sich nicht aus Differenzen in den beobachtbaren Merkmalen zwischen Frauen und M&nnern
erkldren lassen — bilden weitere Ursachen fUr die Unterschiede in den Erwerbseinkommen.

Diese geringeren Erwerbschancen von Frauen werden auch anhand der Verteilung von
Frauen und Mdnnern auf Bruttobezugsklassen gemdaB der Lohnsteuerstatistik 2007 deutlich
(vgl. Abbildung 5). Frauen finden sich im Vergleich zu M&nnern sowohl absolut als auch relativ
haufiger in den unteren Einkommensbereichen. Nachdem die Verteilung der Bruttoeinkom-
men nicht geschlechtsneutral ist, haben aber auch dem Zweck nach verteilungspolitische
MaBnahmen automatisch eine geschlechtssperzifische Dimension.

Abbildung 5: Steuerpflichtige Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen nach Brutfobezigen
2007

300 B Mdanner @ Frauen

Steverpflichtige in 1.000

ab 2 4 6 8 10 12 15 18 20 25 30 35 40 50 70 100 150 200
0 Bruttobeziige in 1.000€

Q: Statistik Austria (2008C).

Im Folgenden wird der Frage nachgegangen, ob verteilungsgerechte MaBnahmen auch
immer gendergerecht sind, das hei3t, ob sie einen Beitrag zur Verbesserung der Einkommens-
position von Frauen leisten. Ausgehend von den zwei bedeutendsten Ursachen fur die ge-
schlechtsspezifischen Einkommensunterschiede — die geringere Arbeitszeit und die (statisti-
sche) Diskriminierung — sind zwei Ansdtze zu deren Verringerung zu unterscheiden. Der eine
versucht durch die Starkung der absoluten oder relativen Einkommenserzielungsmoglichkei-
ten von Frauen4?) eine Verringerung der Bruttoeinkommensdifferenzen zwischen Frauen und
Méannern (primére Einkommensverteilung) herbeizuflhren. Ein zweiter Instrumententypus setzt
— gegeben die geschlechtsspezifischen Bruttoeinkommensdifferenzen — an der Verteilung zwi-
schen den Einkommensklassen an (sekunddre Einkommensverteilung).

4.1 Systematisierung von Instrumenten und ihrer Wirkung aus verteilungspolitischer
und Genderperspektive

Im Folgenden werden in einem ersten Schritt Ansatzpunkte zur Verteilungs- und Genderge-
rechtigkeit formuliert. Dabei werden die Wirkungen von Instrumenten danach differenziert, ob
sie zu einer Verringerung der Unterschiede in den Bruttoerwerbseinkommen (primére Ein-

42) Absolut: Aufnahme bzw. Ausdehnung der Erwerbstatigkeit von Frauen; relativ: gleichmdaBigere Aufteilung von be-
zahlter Erwerbsarbeit und unbezahlter Betreuungsarbeit zwischen den Geschlechtern und dadurch Verringerung der
geschlechtssperzifischen Einkommensdifferenzen gegebenenfalls durch Einschrénkung der Erwerbstatigkeit von Man-
nern.

WIFO



— 4] -

kommensverteilung) oder der verfiUgbaren Nettoeinkommen (sekunddre Einkommensvertei-
lung) beizutragen geeignet sind.

MaBnahmen, die Arbeitsanreize fUr Zuverdienende (Frauen) stGrken und eine
gleichmasBigere geschlechtsspezifische Arbeitsteilung férdern, kénnen die primdre
geschlechtsspezifische Einkommensverteilung nivellieren

Im Speziellen die geschlechtssperzifischen Bruttoeinkommensdifferenzen zu verringern und
damit die primdre geschlechtsspezifische Einkommensverteilung zu nivellieren vermogen
MaBnahmen, die

e Arbeitsanreize fUr Zuverdienerinnen stérken bzw. hohe (effektive) Grenzsteuersatze ver-
meiden43),

e eine egalit@rere Arbeitsteilung zwischen Frauen und Mé&nnern férdern bzw. MaBnahmen,
die das Male Breadwinner Modell stGtzen, meiden.

MaBnahmen, die hbhere Einkommen bzw. Mdnner stdrker belasten oder niedrige
Einkommen bzw. Frauen stérker entlasten, kbnnen die sekundare
geschlechtsspezifische Einkommensverteilung nivellieren

Prinzipiell zu einer egalit@reren sekunddren Einkommensverteilung zwischen den Besser- und
Schlechterverdienenden sowie zwischen M&nnern und Frauen fragen Instrumente bei, die

e Besserverdienende starker belasten als Geringverdienende bzw. Besserverdienende
weniger stark entlasten als Geringverdienende,

e  Manner starker belasten als Frauen bzw. M&nner weniger stark entlasten als Frauen.

Ubersicht 1 systematisiert familienpolitische Instrumente nach ihrer Wirkung aus verteilungspoli-
fischer sowie aus Genderperspektive. Dabei ist vorweg zu betonen, dass eine generelle, abs-
trakte Beurteilung der Verteilungseffekte einzelner MaBnahmen nicht immer eindeutig mog-
lich ist, sondern dass die konkreten Verteilungswirkungen auch von der konkreten Ausgestal-
tung abhdngen, etwa von der H6he von Einkommenshdchst- oder -untergrenzen.

4) |In Osterreich nehmen Frau in den meisten Fallen die Rolle der Zuverdienerin ein, vgl. Kapitel 6.4 und 7.4.
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Ubersicht 1:  Systematisierung von Instrumenten nach ihrer Wirkung aus verteilungspolitischer
und Genderperspektive
Grundsatzliche  ErlGuterung zur Konkretes Vertikale Umverteilung Umverteilung zwischen
Ausgestaltung  Ausgestaltung Instrument Geschlechtern
Primd&re Sekunddre Prim&re Sekunddre
Einkommens-  Einkommens- Einkommens- Einkommens-
verteilung verteilung verteilung verteilung
Absolut gleicher Individuelles KBG - + - -
Leistungsbetrag Einkommen (&sterreichisches
mit Einkommens- System)
hochstgrenze Haushaltsein- MkZ, - + - o
kommen Elternbeitrége!’)
Einkommen des  AVAB = + = =
Partners
Absolut gleicher Individuelles WTC + + + +
Leistungsbetrag Einkommen
mit Einkommens-
untergrenze
Einkommens- Progressiv 2 Freibetrage o - o -
abhdngiger Progressiv Frei Ubertragbare o - - -
Leistungsbetrag Freibetrége
Regressiv = = + = +
Proportional Einkommensab- o - * 1
hangiges KBG
Einkommensun-  Kinderstaffelung Familienbeihilfe o + o o
abhdngiger Altersstaffelung  Familienbeihilfe o - o o
Leistungsbetrag
Realtransfers
Kostenlose + + + +
Kinderbetreuung
Armutsgefdhrde- Alleinerziehende AEAB o + o +
te Familientypen  mehrkindfamilien MkZ o + o o

Q: WIFO-Darstellung; — negative Wirkung auf das Ziel einer ausgeglicheneren Verteilung, + positiver Beitrag zum Ziel
einer ausgeglicheneren Verteilung, o keine Wirkung. — ') Wiener Modell.

MaBnahmen wie das Kinderbetreuungsgeld, die in absolut gleicher Hohe an alle Leistungsbe-
rechtigten ausbezahlt werden, setzen automatisch negative Erwerbsanreize, die umso héher
sind, je geringer die Erwerbseinkommenschancen der betreffenden Personen sind. Dies gilt
umso mehr, als fUr einen Leistungsanspruch eine individuelle Zuverdienstgrenze nicht Uber-
schritten werden darf. Dementsprechend resultiert daraus ein negativer Effekt auf die primdére
Einkommensverteilung. Allerdings hat das Kinderbetreuungsgeld als Leistung, die nahe der
Geburt eines Kindes typischerweise von jungeren Haushalten mit relativ schlechteren Ein-
kommensverhdltnissen in Anspruch genommen wird, grundsatzlich auch einen positiven Effekt
auf die sekunddre Einkommensverteilung. Die geschlechtsspezifischen Einkommensunter-
schiede steigen durch dieses Instrument aufgrund der stdrkeren Inanspruchnahme durch
Frauen.

Pauschale individuelle Transfers mit Enkommensh&chstgrenzen setzen negative
Arbeitsanreize fUr Frauen, wirken negativ auf die primd&re und positiv auf die
sekunddre Einkommensverteilung

Anders verhdlt es sich bei MaBnahmen, deren Anspruchsberechtigung nicht an das individu-
elle (Erwerbs-) Einkommen, sondern wie im Fall des Mehrkindzuschlages oder der Elternbeitré-
ge zur externen Kinderbetreuung in Wien an das Familien-Nefto-Einkommen gekoppelt sind.
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Die Inanspruchnahme ist dann nicht geschlechtsspezifisch und hat daher anders als beim
Kinderbetreuungsgeld keine negativen Auswirkungen auf die Nettoeinkommensdifferenz von
Frauen und Mdnnern. Allerdings k&dnnen Férderungen, die vom Haushaltseinkommen abhdn-
gen, negative Erwerbsanreize fUr Frauen implizieren: Namlich dann, wenn zur Vermeidung
meist hoher Transferentzugsraten der Partner mit dem geringeren Einkommenspotential — in
der Regel die Frau — keine oder nur eine geringfugige Erwerbsarbeit aufnimmt.

An das Familieneinkommen gekoppelte Pauschalleistungen sind neutral bezuglich
der geschlechtsspezifischen Einkommensverteilung, haben aber negative
Arbeitsanreize fUr Frauen

Ahnlich wie beim Kinderbetreuungsgeld, wo die Anspruchsberechtigung an den eigenen Zu-
verdienst gebunden ist, haben Instrumente, die nur dann bezogen werden kénnen, wenn das
Erwerbseinkommen des Partners eine Zuverdienstgrenze nicht Gberschreitet, negative Effekte
auf die geschlechtsspezifischen Einkommensdifferenzen. Nachdem in Osterreich Frauen viel
haufiger Zuverdienerinnen sind als Manner, schrinken Zuverdienstgrenzen typischerweise ihre
ohnehin schlechteren Einkommenserzielungsmoglichkeiten weiter ein.

Im Gegensatz zu Instrumenten mit Zuverdiensthdchstgrenzen setzen MaBnahmen, die ab ei-
nem bestimmten ErwerbsausmalB gewdhrt werden, positive Erwerbsanreize und sind aus ver-
teilungs- wie genderpolitischer Perspektive vorteilhaft. Uneingeschrankt gilt dies allerdings nur
fUr die Verteilung der Bruttoeinkommen. Die Wirkung auf die Verteilung der Nettoeinkommen
ist weniger eindeutig. Wird eine Leistung wie beim WTC in GroBbritannien nur an ehemals ge-
ringfUgig oder nicht beschdaftigte Elternteile gewdhrt, wird die sekunddre Einkommensvertei-
lung positiv beeinflusst. Wird beispielsweise die Mdglichkeit der steuerlichen Absetzbarkeit von
Kinderbetreuungskosten an eine Erwerbstatigkeit gekoppelt, wird diese womdglich haufiger
von Besserverdienenden in Anspruch genommen als von Geringverdienern und entfaltet
damit regressive Verteilungswirkungen.

An das ErwerbsausmaB gekoppelte Leistungen setzen positive Arbeitsanreize und
wirken positiv auf die primdare (geschlechtsspezifische) Einkommensverteilung

Was Leistungen angeht, deren Hohe vom Einkommensniveau abhdngig ist, lassen sich grund-
satzlich drei Falle unterscheiden: Jene Instrumente, die ein steigendes Leistungsniveau mit zu-
nehmender Einkommenshdhe bewirken (typisch dafir: Freibetrdge). Der diametral entge-
gengesetzte Fall ware eine mit zunehmendem Einkommen sinkende relative Leistungshdhe
(typisch dafir: Absetzbetrdge). Und schlieBlich sind MaBnahmen denkbar, wo sich das Leis-
fungsniveau proportional zum Einkommen bemisst.

Prinzipiell haben Freibetrdge sowohl aus Verteilungs- als auch aus Genderperspektive eine
negative Wirkung auf die Nettoeinkommensverteilung, weil der absolute Entlastungsbetrag
mit zunehmendem Einkommen steigt. Dabei gehen grundsatzlich keine Effekte auf die Brut-
tfoeinkommensposition aus. Wie sich Freibetrdge auf die Bruttoeinkommensverteilung von
Frauen im Vergleich zu Mannern auswirken, ist hingegen weniger eindeutig. Kbnnen Freibe-
frdge - die beispielsweise als Abgeltung der Unterhaltskosten von Kindern konzipiert sind —
zwischen den Elternteilen Ubertragen werden, wird der Elternteil mit dem hdheren zu versteu-
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ernden Einkommen den Freibetrag zur Ganze in Anspruch nehmen, weil bei einem progressi-
ven Tarif die steuerliche Entlastung mit zunehmendem Einkommen steigt. In der Praxis trifft dies
haufiger auf Mdnner zu. Auf diese Weise werden allerdings Elternpaare, die unbezahlte und
bezahlte Arbeit egalitér untereinander aufteilen, aufgrund der progressiven Entlastung im
Vergleich zu Doppelverdienerhaushalten benachteiligt. Genau umgekehrt verhdlt es sich,
wenn von jedem Elternteil nur jeweils der halbe Freibetrag geltend gemacht werden kann.

Freibetrdge wirken negativ auf die (geschlechtsspezifische) sekunddére
Einkommensverteilung

Dagegen verzeichnen MaBnahmen, deren Leistungshdhe mit sinkendem Einkommen steigt,
positive Effekte auf die sekunddre Einkommensverteilung. Allerdings sinken mit dem Niveau
einer Leistung zunehmend auch die Beschdaftigungsanreize. Dies gilt insbesondere fir Gering-
verdienende und fUr Frauen.

Das Gegenteil trifft zu beim einkommensabhdngigen Kinderbetreuungsgeld, das als Beispiel
von MaBnahmen, deren Leistungsbetrag proportional zum Einkommen steigt, herangezogen
wird. Es hat keinerlei Auswirkungen auf die Arbeitsanreize unterschiedlicher Bevolkerungs-
gruppen und insgesamt keinen Effekte auf die primdre Einkommensverteilung. Allerdings be-
gunstigt es grundsatzlich Eltern mit hdheren Erwerbseinkommen, weil diese einen héheren
Absolutbetrag an Transferleistungen zugesprochen erhalten. Damit trégt es zu einer weiteren
Spreizung der sekunddéren Einkommensverteilung zwischen Eltern mit Kleinkindern aus unter-
schiedlichen Erwerbsschichten bei. Gleichzeitig zeitigt das einkommensabhdngige Kinderbe-
freuungsgeld aber aufgrund der héheren Anreize fur eine Vaterbeteiligung in der Kinderbe-
freuung einerseits und fUr eine intensivere Erwerbstatigkeit der Frauen andererseits durchwegs
positive Wirkung auf die Gleichstellung der Geschlechter.

Einkommensabhdngige Ersatzleistungen wahrend des Elternurlaubes wirken positiv
auf Vaterbeteiligung und eine gleichmdaBigere innerfamilicre Arbeitsteilung

Universale kinderbezogene Leistungen kénnen von Staffelungen in Abhdngigkeit von Kinder-
zahl und Alter ergdnzt sein. W&hrend sich Betragsaufstockungen mit steigender Kinderanzahl
positiv auf die sekunddre Einkommensverteilung auswirken, weil das Armutsrisiko typischerwei-
se mit der Anzahl der Kinder zunimmt, gehen von Leistungen, deren Hohe mit dem Alter der
Kinder steigt, eher negative Umverteilungseffekte aus, weil infolge geringerem Betreuungsbe-
darfs und senioritatsbezogener Verdienstentwicklung die Erwerbseinkommenschancen der
Eltern mit zunehmendem Alter der Kinder steigen.

AusschlieBlich positive Umverteilungseffekte haben Realtransfers, hier speziell fir Kinderbe-
freuungsplatze. Sie ermdglichen beiden Elternteilen die Aufnahme bzw. Ausweitung einer Er-
werbstatigkeit. Damit kénnen aufgrund von Beschrénkungen in den externen Rahmenbedin-
gungen bestehende Differenzen in den Bruttoeinkommen reduziert werden. Gleichzeitig profi-
tieren diejenigen am meisten, die sich die Inanspruchnahme externer Betreuung ansonsten
nicht hatten leisten k&nnen. Erwdhnenswert sind auch die bildungspolitischen Aspekte, die
insbesondere Kindern aus bildungsferneren, einkommensschwdcheren Haushalten zugute
kommen.
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Befreuungseinrichtungen haben positive (geschlechtsspezifische)
Verteilungswirkungen

MaBnahmen wie der Alleinerzieherabsetzbetrag, die nur an ein Kriterium der Haushaltszu-
sammensetzung gebunden sind, wirken neutral im Hinblick auf die Aufnahme bzw. Ausdeh-
nung einer Erwerbstatigkeit, haben allerdings dann positive Umverteilungswirkungen, wenn sie
armutsgeféhrdeten Gruppen zugute kommen. Nachdem in Osterreich primér Frauen alleiner-
ziehend sind, werden damit auch positive geschlechtssperzifische Verteilungseffekte erzielt.

4.2 Sekunddre Einkommensverteilung — Nettoeinkommen

Aufgrund der aktuell niedrigeren Erwerbseinkommenschancen von Frauen kommen MaB-
nahmen, die auf individueller Ebene von oben nach unten umverteilen, automatisch Frauen
haufiger als Ménnern zu Gute. Dagegen profitieren Frauen von degressiv wirkenden MaB-
nahmen, bei denen der Leistungsbetrag mit dem Einkommen steigt, weniger stark als M&n-
ner.

MaBnahmen, die an der gegebenen primdren personellen Einkommensverteilung ansetzen,
wirken beziglich der Gender- und Verteilungsgerechtigkeit in dieselbe Richtung, d. h. von re-
gressiv wirkenden MaBnahmen profitieren per Definition Haushalte mit hdheren Einkommen
und damit relativ mehr M&nner als Frauen.

Daher gilt ganz grundsatzlich fur individuelle Systeme:

e Frauen profitieren weniger stark von Instrumenten, die am zu versteuernden Einkommen
ansefzen, also an dem Tarif und Freibetrdgen, da diese Bezieherinnen unterer Einkom-
men weniger stark entlasten.

e Freigrenzen sind aus einer Genderperspektive nicht sinnvoll, weil sie aufgrund des darauf
folgenden Anspruchsverlusts eine hohe Grenzsteuerbelastung fur jene bedeuten, die die
Freigrenze Uberschreiten. Damit werden fUr Frauen infolge ihrer héheren Arbeitsange-
boftselastizitat besonders negative Erwerbsanreize gesetzt. Auch im Sinne der Vertei-
lungsgerechtigkeit eignen sich Freigrenzen wenig, da Haushalte ohne Steuerschuld auch
von Freigrenzen nicht profitieren kénnen.

Vor diesem Hintergrund wird deutlich, dass Ansatze, die der vertikalen Umverteilung nicht for-

derlich sind, meist auch nicht zu einer verstarkten Gleichstellung zwischen den Geschlechtern
beitragen.

MaBnahmen, die negativ auf die vertikale Verteilung wirken, wirken auch negativ
auf die geschlechtsspezifische Einkommensverteilung

Deshalb ist aus verteilungs- und aus genderpolitischer Perspektive die Rolle der Steuerpolitik
innerhalb der Familienpolitik grundsatzlich kritisch zu sehen. Einzige Ausnahme stellt der negao-
fivsteuerfahige Absetzbetrag dar. Dieser kann sowohl zur Abgeltung der Unterhaltskosten als
auch zur Absetzbarkeit von Kinderbetreuungskosten sinnvollerweise eingesetzt werden, well
die Entlastung einkommensunabhdngig ist und damit Frauen und Mdnnern im gleichen MaBe
zugute kommt. Allerdings ist zu beachten, dass Absetzbetrdge, die an bestimmte Vorausset-
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zungen gekoppelt sind (etwa das tatséchliche Anfallen von Kinderbetreuungskosten) und
daher im Rahmen der Einkommensteuer- bzw. Arbeithehmerveranlagung geltend gemacht
werden, eine eingeschrdnkte soziale Treffsicherheit haben. Die Arbeithehmerveranlagung
wird ndmlich weniger haufig von den unteren Einkommensgruppen beantragt und auch
Frauen machen weniger hdaufig eine Arbeitnehmerveranlagung als Manner (41,3% vs.
49,3%)44). Dieses Problem sollte allerdings durch die geplante automatische Arbeitnehmer-
veranlagung beseitigt werden.

Anders stellt sich das Bild dar, wenn (wie beim Familiensplitting) der gesamte Haushalt mit sei-
nem gesamten Einkommen als Basis herangezogen wird. Bei einem solchen Zugang ist ein
Zielkonflikt zwischen Verteilungsgerechtigkeit (auf Haushaltsebene) und Gendergerechtigkeit
naheliegend. Dieser Zielkonflikt tritt beispielsweise auch bei manchen verteilungspolitisch mo-
tivierten Modellen wie bei sozial gestaffelten Elternbeitréigen fir Kinderbetreuung zu Tage,
well sie aufgrund der hdheren Grenzsteuersdize bei Wegfall bzw. Reduktion des Zuschusses
eine Erwerbstatigkeit unattraktiver machen und so das Verharren in niedrigen Einkommens-
verhdltnissen stUtzen.

4.3 Primare Einkommensverteilung — Bruttoeinkommen

Grundsdatzlich ist bei allen MaBnahmen, die Anreize im Hinblick auf die Erzielung von Brutto-
einkommen setzen (und damit die primdre Einkommensverteilung beeinflussen kénnen), ein
Konflikt zwischen den Zielen der Verteilungs- und Gendergerechtigkeit moglich. Dies Id@sst sich
am Beispiel des einkommensabhdngigen Kinderbetreuungsgeldes illustrieren, das in der Regel
fUr kUrzere Perioden bezogen werden kann als einkommensunabhdngige Transfers.

Es reduziert die OpportunitGtskosten eines Kindes im Anschluss an die Geburt durch die Kop-
pelung an das vorhergehende Einkommensniveau. Somit ist eine Erwerbsunterbrechung
auch fir Manner, die durchschnittlich mehr als Frauen verdienen, weniger kostspielig als bei
einem einkommensunabhdngigen Kinderbetreuungsgeld. Andererseits wird durch die meist
relativ kurze Bezugsdauer ein schnellerer Wiedereinstieg in den Beruf geférdert, was mit weni-
ger Dequadlifizierungsverlusten fUr Frauen verbunden ist. Damit setzt ein einkommensabhé&ngi-
ges Kinderbetreuungsgeld an den Einkommenserzielungschancen von Frauen im Vergleich zu
Mannern an. Einerseits werden Mdanner durch eine Verringerung der Kosten einer Erwerbsun-
terbrechung zur Inanspruchnahme des Kinderbetreuungsgeldes angehalten, was die egalita-
rere Aufteilung von bezahlter Erwerbs- und unbezahlter Betreuungsarbeit zwischen den Ge-
schlechtern férdert. Damit wird auch der statistischen Diskriminierung von Frauen entgegen
gewirkt. Andererseits steht die Koppelung an die vorhergehenden Einkommen im Konflikt zum
Ziel der vertikalen Verteilungsgerechtigkeit. Denn Bezieherinnen des Kinderbetreuungsgeldes
mit héheren Einkommen haben Anspruch auf eine absolut hdhere Leistung.

44  Grenzen der Diskussion um genderpolitische MaBnahmen

Zwar ist eine Reihe von Instrumenten denkbar, die die Arbeitsangebotsentscheidung von
Frauen positiv beeinflussen, allerdings sind die Entscheidungen gegen eine Aufnahme bzw.
Ausweitung einer Erwerbstatigkeit weniger oft 6konomisch rational als gemeinhin angenom-

44) Vgl. Statistik Austria (2008A): 765.
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men. So weist eine jUngst publizierte Studie von Biffl (2008) darauf hin, dass sich Frauen, die in
Mehrpersonenhaushalten leben, ihr Beschdaffigungsausmal vom Haushalts-, nicht jedoch
vom individuellen Einkommen abhdngig machen, ungeachtet ihres Bildungsgrades. Die zu-
nehmende Karriereorientierung schlige sich noch nicht in einer Vollzeitbeschaftigung nie-
der®). Inwieweit die Entscheidung, erwerbstétig zu sein oder nicht, von restringierten Kinder-
betreuungsmdarkten abhdngt und inwieweit sie von sozialen Normen gepragt ist, bleibt hier
unklar. Allerdings l&sst die Wertestudie des OIF vermuten, dass traditionelle Rollenzuschreibun-
gen in Osterreich auch im 21. Jahrhundert noch stark verankert sind.

Die in Osterreich zu beobachtende Ambivalenz zwischen Familie und Beruf &sst sich nicht nur
auf politische Anreizsysteme bzw. institutionelle Beschrédnkungen zurGckfUhren, sondern st
ebenso Ergebnis personlicher Entscheidungen. Auf EU-SILC Daten des Jahres 2004 basieren
Erhebungen des Osterreichischen Instituts fUr Familienforschung (OIF) zu Einstellungen und
Werthaltungen zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Innen zufolge gaben 72% der Befrag-
ten an, dass es fur eine gute Mutter zwingend notwendig sei, méglichst viel Zeit mit ihrem Kind
zu verbringen. 60% der Befragten fanden, dass dies bei unter 1,5-Jahrigen den ganzen Tag
bedeutete, bei Uber 1,5-Jahrigen waren immerhin noch 35% dieser Meinung. Nahezu 50%
fanden, dass zumindest eine halbtdgige Betreuung durch die Mutter selbst erfolgen sollte.
Gefragt, ob das Bild einer guten Mutter mit einer Erwerbstatigkeit vereinbar wére, gaben 28%
der befragten Frauen und 24% der Manner an, dies sei "eher nicht" moglich. 22% der M&nner
und immerhin 15% der Frauen negierten dies génzlich. Wahrenddessen befanden 60%, nach
dem Vaterbild befragt, dass es die Hauptaufgabe eines guten Vaters sei, die finanzielle Absi-
cherung der Familie zu gewdhrleisten. Immerhin jede/r zweite Befragte erwartet von einem
guten Vater auch, dass dieser mehr Aufgaben in der Familien Ubernimmt und sich gleichbe-
rechtigt um die Kinder kUmmert4¢).

Dieses tradierte Rollenverstdndnis kann heutzutage nicht mehr zur Legitimierung von ge-
schlechtsspezifischen Ungleichstellungen verwendet werden, seine Persistenz muss aber bei
der Gestaltung von Politiken mit bedacht werden.

4.5 Zusammenfassung

MaBnahmen, die Arbeitsanreize fur Zuverdienende (Frauen) stérken und eine gleichmdaBigere
geschlechtsspezifische Arbeitsteilung férdern, kdnnen die primére geschlechtssperzifische Ein-
kommensverteilung nivellieren. MaBnahmen, die héhere Einkommen bzw. Manner stérker be-
lasten oder niedrige Einkommen bzw. Frauen stdrker entlasten, kbnnen die sekundére ge-
schlechtssperzifische Einkommensverteilung nivellieren. Grundsatzlich wirken Instrumente, die
der vertikalen Umverteilung nicht férderlich sind, auch negativ auf die geschlechtsspezifische
Einkommensverteilung. Eine generelle, abstrakte Beurteilung der allgemeinen sowie ge-
schlechtssperzifischen Verteilungseffekte einzelner MaBnahmen ist nicht immer eindeutig mog-
lich, da die konkreten Verteilungswirkungen auch von der konkreten Ausgestaltung abhdn-
gen, etwa von der Hohe von Einkommenshdchst- oder -untergrenzen. Jedoch lassen sich
wohl die folgenden Wirkungszusammenhé&nge generalisierend festhalten: Pauschale indivi-

45) Vgl. Biffl (2008): 792 f.
4) Vgl. Kapella et al. (2007): 10 ff.
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duelle Transfers mit Einkommenshéchstgrenzen setzen negative Arbeitsanreize fUr Frauen und
wirken somit negativ auf die primdre geschlechtsspezifische Einkommensverteilung, haben
aber positive Effekte auf die sekunddre Einkommensverteilung. An das Familieneinkommen
gekoppelte pauschale Leistungen sind neufral bezlglich der geschlechtsspezifischen Ein-
kommensverteilung, bergen aber negative Arbeitsanreize fUr Frauen. Instrumente, die an das
ErwerbsausmalB gekoppeltf sind, setzen jedenfalls positive Arbeitsanreize und wirken positiv auf
die primdre (geschlechtssperzifische) Einkommensverteilung. Die Wirkung auf die sekunddére
Einkommensverteilung ist abhdngig von der konkreten Ausgestaltung: Sie ist beispielsweise im
Falle der steuerlichen BerUcksichtigung von Kinderbetreuungskosten positiv, wenn diese in
Form eines negativsteuerfdhigen Absetzbetrages gewdhrt wird, aber negativ, wenn sie als
Freibetrag konzipiert ist. Freibetrége wirken negativ auf die (geschlechtsspezifische) sekunda-
re Einkommensverteilung. Einkommensabhdngige Ersatzleistungen wahrend des Elternurlau-
bes fordern die Vaterbeteiligung und eine gleichmdaBigere innerfamiliGre Arbeitsteilung und
beeinflussen somit die primdre geschlechisspezifische Einkommensverteilung positiv. Be-
freuungseinrichtungen schlieBlich haben grundsdtzlich positive (geschlechtsspezifische) Ver-
teilungswirkungen.

5. Das familienrelevante Stever- und Transfersystem Osterreichs

Die Leistungen fUr Familien stellen in Osterreich einen gewichtigen Bestandteil innerhalb der
Sozialausgaben dar. Sie beliefen sich 2005 auf knapp 8 Mrd. € und machten damit gut 3% des
BIP aus. Zwar blieb der Anteil der familienbezogenen Aufwendungen gemessen am BIP seit
den 1980ern konstant, dies allerdings bei einem sinkenden Anteil der Kinder und Jugendli-
chen, sodass die Pro-Kopf-Férderung zunahm. Absolut gesehen stiegen die Ausgaben seither
um das 3-fache, real immerhin um 55% an.

Im Verhd&ltnis zur Wirtschaftsleistung sind die Familienleistungen langfristig konstant —
wegen der sinkenden Kinderzahl steigt jedoch die Pro-Kopf-Férderung

Wie Ubersicht 2 zeigt, dominieren in Osterreich die Geldleistungen: Direkte monetére Transfers
(einschlieBlich Kinderabsetzbetrag) machen ca. 78% aller Familienleistungen aus, indirekte
monetdre Transfers (sonstige steuerliche Leistungen fur Familien ohne Kinderabsetzbetrag)
weitere 6,6%. Sie werden maBgeblich durch den Familienlastenausgleichsfonds (FLAF) finan-
ziert, der mit einem Volumen von 5,5 Mrd. € das bedeutendste Finanzierungsinstrument des
familienpolitischen Instrumentariums darstellt. Primdres Ziel des FLAF ist die horizontale Umver-
teilung von kinderlosen Personen zu Familien. Die Leistungen fUr Familien mit Kindern werden
fast zur Ganze durch Dienstgeberbeitrdge, die die Lohnsumme mit 4,5% belasten, finanziert.
Aber auch landwirtschaftliche Betriebe leisten einen eigenen Beitrag; SelbstGndige und freie
Berufe dagegen tragen nur indirekt Gber die Anteile an der Lohn-, Einkommen- und Kérper-
schaftsteuer bei.
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Ubersicht 2:  Familienpolitische Ausgaben der &ffentlichen Hand 2005 und 2006 (in Mio. €)

Familienleistungen nach ESSOSS 20061) (nur direkte Transfers)

Familienbeihilfe 3.156 42,5%
Kinderabsetzbetrag 1.158 15,6%
Kinderbetreuungs- und Karenzgeld (inkl. Zuschuss zum KBG) 1.000 13,5%
Wochengeld und Teilzeitbeihilfe 359 4,8%
Kindergdrten 886 11,9%
Familienleistungen der L&dnder und Gemeinden (ohne Kindergdarten) 506 6.8%
Sonstiges?) 352 4,8%
Gesamt 7.418 100%

Sonstige steuerliche Leistungen fir Familien 2005

Alleinverdienerabsetzbetrag (inkl. Kinderzuschldge) 345 65,3%
Alleinerzieherabsetzbetrag (inkl. Kinderzuschldge) 115 21.8%
Unterhaltsabsetzbetrag 68 12,9%
Gesamt 528 100%

Direkte Transfers und sonstige steuerliche Leistungen fir Familien gesamt

Davon direkte monetdre Transfers 6.179 77 8%
Davon Realtransfers 886 11,2%
Davon sonstige steuerliche Leistungen fUr Familien 528 6,6%
Davon sonstiges 352 4,4%
Gesamt 7.946 100%
Q: Statistik Austria, BMSK, BMF. — 1) Ohne Uberweisungen. — 2) Schul- und Lehrlingsfahrtbeihilfen, Geburtenbeihilfen,

Mutter-Kind-Pass-Bonus, Kleinkindbeihilfe, Schiler- und Lehrlingsfreifahrten, SchulbUcher, Harteausgleich, Familienbe-
ratungsstellen, Unterhaltsvorschisse etc.

Die finanzielle Entlastung von Familien erfolgt jedoch nicht nur im Rahmen des FLAF. Als Reak-
tion auf ein Urteil des Verfassungsgerichtshofes (VfGH) aus dem Jahre 1991, das eine stérkere
BerUcksichtigung der Familienleistungen im Einkommensteuerrecht forderte, stehen die MaB-
nahmen der Familienpolitik in Osterreich nach der Abkehr von der steuerlichen Familienférde-
rung in den 1970er Jahren wieder auf zwei S&ulen: Transferzahlungen einerseits und steuerli-
che EntlastungsmaBnahmen andererseits4’). 2005 machten Steuererleichterungen (inkl. Kin-
derabsetzbetrag) gut ein FUnftel der familienbezogenen Leistungen aus.

In Osterreich dominieren die monetdren direkten und indirekten Transfers deutlich vor
den Realtransfers

Den kleinsten Ausgabenposten im familienbezogenen MaBnahmenbindel Osterreichs neh-
men die Realtransfers ein. Deren Volumen kann de facto mit den Ausgaben fur Kinderbe-
freuungseinrichfungen gleichgesetzt werden. Letztere liegen im Zustdndigkeitsbereich der
L&nder und Gemeinden, die anders als der Bund das Gros ihrer Geld- und Sachleistungen
einkommensabhdngig konzipieren und damit auf eine Umverteilung zwischen Familien unter-
schiedlicher Einkommensklassen abstellen48). Ihr Anteil an sémtlichen Familienleistungen ist mit
gut einem Zehntel relativ niedrig.

47) Bundesministerium fUr Umwelt, Jugend und Familie (1999): 56.

48) Das heterogene lénderspezifische Angebot an Familienleistungen umfasst neben den zumeist sozial gestaffelten
Kindergartenbeitr&igen auch einkommensabhdngige FamilienzuschUsse, Stipendien, Ferienaufenthalte etc.
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5.1 Steverliche Entlastung von Familien

Ubersicht 3 enthdlt das geltende steuerliche Instrumentarium zur Familienférderung in Oster-
reich.

Seit der Abschaffung der Haushaltsbesteuerung 1973 werden Einkommensbeziehende in Os-
terreich individuell, d. h. ungeachtet der Einkinfte anderer Haushaltsmitglieder, zur Steuer
veranlagt. Anders als bei den Tarifsplittingmodellen und allen anderen Formen der Haushalts-
besteuerung ist fUr die Berechnung der individuellen Steuerschuld irrelevant, wie viele Perso-
nen von einem Einkommen versorgt werden (mussen). Dadurch wird eine egalitére Aufteilung
von Haus- und Erwerbsarbeit zwischen den Geschlechtern unterstutzt, weil bei einem gege-
benen Haushalteinkommen die Steuerschuld dann am geringsten ist, wenn beide Partner in
gleichem MaBe dazu beitragen.

Ubersicht 3:  Steuerliches Instrumentarium zur Familienférderung in Osterreich 2008

Leistung Hohe der Leistung p.a. Anspruchsvoraussetzung
Kinderabsetzbetrag 610,80 € (700,80 €)') Keine
Unterhaltsabsetzbetrag 306 € (350,40 €)") fur erstes Kind Unterhaltspflicht des getrennt lebenden
458,40 € (525,60 €)") fur zweites Kind Elternteils fUr Kind(er) ohne Bezug der
610,80 € (700,80 €)" fir jedes weitere Kind ~ Familienbeihilfe
Alleinverdienerabsetzbetrag 364 € Jahrlicher Zuverdienst max. 2.200 €
(kinderlos) bzw. 6.000 € (mit Kindern)
Alleinerzieherabsetzbetrag 364 € Mind. 6 Monate p.a. keine ehedhnliche
oder Lebensgemeinschaft
Kinderzuschlag zu AVAB und 130 € fUr erste Kinder Bezug von AVAB/AEAB
AEAB 175 € fUr zweite Kinder

220 € fUr jedes weitere

Q: BMF, AK. - 1) In Klammer: ab 2009.

Die &sterreichische Individualbesteuerung unterstitzt eine egalitdre Arbeitsteilung
zwischen den Geschlechtern

Andererseits wird der geminderten steuerlichen Leistungsféhigkeit von Haupt- oder Alleinver-
dienenden durch die vollsténdige oder teilweise Ubernahme des Unterhalts fir den nicht
oder nur geringfUgig erwerbstatigen Partner im Osterreichischen Steuersystem durch den
Alleinverdienerabsetfzbetrag (AVAB) Rechnung getragen. Anspruch auf den Grundbetrag
des AVAB in Hohe von 364 € jGhrlich haben alle Allein- bzw. Hauptverdienenden, wenn die
j@hrlichen EinkUnfte der Partnerin 2.200 € nicht Gberschreiten. Mit dem Vorhandensein von
Kindern steigt sowohl die Zuverdienstgrenze als auch der absetzbare Betrag. Neben der be-
sonderen finanziellen Belastung des Alleinverdienenden sollen so auch die Einkommensein-
buBen jenes Elternteils, der seine Erwerbstatigkeit zur innerhduslichen Betreuung der Kinder re-
duziert oder ganzlich unterbrochen hat, partiell kompensiert werden.

Der Alleinverdienerabsetzbetrag berucksichtigt die verringerte finanzielle
Leistungsfahigkeit eines Allein- bzw. Hauptverdienenden

Anspruch auf Leistungen derselboen Hohe haben Alleinerziehende in Form des Alleinerzieher-
absetzbetrages (AEAB), denen eine verringerte wirtschaftliche Leistungsfahigkeit bescheinigt
wird, da sie mit nur einer méglichen Einkommensquelle fUr den Unterhalt mehrerer Familien-
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mitglieder aufkommen mUssen. Umgekehrt k&dnnen Elternteile, die von ihren Kindern getrennt
leben und von Gesetzes wegen zu Unterhaltszahlungen fUr inre Kinder verpflichtet sind, einen
nach der Anzahl der Kinder gestaffelten Fixbetrag von ihrer Steuerschuld in Abzug bringen.

Der Alleinerzieherabsetzbetrag berlUcksichtigt die verringerte finanzielle
Leistungsfahigkeit von Alleinerziehenden

Die Einkommen von Alleinerzieher- und Alleinverdienerfamilien werden in Osterreich derzeit
mithilfe von AVAB und AEAB in gleicher Hohe aufgestockt. Osterreichweit beanspruchen ca.
600.000 Haushalte mit rund 800.000 Kindern den AVAB. Uber 20% der Beziehenden haben al-
lerdings keine zu unterhaltenden Kinder (mehr). Den Alleinerzieherabsetzbetrag bringen
ca. 200.000 Steuverpflichtige von ihrer Steuerschuld in Abzug. Davon betroffen sind rund
290.000 Kinder. Wahrend der AVAB typischerweise von Md&nnern bezogen wird, nehmen
Frauen &fter den AEAB in Anspruch.

Der Alleinverdienerabsetzbetrag wird primér von M&nnern, der
Alleinerzieherabsetzbetrag von Frauen beansprucht

Abbildung 6 zeigt die Inanspruchnahme von AVAB bzw. AEAB durch Frauen und Mdnner je
Einkommensdezil. Wie ersichtlich wird, nimmt der Antell der Mdnner innerhalb eines
Einkommensdezils, die entweder AVAB oder AEAB in von ihrer Steuerschuld in Abzug bringen,
mit dem Einkommen zu. Hingegen steigt die Inanspruchnahme durch Frauen wesentlich we-
niger stark.

Abbildung 6: Bezug des Alleinverdiener- bzw. Alleinerzieherabsetzbetrages nach Geschlecht
als Anteil aller Ménner bzw. Frauen eines Einkommensdezils

0.30 -~
0,25 -
0,20 -
0,15 -
0,10 A
0,05 -
0,00

B Mdnner B Frauen

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10

Q: Integrierte Lohn- und Einkommensteuerstatistik (2004): 272 f.

Uber 35% der Kinder, deren Elternteil Anspruch auf den AEAB hat, leben in einem Haushalt mit
j@hrlichen EinkUnften von weniger als 10.000 €. Selbiges trifft allerdings auch auf 11% der Kin-
der in Alleinverdienerhaushalten zu. Die Mehrzahl der Kinder, von denen ein Elternteil An-
spruch auf den AVAB hat, lebt aber in Haushalten mit j@hrlichen EinkUnften von Gber 30.000 €.
Hingegen lebt nur ein Viertel der Kinder mit allein erziehenden Eltern in Haushalten mit Einkonf-
ten von mehr als 30.000 € pro Jahr. Die Treffsicherheit des AVAB wird zudem dadurch gemin-
dert, dass der Grundbetrag (ohne Kinderzuschldge) auch von Haushalten ohne Kinder in An-
spruch genommen werden kann.
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Unweigerlich sind mit dem Instrument des Alleinverdienerabsetzbetrages negative Anreize fir
einen nicht bzw. nur geringfugig beschdaftigten Elternteil verbunden, eine Erwerbstatigkeit
aufzunehmen bzw. eine geringfigige Beschdftigung Uber die Zuverdienstgrenze hinaus aus-
zudehnen.

Der Alleinverdienerabsetzbetfrag hat negative Anreize fUr die Aufnahme/
Ausdehnung einer Erwerbstdatigkeit von Zweitverdienenden (Frauen)

Da die Kinderzuschlége an die Bezugsberechtigung des Alleinverdienerabsetzbetrages ge-
koppelt sind, entfiele mit der Aufnahme einer Erwerbstatigkeit durch den Zuverdienenden in
einer Familie mit 3 Kindern der Anspruch auf den AVAB in Hohe von 889 € pro Jahr. Werden
auBerdem mogliche zusatzliche Kosten fUr die auBerfamiliGre Betreuung der Kinder, allfallige
Einkommensteuern und Sozialversicherungsbeitrge bericksichtigt, mag die Aufnahme bzw.
Ausdehnung einer Erwerbstatigkeit durch die zuverdienende Person nicht lohnend sein.

Das quantitativ bedeutendste Instrument der steuerlichen Familienférderung stellt der Kinder-
absetzbetrag dar. Seine WiedereinfUhrung im Jahr 1993 folgte der Erkenntnis des VIGH aus
dem Jahre 1991, wonach es eine "auBergewodhnliche Belastung" sei, wenn der Unterhalt fur
Kinder lediglich durch direkte monetdére Transferleistungen, jedoch in keiner Form auch steu-
erlich berGcksichtigt wirde.

Der Kinderabsetzbetrag ist zusammen mit der Familienbeihilfe die zentrale
MaBnahme zur Sicherung des Kinder-Existenzminimums

Kinderabsetzbetrag und Familienbeihilfe machen mehr als die Halfte aller familienbezogenen
Aufwendungen aus und sind die zentralen MaBnahmen zur Sicherung des Kinder-
Existenzminimums. Da der Kinderabsetzbetrag als Negativsteuer bar ausbezahlt wird, stellt er
trotz formaler Klassifizierung als steuerliches Instrument de facto eine Transferleistung dar. Im
Unterschied zur Familienbeihilfe wird er jedoch nicht aus dem FLAF, sondern aus allgemeinen
Stevermitteln finanziert. Was Zweck und Wirkung angeht, ist er allerdings mit der Familienbei-
hilfe gleichzusetzen.

5.2 Geldleistungen

Ubersicht 4 enthdlt die Geldleistungen in Osterreich im Uberblick. Unter den Geldleistungen,
deren gesamtes Volumen hdher ist als die Summe aus steuerlichen Instrumenten zur Familien-
férderung und Realtransfers, stellt die Familienbeihilfe die ausgabenstarkste Leistung dar.

Quantitativ dominieren Geldleistungen vor Steuererleichterungen und Realtransfers

Rund 54% der Aufwendungen des FLAF flieBen in die Familienbeihilfe, die nach Anzahl und Al-
ter der Kinder gestaffelt eine Verringerung der kinderbedingten Mehrkosten bewirkt. Um der
erhdhten Armutsgefdhrdung von Mehrkindfamilien entgegen zu wirken, haben Familien for
dritte und weitere Kinder zusatzlich zur Familienbeihilfe Anspruch auf einen monatlichen
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Mehrkindzuschlag von 36,40 €, solange das jahrliche Haushaltseinkommen die Grenze von
55.000 € nicht Uberschreitet?).

Neben den Aufwendungen fUr die Familienbeihilfe machen die wdhrend des Mutterschutzes
und der Karenz gewdhrten Leistungen den zweitgroBten Ausgabenposten innerhalb der fami-
lienbezogenen monetdren Transfers aus. Seit 1.1.2008 gelten die neuen Regelungen des Kin-
derbetreuungsgeldes. Durch die Anhebung der Zuverdienstgrenze und das Angebot mehre-
rer Zeitmodelle sollen die FlexibilitGt fUr Elfern und Anreize fUr eine Wiederaufnahme der Er-
werbstatigkeit erndht werden. Die Vollausschdpfung der Leistung ist an eine Beteiligung der
Vater geknUpft, was im bisherigen Modell aber nur sehr wenig genutzt worden ist. Dabei ware
ein starkeres Engagement der Vater zu befGrworten, um die negativen Konsequenzen be-
freuungsbedingter Erwerbsunterbrechungen fUr MUtter zu reduzieren).

Das einkommensunabhdngige Kinderbetreuungsgeld setzt negative Arbeitsanreize
far MUtter

Anders als beispielsweise in Deutschland oder Schweden besteht eine einkommenskompen-
sierende Unterstitzung in Osterreich allerdings nur fir die Dauer des Mutterschutzes. Das Kin-
derbetreuungsgeld ist von etwaigen vorangegangen EinkUnften unabhdngig®!). Daher ist der
Einkommensentgang umso groBer, je héher das zuvor bezogene Erwerbseinkommen war,
und macht eine kinderbedingte Berufsunterbrechung fUr Besserverdienende anders als bei
einkommensbasierten Ersatzzahlungen haufig kostspielig. Dies hat auch Implikationen fur die
innerfamiliGre Arbeitsteilung, da ein finanzieller Anreiz dafir besteht, dass der Elternteil mit
dem geringeren Verdienst — hdufig die Mutter — in Karenz geht.

Ubersicht 4:  Monetére familienpolitische Transfers in Osterreich 2008

Leistung Hohe der monatlichen Leistung  Anspruchsvoraussetzung
Familienbeihilfe 1. Kind 105,40 € bis 152,70 € Hoéhe altersabhdngig

2.Kind 118,20 € bis 165,50 €

3. Kind 140,40 € bis 187,70 €

4. Kind 155,44 € bis 202,70 €

zus@tzlich 50 € fur jedes weitere

Kind

+ 13. Auszahlung im September

jedes Jahres

Kinderbetreuungsgeld 436 € fUr 30(36) Monate Jahrlicher Zuverdienst max. 16.200 €
624 € fUr 20(24) Monate max. Anspruchsdauer (in Klammern) nur bei
800 € fUr 15(18) Monate Inanspruchnahme durch beide Elternteile
Wochengeld 100% der vormaligen EinkUnfte Vor Beginn der Schutzfrist mindestens 13 Wochen
fir 16 Wochen ununterbrochen andauerndes Arbeitsverhdltnis

7,55 € taglich fur Arbeitslose,
geringfUgig Beschdaftigte

Q: BMF, AK.

49) Die fUr den Bezug des Mehrkindzuschlages maximale Einkommenshohe orientierte sich bis Ende 2007 an der 12-
fachen monatlichen Hochstbeitragsgrundlage zur Sozialversicherung, die 2007 46.080 € betrug; zum 01.01.2008 wurde
diese Regelung von einer fixen Grenze von 55.000 € abgeldst.

50) Diese reichen von der Dequadlifizierung bei Idngerer Berufsunterbrechung und daraus resultierenden Einkommens-
verlusten bis hin zur statistischen Diskriminierung aller Frauen, wenn Arbeitgeber aufgrund von traditionellen Rollenzu-
schreibungen unbegrindeterweise antizipieren, dass Frauen ihre Erwerbstéatigkeit ofter unterbrechen werden als
Mdanner und aufgrund der Doppelbelastung von Familie und Beruf weniger produkfiv, flexibel und mobil sein werden.

s1) Vgl. Leitner et al. (2005): 9.
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53 Realtransfers

Realtransfers spielen in Osterreich nur eine untergeordnete Rolle, was sich im relativ geringen
Angebot an Kinderbetreuungseinrichtungen (vor allem fUr bestimmte Altersgruppen) unmit-
telbar bemerkbar macht. Ubersicht 5 zeigt den Anteil der unter 3-J&hrigen, die in éffentlichen
Einrichtungen oder von Tageseltern betreut werden. Zwar hat sich der Anteil der 0- bis 2-
Jahrigen, die auBerfamiliar betreut werden, seit 1995 mehr als verdoppelt, doch sind es ster-
reichweit nach wie vor lediglich 13,9% der unter 3-Jahrigens?). Hingegen erreichte der Anteil
der 3- bis 5-Jahrigen in auBerhduslicher Betreuung 2007 mit knapp 87% ein weitaus hdheres
Niveau.

Realtransfers spielen in Osterreich vor allem bei den unter 3-J&hrigen mit einer
Betfreuungsquote von 14% eine untergeordnete Rolle

Zwischen den Bundesldndern bestehen erhebliche Unterschiede, was das Ausmal der institu-
fionellen Betreuung angeht: Wahrend im urbanen Wien ein Viertel der Kinder unter 3 Jahren
institutionell betreut werden, sind es in Oberdsterreich und der Steiermark weniger als 10%. Bei
den Kindern zwischen 3 und 5 Jahren reicht die Bandbreite von 80% in Karnten bis 97% im
Burgenland.

Ubersicht 5:  Osterreichische Betreuungsquoten (inkl. Tagesmdtter) 2007

Alter AUT BGL KTN NOE OOE SBG STM TIR VBG w
0-2 Jahre 13,9 16,1 15,0 12,0 74 12,6 8,5 13,3 12,0 25,0
3-5 Jahre 86,6 97.1 79.5 94,9 85,8 85,8 83,2 87,2 82,6 83,3

Q: Kindertagesheimstatistik 2007/08, eigene Berechnungen.

Werden die bestehenden Befreuungspldtze auf ihre Erwerbsfreundlichkeit hin untersucht,
muss das bestehende Angebot fir Vorschulkinder allerdings neu bewertet werden. Der von
der Kammer fir Arbeiter und Angestellte Wien konzipierte und im Rahmen der 150-
Vereinbarung zum Ausbau der Kinderbetreuung adaptierte Vereinbarkeitsindikator fir Familie
und Beruf (VIF) bescheinigt lediglich einem Drittel der Betreuungspléatze fir 3- bis 5-Jahrige er-
werbsfreundliche Offnungszeitenss).

Nur ein Drittel der Betreuungspl&tze fUr Vorschulkinder bietet erwerbsfreundliche
Offnungszeiten

In den kommenden Jahren soll in Osterreich der Ausbau der Betreuungsinfrastruktur vorange-
trieben werden. Eine Vereinbarung zwischen Bund und Landern (Art. 15A) sieht in den Jahren
2008 bis 2010 jahrliche Bundes-ZuschUsse von 20 Mio. € vor, davon 15 Mio. € zur Schaffung von
zuséizlichen Kinderbetreuungspl&tzen. Diese AnstoBfinanzierung muss von den Ldndern ver-

52) Vgl. Statistik Austria (2008B): 69.

53) Neben dem Angeboft eines Mittagessens muss eine Kinderbetreuungseinrichtung von Montag bis Freitag an min-
destens 45 Stunden pro Woche, davon an 4 Tagen mindestens 9,5 Stunden, gedffnet sein, um als erwerbsfreundlich
klassifiziert zu werden. Unterbrochen sein darf das grundsatzlich ganzjdhrige Betreuungsangebot einer Institution ma-
ximal 5 Wochen.
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doppelt werdens4). Zudem ist im Rahmen der konjunkturstUtzenden MaBnahmen ein jahrli-
ches Volumen von 70 Mio. € fur die Jahre 2009 und 2010 fUr die EinfOhrung des kostenlosen
letzten Kindergartenjahres reserviert worden.

54 Familienforderung in der gesetzlichen Sozialversicherung

Neben den "klassischen" Instrumenten der Familienpolitiks®) sind auch in der gesetzlichen Sozi-
alversicherung familienférdernde Komponenten enthalten — etwa in Form der beitragsfreien
Mitversicherung von Kindern in der Krankenversicherung. Die aus den Beitragszahlungen des
Hauptverdienenden abgeleiteten Leistungsanspriche belaufen sich auf budgetdre Kosten
im AusmaB von 2,1 Mrd. € jahrlich.

Weitere familienfordernde Elemente innerhalb der gesetzlichen Sozialversicherung umfassen
die Anrechnung von Kindererziehungszeiten fUr spétere Pensionszahlungen, die BerUcksichti-
gung von Kindern und den Kosten fUr deren Befreuung bei der Anspruchshéhe im Falle von
Arbeitslosigkeit oder den Anspruch von Angehodrigen auf Hinterbliebenenpension. Allein letz-
tere MaBnahme verursacht jaghrliche Kosten in Hohe von 3,6 Mrd. €.

55 Betriebliche Familienpolitik

2007 stellten nur 76 6sterreichische Unternehmen betriebliche Kinderbetreuungsmaoglichkeiten
zur Verfugung®$), was dafur spricht, dass die familienspezifischen Kosten durch zu geringe in-
duzierte ProdukfivitGtszuwdchse tatséchlich oder zumindest in der Wahrnehmung der Unter-
nehmen nicht kompensiert werden.

Nur wenige Unternehmen bieten betriebliche Kinderbetreuungsmdaglichkeiten an

Bei der Arbeitgeberin stellen familienbezogene betriebliche Leistungen — genauso wie Léhne
und andere Leistungen, die den Beschdftigten zugute kommen - einen betrieblichen Auf-
wand dar, der sich beim Unternehmen Steuer mindernd auswirkt. Dies betrifft Personengesell-
schaften ebenso wie Kapitalgesellschaften. Auch in Osterreich kann ein Unternehmen fami-
lienbezogene Ausgaben als Betriebsausgaben absetzen (§ 3 Abs. 1 Z 13 EStG 1988) und so
den zu versteuernden Gewinn reduzieren.

In Osterreich kénnen betriebliche Aufwendungen erstens fir betriebseigene Kindergdrten, die
den Mitarbeiterinnen verbilligt oder kostenlos zur Verfugung gestellt werden, als Betriebsaus-
gaben gewinnmindernd abgesetzt werden. Zweitens kdnnen seit 2009 ZuschUsse des Arbeit-
gebers an die Arbeitnehmerlnnen zur Kinderbetreuung in einer Hohe von bis zu 500 € jahrlich
steuer- und sozialversicherungsfrei geleistet werden.

54) Vgl. Bundesministerium fir Gesundheit, Familie und Jugend (2008): 1.

55) Auch die Familienleistungen aus der gesetzlichen Sozialversicherung werden der ESSOSS-Klassifikation zufolge
nicht zu den Sozialleistungen fUr Familien gezahlt.

%) Vgl. Statistik Austria (2008B): 47.
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5.6 Zusammenfassung

Die Familienleistungen beliefen sich in Osterreich 2005 auf etwa 3% des BIP. Sie sind damit
langfristig konstant, wegen der sinkenden Kinderzahl ist jedoch die Pro-Kopf-Férderung ge-
stiegen. Die monetdren direkten und indirekten Transfers dominieren deutlich vor den Real-
transfers. Die direkten monetdren Transfers (einschlieBlich Kinderabsetzbetrag) belaufen sich
auf etwa 78% der gesamten Familienleistungen, weitere steuerliche Erleichterungen machen
knapp 7% und Realtransfers gut 11% der &ffentlichen Ausgaben fUr Familien aus.

Die Osterreichische Individualbesteuerung unterstUtzt eine egalit@re Arbeitsteilung zwischen
den Geschlechtern. Die verringerte finanzielle Leistungsfdhigkeit eines Allein- bzw. Hauptver-
dienenden wird durch den Alleinverdienerabsetzbetrag, die verringerte finanzielle Leistungs-
fahigkeit von Alleinerziechenden durch den Alleinerzieherabsetzbetrag berlcksichtigt. Der
Alleinverdienerabsetzbetrag wird primér von Mdnnern, der Alleinerzieherabsetzbetrag wird
hauptsdchlich von Frauen beansprucht. Der Alleinverdienerabsetzbetrag beinhaltet negative
Anreize fUr die Aufnahme/Ausdehnung einer Erwerbstatigkeit von Zweitverdienenden (Frau-
en). Auch das einkommensunabhdngige Kinderbetreuungsgeld sefzt — zumal in Kombination
mit der Moglichkeit einer relativ langen Bezugsdauer — negative Arbeitsanreize fir MUtter. Re-
altransfers spielen in Osterreich vor allem bei den unter 3-Jahrigen, wo die Betreuungsquote
lediglich 14% betragt, eine untergeordnete Rolle. Auch die Qualitét der Betreuungseinrich-
tungen in Hinsicht auf die BedUrfnisse berufstatiger Eltern hat Defizite: Nur ein Drittel der Be-
treuungsplétze fUr Vorschulkinder bietet erwerbsfreundliche Offnungszeiten, was sich insbe-
sondere auf die Moglichkeiten einer Erwerbstatigkeit von Frauen negativ auswirkt. Ein Ausbau
der Kinderbetreuungseinrichtungen ist fUr die ndchsten Jahre geplant. Die Familienférderung
im Rahmen der gesetzlichen Sozialversicherung ist betrdchtlich: Allein die budgetéren Kosten
aus der beitragsfreien Mitversicherung von Kindern sowie dem Anspruch von Angehorigen
auf Hinterbliebenenpension belaufen sich auf 5,7 Mrd. € jaGhrlich —im Vergleich zu den reinen
familienpolitischen Ausgaben in Hbohe von gut 7,9 Mrd. € ein erheblicher Betrag. Die Bedeu-
tfung der betrieblichen Familienpolitik ist dagegen gering: 2007 stellten nur 76 &sterreichische
Unternehmen betriebliche Kinderbetreuungsmaoglichkeiten zur VerfOgung.

6. Familienpolitisches Instrumentarium in ausgewahlten EU-Landern

Nachdem Ziele und Aufgaben der Familienpolitik sowie die Instrumente zu deren Umsetzung
bislang theoretisch abgehandelt wurden, richtet sich der Fokus nachfolgender Analyse auf
den Erfolg praktischer Familienpolitik in ausgewdhlten OECD-L&ndern, die fur verschiedene
Steuermodelle bzw. Wohlfahrtsstaatsmodelle’) stehen, verschiedene Arbeitsmarkttypen dar-
stellen und unterschiedliche familien- bzw. frauenpolitische Strategien verfolgen.

Einer stafischen Betrachtung der einzelnen nationalen Familienpolitiken folgt die Untersu-
chung grundlegender Wirkungszusammenhdnge von angewandten Instrumenten und Ziel-
groBen. Zu diesem Zwecke wird zu ermitteln versucht, ob BegUnstigungen und Belastungen
bestimmter Haushalistypen und familiGrer Erwerbsmuster durch nationale Steuer- und Trans-
fersysteme eine Entsprechung in den international divergierenden familienpolitischen Kenn-

57) Vgl. zur grundlegenden Typologie von Wohlfahrtsstaaten Esping-Andersen (1990).
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zahlen finden. Idealerweise sollen neben den Effekten umfassender MaBnahmenbindel auch
RUckschlusse auf Effektivitdt und Effizienz einzelner familienpolitischer Instrumente gezogen
werden kénnen. Empirisch-deskriptive Vergleiche werden durch Simulationsergebnisse beste-
hender Untersuchungen jGngeren Datums ergdnzt.

So soll ein internationaler Landervergleich einerseits die Position der Osterreichischen Fami-
lienpolitik im internationalen Umfeld bestimmen und andererseits mit Bezug auf nationale und
internationale Erfahrungswerte eine grobe Absché&tzung der Effekte verschiedener Reformop-
tionen fUr die Osterreichische Familienpolitik ermdglichen. In die folgende Betrachtung wer-
den Deutschland, Frankreich und die Niederlande als konservative Wohlfahrtsstaaten,
Schweden und Ddnemark als Vertreter des sozialdemokratischen skandinavischen Modells
und GroBbritannien als liberaler Wohlfahrtsstaat mit einbezogen.

6.1 Deutschland

Der familienpolitische Policy Mix Deutschlands fuBt auf einem klassisch-konservativen Fami-
lienverstandnis. Esping-Andersen (1999: 83) umschreibt ihn als "familialistisch", Gauthier (1996:
203 f.) als "traditionell’, und Pfau-Effinger (2005: 4) sieht die deutsche Familienpolitik vom "Ver-
einbarkeitsmodell der mannlichen Versorgerehe" dominiert. Diese Zuschreibungen gehen ins-
besondere auf die Wahl des Einkommensteuermodells, die Ausgestaltung des sozialen Siche-
rungssystems und den Vorrang monetdrer Transfers vor familienbezogenen Sach- und Dienst-
leistungen zurUck. In den letzten Jahren sind allerdings Reformprozesse eingeleitet worden,
die das Bild der traditionell gepragten Familienpolitik Deutschlands langsam aufweichen.

Die traditionell gepragte Familienpolitik Deutschlands wird in den letzten Jahren mit
dem Ziel einer Steigerung der Frauenerwerbstdatigkeit reformiert

Seit 1958 findet in Deutschland das Einkommensteuermodell des Ehegattensplittings Anwen-
dung. Der gemeinsamen Veranlagung von Ehepaaren liegt die Prédmisse zugrunde, dass je-
der Partner an den gemeinsam erwirtschafteten Ressourcen der bezahlten Erwerbs- und un-
bezahlten Hausarbeit in gleicher Weise partizipiert. Das Ehegattensplitting bilde somit "den
Transfer wirtschaftlicher Leistungsfahigkeit nach, der sich in der Realitét der intakten Durch-
schnittsehe vollzieht"$8). Ersteres begunstigt eine traditionelle Rollenverteilung von Mann und
Frau, da die Steuerverginstigung mit zunehmender Einkommensdifferenz beider Ehepartner
ansteigt und in Alleinverdienerhaushalten maximiert wird. Die Anreize fUr den nicht oder nur
geringfUgig beschaftigten Enepartner, eine Beschaftigung aufzunehmen bzw. auszuweiten,
sind aufgrund der hohen Grenzsteuerbelastung gering. Diese negativen Anreizmechanismen
werden durch das System der beitragsfreien Familienmitversicherung in der Sozialversiche-
rung noch verstarkt. Denn Zuverdienende, deren monatliches Einkommen 355 € bzw. 400 €
bei geringfUgiger Beschaffigung nicht Ubersteigt, werden durch den haupterwerbstatigen
Ehepartner im System der Familienmitversicherung beitragsfrei mitversicherts?). Steigt das Brut-
tfoneinkommen Uber die GeringfUgigkeitsgrenze, fallen die Nettoverdienste wegen der zusatz-
lichen Abgabenbelastung durch die Sozialversicherungsbeitrdge (20,55%) zundchst unter das

s8) Althammer (2000A): 34, ein Urteil des Bundesverfassungsgerichtes von 1982 zitierend.
5?) Vgl. Bundesministerium fUr Gesundheit (2008).
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Niveau bei maximaler geringfUgiger Beschdaftigungé®) und erreichen dieses erst wieder bei ei-
ner Teilzeitbeschaftigung im Ausmal von 17 Stunden pro Woche?!).

Zwar ist eine vergleichsweise hohe Abgabenbelastung (38,8%)¢2) grundsatzlich mit groBzUgi-
gen sozialstaatlichen Leistungen und damit einem hohen Dekommodifizierungsgrads3) ver-
bunden. Dies gilt jedoch vornehmlich fUr die Hauptverdienenden. Die Leistungsansprioche
von nicht oder nur geringfUgig beschaftigten Enepartnerinnen werden von jenen der Haupt-
verdienerinnen lediglich abgeleitet, nicht jedoch auf Basis individueller Burgerrechte ge-
wahrté4). Personen, die auBerhalb des Erwerbslebens stehen und auch auf Basis inres Familien-
standes keine Leistungsanspriche geltend machen kdnnen, haben lediglich Zugang zu sub-
sididren Leistungen der Sozialhilfe.

Was die Kompensation fUr kinderbezogene Mehrkosten angeht, so setzt das deutsche Steuer-
und Transfersystem auf groBzUgige Geldleistungen. Eine logische Verldngerung des Ehegat-
tensplittings stellt der jahrliche Kinderfreibetrag in Hohe von 5.848 € fUr Enhepaare und 2.924 €
fur Alleinerziehende dar. Nachdem die Ausgaben fUr Kinder zwingend notwendige Aufwen-
dungen fUr einen Haushalt bedeuten, die seine Leistungsfahigkeit verringern, soll ein Betrag,
der die Existenzsicherung des Kindes gewdhrleistet, schon vor Anwendung des Steuertarifs in
Abzug gebracht werden kénnen. Dieser wird im Rahmen einer GUnstigerprifung allerdings
nur dann gewdhrt, sollte der steuerliche Enflastungsbetrag durch den Kinderfreibetrag die
Summe des alternativ gewdhrten monatlichen Kindergeldes Uberschreiten. FUr Enepaare mit
einem unterhaltspflichtigen Kind Ubertrifft die Entlastung durch den Kinderfreibetrag die
Summe des Kindergeldes ab einem jahrlichen Haushaltseinkommen von Uber 63.000 €. Be-
zugsberechtigt sind demnach vor allem die oberen drei Einkommensdezilet®). Maximal ist die
steuerliche Entlastung durch den Kinderfreibetrag bei einem Haushaltseinkommen von Uber
119.000 €, wo sie 2.447 € betragt.

Alle anderen Haushalte mit unterhaltspflichtigen Kindern bis zum 25. Lebensjahr beziehen Kin-
dergeld. Dieses belauft sich fUr alle ersten, zweiten und dritten Kinder auf jeweils 1.848€ pro
Jahr. FUr vierte und weitere Kinder erhoéht sich der Auszahlungsbetrag um je 300 €. Zudem
werden auch die besonderen finanziellen Belastungen von Alleinerziehenden berUcksichtigt.
Zusatzlich zum Anspruch auf Kindergeld bzw. auf Abzug eines Kinderfreibetrages steht diesen
ein jGhrlicher Freibetrag in Hohe von 1.308 € zu. Sollte der zweite Elternteil keine Alimente zah-
len, kann fUr einen Zeitraum von maximal 72 Monaten zudem ein monatlicher Unterhaltsvor-
schuss, der sich fUr Kinder unter 6 Jahren auf 125€ und fUr é- bis 12-J&hrige auf 168€ belduft,
beantragt werdens¢).

60) Bei durchschnittlichem Stundenlohn bis zu einer maximalen Arbeitszeit von 6 Stunden.
1) Vgl. Dearing et al. (2007): 8.

62) Unter BerUcksichtigung von Steuerzahlungen sowie Arbeitnehmer- und Arbeitgeberbeitrdgen zur Sozialver-
sicherung (OECD, 2007B).

63) Der Dekommodifizierungsgrad gibt das AusmaB der Marktabhdngigkeit von Arbeitskraffen und Sozialleistungs-
empfdngern an; je hoher er ist, desto mehr sind Sozialleistungen und (frihere) Erwerbstatigkeit entkoppelt.

64) Vgl. Esping-Andersen (1999): 18.
65) Vgl. Steiner et al. (2007): 4.
66) Vgl. BMFSFJ (2008C): 5.
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Machen die staatlichen Ausgaben fUr Kindergeld, die auf die Verringerung der kinderbeding-
ten Mehrkosten abstellen, mit 0,8% des BIP das Gros der monetdren Transfers in Deutschland
aus, so werden weitere 0,2% des BIP fUr Ersatzzahlungen wdhrend des Mutterschutzes und El-
ternurlaubs aufgewendet. Sie bezwecken eine gdnzliche oder teilweise Kompensation der
EinkommenseinbuBen, die jenem Elternteil entstehen, der seine berufliche Tatigkeit zugunsten
der Kinderbetreuung unterbricht oder stundenmdaBig reduziert. In den konservativen Staaten,
wo die Betreuung von (Klein-)Kindern primdr in den Verantwortungsbereich der Familie gelegt
wird, sind Freistellungen typischerweise mehrjahrigé’). Auch in Deutschland wird dem betreu-
enden Elternteil eine 3-jahrige Jobgarantie gewdhrt, wenn auch die Dauer der Ersatzleistun-
gen jungst reformiert wurde. Bislang waren Eltern berechtigt, einen Pauschalbetrag in Héhe
von 300€ fUr einen Zeitraum von 24 Monaten zu beziehen (Regelbetrag); beim so genannten
Budget-Modell wurde fUr einen einjdhrigen Zeitraum ein héherer Pauschalbetrag (450 €) ge-
wdahrt, um einen Anreiz fUr eine verkUrzte Babypause zu setzen. Seit 2007 gelten die Regelun-
gen des Elterngelds: 67% des wegfallenden Nettoeinkommens — mindestens 300€, maximal
jedoch 1.800€ monatlich — werden nur noch fUr eine Dauer von 12 Monaten ausbezahlt. Au-
Berdem soll die Méglichkeit einer zweimonatigen Verl&dngerung der Bezugsdauer auch den
zweiten Elternteil dazu veranlassen, Elternzeit zu nehmen. Der Anspruch auf Elterngeld besteht
auch dann, wenn der betreuende Elternteil einer wochentlichen Erwerbstatigkeit von maxi-
mal 30 Stunden nachgeht. Sollte wahrend des 24-monatigen Elternurlaubs ein zweites Kind zur
Welt kommen, wird das Elferngeld um einen 10%igen Geschwisterbonus aufgestockt. Dieser
betrdgt mindestens 75 € pro Monatsg),

Das Festhalten an einem "traditionellen"” Familienverstdndnis, das den Ehemann primér als
Versorger und die Ehefrau in der Rolle von Hausfrau und Mutter sieht, vermag die bislang un-
tergeordnete Rolle von Sachleistungen innerhalb des familienpolitischen Instrumentariums zu
erkldren. So werden in Deutschland nach wie vor lediglich 0,4% des BIP fUr die externe Kin-
derbetreuung aufgebrachts?). Und so standen 2004 nur fUr knapp 10% der 0- bis 2-Jahrigen
offentliche Kinderbetfreuungsplatze zur Verfogung’©) Bis 2013 soll die Zahl der Kinderbe-
freuungspldtze jedoch auf 750.000 mehr als verdreifacht werden. Damit wére fur 35% der Kin-
der unter 3 Jahren ein Krippenplatz vorhanden, was der geschdatzten Nachfrage in Deutsch-
land entspréche’!) und zudem das Ziel von Barcelona erfllite’2). Um Nettoeinkommensausfal-
le aufgrund der Ausgaben fur Kinderbetreuung zu verringern, kbnnen seit 2006 zwei Drittel der
Kosten fUr Kinderbetreuung bis zu einer Maximalgrenze von 4.000 € ja@hrlich in Abzug gebracht
werden, solange beide Elternteile bzw. Alleinerziehende erwerbstatig sind’3). Wahrend des
Kindergartenalters wird — aufgrund der mit dem Kindergartenbesuch verbundenen p&dago-
gischen Zielsetzungen — keine Erwerbstétigkeit der Eltern fUr die Abzugsfahigkeit vorausge-
setzt.

¢7) Vgl. Leitner et al. (2005): 9.

68) Vgl. BMFSFJ (2008cC): 3.

69) OECD Social Expenditure Database.
70) Vgl. OECD (2007A): 136.

71} Vgl. BMFSFJ (2008A): 2.

72) Wie vom Europdischen Rat (2002: 12) beschlossen, soll bis 2010 in allen Mitgliedstaaten fUr mindestens 33% der Kin-
der unter 3 Jahren ein Kinderbetreuungsplatz zur VerfOgung stehen.

73) Vgl. BMFSFJ (2008C): 10.
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6.2 Frankreich

Esping-Andersen ordnet auch Frankreich dem Typ des konservativen Wohlfahrisstaates zu,
obgleich die franzésische — im Gegensatz zur deutschen und &sterreichischen — Familienpolitik
eine stark pronatalistische Prégung aufweist, wahrend die familialistische Komponente un-
gleich weniger ausgeprdagt ist als in den deutschsprachigen Ladndern74).

Die franz&sische Familienpolitik zielt auf eine gleichzeitige Erhéhung von
Frauenerwerbstatigkeit und Fertilitat

In Frankreich wird ebenso wie in Deutschland eine Tarifsplittingmethode zur Berechnung der
Steuerschuld herangezogen. Anders als in Deutschland erfahren beim franzésischen Familien-
splitting jedoch nicht nur Ehepaare eine steuerliche Minderentlastung. Auch Kinder schlagen
mit einem Faktor von 0,5 im Splittingfaktor zu Buche, der sich ab dem dritten Kind auf 1 ver-
doppelt. Einer Aquivalenzskala gleich soll so eine Annéherung an die Leistungsfahigkeit eines
Haushaltes in Abhdngigkeit von seiner Zusammensetzung bewirkt werden. Die Hohe des Split-
fingfaktors orientiert sich an den Grenzkosten jedes Kindes, die empirischen Untersuchungen
von Ekert-Jaffé (1994) zufolge fUr dritte und weitere Kinder aufgrund von Mehrkosten fUr Un-
terkunft, Babyausstattung und dergleichen Gberproportional zunehmen’s). Bei dller interpretao-
fiven Vorsicht kann die Verdoppelung des Splittingfaktors ab dem dritten Kind allerdings auch
als Abbildung der explizit angestrebten Férderung von Mehrkindfamilien durch die franzdsi-
sche Politik verstanden werden?s).

Ahnlich dem deutschen Modell von Ehegattensplitting und Kinderfreibetrag steigt — durch die
Progression des Steuertarifs bedingt — auch beim Familiensplitting die Hohe der Steuerentlas-
fung mit zunehmendem Einkommensniveau an. Deren maximale Hbhe ist allerdings auf
2.159 € fUr die ersten beiden Kinder und 4.318 € fUr jedes weitere festgeschrieben’?). Auch die
Hohe der steuerlichen Entlastung von Alleinerziehenden, die verglichen mit jedem verheirate-
ten Elternteil Anspruch auf einen zusatzlichen halben Faktor haben (1,5 statt 1), ist auf dem
Niveau von 1.577 € gedeckelt’8). Aufgrund der steuerlichen Mehrentlastung von
Mehrkindfamilien zahlen 70% aller Familien mit drei Kindern keine Steuern, wdhrend dies ledig-
lich auf 10% aller 2-Kind-Familien zutrifft7?).

Erganzt wird die finanzielle Entlastung von Familien in Frankreich im Rahmen des Systems der
Haushaltsbesteuerung durch weitere monetdre Transfers und Absetzbetrdge. Eine einkom-
mensgeprufte Einmalzahlung zum Zeitpunkt der Entbindung belduft sich auf 863,79 €. Auf-
grund groBzugiger Einkommensobergrenzen sind etwa 90% aller franzésischen Familien be-
zugsberechtigt. Wahrend das Kindergeld Familien mit nur einem Kind verwehrt wird, beziehen
2-Kind-Familien monatlich 120,32 €, Familien mit drei Kindern 274,47 € und 154,15 € fUr jedes
weitere Kind. Dieser Betrag steigt um 33,84€ fUr Kinder zwischen 11 und 16 Jahren und 60,16 €

74) Vgl. Esping-Andersen (1999): 82.
75) Vgl. Dell et al. (2006): 2.

7¢) Vgl. Fagnani (2005): 40.

77) Vgl. Steiner et al. (2007): 5.

78) Vgl. Dell et al. (2006): 51.

%) Vgl. Dell et al. (2006): 52.
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bei Uber 16-Jahrigen an®). Fir Familien mit mindestens drei Kindern ist Uberdies ein
Mehrkindzuschlag von 1.654 € pro Jahr vorgesehen, sofern ihr jGhrliches Haushaltseinkommen
25.000 € nicht Ubersteigt. Der gezielten Entlastung von Mehrkindfamilien liegt die Annahme
zugrunde, dass die Enfscheidung fur dritte und weitere Kinder primd&r auf Basis 6konomischer
Uberlegungen gefdallt wird8!). Eine Uberproportionale Entlastung von Familien mit mindestens
drei Kindern steht demnach ganz im Zeichen der franzdsischen Tradition pronatalistischer Fa-
milienpolitik, die durch politische Intervention eine Erhdhung der Geburtenzahlen bezweckt.

Auch die Dauer von Mutterschutz sowie Elternzeit und damit die Gesamthéhe der kompensa-
torischen Zahlungen wdhrend der Babypause ist im franzdsischen Modell gestaffelt nach der
Anzahl der Kinder. Wahrend der Mutterschutz bei ersten und zweiten Kindern 16 Wochen be-
fragt, kdnnen Mutter bei jedem weiteren Kind 26 Wochen in Mutterschutz gehen. Wahrend-
dessen haben sie bis zu einem monatlichen Maximalbetrag von 2.432 € Anspruch auf einen
100%igen Ersatz ihres frGheren Einkommens®?). Im Anschluss an den Mutterschutz kdnnen so-
wohl Vater als auch Mutter fUr die Betreuung ihres Kindes 2 Jahre in Elternurlaub gehen und
wdahrenddessen eine monatliche Zahlung von 536,03 € beziehen. Ab dem zweiten Kind kann
die Bezugsdauer auf maximal 3 Jahre ausgedehnt werden.

Sollte der beurlaubte Elternteil zwischen dem 18. und 29. Lebensmonat des jungsten Kindes
eine Vollzeitbeschaftigung aufnehmen, kénnen die Kinderbetreuungszahlungen dennoch
zwei weitere Monate bezogen werden. Auch wdhrend des Elternurlaubes werden durch Teil-
zeit-Varianten finanzielle Anreize geschaffen, in den Arbeitsmarkt zurGckzukehren. Geht der
beurlaubte Elternteil einer Beschéftigung nach, die mindestens 16 Stunden pro Woche um-
fasst, 50% eines Vollzeitarbeitsverhdltnisses jedoch nicht Ubersteigt, werden immerhin 407,60 €
Kinderbetreuungsgeld ausbezahlt. Bewegt sich das AusmalB einer Erwerbstdtigkeit zwischen
50 und 80% einer Vollzeitstelle, reduziert sich der Betrag auf 308,23 €. Familien mit mindestens 3
Kindern wird ein erhdhter monatlicher Satz von 766,53 € gewdhrt, wenn die Berufsunterbre-
chung die Dauer eines Jahres nicht Gbersteigtsd). Diverse Karenz-Modelle stellen demnach
darauf ab, einen vollstGndigen Ausstieg der Eltern aus der Berufstatigkeit zu verhindern oder
zumindest einen moglichst frihen Wiedereinstieg in den Arbeitsmarkt herbeizufUhren.

Im Gegensatz zu einer idealtypisch konservativen Politik ist jedoch nicht nur die Erhdhung der
FertilitGtsrate erklartes Ziel franzésischer Familienpolitik. Gleichzeitig stellt die Erwerbstatigkeit
beider Elternteile ein zentrales Politikanliegen dar. Anders als deutsche und &sterreichische
Familienpolitik, die auf Basis des ménnlichen Erndhrermodells konzipiert ist, beabsichtigt fran-
zOsische Politik, auch das Arbeitspotential von Frauen auszuschodpfen. Ausdruck dieser fami-
lienpolitischen Agenda ist das Angebot externer Kinderbetreuung in Frankreich, das unver-
gleichlich héher ist als in allen anderen konservativen Staaten. Die Ausgaben fUr Kinderbe-
freuung machen in Frankreich rund 1,5% des BIP aus, was mehr skandinavischem Niveau ent-
spricht als jenem Deutschlands oder Osterreichs. Dennoch Ubersteigt die Nachfrage nach 6f-
fentlichen Kinderbetreuungsplétzen, deren Preis am Einkommensniveau der Eltern festge-

80) Vgl. CNAF (2008).

81) Vgl. Gauthier (1996): 203.
82) Vgl. OECD (2007A): 122.
83) Vgl. CNAF (2008).
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macht wird84), nach wie vor das Angebotds). 2004 waren knapp 30% der 0- bis 3-Jahrigen in
offentlicher Kinderbetreuung untergebracht. Dabei kénnen bis zu einem jahrlichen Betrag
von 2.300 € 50% der anfallenden Kosten von der Steuer abgesetzt werden. Ab dem 3. Lebens-
jahr besuchen nahezu 100% aller 3- bis 6jahrigen kostenfreie, ganztdgige Vorschulensgé),

So scheint das EigentUmliche der franzdsischen Familienpolitik weniger das Familiensplitting
als vielmehr die besondere Férderung von Mehrkindfamilien zu sein. Deren Uberproportionale
Entlastung wird sowohl durch das Einkommensteuersystem, Transfer- und Absetzbetrdge,
Hobhe und Dauer der Ersatzleistungen wahrend der Babypause als auch durch die Absetzbar-
keit von Kinderbetreuungskosten betrieben.

6.3 Niederlande

Die Ausgaben fUr Familien liegen in den Niederlanden deutlich unter dem europdischen Mit-
tel und jenen der nord- und westeuropdischen Staaten. Das relativ niedrige Ausgabenniveau
ist Reflex der von den Niederlanden verfolgten impliziten Familienpolitik: Diese verzichtet so-
weit moglich auf direkte Eingriffe und setzt stattdessen an den Bereichen Arbeitsmarkt und
Sozialpolitik an. Auch Transfers, die letztlich Familien zugute kommen, werden weniger auf
Haushaltsebene geprUft, sondern sind hdaufiger an individuelle Anspruchsvoraussetzungen
geknuUpft. Dies zeigt sich auch am System der Einkommensbesteuerung, das als weitgehend
individualisiert angesehen werden kann. Die bislang mégliche Ubertragung nicht ausge-
schopfter Absetzbetrdge zwischen erwerbstatigen und nicht erwerbstétigen Enepartnern lief
mit 2007 aus.

Das Kindergeld in den Niederlanden ist vom Einkommen der Eltern unabhdngig, variiert je-
doch mit dem Alter der Kinder und wird jéhrlich an den Verbraucherpreisindex angepasst.
2008 wurden fur Kinder bis 5 Jahre 775 € jahrlich bezahlt, 941 € fUr Kinder bis einschlieBlich
11 Jahre und 1.107 € fUr Kinder zwischen 12 und 17 Jahren®’). Damit ist die Hohe des Kinder-
geldes z. T. deutlich geringer als entsprechende Zahlungen in Osterreich durch Familienbei-
hilfe und Kinderabsetzbetrag. In Osterreich ist die Leistungshéhe sogar von ersten (1) Kindern in
Abhdngigkeit vom Alter des Kindes um 121% bis 142% hdher. Die Staffelung nach der Anzahl
der Kinder in Osterreich, die in den Niederlanden abgeschafft wurde, verstérkt die Differenz
noch mekhr.

Allerdings existieren einige — in Osterreich nicht existente — Absetzbetrége, die Eltern mit un-
terhaltspflichtigen Kindern zusatzlich entlasten kénnen. Sie sind jedoch an Einkommen oder
Erwerbstatigkeit gekoppelt bzw. werden nur an Alleinerziehende ausbezahlt. Dazu zdhlen
Steuergutschriften fUr Niedrigeinkommensbeziehende:88 der Child Tax Credit betréagt 939 € fUr
Einkommen bis 29.978 € und wird darUber sukzessive reduziert, bis er bei einem Einkommensni-
veau von 45.309 € gdnzlich ausl@uft. Alleinerziehende kdnnen einen Absetzbetrag in Hohe
von 1.437 € beanspruchen, wenn mindestens ein Kind unter 27 Jahren im selben Haushalt

84) Die Kosten eines Platzes variieren je nach Kommune, beliefen sich 2003 jedoch auf etwa 300 bis 350 € pro Monat.
85) Vgl. Fagnani (2005): 42.

8¢) Vgl. OECD (2007A): 136.

87) http://www.svb.nl/internet/uk/social_insurance_schemes/akw/rates_and_payment_dates/index.jsp#1.

88) http://ontduiken.belastingdienst.nl/variabel/buitenland/en/private_taxpayers/private_taxpayers-
32.htmI#P400_44392.
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lebt. Der Alleinerzieherabsetzbetrag ist verglichen mit jenem Osterreichs wesentlich groBzigi-
ger. FUr Alleinerziehende, die erwerbstatig sind, wird der Alleinerzieherabsetzbetrag zusatzlich
um 4,3% der EinkUnfte bis zum einem Hbchstbetrag von 1.437 € aufgestockt. Der so genannte
Combination Tax Credit in Hohe von 149 € kommt erwerbstdtigen Eltern mit Kindern unter
12 Jahren zugute. Zusatzlich 700 € wird Elternteilen ohne Partner gewdhrt bzw. wird an jenen
Elternteil mit dem niedrigeren Einkommen, der sich nicht selbst fur den Bezug des
Combination Tax Credits qualifiziert, geleistet.

Eine Reihe von Absetzbetrdgen ist somit direkt an eine Erwerbstatigkeit geknUpft. Das Vor-
handensein von Kindemn berechtigt hingegen lediglich zum Bezug des, verglichen mit Oster-
reich, relativ niedrigen Kindergeldes.

So sefzen die niederl@ndischen Absetzbetrdge dem Gsterreichischen AVAB entgegengesetz-
te Signale. Statt die Steuerschuld von Erwerbstatigen mit nicht erwerbstétigen Enepartnern zu
mindern, werden zusatzliche Absetzbetrge in den Niederlanden immer an eine Erwerbstd-
figkeit geknupft.

Zudem ist das Instrumentarium der Niederlande wesentlich differenzierter und setzt an ganz
konkreten Problemlagen an: z. B. der Combination Tax Credit, der berufstatigen Eltern von
Kindern in einem Alter, wo es einer Befreuung bedarf, gewdahrt wird. Allerdings stellen die ho-
hen Grenzsteuersatze fUr Zweitverdienende in Kombination mit dem rapiden Auslaufen der
einkommensabhdngigen Zuschusse fUr Kinderbetreuungskosten einen negativen Anreiz fur
die Ausweitung der Beschaftigung von ,,Zuverdienenden" dar, was die exirem hohe Teilzeit-
beschaftigung niederldndischer Frauen zum Teil zu erklGren vermag®?).

Die niederlGndische Familienpolitik setzt einerseits stark auf an Erwerbstatigkeit
gekoppelte monetdre Transfers, andererseits auf Arbeitsfreistellungsregelungen zur
Kinderbetreuung

Neben Instrumenten zur finanziellen Entlastung von Familien ist die Vielzahl der Arbeitsfreistel-
lungsregelungen, die nicht zwangsldufig an den Familienstand gekoppelt sein mussen, cha-
rakteristisch fUr die Niederlande. Besonders prominent ist hier das Arbeitskontenmodell: Es er-
laubt Arbeitskréften, durch Uberstunden Zeit anzusparen, die zu einem spateren Zeitpunkt for
Weiterbildung, Pflege, Urlaub, Kinderbetreuung oder auch "echte" Arbeitsteilzeit eingesetzt
werden kann. Es kénnen bis zu 12% des Jahresbruttogehalts oder ein entsprechender Anteil
der Arbeitsstunden angespart werden, max. jedoch 210% eines jahrlichen Bruttobezugs. Ein
Absetzbetrag von maximal 191 € pro Jahr, der bei Inanspruchnahme angesparten Arbeitsge-
halts gewdhrt wird, unterstUtzt die Nutzung des Arbeitskontenmodells?). Derzeit ist eine Aus-
dehnung des Arbeitskontenmodells auf den gesamten Lebensverlauf geplant, die eine noch
flexiblere Gestaltung erlauben soll.

Speziell fUr Eltern besteht nach der Geburt eines Kindes Anspruch auf eine unbezahlte Freistel-
lung bis zur Vollendung des 8. Lebensjahres, insgesamt allerdings maximal die 13-fache Wo-
chenarbeitszeit bzw. 6 Monate. Eine staatliche Geldleistung besteht in den Niederlanden

&) OECD (2008C).

9) http://internationalezaken.szw.nl/index.cfmgfuseaction=dsp_rubriek&rubriek_id=391813&lijstm=0,310_6057,334_
13662.
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nicht. Stattdessen wird die betriebliche Entgeltfortzahlung durch steuerliche Férderungen un-
terstUtzt. Allerdings ist der Anspruch auf Elternzeit nur im &ffentlichen Sektor signifikant, wo eine
Lohnfortzahlung besteht. Dort nehmen 50% der berechtigten Frauen die Elternzeit in An-
spruch. Insgesamt verzichteten jedoch 75% auf Elternzeit, meist aus finanziellen Grinden.

Daneben besteht maximal drei Mal jéhrlich fUr héchstens 2 Wochen die Moglichkeit der Frei-
stellung zur Betreuung kranker Kinder oder pflegebedUrftiger Familienangehoriger. Mindes-
tens 70% des Bruttoeinkommens mussen in dieser Zeit vom Arbeitgeber weiterbezahlt werden.
Zudem besteht die Mdglichkeit, die Arbeitszeit um mindestens ein Drittel zu kUrzen. Die freige-
wordene Drittel-Arbeitsstelle wird staatlich bezuschusst, wenn sie mit einer arbeitslosen oder
behinderten Person oder mit einer Mutter, die inre Berufstatigkeit zur internen Kinderbetreu-
ung mehrjahrig unterbrochen hat, nachbesetzt wird.

Grundsatzlich obliegen Quantitét und Qualitat der Kinderbetreuungsinfrastruktur sowie deren
Finanzierung den Gemeinden und Kommunen, allerdings leistet die Regierung punktuelle fi-
nanzielle ZuschUsse. Etwa drei Viertel der bestehenden Einrichtungen werden von Betrieben
fUr die Kinder ihres Personals angemietet. Arbeitgeber und Gewerkschaften grinden dabei
haufig Stiftungen zur Finanzierung der Kinderbetreuung. 1995 wurden daruber hinaus Steuer-
ermdBigungen fUr Arbeitgeber und Eltern eingefihrt, die Kinderbetreuungseinrichtungen nut-
zen bzw. neu einrichten.

Erst seit Anfang der 1990er Jahre forciert die Regierung den Ausbau der &ffentlichen Infra-
struktur, um das Erwerbspotenzial insbesondere der MUtter auszuschdpfen. Allerdings besteht
nach wie vor eine groBe Diskrepanz zwischen der Betreuung von unter 3-Jahrigen (¥ wird von
Tageseltern betreut) und Vorschulkindern (6ffentlich finanzierte Vorschulen werden von fast
allen 4- und 5-J&hrigen besucht und gewdhrleisten daher eine fast fléchendeckende Versor-
gung). Derzeit werden Kinder in den Niederlanden typischerweise an zwei Tagen von der nur
Teilzeit beschdaftigten Mutter betreut, an zwei weiteren Tagen durch Institutionen und am 5.
Tag der Arbeitswoche von Verwandten?!).

Das Besondere in den Niederlanden ist die Dreiteilung der Kostentragung externer Kinder-
betreuung zwischen Arbeitgebern, Eltern und der &ffentlichen Hand. Bisher wurden 30% der
Kosten von der 6ffentlichen Hand getragen, 25% von den Betrieben und die verbleibenden
45% von den Eltern. Nur bei 13% der betreuten Kinder fragen Eltern die vollen Kosten. Seit 2007
sind die Beitrge von Arbeitgebern allerdings verpflichtend??) Zusatzlich wurde im Zuge des
"Dutch Child Care Act" 2005 die Absetzbarkeit von maximal 6,10 € pro betreuter Stunde von
der steuerlichen Bemessungsgrundlage fUr erwerbstatige Eltern erméglicht, deren Kinder zwi-
schen 0 und 12 Jahren alt sind und in akkreditierten Einrichtungen betreut werden. Der tat-
sAchliche Freibetrag ist einkommensabhdngig, auBerdem werden Studierenden und Alleiner-
ziehenden gunstigere Konditionen eingerdumt.

6.4 Schweden

In den sozialdemokratischen Wohlfahrtsstaaten liegt Familienpolitik primér in der Verantwor-
tfung des Staates. Einer hohen steuerlichen Belastung, die eine knapp 50%ige Abgabenqguote

?1) OECD (2007A).
%2) OECD (2008c):105.
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zur Folge hat, stehen groBzigige staatliche Leistungen gegenUber, die die erwerbsmdaBige
Einkommenserzielung ergdnzen, bisweilen sogar weitgehend oder vollstindig ersetzen. Dies
gilt fUr jede Form der Sozialpolitik und so auch fur die Familienpolitik?3).

Die schwedische Familienpolitik zielt auf die Férderung der Frauenerwerbstatigkeit
durch Kinderbetreuungseinrichtungen und Armutsverringerung durch groBzigige
monetdére Transfers

In den nordischen Ladndern, wo die Frauenerwerbsquote signifikant héher und ehedhnliche
Gemeinschaften haufiger sind als in den konservativen Staaten, stellen nationale Steuer- und
Transfersysteme auf die finanzielle Unabhdngigkeit des Individuums ab. So ist das System der
Individualbesteuerung die logische Konsequenz der Betonung individueller Rechte, insbeson-
dere auch die der Frauen. Die Berechnung der Steuerschuld erfolgt abhdngig von der indivi-
duellen Einkommenshdéhe. Weder Familienstand noch Erwerbsstatus bzw. Einkommen des
Partners sind von Belang. Alleinverdienende werden so wie verheiratete Doppelverdienende
und Ledige besteuert, auf BegUnstigungen fUr Alleinverdienerhaushalte etwa in Form von Ab-
setzbetrdgen wird in Schweden verzichtet. Vielmehr soll durch das ganzlich individualisierte
Steuersystem ein gewisser Druck dahingehend ausgeldst werden, dass beide Ehepartner er-
werbstdtig sind und Erwerbs- und Hausarbeit egalit@r untereinander aufteilen?4).

Auch das System der sozialen Sicherung basiert in Schweden wie in allen anderen sozialde-
mokratischen Staaten Uberwiegend auf einer Steuerfinanzierung. Anstatt nicht oder nur ge-
ringfugig Beschdaftigte durch ein System der Familienmitversicherung auch ohne Beitragszah-
lungen mitzuversichern, existieren in Schweden weder GeringfUgigkeitsgrenzen noch Min-
desteinkommen. Daher entstehen fUr geringfigig Beschdaftigte keine relativen Einkommens-
vorteile, ihre Einkommen werden im selben Umfang wie solche aus Vollzeitbeschdaftigungs-
verhdaltnissen mit Steuern und Sozialversicherungsbeitrégen belastet?s).

Grundsatzlich wird die staatliche UnterstGtzung von Familien in den sozialdemokratischen
Wohlfahrtsstaaten weniger durch das Einkommensteuersystem als vielmehr mittels direkter
Geld- und Sachleistungen vollzogen. Was die explizite Férderung von Familien durch monetd-
re und Realiransfers angeht, so ist auch diese vom Gedanken des Egalitarismus und groBzU-
gigen Leistungen gepragt. In Schweden steigen Kindergeldzahlungen sukzessive mit der An-
zahl der Kinder an. Fur erste Kinder belduft sich der jahrliche Transferbetrag auf SEK 12.600
((1.278 €)%¢), steigt beim zweiten um 10%, ab dem dritten um 34% an und verdoppelt sich for
funfte und weitere Kinder. Uberdies werden auch die Unterhaltszahlungen im Falle getrennt
lebender Eltern durch den Staat in Héhe von SEK 1.273 (129 €) pro Monat subventioniert.

Da Ersatzleistungen an das Einkommensniveau vor dem Mutterschutz gekoppelt werden, fal-
len die EinkommenseinbuBen wdhrend der Babypause in Schweden nur sehr gering aus. In
den ersten 390 der insgesamt 480 Tagen des Elternurlaubes werden bis zu einem Jahresein-
kommen von SEK 403.000 (40.890 €) 80% des vorhergehenden Verdienstes an die Eltern aus-

?3) Vgl. Badelt et al. (2001): 38.

?4) vgl. Dingeldey (1999): 59.

95) Vgl. Dingeldey (1999):S. 100 f.

96) Kurs vom 3.11.2008: 1 SEK = 0,1015 EUR.
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bezahlt. Mindestens 60 der 390 Tage, in denen ein einkommensabhdngiges Kinderbe-
freuungsgeld bezogen werden kann, mussen allerdings vom zweiten Elternteil in Anspruch
genommen werden. In den verbleibenden 90 Tagen ist der Auszahlungsbetrag nicht mehr an
das Einkommensniveau gekoppelf, sondern wird in Form eines Fixbetrages ausbezahlt. Dieser
betragt SEK 180 (18,27 €) pro Tag und entspricht dem Kinderbetreuungstarif vormals geringfu-
gig bzw. nicht beschdaftigter Eltern, deren Kinderbetreuungsgeld mangels Erwerbstatigkeit al-
so nicht an ein vormaliges Einkommen gekoppelt wurde.
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Best Practice: Die skandinavischen Lander

Im Verhdltnis zur Wirtschaftsleistung sind in Dadnemark und Schweden die Ausgaben fir Fami-
lienleistungen relativ hoch: Sie belaufen sich in Schweden auf 3,5% des BIP, in Dadnemark auf
3.9% des BIP. In beiden Landern dominieren dabei die Realtransfers: Die Ausgaben fir Sach-
leistungen erreichen in Schweden Uber die Halfte, in Dadnemark knapp drei Finftel der ge-
samten familienpolitischen Ausgaben.

In den skandinavischen Landern stellen die Steuer- und Transfersysteme auf die finanzielle
Unabhdangigkeit des Individuums ab. Sowohl Schweden als auch Danemark wenden fur die
Einkommensbesteuerung ein System der Individualbesteuerung an, das Anreize fur eine
gleichmdaBige Aufteilung eines gegebenen Erwerbseinkommens auf beide Partner setzt.
Schweden verzichtet véllig auf Begunstigungen fur Alleinverdienerhaushalte, vielmehr soll
durch das ganzlich individualisierte Steuersystem ein gewisser Druck dahingehend ausgelost
werden, dass beide Partner erwerbstatig sind und bezahlte Erwerbsarbeit sowie unbezahlte
Familienarbeit egalitdr untereinander aufteilen. In Dadnemark kénnen zur steuerlichen Entlas-
tung von Alleinverdienerhaushalten ungenutzte Teile des Grundfreibetrages auf den Ehegat-
ten Ubertragen werden, eine institutionelle Beginstigung des "'mdannlichen Versorgermodells"
kann aus dieser singuldren steuerlichen Regelung jedoch nicht abgeleitet werden. Die finan-
zielle Entlastung von Familien mit Kindern erfolgt in beiden Landern primdar mittels direkter mo-
netdrer Transfers. In Schweden wird wdhrend der Karenzzeit eine einkommensabhdngige Er-
satzleistung gewdhrt: In den ersten 390 Tagen des Elternurlaubes werden 80% des vorherge-
henden Verdienstes ausbezahlt; die Ersatzleistung ist mit 2.500 € monatlich gedeckelt. Mindes-
tens 60 der 390 Tage muUssen vom zweiten Elternteil in Anspruch genommen werden. Auch
das dé@nische Modell setzt auf vergleichsweise kurze, jedoch hohe Kompensation wahrend
der Elternzeit: In den 24 Wochen nach der Geburt haben Eltern Anspruch auf Elterngeld; wah-
rend in den ersten 14 Wochen nur die Mutter bezugsberechtigt ist, kann in den verbleibenden
Wochen auch der Vater Anspruch auf eine Berufsfreistellung und den Bezug des Elterngeldes
erheben. Gesetzlich festgeschrieben ist lediglich eine Ersatzleistung in Hohe des Arbeitslosen-
geldes, allerdings sind in vielen Kollektivvereinbarungen 100%ige Kompensationen vorgese-
hen. Das Besondere am skandinavischen Modell ist also, dass das Kinderbetreuungsgeld nur
fUr eine relativ kurze Zeit ausbezahlt wird, in dieser Zeit jedoch auf relativ hohem Niveau. Diese
Regelung vermeidet negative Erwerbsanreize fUr den geringer verdienenden Partner und
setzt stattdessen Anreize fUr den hoher verdienenden Partner, in Karenz zugehen. Gleichzeitig
werden durch die Forcierung eines raschen Wiedereinstieges in den Beruf Probleme der Re-
Integration und der Dequadlifizierung vermindert. Als Voraussetzung fUr einen raschen Wieder-
einstieg stellen beide Lander eine gut ausgebaute Kinderbetreuungsinfrastruktur zur Verfu-
gung. In Schweden besteht ein Rechtsanspruch auf einen Kinderbetreuungsplatz fir 1- bis 5-
j@hrige Kinder, in Ddnemark ab dem 7. Lebensmonat.

Der Erfolg der skandinavischen Familienpolitik Iasst sich an verschiedenen Indikatoren able-
sen. So ist zundchst die Erwerbsquote der Frauen Uberdurchschnittlich hoch (70,7% in Schwe-
den, 73,4% in D&nemark), inre Teilzeitquote dagegen liegt unter dem Durchschnitt (39,5% in
Schweden, 35,8% in Dadnemark; wobei zu beachten ist, dass es sich dabei um Teilzeitarbeit mit
langen Wochenstunden handelt). Die Erwerbsquote von MUttern mit Kindern unter 12 Jahren
ist in beiden Landern hoch; in Dadnemark Ubersteigt sie sogar jene von kinderlosen MUttern.
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Auch der Anteil der erwerbstatigen MUtter mit Kindern unter 2 Jahren liegt in beiden Landern
Uber dem Durchschnitt (71,9% in Schweden, 71,4% in D&nemark). SchlieBlich sind auch die Be-
freuungsquoten fUr Kinder bis 2 Jahre hoch (40% in Schweden, 62% in Dadnemark). Gleichzeitig
gelingt es sowohl in Schweden als auch in Dédnemark, eine hohe Frauenerwerbsbeteiligung
mit einer hohen Fertilitat zu verbinden; in beiden Ladndern erreicht die FertilitGtsrate Gber 1,8
Kinder pro Frau. Beide Lander verfolgen darUber hinaus eine effektive Politik zur Bekdmpfung
der Kinderarmut. Der Anteil der armutsgefdhrdeten Kindern liegt in beiden Landern unter
dem EU-Durchschnitt (15% in Schweden, 10% in D&dnemark); die Zahl der unter der Armuts-
grenze liegenden Haushalte wird in Schweden und Ddnemark um ca. 80% reduziert. Die Auf-
teilung von bezahlter Erwerbsarbeit und unbezahlter Familienarbeit auf die Geschlechter ist in
beiden Landern vergleichsweise egalitdr. So betrégt der Anteil der
Doppelverdienernaushalte an allen Haushalten mit Kindern in Schweden 74%, in Ddnemark
sogar 85%. Im Vergleich etwa zu GroBbritannien oder Frankreich sind in Schweden und D&-
nemark sowohl Erwerbsarbeit als auch der Arbeitseinsatz fUr Haushalt und Familienpflege we-
sentlich gleichmdaBiger auf Frauen und Mdanner verteilt: Die Relation aus der taglichen Er-
werbsarbeit von Frauen zu jener von Mdnnern betragt drei Viertel in Dadnemark bzw. Uber
zwei Drittel in Schweden und die Relation aus der taglich verwendeten Zeit fUr Haushalt und
Familienpflege von M@nnern zu jener von Frauen jeweils gut zwei Drittel.

Das Besondere am skandinavischen Modell ist, dass — &hnlich wie inzwischen in Deutschland -
das Kinderbetreuungsgeld zwar nur ein gutes Jahr ausbezahlt wird, in dieser Zeit jedoch auf
relativ hohem Niveau. Bemerkenswert ist auch, dass das Kinderbetreuungsgeld nicht unmit-
telbar im Anschluss an den Mutterschutz bezogen werden muss. Gesetzlich festgeschrieben
ist lediglich, dass eine Inanspruchnahme erfolgen muss, bevor das Kind sein 8. Lebensjahr
vollendet hat. Zu jedem Zeitpunkt kann das Betreuungsgeld halbtags, vierteltags oder auch
achtelweise (stundenweise) ausbezahlt werden. Eine maximale Flexibilitat ist fr erwerbstatige
Eltern somit gewdhrleistet??).

In Skandinavien dominieren tendenziell Realtransfers Uber monetdre familienbezogene Leis-
tungen. Schweden gibt jahrlich 1,95% des BIP fir Sach- und Dienstleistungen aus, darunter
86% fur offentliche Kinderbetreuungseinrichtungen. Was die Kosten institutioneller Kinderbe-
freuung angeht, so werden Eltern stark unterstUtzt. Wahrend der Preis fUr einen Kinderbe-
freuungsplatz vor der "Maximum Fee" Reform 2002 zwischen den verantwortlichen Gemein-
den stark variierte und zumeist sowohl vom Einkommen der Elfern als auch der Zahl der Be-
freuungsstunden abhdngig war, fUhren langere Arbeitszeiten und hdhere Gehdlter seither
nicht mehr zu Betreuungsmehrkosten fur berufstatige Eltern. Die Kosten fUr einen Kinderbe-
freuungsplatz belaufen sich auf 3% fur erste, 2% fur zweite und 1% des Bruttohaushaltsein-
kommens fur dritte Kinder. FUr jedes weitere Kind fallen keine Betreuungskosten an. Der Kos-
tenbeitrag ist nach oben gedeckelt. 2002 waren EinkUnfte, die ein monatliches Einkommen
von SEK 38.000 (3.857 €) Ubersteigen, von GebUhren befreit. Daher fallen pro Kind maximal
SEK 1.140 (116 €) pro Monat an. Durch die starke Senkung der Kinderbetreuungskosten, von
der insbesondere besser verdienende Doppelverdienerhaushalte profitierten, konnten 2003
nur 10% der tatsGchlichen Kosten durch GebUhren abgedeckt werden. FUr die restlichen Kos-
ten kamen der Zentralstaat und die Gemeinden auf. In Schweden sind Gemeinden dazu

97) Vgl. OECD (2007A): 126 .
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verpflichtet, einen Kinderbetreuungsplatz fur 1- bis 5-Jahrige zur VerfGgung zu stellen. Engpds-
se gibt es im schwedischen System per Definition also nicht. Neben erwerbstatigen Eltern ha-
ben auch arbeitslose und in Karenz befindliche Eltern Anspruch auf die staatlich subventio-
nierte Kinderbetreuung. Zudem stehen Kindern im Alter von 4 und 5 Jahren pro Woche 15
Stunden kostenlose Kinderbetreuung zu?).

6.5 Ddanemark

Auch das dénische Einkommensteuersystem kann als formal individualisiert bezeichnet wer-
den. Ehepartner werden ebenfalls individuell besteuert, doch werden steuerliche BegUnsti-
gungen fUr Verheiratete und/oder Paare gewdahrt. So kédnnen in D&dnemark von einem Part-
ner ungenutzte Teile des Grundfreibetrages auf den Ehegatten Ubertragen werden??). Dies
betrifft insbesondere Alleinverdienerhaushalte. Eine institutionelle BegUnstigung des "mdannili-
chen Versorgermodells" kann aus dieser singuldren steuerlichen Regelung jedoch nicht pau-
schal abgeleitet werden. Ansonsten werden im Rahmen des Einkommensteuersystems auch
in D&nemark keine familienbezogenen Leistungen gewdhrt.

Stattdessen wird die finanzielle Entlastung bzw. Unterstitzung von Familien mit Kindern primar
durch Kindergeldzahlungen vorgenommen. Anders als in Schweden bemisst sich die Hohe
des Kindergeldes in Ddnemark jedoch nicht nach der Anzahl, sondern dem Alter eines Kin-
des. FUr alle 0- bis 2-J&hrigen sind DNK 13.892 (1.866 €)190) pro Jahr vorgesehen, bei 3- bis 5-
Jahrigen sinkt dieser Betrag auf DNK 12.552 (1.686 €), bei Kindern im Alter zwischen 7 und 17
auf DNK 9.876 (1.327 €). Alleinerziehende haben Anspruch auf einen jahrlichen Pauschalbe-
frag von DNK 4.428 (595 €), weitere DNK 4.504 (605 €) pro Kind und DNK 11.304 (1.519 €), falls
der zweite Elternteil seinen Unterhaltspflichten nicht nachkommt.

Auch das ddanische System setzt auf vergleichsweise kurze, jedoch hohe Kompensation wah-
rend Mutterschutz und Elternzeit: 4 Wochen vor der Geburt haben Eltern Anspruch auf Mutter-
schutzgeld, in den 24 darauf folgenden Wochen auf Elterngeld. Wahrend in den ersten 14
Wochen nur die Mutter bezugsberechtigt ist, kann in den verbleibenden Wochen auch der
Vater Anspruch auf eine Berufsfreistellung und den Bezug des Elterngeldes erheben. Gesetz-
lich festgeschrieben ist lediglich eine finanzielle Kompensation in Héhe des Arbeitslosengel-
des, allerdings sind in vielen Kollektivvereinbarungen 100%ige Kompensationen vorgesehen.
Zudem kdénnen in Ergdnzung zum Elternurlaub zwischen 13 und 52 Wochen Kinderbe-
freuungsgeld bezogen werden. Die Zahlungen belaufen sich jedoch nur auf 60% der hochs-
ten Rate an Arbeitslosengeld, was weit unter dem durchschnittichen dd&nischen Einkom-
mensniveau liegtorn).

Die danische Familienpolitik forciert durch kurzen Elternurlaub und gesetzlichen
Anspruch auf institutionelle Kinderbetreuung schnellen Wiedereinstieg von Eltern

98) Vgl. Brink et al. (2007): 3 f.

%) Vgl. OECD (2008b): 199.

100) Kurs vom 03.11.2008: 1DNK = 0,1343 EUR.

101) Vgl. European Foundation for the Improvement of Living and Working Conditions (2008).
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Die im Vergleich zu den konservativen Staaten kurze Bezugsdauer ist sichtlich darauf ausge-
legt, einen mdglichst schnellen Wiedereinstieg des befreuenden Elternteils ins Berufsleben zu
forcieren. Dieser ist allerdings nur dann méglich, wenn ein ausreichendes Netz an Kinderbe-
treuung aufgebaut und Platze zu moderaten Preisen und flexiblen Offnungszeiten angeboten
werden. Dé&nemark ist mit seinen Ausgaben fir Realtransfers im Allgemeinen und Kinderbe-
freuung im Besonderen, die mit 2,13% des BIP zu Buche schlagen, OECD-Spitze. Wie in
Schweden haben Eltern auch hier einen gesetzlichen Anspruch auf institutionelle Betreuung
ab dem 7. Lebensmonat, solange kein Elternteil in Mutterschutz oder Elternurlaub ist. Dabei
muUssen mindestens % der allfdlligen Kosten von den Gemeinden Ubernommen werden. FUr
Haushalte mit einem jahrlichen Einkommen von unter 16.215 €102) werden weitere 30% der
Kinderbetreuungskosten von den Gemeinden Ubernommen. Diese staatlichen Zuschusse
werden bis zum einem jéhrlichen Einkommen von 50.300 € schrittweise reduziert. Bei jedem
weiteren Kind werden die Einkommensgrenzen um 1.000 € angehoben, die Kosten zudem um
weitere 50% reduziert. So beliefen sich die durchschnittlichen monatlichen Kosten fur auBer-
hdusliche Kinderbetreuung ohne einkommensabhdngige Zuschisse auf 280 €, d. h. mehr als
das Doppelte der maximalen Hohe in Schweden'03),

6.6 GrofBbritannien

Wie in anderen liberalen Wohlfahrtsstaaten wird das Gros familienbezogener Leistungen auch
in GroBbritannien typischerweise an Einkommensobergrenzen gebunden, da primdr einkom-
mensschwdchere Familien unterstUtzt werden sollen.

Grundsatzlich kommt in GroBbritannien das System der Individualbesteuerung zur Anwen-
dung. Nachdem jedoch ein doppelter Grundfreibetrag, der jedem Ehepaar unabhdngig
vom individuellen Erwerbsverhalten zusteht, wahlweise zwischen den Ehepartnern Ubertragen
werden kann, werden Alleinverdienerhaushalte bei gleicher Einkommenshdhe weniger stark
belastet als Doppelverdienerhaushalte. Dennoch kann das britische Steuersystem als weitge-
hend individualisiert betrachtet werden; steuerliche Entlastungen aufgrund des Familienstan-
des werden prinzipiell nicht gewdhrt.

Obgleich der familienpolitische Fokus auf der Reduktfion des Armutsrisikos von Familien liegt,
haben alle Elfern unabhdngig von der Héhe ihres Einkommens Anspruch auf Kindergeld. Letz-
teres belduft sich auf einen jahrlichen Betrag von £ 977,60 (1.215€)104) fUr das erste und
£ 652,60 (811 €) fUr jedes weitere Kind. Wie in den USA werden auch in GroBbritannien alle
familienpolitischen Leistungen jéhrlich an den Verbraucherpreisindex angepasst.

In GroBbritannien fokussiert die Familienpolitik auf Armutsverringerung

Nach dem universal gewdhrten Kindergeld stellt der "Child Tax Credit" (CTC) das quantitativ
wichtigste familienpolitische Instrument GroBbritanniens dar. Da durch den CTC primdr Fami-
lien der unteren und mittleren Einkommensklassen entlastet werden sollen, sind Leistungsan-
spruche an Einkommensobergrenzen gebunden. Ungeféhr 90% aller Familien in GroBbritanni-

102) |In EUR ausgewiesene Betrdge von Simonsen (2005) Ubernommen.
103) Vgl. Simonsen (2005): 2 ff.
104) Kurs vom 03.11.2008: 1 GBP = 1,2434 EUR.
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en qualifizieren sich im Rahmen des CTC fUr einen jahrlichen Absetzbetrag von £ 545 (678 €).
Dieser wird pro Familie bis zu einem j&hrlichen Haushaltseinkommen von £ 50.000 (62.157 €)
gewahrt. Weitere 50% aller Haushalte mit Kindern kénnen jahrlich bis zu £ 2.085 (2.590 €) pro
Kind in Abzug bringen'0s). Bezugsberechtigt sind Eltern, deren j&hrliche Einkinfte £ 15.575
(19.349 €) nicht Ubersteigen. Fir jedes darUber hinaus verdiente Pfund wird der Maximalbe-
frag des CTC um 6,67% abgeschmolzen.

Der "Working Tax Credit" (WTC) stellt das arbeitsmarktpolitische Pendant zum CTC dar. Auch
fUr den WTC qualifizieren sich lediglich einkommensschwdédchere Familien. Neben einer finan-
ziellen UnterstUtzung bezweckt der WTC auBerdem, die Aufnahme einer regul&ren Beschafti-
gung fUr bis dato nicht erwerbstatige Elternteile attraktiver zu machen. Anspruchsberechtigt
sind Familien und Alleinerziehende mit minderjahrigen Kindern ndmlich nur dann, wenn min-
destens ein Elternteil mehr als 16 Stunden pro Woche arbeitet. Die Leistungen bestehen aus 4
Hauptelementen: Alle Anspruchsberechtigten erhalten eine jahrliche SteuerrUckerstattung
von £ 1.800 (2.237 €). Dieser Betrag wird um £ 735 (913 €) aufgestockt, wenn zumindest ein El-
ternteil mehr als 30 Stunden pro Woche arbeitet. Alleinerziehende und Ehepartner profitieren
zudem von einem Abzugsbetrag in Hohe von £ 1.770 (2.199 €). SchlieBlich kédnnen 80% der
wochentlichen Aufwendungen fUr Kinderbetreuung, maximal bis zu £ 175 (218 €) fUr ein Kind
bzw. £ 300 (373 €) bei zwei oder mehr Kindern, steuerlich geltend gemacht werden. S&mtliche
Leistungen werden jedoch nur bis zu einem jahrlichen Nettoeinkommen von £ 6.420 (7.981 €)
in voller Hbhe ausbezahlt. FUr jedes darUber hinaus verdiente Pfund reduziert sich der Maxi-
malbetrag des WTC um 39p1%).

Was die Ersatzleistungen wdhrend der Babypause angeht, ist das britische System deutlich
groBzUgiger als das US-amerikanische. FUr MUtter ist eine Freistellung von maximal 52 Wochen
fUr die Befreuung des Kindes vorgesehen, 39 davon bezahlt. Wdhrend in den ersten
6 Wochen nach der Geburt 0% der EinkommenseinbuBen durch staatliche Transfers abge-
deckt werden, ist der maximale Auszahlungsbetrag in den verbleibenden 33 Wochen auf
154€ pro Woche begrenzt17),

Was die Kinderbetreuungsinfrastruktur angeht, hinkt auch GroBbritannien hinter den im Barce-
lona-Prozess definierten ZielgréBen her. 26% der 0- bis 2-Jahrigen sind in 6ffentlichen Kinderbe-
freuungseinrichtungen untergebracht, sowie 80% der Kinder zwischen 3 und 5 Jahren. Fami-
lien, die sich fur den Bezug des WTC qualifizieren, kénnen bis zu 80% der Kosten fur die auller-
hdusliche Betreuung inres Kindes in Abzug bringen. Zudem haben calle Eltern ungeachtet ihres
Erwerbseinkommens Anspruch auf eine kostenlose wochentliche Betreuung ihres 4- oder 5-
j@hrigen Kindes im AusmaB von 12,5 Stunden. Auf eine institutionelle Betreuung von 8 bis 18
Uhr soll schon bald ein Rechtsanspruch bestehen!%8). Nichtsdestotrotz sind die durchschnittli-
chen GebUhren fUr einen Kinderbetreuungsplatz in GroBbritannien Uberdurchschnittlich hoch.
Im OECD-Vergleich waren die Nettoverdienste nach Abzug der Kinderbetfreuungskosten le-
diglich in Iland noch geringer'®?). 2004 betrugen die Kosten externer Kinderbetreuung fir ei-

105) Vgl. Levy et al. (2006): 16.

106) Vgl. Thode (2002): 17 ff. und OECD (2008b): 432.
107) Vgl. OECD (2007A): 122.

108) Ebd.: 127.

109) Ebd.: 156.
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nen allein erziehenden Elternteil mit durchschnittichem Einkommen trotz staatlicher Zuschisse
und Rabatte mehr als ein FUnftel seiner/inrer EinkUnfte.

Einer aktuellen Studie der Daycare Trust zufolge lag der Anstieg der Betreuungskosten fur ein
2-ja@hriges Kind in GroBbritannien seit 2002 jedes Jahr Uber der Inflationsrate. FUr die Nachmit-
tfagsbetreuung von Schulkindern betrug die Preissteigerung sogar das é-fache der allgemei-
nen Teuerungsrate. Die j@hrlichen Kosten eines Kinderbetreuungsplatzes in England belaufen
sich 2008 auf durchschnittlich £ 8.268 (10.278 €)119),

6.7 Zusammenfassung

Die grundsatzliche familienpolitische Ausrichtung sowie das angewendete familienpolitische
Instrumentarium differiert erheblich zwischen den hier betrachteten L&dndern Deutschland,
Frankreich, Niederlande, Schweden, Ddnemark und GroBbritannien. Die fraditionell gepragte
deutsche Familienpolitik wird in den letzten Jahren mit dem Ziel der Steigerung der Frauener-
werbstatigkeit reformiert. Die pronatalistische Familienpolitik Frankreichs zielt auf eine gleich-
zeitige Steigerung der Frauenerwerbstatigkeit und der Fertilitat. Die niederldndische Familien-
politik setzt einerseits stark auf an Erwerbstéatigkeit gekoppelte monetdre Transfers, anderer-
seits auf Arbeitsfreistellungsregelungen zur Kinderbetreuung. In Schweden liegt der familien-
politische Fokus auf der Férderung der Frauenerwerbstatigkeit durch Kinderbetreuungseinrich-
fungen und Armutsverringerung durch groBzigige monetdre Transfers. Die danische Fami-
lienpolitik forciert durch kurzen Elternurlaub und gesetzlichen Anspruch auf institutionelle Kin-
derbetreuung den schnellen Wiedereinstieg von Eltern in die Berufstatigkeit. In GroBbritannien
konzentriert sich die Familienpolitik auf die Armutsverringerung.

Ubersicht 6 fasst die wichtigsten familienbezogenen Leistungen der hier dargesteliten Lander
nochmals zusammen. Zun&chst fallt auf, dass sich das Niveau der gesamten offentlichen
Ausgaben fUr Familienpolitik stark unterscheidet: Wahrend Frankreich, Schweden und Ddne-
mark zwischen 3,5% und 3,9% des BIP fUr Familienférderung ausgeben, sind es in GroBbritanni-
en, Osterreich und Deutschland zwischen 3,1% und 3,3% des BIP und in den Niederlanden nur
2,1% des BIP. Verhdalinism&Big den groBten Anteil an den Gesamtausgaben nehmen in Frank-
reich, den Niederlanden, Schweden, D&nemark und GroBbritannien die Realtransfers ein,
wéhrend in Deutschland und Osterreich Geldleistungen Uberwiegen. Die Abgeltung der di-
rekten und indirekten Kinderkosten erfolgt mit Ausnahme von D&dnemark und Schweden, die
nur direkte monetdre Transfers gewdhren, durch einen Mix von direkten Geldleistungen und
steuerlichen Erleichterungen. Schweden, Ddnemark und Deutschland kombinieren hohe
(einkommensabhdngige) Einkommensersatzleistungen mit einer relativ kurzen Karenzphase. In
Frankreich und Osterreich sind die maximalen Elternurlaubszeiten lang, jedoch gekoppelt mit
niedrigen Pauschalzahlungen. GroBbritannien und die Niederlande bieten kurze Karenzzeiten
mit niedrigen Ersatzzahlungen. Divers sind schlieBlich auch die Vorkehrungen zur Abgeltung
des Betreuungsaufwandes nach Ende der Elternzeit. Die Kosten innerhduslicher Kinderbetreu-
ung in Form der eingeschrdnkten oder Nichterwerbstatigkeit eines die Betreuung Uberneh-
menden Partners werden innerhalb des Einkommensteuersystems nur in Deutschland (Ehe-
gattensplitting) und Frankreich (Familiensplitting) berUcksichtigt; alle anderen betrachteten

10) Vgl. Daycare Trust (2008): 2.
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Lander haben ein Individualsteuersystem. Von diesen berUcksichtigen jedoch Osterreich
(Alleinverdienerabsetzbetrag), Danemark (Ubertragung ungenutzter persénlicher Absetzbe-
tréige) und GroBbritannien (Ubertragung ungenutzter persénlicher Freibetrdge) die Unter-
haltspflichten eines Allein- oder Hauptverdieners durch steuerliche Erleichterungen; wéhrend
in den Niederlanden und Schweden die Erwerbs- und Einkommensverhdltnisse des Partners
keinerlei BerUcksichtigung bei der Einkommensbesteuerung finden. Die Betreuungsquoten
von Kindern unter 3 Jahren — als Indikator fUr die Dichte des Kinderbetreuungsnetzes — variie-
ren sehr stark zwischen den befrachteten L&ndern: Sie sind am niedrigsten in Deutschland
und Osterreich, wo sie etwa 10% betragen; in Frankreich, den Niederlanden und GroBbritan-
nien liegen sie zwischen 25% und 30%; in Schweden bei 45% und in Ddnemark bei 83%.
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Uberblick Gber familienpolitische Instrumentarien in ausgewdhlten europdischen Léndern 2008

Transfers in %
des BIP

Abgeltung
Kinderkosten

Karenz-
Regelungen?)
Kom- Inner-
pensa- hdus-
tion liche
Betreu- Betreu-
ungs- ung
auf-
wand
Externe
Betreu-
ung

Gesamt

Dir. monetdar /
steverl. / real

Direkt?)

Indirekt

Hohe der
monatlichen
Kompensation

Daverd)

Steversystem

Begunsti-
gungen
Alleinverdiener

Infrastruktur:
Betreuung < 3J

Kosten

Osterreich

3.1
25/--/06

1.370 € bis
2.440 €
(2.913 €)

Absetzbetrag
611 €

436 €/ 624 €/
800 €

30(6) / 20(4) /
15(3) Monate
Nein
(Individual-
besteuerung)

Ja (AVAB)

10,8

Deutschland

3,0
1,2/10/08

1.848 €

Freibetrag
Ehepaar 5.848 €

67% (300 € bis
1.800 €)

52(8) Wochen

Ja (Ehegatten-
splitting)

Ja (Splittingvorteil
maximal)
8,6

2/3 bis 4.000 €
(Freibetrag)

Frankreich

3,8
1.4/08/1,6

0 € bis 2.572€

Splittingfaktor 0,5
(max. 2.159 €) bzw.
1 (max. 4.318 €)

536,03 €

104 Wochen

Niederlande

2,1
08/05/0,9

775 € bis 1.107 €

Child Tax Credit,
Combination Tax
Credit

Tarifverein-
barungen

Max. 6 Monate

Ja (Familiensplitting) Nein (Individual-

Ja (Splittingvorteil
maximal)

27

50% bis 2.300 €

besteuerung)

Nein

29

Dreiteilung der
Kosten /
Freibetrag max.
6,10/Stunde

Schweden

3.5
16/--/19

1.278€ - 1.712€

80% bis 2.726 € —
583 €

330(60) Tage —
90 Tage

Nein (Individual-
besteuerung)

Nein

45

Ddanemark
3.9
1,6/--/23

1.327€ - 1.866€

100%
(Arbeitgeber)

13 bis 52 Wochen

Nein (Individual-
besteuerung)

Ja (Ubertfragung
ungenvutzter
personlicher
Absetzbetrdge)

83

max. 135 € / Monat Max. 1/3 der

= 10% der Kosten

Kosten

GroBbritannien

3.3
22/04/08

811 € bis 1.215 €

Child Tax Credit,
Working Tax
Credit

616€ > 0€

33 — 13 Wochen

Nein
(Individualbe-
steuerung)

Ja (Ubertragung
ungenvutzter
personlicher
Freibetrage)

26

Working Tax
Credit bis zu 80%

1) Staffelungen nach Alter und Ordnungszahl. Vierte und weitere Kinder werden hier nicht berlcksichtigt. — 2) Die Regelungen zum Mutterschutz unterscheiden sich nicht
stark und werden daher nicht dargestellt. — 3) "X(Y)": X Monate stehen einem Elternpaar jedenfalls zu. Y Monate nur dann, wenn sich auch der 2. Elternteil fUr die Betreu-
ung des gemeinsamen Kindes freistellen 1&sst.

WIFO




- 75 -

7. Umsetzung familienpolitischer Zielsetzungen im internationalen Vergleich

Die obige Beschreibung der wichtigsten familienpolitischen Instrumente von sieben OECD-
Staaten und sporadische Vergleiche innerhalb derselben Wohlfahrisstaatstypen haben be-
reits erste Einblicke in mégliche Ausprédgungen von Familienpolitik geliefert. Welche Wirkun-
gen einzelne familienpolitische Instrumente haben, soll durch die nun folgende Gegenuber-
stellung von ZielgroBen und Instrumenten noch deutlicher herausgearbeitet werden.

Abbildung 7 vergleicht das Gesamtvolumen der familienbezogenen Ausgaben im OECD-
Raum. Enthalten sind dabei sowohl direkte und indirekte monetére Transfers als auch Ausgo-
ben fur Sachleistungen. Gemessen am Anteil am nationalen BIP wenden Ddnemark, Schwe-
den und Frankreich mit bis zu 4% am meisten fUr die finanzielle Entlastung bzw. Férderung von
Familien auf. Osterreich und Deutschland positionieren sich mit rund 3% des BIP im OECD-
Mittelfeld, w&hrend die Niederlande mit 2,1% des BIP zu den L&dndern mit den geringsten fami-
lienbezogenen Ausgaben zdhlen. GroBbritannien liegt mit 3,3% des BIP hingegen im oberen
Drittel und gibt — trotz der mehrheitlich auf kleinere Einkommen gerichteten MaBnahmen — fir
die finanzielle Entlastung von Familien insgesamt mehr aus als Osterreich und Deutschland,
deren familienpolitische Instrumente Haushalte aller Einkommensklassen adressieren.

Familienleistungen gemessen am BIP am h&échsten in Ddnemark, am niedrigsten in
den Niederlanden - Osterreich im Mittelfeld

Neben der absoluten Hbhe ist allerdings auch die GegenUberstellung der Struktur nationaler
familienpolitischer Policy Mixes aufschlussreich (vgl. Abbildung 7). Unterschieden werden
steuverliche Entlastungen (d. h. indirekte monetdre Transfers), direkte monetére Transfers und
Realtransfers. Erstere umfassen insbesondere Splitting- und Freibetragsregelungen, die durch
eine Reduktion des zu versteuernden Einkommens eine steuerliche Entlastung von Familien
bewirken. Im Gegensatz dazu werden steuerliche Absetzbetrdge den direkten monetdren
Transfers zugeordnet. Da sie nach Berechnung der Steuerschuld in Abzug gebracht und zu-
meist in Form einer Negativsteuer auch bar ausbezahlt werden, ist inre Wirkung identisch mit
jener von direkten Geldleistungen. Neben Kinderabsetzbetrdgen und Kindergeldzahlungen,
die eine Kompensation der finanziellen Mehrkosten von Kindern herbeifUhren sollen, werden
auch die Ersatzleistungen wdhrend des Mutterschutzes und der darauf folgenden Babypause
(Karenz) unter dem Posten der monetdren Transfers subsumiert. Die Realtransfers beziehen
sich hingegen vor allem auf die staatlichen Ausgaben fir die &ffentliche Kinderbetreuung,
beinhalten jedoch auch alle anderen Sachleistungen, z. B. kostenfreie Busfahrten in die Schu-
le.

Folgende grobe RUckschlUsse Uber die IGndersperzifischen Schwerpunktsetzungen innerhalb
des familienpolitischen Instrumentariums kdnnen auf der Grundlage dieser internationalen
Vergleichszahlen getroffen werden.

Deutschland und Frankreich entlasten Familien stark durch Steuerverginstigungen
und Freibetragsregelungen
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Wahrend Deutschland und Frankreich Familien zu einem erheblichen Teil durch Steuerver-
gUnstigungen und Freibetragsregelungen entlasten (zwischen 0,8% des BIP in Frankreich und
einem Prozent in Deutschland), basieren familienbezogene Leistungen in GroBbritannien und
Osterreich vor allem auf direkten monetdren Transfers, entweder in Form von Absetzbetrdgen
oder Kindergeldleistungen.

Osterreich und GroBbritannien entlasten Familien stark durch direkte monetére
Transfers

Dabei haben die Ausgaben fur Mutterschufz- und Kinderbetreuungsgeld mit 0,1 bzw. 0,3%
des BIP nur einen vergleichsweise geringen Anteil an den gesamten direkten Geldleistungen.
In den skandinavischen L&dndern genauso wie in Frankreich und den Niederlanden machen
Realtransfers, die sich fast zur Gdnze aus Aufwendungen fUr die &ffentliche Kinderbetreuung
zusammensetzen, einen GroBteil der staatlichen Ausgaben fur die finanzielle Entlastung bzw.
Férderung von Familien aus.

In Schweden, Ddnemark, Frankreich und den Niederlanden machen Realtransfers
den GroBteil der Familienleistungen aus

Abbildung 7: Einsatz verschiedener Instrumente des Steuer- und Transfersystems fur die
Entlastung von Familien in % des BIP, 2003

4,5 7 Bsteverliche Farderung Bijonetdre Transfers BRecltransfers

in % des BIP

LU bK FR SE HU GB BE AT F DE IE SK Ci NL PFPT PL GR T ES

Q: SOCX (2007).
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Ubersicht 7:  Zusammenschau von Instrumenten, deren Ausgabenniveau und Indikatoren
AT DE FR NL SE DK UK Jahr Quelle
Instrumente
Existenzminimum Ausgaben 21 0.8 11 0,7 0,9 1.0 0.8 2003 SOCX 2007
Geldleistungen') X X X X X X X 2008
Steuererleichterungen?) X X X X -- -- X 2008
Karenz Ausgaben 0,3 0,2 0,3 0 0,7 0,6 0,1 2003 SOCX 2007
Hohe3) X X X X X X X 2008
Daver?) X X X X X X X 2008
Betreuung Ausgaben Realtransfers 0,6 0,8 1.6 0,9 1.9 23 0,8 2003 SOCX 2007
Externs) -- X X X X X =X 2008
Intern¢) X X X - -- =X =X 2008
Indikatoren
Fertilitat TFR 1,40 1,32 2,00 1,70 1,85 1,83 1,84 2006 Eurostat 2008
Horizontale UV EATR Ehepaar mit/ohne Kinder 21 30 30 37 18 24 27 32 19 25 34 39 19 24 2007 OECD 2008
EATR Single mit/ohne Kinder 7 28 22 37 15 26 7 31 13 25 13 39 7 24 2007 OECD 2008
Vertikale UV + Armutsgefdhrdungsquote Kinder 0,15 0,12 0,14 0,14 0,15 0,10 0.24 2006 Eurostat 2008
Kinderarmut Gini-Koeffizient 29,1 28,3 32,7 30,9 25,0 24,7 36,0 1995-2000  WDI 2007
Erwerbstdtigkeit Erwerbsquote Frauen 63,5 62,2 57,7 67,7 70,7 734 65,8 2004 Eurostat 2008
Lo = Teilzeitquote Fraven 40,7 453 30,2 74,8 39,5 358 41,4 2007 Eurostat 2008
T:ch;’s'::li'lﬂ:‘eg Differenz Erwerbsquote kinderloser =151 -17,6 -7,7 -11,2 82,5% +2,8 -19.8 2006 Eurostat 2008
Fraven und Mitter zwischen 25 und 49 (2005)7)  (2003)
Jahren mit unter 12-jahrigen K.
Erwerbstdtigkeit MUtter mit 0-2 jahrigen 26,2 36,1 53,7 69,4 71,9 71,4 52,6 2005 OECD 2007
Kindern
Betreuungsquote 0-2 Jahre 10,8 9.0 28,0 30,0 40,0 62,0 26,0 99-05 OECD

1) (Minimaler Wert + maximaler Wert) / 2 -"X" ab 1.750 €, "X" zwischen 1.250 € und 1.750 €, X" unter 1.250 €. — 2) Enftlastungsbetrag —"X" ab 3.000 €, "X" zwischen 1.500 € und
3.000 €, X" unter 1.500 €. - 3) Einkommensersatz bzw. Grundsicherung — "X" ab 2.000 €, "X" zwischen 1.000 € und 2.000 £, "x" unter 1.000 €. — 4) Maximale Bezugsdauer — "X"
mehr als 2 Jahre, "X" zwischen 1 und 2 Jahre, X" unter 1 Jahr. — 5) Entlastungsbetrag fUr Alleinverdienende - "X" ab 2.000 €, "X" zwischen 1.000 € und 2.000 €, "x" bis 1.000 €. -
¢) Entlastungsbetrag — "X" ab 2.000 €, "X" zwischen 1.000 € und 2.000 €, X" bis 1.000 € - bei Abschétzung der Férderung in den Niederlanden und Ddnemark wird vereinfa-
chend angenommen, dass sich die durchschnittlichen Kosten eines Kinderbetreuungsplatzes auf gut 4.000 € belaufen. MUssen Eltern nur fUr ein Drittel dieser Kosten auf-

kommen, ist die Férderkomponente > 2.000 € und damit mit "X" zu bezeichnen. — 7) Keine diesbeziglichen Daten von Eurostat fir Schweden. Allerdings weist die OECD

die Erwerbsquote von Mittern mit Kindern zwischen 0 und 16 Jahren in Schweden mit 82,5% aus. vgl. OECD (2007 A): 46.
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7.1 Horizontale Umverteilung

Der horizontale Lasten- bzw. Leistungsausgleich zwischen kinderbetreuenden und kinderlosen
Haushalten wird gemeinhin als wichtigstes familienpolitisches Anliegen diskutiert. Nachdem
Familien mit Kindern im Vergleich zu Alleinstehenden oder kinderlosen Ehepaaren unvermeid-
liche Mehrkosten fUr den Unterhalt inrer Kinder entstehen, wird ihre finanzielle und damit auch
steuverliche Leistungsfahigkeit geschmdalert.

Der Grad der horizontalen Umverteilung |18sst sich beispielsweise an der Differenz der effekti-
ven Besteuerung von kinderlosen und kinderbetreuenden Haushalten gleichen Erwerbstyps
ablesen. Verglichen wird zum einen die durchschnittliche effektive Steuerbelastung'’) (effek-
fiver Durchschnittssteuersatz EATR) von Alleinstehenden mit der von allein erziehenden Eltern-
teilen mit zwei Kindern, unter der Annahme, dass sich die jahrlichen EinkUnfte beider Haus-
haltstypen auf 67% des durchschnittlichen Einkommens im produzierenden Gewerbe belau-
fen (vgl. Abbildung 8). Analog wird die Umverteilung von kinderlosen Enepaaren zu Ehepaa-
ren mit zwei Kindern, deren jahrliches Gesamteinkommen 33% Uber dem durchschnittlichen
Niveau liegt, durch die Differenz der steuerlichen Belastung abzuschétzen versucht.

Abbildung 8: Effektive durchschnittliche Steuerbelastung von Alleinstehenden und
Alleinerziehenden mit 67% des Durchschnittseinkommens 2007

45 -

30 - _ **—k—’—’/w/.

x T T T T T T T T T T T T T T T T T T T 1
=}
5 215 | IE /ES PT SK GR LU It FI UK EU SE FR HU AT PL NL BE DE DK
15
-30 4
45
-60 - —e—ohne Kinder —e—zwei Kinder

Q: OECD (2008B): 68.

In Osterreich — wie in den meisten der hier angefUhrten Lander — findet zwischen Alleinste-
henden und Alleinerziehenden eine stdrkere Umverteilung statt als zwischen kinderlosen Ehe-
paaren und solchen mit zwei Kindern.

Horizontale Umverteilung zwischen Alleinstehenden und Alleinerziehenden in
Osterreich ebenso wie in den meisten europdischen OECD-L&ndern stérker als
zwischen Paaren mit und ohne Kindern

111) BerUcksichtigt werden bei der effektiven durchschnittichen Belastung sowohl Einkommensteuer und Sozialver-
sicherungsbeitrdge als auch Transfers in Form von Absetzbetrdgen und direkten Geldleistungen.
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So war die effektive durchschnittliche Steuerbelastung eines allein erziehenden Elternteils mit
einem jahrlichen Bruttoeinkommen von 25.100 € nach BerUcksichtigung von Sozialversiche-
rung und direkten Geldleistungen (i. e. Kinderabsetzbetrag und Familienbeihilfe) um 74% ge-
ringer als die von allein stehenden Steuerpflichtigen mit gleichem Markteinkommen. Was das
Niveau der horizontalen Umverteilung angeht, befindet sich Osterreich insgesamt im oberen
Mittelfeld der EU 19.

Horizontale Umverteilung zu Familien mit Kindern in Osterreich relativ hoch

Auch bei verheirateten Paaren findet eine vergleichsweise hohe Umverteilung hin zu solchen
r 40

—

z
30
¢

20 -

EATR

10 4

40 -

30 A

EATR

—e—zwei Kinder —e— ohne Kinder
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Q: OECD (2008B): 68.

Potential zur horizontalen Umverteilung haben grundsdtzlich alle staatlichen Leistungen, die
nur Familien mit Kindern zugute kommen. Der Grad der Umverteilung kann in den meisten
Landern durch das Niveau der direkten Entlastungen durch Familienbeihilfe, Kinderabsetzbe-
frdge oder -freibetriige angendhert werden. Deren Hohe kann nach der Anzahl der Kinder,
deren Alter oder dem Einkommensniveau eines oder beider Elternteile variieren und entfaltet
so unterschiedlich hohe distributive Wirkungen. Allerdings zielen einzelne familienpolitische In-
strumente auf die explizite Umverteilung hin zu Alleinerziehenden bzw. Ehepaaren mit Kindern
ab. So profitieren in den meisten Ladndern Alleinerziehende in der einen oder anderen Form
von zus@tzlichen Transferzahlungen, wodurch der oftmals prek@ren Einkommenssituation von
Familien mit nur einem Elternteil Rechnung getragen werden soll. Umgekehrt haben auch
Ehepaare mit Kindern mitunter Anspruch auf Zusatzleistungen, wenn sich ein Elternteil primdar
der Befreuung der Kinder widmet, wahrend der zweite erwerbstatige Elternteil fUr die finanzi-
elle Versorgung der gesamten Familie verantwortlich ist. Nachdem die Untferhaltspflichten
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gegenUber Kindern und Partnerin (mit geringem oder fehlendem Erwerbseinkommen) die
Leistungsfahigkeit des erwerbstatigen Elternteils verringern, kénnen zusétzliche Kosten in Ab-
Zug gebracht werden.

2005 wurde von der OECD eine Studie zum Einfluss der nationalen Steuer- und Transfersysteme
auf das Aquivalenzeinkommen'12) von kinderlosen Haushalten und solchen mit zwei Kindern
(mit gleichem Markteinkommen) publiziert. Im Zentrum stand dabei die Frage, um wieviel Pro-
zent sich die Unterschiede in den Aquivalenzeinkommen zwischen den beiden Haushaltsty-
pen durch die Steuer- und Transfersysteme reduzierten. Entsprechend dieser Untersuchungen
erreicht in Osterreich sowohl die Umverteilung hin zu Alleinerziehenden als auch die hin zu
Ehepaaren mit Kindern ein relativ hohes Niveau. Dabei |&sst sich der distributive Effekt fast zur
Ganze auf die im internationalen Vergleich sehr groBzigigen Geldleistungen der Familienbei-
hilfe und des Kinderabsetzbetrages zurickfUhren. Der Alleinverdienerabsetzbetrag habe kei-
nerlei Einfluss auf die Entlastung von Ehepaaren mit Kindern, wéhrend der Alleinerzieherab-
setzbetrag gut 10% der Umverteilung von Alleinstehenden zu Alleinerziehenden ausmache, so
die OECD (2005)113).

Ein Alleinerzieherfreibetrag wirkt sich auch in Deutschland auf die horizontale Umverteilung
hin zu Alleinerziehenden aus und erklart sicherlich zu Teilen, warum die Umverteilung von Sin-
gles zu Alleinerziehenden gréBer ist als die von kinderlosen Ehepaaren zu Paaren mit zwei Kin-
dern'4). Grundsatzlich geht fur alle Haushaltstypen eine relativ hohe horizontale Umverteilung
vom deutschen Steuer- und Transfersystem aus, wenn gleich sie den Grad der distributiven Ef-
fekte in Osterreich nicht erreicht.

Hingegen Ubertrifft die horizontale Umverteilung durch das deutsche Steuer- und Transfersys-
fem jene Frankreichs. Obgleich aus obiger Graphik keine prononcierte Differenz ersichtlich
wird, schdtzen sowohl Baclet et al. (2005) als auch die OECD (2005) den distributiven Effekt in
Deutschland um ein Vielfaches hoéher ein als in Frankreich'15). Die Differenz zwischen den
Aquivalenzeinkommen kénne in Deutschland im Vergleich zu Frankreich fir Alleinerziehende
um mehr als das Doppelte, nédmlich um 26,5%, reduziert werden, wdhrend jene bei Ehepaac-
ren um das 1,5fache (12,4%) verringert wirde'1¢). Dies Iasst sich vor allem auf die degressive
Wirkung des Familiensplittings zurbckfUhren. Nachdem die jahrlichen EinkUnfte eines Alleiner-
ziehenden in diesem exemplarischen Haushaltstyp nur 67% des durchschnittlichen Einkom-
mens im produzierenden Gewerbe betragen, sind die finanziellen Entlastungen durch das
Familiensplitting, die mit zunehmenden EinkUnften steigen, eher gering. Zudem erfolgt eine
hohe steuerliche Entlastung erst ab dem dritten Kind!17). Diese Schlussfolgerung legt auch ei-

112)) Die Bruttobezige des Haushalts werden dabei nach Personenzahl und -struktur gewichtet FUr Informationen zur
OECD-Aquivalenzskala siehe OECD (2005): 23 und 38.

13) Vgl. OECD (2005): 67.

114) Vgl. OECD (2005): 83.

115) Vgl. Baclet et al. (2005): 17.

11¢) gl. OECD (2005): 52.

17) Die OECD geht bei ihren Berechnungen hingegen von dem wahrscheinlicheren Fall einer 2-Kind-Familie aus.
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ne Studie von Steiner et al. (2006) nahe, die die distributiven Wirkungen einer EinfGhrung des
franzdsischen Familiensplittings in Deutschland untersucht. Obwohl Familien mit 3 Kindern nur
15% aller Haushalte mit Kindern ausmachen, wirden 50% der Kosten eines Familiensplittings
fUr die Entlastung von 3-Kind-Familien aufgewendet18),

Auch in Osterreich erreichen Familienbeihilfe und Kinderabsetzbetrag ein hdheres Niveau an
horizontaler Umverteilung als das franzésische Familiensplitting, das um stark nach der Anzahl
der Kinder gestaffelte direkte Transferleistungen ergénzt wird.

Horizontale Umverteilung in Osterreich durch Familienbeihilfe und
Kinderabsetzbetrag héher als in Frankreich durch Familiensplitting und direkte
Transfers

Abbildung 10: Horizontale Umverteilung durch die Steuer- und Transfersysteme Osterreichs
und Frankreichs 2007

EBF_ESt+SV BF ESt+SV-T B O_ESt+SV B O_ESt+SV-T

40,0% -
30,0%
20,0%
10,0%
0.0%
S0 S0 S0 S_2 M_2 M_2 M_2 M_0
67 100 167 67 100-0 100-33 100-67 100-33

S_0: Single ohne Kinder. S_2: Single mit 2 Kindern. M_0: Ehepaar ohne Kinder. M_2: Ehepaar mit

2 Kindern. Die Zahlen entlang der X-Achse geben jeweils das Einkommen von Alleinstehenden bzw. der
beiden Erwachsenen im Haushalt im Verhdltnis zum durchschnittichen Einkommen im Produzierenden
Gewerbe an.

Q: OECD (2008B): 150 f. und 214 f.

Abbildung 10 zeigt die durchschnittliche Steuer- und Sozialabgabenbelastung représentativer
Haushaltstypen vor und nach der BerGcksichtigung familienbezogener Transfers, nGmlich der
"Allocations familiales" fur Frankreich und der Familienbeihilfe, des Kinderabsetzbetrages so-
wie des Alleinerzieher- und Alleinverdienerabsetzbetrages, fir Osterreich. Da lediglich fami-
lienbezogene Transfers berucksichtigt werden, sind beide Balken (rot und hellrot bzw. grau
und hellgrau) bei kinderlosen Haushalten in Osterreich und Frankreich (S_0 und M_0) jeweils

18) Vgl. Steiner et al. (2006): 17.

WIFO



- 82 —

gleich hoch. Erkennbar ist hingegen, dass die durchschnittliche Belastung nach Einkommen-
steuer und Sozialversicherungsbeitréigen in Osterreich bei gleicher relativer Einkommenshéhe
hoher ist als in Frankreich.

Besonders groB ist die Differenz zwischen der Belastung &sterreichischer und franzésischer
Haushalte nach Abzug von Einkommensteuer und Sozialversicherungsbeitrégen aufgrund des
Familiensplittings bei Enepaaren mit zwei Kindern (M_2; gemeint ist der Hdhenunterschied zwi-
schen den hellgrauen und hellroten Fldchen). Werden allerdings auch familienbezogene
Transfers (rot und grau) berUcksichtigt, so liegt die durchschnittliche Belastung von Haushalten
mit Kindern in Osterreich und Frankreich fast gleichauf, das Einkommen von Alleinerziehenden
wird durch das Steuer- und Transfersystem Frankreichs sogar deutlich stdrker belastet als
durch das ésterreichische. D.h. obwohl die Belastung fir Kinderlose in Osterreich mit Steuern
und Sozialabgaben die in Frankreich immer Ubersteigt (S_0 und M_0), ist die steuerliche Belas-
tung von Familien mit zwei Kindern einschlieBlich Transferzahlungen auf demselben Niveau.
Das AusmaB der horizontalen Umverteilung zwischen Steuerpflichtigen ohne und mit Kindern
ist in Osterreich also hdher.

In Schweden, wo keinerlei Entlastungen auf Basis des Familienstandes gewdhrt werden, [&sst
sich die Umverteilungswirkung zur Gdnze auf die direkten Transferzahlungen zur Minderung
der finanziellen Lasten von Eltern zurGckfOhren. Was die Umverteilung hin zu Alleinerziehenden
in Danemark betrifft, so Uberrascht die vergleichsweise geringe Minderbelastung im Vergleich
zu Singles, trotz der zusdtzlich gewdhrten Leistungen fur Alleinerziehende (mindestens
1.748,62 € jahrlich, was abhdngig vom Alter der Kinder eine Aufstockung des gewdhnlichen
Kindergelds um knapp % bis % zur Folge hat). Die OECD-Berechnungen bewerten den Grad
der horizontalen Umverteilung entsprechend héher und setzen das Niveau mit jenem in Oster-
reich gleich!19).

Im Falle GroBbritanniens ist davon auszugehen, dass das hohe Umverteilungsniveau von Al-
leinstehenden zu Alleinerziehenden vor allem auf die hier angenommene Einkommenshdéhe
zurUckzufUhren ist. Bei einem Vergleich der Umverteilung auf héherem Einkommensniveau,
wo sich Alleinerziehende nicht fUr die groBzigigen, einkommensabhdngigen Leistungen
(CTC) qualifizierten, ware der Umverteilungseffekt sicherlich kleiner. Etwa die Halfte der mone-
taren Leistungen sind in GroBbritannien an eine BedUrftigkeitsprifung gekoppelt'?). Sie ma-
chen bei Alleinerziehenden den Léwenanteil der Umverteilungswirkung aus. Nur ein Viertel
der Reduktion der Einkommensdifferenz ist universalen Transferzahlungen zuzuschreiben.

Grundsatzlich findet in allen hier untersuchten Staaten eine Umverteilung hin zu Familien mit
Kindern statt, um deren kinderbezogenen Mehrkosten im Sinne des Leistungsfdhigkeitsprinzips
Rechnung zu tragen. Allerdings kann schwer nachvollzogen werden, welche Instrumente im
Einzelnen fur die distributiven Wirkungen verantwortlich sind.

119) Vgl. OECD (2005): 76 f.

120) Die Ausgaben fUr die universal gewdhrten Kindergeldzahlungen belaufen sich auf 0,84% des BIP, wdhrend der
transferdhnliche Teil des WTC 0,26%, jener des CTC 0,54% des BIP betragt (SOCX, 2007).
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7.2  Vertikale Umverteilung

Neben der horizontalen Umverteilung, die eine Einkommensumschichtung von kinderlosen zu
Familien mit Kindern vorsieht, wird aufgrund von Gerechtigkeitsvorstellungen in allen OECD-
Staaten auch eine mehr oder minder starke vertikale Umverteilung zwischen Familien unter-
schiedlicher Einkommenshéhe vorgenommen.

Einen ersten Uberblick Uber die bestehende Ungleichverteilung von Einkommen aller Haushal-
te liefert Ubersicht 8, die die Héhe des Gini-Koeffizienten fir die hier primér untersuchten Lan-
der abbildet. Wahrend die Ungleichverteilung in den skandinavischen Staaten am niedrigs-
ten ist121), wiesen Osterreich und Deutschland einen Koeffizienten knapp unter 30 aus. Unwe-
sentlich starker ist die Ungleichverteilung der Einkommen in den Niederlanden und Frankreich.
In GroBbritannien ist die Schere zwischen hohen und niedrigen Einkommen von den hier be-
frachteten Ldndern am hdchsten.

Ubersicht 8:  Ginikoeffizient ausgewdhlter europdischer Staaten, 1995-2000
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Q: United Nations Development Programme (2008).

Da die Einkommensteuertarife in allen der hier untersuchten Staaten progressiv gestaltet sind,
findet zwangsldufig auch zwischen Familien mit héheren Einkommen zu solchen mit niedrige-
ren Einkommen eine Umverteilung statt. Diese ist jedoch hauptsdchlich auf kinderunabhangi-
ge Komponenten des Steuersystems wie den Tarif, Grundfreibetrédge, Grundabsetzbetrdge
oder steuerfreie Tarifzonen zurickzufGhren. Inwieweit von einzelnen familienpolitischen Instru-
menten distributive Effekte ausgehen, ist unklari22).

Eine Mikrosimulationsstudie von Immervoll et al. (2006), die unter anderem die distributiven Ef-
fekte von universalen Transfers und einkommensabhdngigen Leistungen'23) vergleicht, |&sst
ungefdhre RUckschlUsse zu, welchen Instrumenten in den hier untersuchten L&dndern die gréB-
te Rolle bei der vertikalen Umverteilung zukommen kénnte. Die Ergebnisse zeigen, dass in den
skandinavischen Landern und Osterreich der vertikale Umverteilungseffekt primdr von univer-
salen Leistungen ausgeht.

In Osterreich, Schweden und D&nemark beruht die vertikale Umverteilung primdr auf
universalen Leistungen, in GroBbritannien dagegen auf einkommensabhdngigen
Transfers

Dagegen dominieren in GroBbritannien die einkommensabhdngigen Transfers bei der Umver-
teilung von oben nach unten. Grundsatzlich sei in Landern mit relativ gleichmé&Biger Einkom-

121) Je kleiner ein Gini-Koeffizient ist, umso gleicher ist die Einkommensverteilung in einem Land; das Niveau liegt zwi-
schen 0 und 100.

122) Vgl. OECD (2005): 48 ff.
123) Diese muUssen jedoch nicht zwangsl&ufig auf das Vorhandensein von Kindern bezogen sein.
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mensverteilung der Umverteilungseffekt durch einkommensunabhéngige Transfers und die
Einkommensbesteuerung sehr hoch. Untfer jenen Ldndern, deren Ungleichverteilung ver-
gleichsweise hoch ist, haben jene Instrumente den groBten distributiven Effekt, die abhdngig
vom Einkommen gewdhrt werden'24),

Berechnungen der OECD in "Taxing Working Families. A Distributional Analysis"!25) weisen in al-
len hier untersuchten Ladndern eine Umverteilung von oben nach unten aus, wenngleich von
einer Reihe familienbezogener Instrumente tendenziell entgegengesetzte distributive Wirkun-
gen ausgehen. Dazu zdhlen insbesondere einkommensabhdngige Ersatzleistungen wahrend
der Babypause, der Kinderfreibetrag sowie das Familiensplitting.

In allen befrachteten Landern leistet Familienpolitik insgesamt positiven Beifrag zur
vertikalen Umverteilung, trotz Degressionseffekten von Splittingmodellen und
Freibetrdgen

Die tendenziell degressive Wirkung des franzésischen Familiensplittings machen z. B. Verglei-
che mit dem deutschen Steuer- und Transfersystem deutlich. Verglichen mit dem deutschen
Modell profitierten von einer EinfGhrung des Familiensplittings in Deutschland nur die oberen
drei Einkommensdezile. FUr alle anderen Einkommensklassen entfaltet die gegenwdrtige
deutsche Familienpolitik identische Entlastungswirkungen2¢).

Ahnliches gilt fUr den Kinderfreibetrag. Seiner grundsdatzlich degressiven Wirkung wird in den
Berechnungen der OECD nicht Rechnung getfragen, da die Einkommen der hier betrachte-
ten Haushaltstypen zu niedrig sind. Bei EinkUnften in Hohe von 67% bzw. 133% (28.633 € respek-
five 57.122 €) des Durchschnittseinkommens ist die steuerliche Entlastung durch den Kinder-
freibetrag kleiner als die direkten Auszahlungen des Kindergeldes. 2005 war ein Kinderfreibe-
frag erst ab einer Einkommenshéhe von 63.000 € pro Jahr vorteilhafter als das Kindergeld,
bewirkte jahrlich also eine Reduktion der Steuerlast Uber 1.208 € pro Kind. Maximal war die
steuerliche Entlastung mit 2.447 € pro Kind ab einem jahrlichen Einkommen von 119.000 €127).,

Neben Kinderfreibetrag und Familiensplitting wird auch die Verteilungswirkung einkommens-
abhdngig gewdahrter Ersatzleistungen wdhrend der Babypause hdufig als unerwinscht emp-
funden, weil die Transferleistung absolut (wenn auch nicht relativ) mit zunehmendem Ein-
kommen ansteigt. In jenen Landern, die zur Minderung des Einkommensentgangs von einer
solchen Regelung Gebrauch machen — dazu z&hlen Schweden, Ddnemark und Deutsch-
land —, ist die Einkommensersatzleistung daher Verteilungswirkungen meist an Obergrenzen
gebunden. In Schweden werden 80% des vorhergehenden Einkommensniveaus nur bis zu ei-
nem maximalen Betrag von ca. 2.850 € pro Monat ausbezahlt, in Deutschland 67% bis manxi-
mal 1.800 €. Dagegen kénnen in Ddnemark gegenuber den &ffentlichen Haushalten zwar nur

124) Vgl. Immervoll et al. (2006): 11 ff.
125) OECD (2005).

126 Vgl. Steiner et al. (2006): 21.

127) Vgl. Steiner et al. (2007): 4.
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subsididre Leistungsanspriche geltend gemacht werden. Kollektivvereinbarungen sehen al-
lerdings 100%ige Kompensationen vor.

Nicht zuletzt kdnnen von der steuerlichen BerUcksichtigung von Kinderbetreuungskosten de-
gressive Wirkungen ausgehen, auch wenn diese nicht in Form von Freibetrdgen, sondern von
Absetzbetrédgen gewdhrt wird. Obgleich die anteiligen Absetzbetrége erst nach Ermittlung
der Steuerschuld subtrahiert werden und somit formell fUr jedes Kind gleich sind, kbnnen da-
von nur Eltern profitieren, deren Einkommen so hoch ist, dass Uberhaupt eine Steuerschuld
besteht. Eine steuerliche Berlcksichtigung von Kinderbetreuungskosten zielt demnach klar
darauf ab, durch die Verringerung der Opportunitdtskosten des Kindes eine Erwerbstatigkeit
beider Elternteile zu férdern. Dass hier ein Konflikt zwischen allokativen und distributiven Ziel-
vorstellungen besteht, zeigt auch das Beispiel Schwedens. Dort wurden zur Férderung der Ar-
beitsmarktpartizipation von MUttern fUr die grundsatzlich einkommensabhdngigen GebUhren
offentlicher Kinderbetreuung Maximalbetrége eingefUhrt. Untersuchungen von Brink et al.
(2007) kamen zu dem Ergebnis, dass in Anbetfracht der bereits sehr hohen Erwerbsbeteiligung
von MuUttern die beschdaftigungspolitischen Effekte der Maximum Fee Reform allerdings als
vernachlassigbar klein zu bewerten sind. AuBerdem profitierten von den maximalen Be-
freuungskosten Ehepaare und Haushalte mit hohen Einkinften mehr als Alleinerziehende und
kleine Einkommensbezieher. Eine kostengleiche Ernéhung des Kindergeldes wdre aus sozial-
politischer Perspektive demnach vorzuziehen gewesen, so die Autoreni2s),

7.3 Pravention und Reduktion von Kinderarmut

Eng mit der Frage nach der vertikalen Umverteilung verknUpft ist die der Reduktion von Kin-
derarmut. Insgesamt sind in der EU Kinder relativ hdufiger von Armut betroffen als die restliche
Bevdlkerung.

Trotz der relativ groBen finanziellen Entlastung von Haushalten mit Kindern durch die horizon-
tale Umverteilung waren in Osterreich 2006 15% der Kinder armutsgefdhrdet (vgl. Abbildung
11).

Verdoppelung des Anteils der armutsgefdhrdeten Kinder in Osterreich seit Anfang
der 1980er Jahre auf 15%

Das sind anteilsmdBig mehr als doppelt so viele als noch Anfang der 1980er Jahre.'2? Zwar
sind damit in Osterreich immer noch weniger Kinder armutsgeféhrdet als im européischen
Durchschnitt, jedoch mehr als in den skandinavischen Landern, in Deutschland, Frankreich
oder den Niederlanden.

128) Vgl. Brink et al. (2007): 22 ff.
129) 1980 waren nur 5,5% aller Kinder von Armut betroffen (Whiteford et al., 2007: 18).
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Armutsgefdhrdung von Kindern in Osterreich héher als in Schweden, Ddnemark,
Deutschland, Frankreich und Niederlanden

Dabei sind in Osterreich insbesondere zwei Familientypen besonders von Armut betroffen: ei-
nerseits Familien mit nur einem Elternteil. Diese machten 2006 laut Mikrozensus 4% aller Haus-
halte aus, reprdsentierten jedoch 10% der armutsgefdhrdeten Haushalte. Andererseits Fami-
lien mit drei oder mehr Kindern, welche 2006 mit 12% Uberproportional in der Armutsbevolke-
rung vertreten waren (8% aller Haushalte).

Abbildung 11: Armutsgefdhrdungsquote der unter und Uber 18-jadhrigen Bevdélkerung 2006
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NMS: Neue Mitgliedstaaten nach der Erweiterungsrunde 2004, Q: Eurostat.

Die hier betrachteten Lander unterscheiden sich nicht nur hinsichtlich des Anteils armer oder
armutsgefdhrdeter Familien, sondern auch in der Effizienz der MaBnahmen, die zu deren Re-
duktion eingesetzt werden. Die Zahl der unter der Armutsgrenze lebenden Haushalte wird in
Schweden und D&nemark durch das Steuer- und Transfersystem um 78% respektive 80% redu-
ziert. Aber auch die Steuer- und Transferpolitik Frankreichs ist als effektiv einzustufen. Bei 74%
aller Haushalte mit einem Markteinkommen unter der Armutsgrenze kann das verfUgbare Ein-
kommen durch staatliche MaBnahmen auf 60% des Medianeinkommens aufgestockt wer-
den'30),

Zur Reduktion von Armut setzt Politik zumeist an zwei Losungsstrategien an: Zum einen soll das
unter der Armutsgrenze liegende Markteinkommen durch Steuervergunstigungen oder Geld-
leistungen zumindest auf das Niveau des Existenzminimums bzw. Uber die definierte Armuts-
grenze angehoben werden. Zum Zweiten sollen fur erwerbslose Elternteile Anreize gesetzt
werden, eine Erwerbstatigkeit aufzunehmen bzw. auszudehnen, um das Familieneinkommen
aus eigener Kraft zu erhdhen. Im OECD-Schnitt waren 55% der Haushalte von arbeitslosen Al-
leinerziehenden armutsgefdhrdet, das sind 2,5mal so viele wie von erwerbstatigen Alleinerzie-
henden. 42,5 Prozent der Familien mit zwei erwerbslosen Elternteilen lagen unter der Armuts-

130) Vgl. Whiteford et al. (2007): 28.
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schwelle, im Vergleich zu 13% der Haushalte mit wenigstens einem erwerbstétigen Elternteil
und 4%, wenn beide Eltern berufstatig warenst).,

Deutlich negativer Zusammenhang zwischen Erwerbsquote von Muttern und
Armutsgefadhrdung von Kindern

Abbildung 12 bestatigt, dass zwischen der Erwerbsquote von MUttern und dem Anteil der von
Armut betroffenen Kinder ein deutlich negativer Zusammenhang besteht. Der Korrelationsko-
effizient betrug immerhin -0,78.

Abbildung 12: Korrelation von MUttererwerbsquote und Kinderarmut 2000
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Q: OECD (2008A).

Grundsatzlich ist Kinderarmut in jenen L&ndern am geringsten, wo sich die Erwerbsbeteiligung
von Eltern auf hohem Niveau befindet und gleichzeitig eine effektive Umverteilung durch das
Steuer- und Transfersystem stattfindet32).

Die Einzelwirkungen beider Instrumententypen k&nnen mitunter in einem konkurrierenden
Verhdltnis zueinander stehen. Aus dem Einsatz einer so genannten "Benefit Strategy" resultie-
ren mitunter Negativanreize auf die Arbeitsaufnahme, die die positiven Auswirkungen einer
"Work Strategy" kompensieren, wie GroBbritannien exemplarisch zeigt. Dort geht eine 1%ige
Reduktion von Kinderarmut durch wohlfahrtsstaatliche Leistungen mit einer 0,92%igen Erho-
hung der Zahl von Haushalten ohne Erwerbstatigen einher. In den skandinavischen Landern,
wo ohnehin ein hohes Niveau an Erwerbstatigkeit vorherrscht, ist der Korrelationskoeffizient
hingegen stark negativ, d. h. Umverteilung geht nicht zu Lasten der Erwerbstatigkeit.

Dass von einer Steigerung monetdrer Transfers nicht zwangsl@ufig eine Reduktion der Armuts-
gefd@hrdungsquote von Kindern ausgehen muss, legt Abbildung 13 nahe. Sie zeigt, dass zwi-

131) Vgl. Whiteford et al. (2007): 19.
132) Vgl. OECD (2007A): 17.
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schen dem Niveau monetdrer Familienleistungen und dem Anteil armutsgefdhrdeter Kinder in
Europa kein bzw. nur ein sehr schwacher Zusammenhang besteht.

Nur schwacher Zusammenhang zwischen Niveau monetdrer Familienleistungen und
Armutsgefadhrdung von Kindern

Wdahrend die familienbezogenen Geldleistungen in Osterreich weit Uberdurchschnittlich sind,
liegt der Anteil der armutsgefdhrdeten Kinder im europdischen Mittel. Nur fUr Ladnder, die we-
niger als 1% des BIP an Geldleistungen fUr Familien aufbringen, kann — abgesehen von den
Niederlanden — ein Uberdurchschnittlicher Anteil armer Kinder beobachtet werden.

Abbildung 13: Zusammenhang zwischen monetdren Transfers und der Armutsgefé&hrdung von
Kindern 200511)
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Q: Eurostat. — 1) Wie aus Ubersicht 12 ersichtlich wird, machen Ausgaben fir Kinderbetreuungsgeld, Wochengeld
und &hnliches in den meisten der hier betrachteten Ldnder einen wesentlich geringeren Antfeil an den gesamten
monetdren Transfers aus als Kindergeld bzw. Familienbeihilfe.

Allerdings hat auch eine "Work Strategy" in Abhdngigkeit von den |Gnderspezifischen Rah-
menbedingungen unterschiedliche Erfolgsaussichten. MaBnahmen zur Reduzierung von Ar-
beitslosigkeit bei gleichzeitiger Erhdhung der Zahl der Doppelverdienerhaushalte hatten bei-
spielsweise in GroBbritannien, Deutschland und Frankreich signifikant positive Effekte auf die
Armutsreduktion. In Osterreich, wo auch unter den erwerbstétigen Familien eine relativ hohe
Armutsgefdhrdung besteht, hatte ein rein beschdaftigungspolitisch motiviertes Instrumentarium
allerdings weniger Aussicht auf eine Reduktion von Armut, wie Whiteford et al. (2007) schétz-
ten?33),

133) Vgl. Whiteford et al. (2007): 30.
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So ist Vereinbarkeitspolitik auch in zunehmendem MaBe ein Anliegen der Familien- und Sozi-
alpolitik geworden: In GroBbritannien ging eine wachsende Integration von MUttern in den
Arbeitsmarkt mit einer Reduktion von Kinderarmut einher'34). Dort wurden die Anstrengungen,
bisher nicht erwerbstatige Elternteile in den Arbeitsmarkt zu integrieren, in den letzten Jahren
verstarkt, etwa durch kontinuierliche Erhéhungen der Absetzbetrége von WTC und CTC, die in
Abhdngigkeit vom Einkommensniveau und einer etwaigen Erwerbstatigkeit vor allem Familien
mit kleinen Einkommen zugute kommen. Zudem soll durch eine Reihe von so genannten "New
Deals", die u.a. finanzielle Anreize fUr Alleinerziehende setzen, auf Jobsuche zu gehen, die
staatliche Offensive zur Férderung der Erwerbstatigkeit forciert werden'3s). Was die Ausgestal-
tung der Transfers angeht, zeigen sich erhebliche Unterschiede zwischen Osterreich und
GroBbritannien. Wd&hrend sich die monatlichen Ausgaben pro Kind im untersten
Einkommensderzil in GroBbritannien auf 48 € belaufen, betrug das Ausgabenniveau in Oster-
reich nur 34 € pro Kind. Eine EinfOhrung des britischen Instrumentenkatalogs fUhrte in Oster-
reich daher dazu, dass es keine Kinder mehr gébe, die in Haushalten mit EinkUnften unter der
Armutsgrenze leben. Wird das 60%ige Medianeinkommen zur Definition der Armutsgrenze
herangezogen, wirde die Armutsquote von Kindern um 5 Prozentpunkte sinken. Nichtsdesto-
trotz stufen Levy et al. (2006) die 6sterreichische Politik zur Reduktion von Armut insgesamt als
effektfiver ein. Nachdem das Ausgabenniveau jenes in GroBbritannien um 25% Ubersteigt,
wird die Kinderarmut weniger durch explizit armutsreduzierende Instrumente als vielmehr
durch universale allgemeine Transfers zur Minderung der finanziellen Lasten von Eltern mit Kin-
dern reduziert3¢). Damit gleicht die 6sterreichische Politik jener der skandinavischen Lander.

Osterreichs Politik zur Reduktion von Kinderarmut sehr effektiv

Einzig Schweden, Danemark und Osterreich'37) wird von der EU unter den hier untersuchten
L&ndern eine "gute" Politik zur Reduktion von Kinderarmut bescheinigt’s).

7.4 Erwerbstatigkeit von Frauen bzw. Muittern

Was die Erwerbsquoten von Frauen und Mdnnern angeht, liegt Osterreich Uber dem europdi-
schen Durchschnitt. So hat es bereits die EU-Vorgabe einer 60%igen Erwerbsbeteiligung aller
Frauen bis 2010 erfdllt.

Osterreich erfullt EU-Vorgabe einer 60%igen Erwerbsbeteiligung von Frauen —
Erwerbsintegration aber unter anderem wegen hoher Teilzeitquote Uberschdtzt

134) Vgl. Levy et al. (2006): 4.

135) Vgl. Whiteford et al. (2007): 13 ff.

136) Vgl. Levy et al. (2006): 30 ff.

137) Neben Zypern, Finnland, Niederlande und Slowenien.
138) Vgl. Europdische Kommission (2008): 4.
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Allerdings wird die Integration von Frauen ins Beschdaffigungssystem bei Messung mit der Be-
schaftigungsquote in mehrfacher Hinsicht Uberschatzt; insbesondere durch die relativ lange
Dauer der bezahlten Karenz (da Kinderbetreuungsgeldbezieherinnen zu den Beschdaftigten
gezdhlt werden) und durch den hohen Teilzeitanteil in Osterreich. 2006 waren 63,5% der Frau-
en beschdaftigt, davon aber 43,5% in Teilzeit (vgl. Abbildung 14). Damit erreichte Osterreich
nach den Niederlanden, GroBbritannien und Deutschland die hdchste Teilzeitquote unter
den EU 27'%). Dementsprechend reduziert sich die Frauenbeschdaftigungsquote bei Umrech-
nung in Vollzeit&quivalente um 13,6 Prozentpunkte.

Abbildung 14: Teilzeitquoten von Frauen und Md&nnern im Vergleich 2007

80 1 Bfroven  BMInner
&0
40
20
0
Qe B & \9@\%0% CEIP e LA qeq;\ésa SO AQA W &0
Q: Eurostat.

Wdhrenddessen war der Anteil der in Teilzeit erwerbstatigen Manner wesentlich geringer und
lag mit 6,2% unter dem europdischen Mittel. 2006 war in Uber 80% der Haushalte, in denen
Paare mit Kindern unter 18 Jahren lebten, der Mann in Vollzeit erwerbstatig. Nur in jedem funf-
ten dieser Haushalte waren zusatzlich die Frauen Vollzeit erwerbstatig. War das jungste Kind
unter 3 Jahre alt, betrug der Anteil sogar nur 6%; war das jungste Kind zwischen 3 und 5 Jahre
alt, verdoppelte sich dieser Anteil. Der Anteil der Paare mit ménnlichem Hauptverdiener und
weiblicher Zuverdienerin war mit 38,2% das am hdaufigsten gelebte Erwerbsmodell. In 4% der
Haushalte mit Kindern unter 18 Jahren war kein Elternteil berufstatig'#).

Dabei unterbrechen insbesondere Frauen ihre Berufstatigkeit oft Uber die Karenz hinaus fur
die Betreuung ihrer Kinder. Wahrend die Erwerbsquote der 20- bis 49-jadhrigen M&nner mit un-
ter 12-jahrigen Kindem in Osterreich sogar Uber jener von kinderlosen Méannern desselben Al-
tersabschnittes liegt, ist die Erwerbsquote von MUttern mit Kindern unter 12 Jahren um
15 Prozentpunkte niedriger als jene von Frauen ohne Kinder. Im EU-Durchschnitt betrégt diese
Differenz lediglich 13 Prozentpunkte, in Frankreich oder Finnland nur die Halfte. In Ddnemark
arbeiten Frauen mit Kindern im Schnitt sogar h&ufiger als kinderlose Frauen.

139) Ca. 30% bei EU 27, ca. 35% bei EU 15.
140) Vgl. Mikrozensus Jahresdurchschnittswerte 2006.
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Differenz der Erwerbsquoten von Frauen ohne und mit Kindern in Osterreich
Uberdurchschnittlich hoch

FUr eine Analyse moglicher Ursachen der differierenden nationalen Erwerbsbeteiligung von
Frauen und MUttern werden in der vorliegenden Arbeit folgende Annahmen getroffen:

- Das Einkommensteuersystem hat maBgeblichen Einfluss auf das Niveau der Frauener-
werbsquote.

- Ob MdUtter erwerbstatig sind und wie lange sie ihre Erwerbstatigkeit unterbrechen,
hangt insbesondere von Angebot und Kosten offentlicher Betreuungspl&ize sowie der
Bezugsdauer von Ersatzleistungen wdhrend der Babypause ab.

Der in der Theorie prognostizierte negative Effekt einer gemeinsamen Besteuerung von Ehe-
partnern scheint sich auch in der Praxis zu bestatigen. Deutschland und Frankreich, die Ein-
kUnfte nach MaBgabe des Tarifsplittings besteuern, weisen die niedrigsten der hier beocbach-
teten Frauenerwerbsquoten auf, wahrend die nordischen Staaten, deren Einkommensteuer-
systeme von Dingeldey (1999) als vollig oder fast individualisiert beschrieben werden, die
hochsten Frauenerwerbsquoten aufweisen.

Diese erste "oberfl&chliche" Einsché&tzung wird weiters durch eine Reihe vergleichender Mikro-
simulationsstudien bekraftigt. Letztere quantifizieren die Effekte auf die zu untersuchende Vao-
riabel durch "What if'-Simulationen. Dabei werden die nationalen steuerlichen Regelungen
eines Landes auf Mikrodaten zu Erwerbs-, Einkommens- und Familienstrukturen eines anderen
Ubertragen, um distributive Effekte und Auswirkungen auf die Erwerbsbeteiligung zu quantifi-
zieren.

Eine Mikrosimulationsstudie von Gustafsson (1992), die die Wirkungen einer Implementierung
des schwedischen Einkommensteuersystems in Deutschland auf die Arbeitsanreize von Frau-
en untersucht und umgekehrt, kommt zu folgenden Ergebnissen: Das Haushaltseinkommen
eines schwedischen Alleinverdienerpaares ware unter dem deutschen Ehegattensplitting um
j@hrlich 2.160 € (SEK 20.000) héher, wdhrend deutsche Ehepaare, in denen nur ein Partner er-
werbstatig ist, bei Anwendung der Individualbesteuerung nach schwedischer Art Einkom-
menseinbuBen von 2.516 € (SEK 23.300) zu verbuchen hatten. Daher sénke der Anteil der er-
werbstatigen Frauen in Schweden um knapp ein Viertel auf 60,4%, wahrend die Frauener-
werbsquote in Deutschland bei Anwendung der Individualbesteuerung nach schwedischer
Pragung um fast ein FOnftel auf 60% anstiege'4!).

GemaB Mikrosimulationsstudien reduzieren Splittingmodelle die Frauenerwerbsquote
und erhéhen den Anteil geringfUgig bzw. teilzeitbeschdftigter MUtter

Eine weitere aktuelle Mikrosimulationsstudie von Dearing et al. (2007), die einen Vergleich von
Osterreich und Deutschland anstellt, Iasst dhnliche RUckschlUsse in Bezug auf den Zusam-

141) Vgl. Gustafsson (1992): 81.
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menhang von Einkommensteuermodell und Frauenerwerbsquote zu. Besonders interessant ist
ein Switch der Steuersysteme von Deutschland und Osterreich, weil institutionelle Rahmenbe-
dingungen, z. B. das Angebot und die Kosten von Kinderbetreuung, und normative Wertvor-
stellungen dieser beiden Lander besonders dhnlich sind.

Dearing et al. (2007) kommen zu dem Ergebnis, dass trotz eines Anstieges des verfugbaren
Einkommens in Osterreich nach EinfOhrung eines Ehegattensplittings die Arbeitsanreize, also
der finanzielle Gewinn durch zusatzliche Arbeitszeit, abn&dhmen. Dies gilt sowohl fur den Eintritt
in eine Teilzeitbeschaftigung als auch fUr die Ausdehnung der Erwerbstatigkeit von Teil- zu
Vollzeit. Die Anderung des verfigbaren Einkommens fUhrte daher in weiterer Folge zu einem
2,4%igen Rickgang der Erwerbsquote von MUttern in Osterreich. Die Teilzeitquote sénke um
1 Prozentpunkt, w&hrend der Anteil der in Vollzeit erwerbstétigen MUtter um 1,4% zurickgin-
ge. Umgekehrt stiegen die Arbeitsanreize fUr MUtter, insbesondere eine Teilzeitbeschaftigung
aufzunehmen, wirde die Besteuerung auf Basis des individuellen Einkommens auch in
Deutschland eingefUhrt. Hier ndhme die Erwerbsquote sogar um 6,15% zu, wovon
4,47 Prozentpunkte auf einen Anstieg der Teilzeit-Arbeitsverhdlinisse zurickzufUhren wéren142),
Auswirkungen eines System-Shifts sind demnach vor allem auf die Teilzeitquoten von MUttern
zu erwarten. Wahrend in Deutschland die Mehrzahl aller MUtter geringfGgig oder in Teilzeit
beschdaftigt ist, liegt diese Quote in Osterreich deutlich unter deutschem Niveau'4). Dearing
et al. (2007) folgern, dass das unterschiedliche Niveau geringfUgig oder in Teilzeit beschaftig-
ter MUtter auf das Einkommensteuersystem zurGckgefUhrt werden kann44).

SchlieBlich bestatigt auch eine dritte Studie von Steiner et al. (2004), die die Anpassung des
Erwerbsverhaltens beider Ehepartner nach einem Wechsel zur Individualbesteuerung in
Deutschland untersucht, den Zusammenhang zwischen Erwerbstatigkeit und Einkommens-
steversystem. Wahrend die Erwerbsbeteiligung der Frauen um 4,85% anstiege, fiele die Er-
werbsquote der Mdnner um 0,91%. Die Mdnner reduzierten ihre wdchentliche Arbeitszeit um
1,82 Stunden, dagegen wirden die Frauen ihre Erwerbstatigkeit um 11,40 Stunden ausweiten.
Aufgrund der im Vergleich zu M&nnern deutlich héheren Arbeitsangebotselastizitét von Frau-
en ist grundsatzlich eine relativ stGrkere Reaktion der Arbeitsangebotsentscheidung von Frau-
en auf die Hohe der effektiven Besteuerung zu erwarten.

Die folgenden Ubersichten liefern Informationen darUber, wie stark die Aufnahme einer Er-
werbstatigkeit von Kurzzeitarbeitsiosen bzw. die Ausdehnung einer Teilzeitbeschdaftigung be-
steuert wird. BerUcksichtigt werden neben Steuern und Sozialversicherungsbeitrdgen auch
einkommensabhdngige Steuer- und Transferleistungen, Sozialhilfe sowie etwaige Geldleistun-
gen fUr Kinder, deren Alter mit 4 und 6 Jahren angenommen wird. Da der Anspruch mancher

142) Vgl. Dearing et al. (2007): 16 ff.

143) 11,7% der Osterreichischen Frauen mit Kindern unter 3 Jahren arbeiten geringfUgig oder Teilzeit. In Deutschland
betragt diese Quote 25,9%. Bei MUttern mit 3- bis 10-jadhrigen Kindern betragt die Differenz beider Lander sogar
knapp 20 Prozentpunkte, 33,7% in Osterreich und 52% in Deutschland.

144) Vgl. Dearing et al. (2007): 21.
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Leistungen auf Haushaltsebene bestimmt wird, werden 3 Haushaltstypen jeweils mit und ohne
Kinder miteinander kontrastiert.

Es zeigt sich, dass die Aufnahme einer Erwerbstétigkeit in Osterreich mitunter mit hohen
durchschnittlichen Steuersé@tzen verbunden ist. Vor allem bei der Annahme einer Teilzeitstelle
sind die Abzuge durch Steuern, Sozialversicherung und den Verlust von Sozialleistungen so
hoch, dass sich die Aufnahme einer Erwerbstatigkeit aus der Arbeitslosigkeit heraus sowohl fOr
Alleinerzieherinnen als auch fur Alleinverdienerhaushalte nicht lohnt.

Hohe effektive Durchschnittssteuerbelastung in Osterreich birgt negative Anreize fUr
Arbeitslose fUr Aufnahme einer Teilzeitbeschdéftigung

In Osterreich ist in dieser Darstellung die effektive durchschnittliche Belastung von Haushalten
mit Kindern ausnahmslos hdher als die von Kinderlosen, was noch einmal die vergleichsweise
geringeren finanziellen Anreize zur Erwerbstdtigkeit von Eltern(teilen) betont (vgl. Ubersicht 9).
FUr die anderen betrachteten Lander gilt dieser Zusammenhang wesentlich eingeschrankter.
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Ubersicht 9: Effektive Durchschnittssteuerbelastung bei Aufnahme einer Erwerbsarbeit durch Kurzzeitarbeitslose mit 100% des
Durchschnittseinkommens 2005

HH: Haushalt, 1: Alleinstehend bzw. Alleinerziehend, 1-0: der zweite Ehepartner ist erwerbslos, 1-1: der zweite Enepartner verdient 67% des
Durchschnittseinkommens

0>>1/3 0>>1/2 0>>2/3 0 >> Vollzeit

Kinder 0 2 0 2 0 2 0 2

HH 1 1-0 1-1 1 1-0 1-1 1 1-0 1-1 1 1-0 1-1 1 1-0 1-1 1 1-0 1-1 1 1-0 1-1 1 1-0 1-1
AT 67 67 72 82 83 87 87 8¢9 91 101 103 83 82 83 87 87 89 91 70 70 73 73 74 76
DE 78 78 105 | 88 84 102 | 93 93 108 | 105 105 127 | 88 84 102 | 93 93 108 | 77 73 86 80 79 90
FR 72 69 73 74 70 74 70 69 72 72 71 74 74 70 74 70 69 72 77 74 76 73 72 76
NL 71 71 68 72 70 70 71 72 69 75 78 72 72 70 70 71 72 69 76 75 75 76 76 75
SE 74 74 74 74 74 74 82 77 74 82 79 74 74 74 74 82 77 74 74 74 74 80 76 74
DK 76 76 76 75 75 75 80 80 78 79 79 79 75 75 75 80 80 78 78 76 75 81 81 77
UK 79 67 44 68 68 38 73 71 43 67 64 46 68 68 38 73 71 43 57 57 37 68 68 39

Q: OECD (2007B): 110.
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In Ubersicht 10 werden die effektiven Grenzsteuersétze der 19 europdischen Lander in der
OECD dargestellt, die sich bei Ausdehnung einer Teilzeitbeschaftigung ergeben. Sie zeigt,
dass die effektive Grenzsteuerbelastung in Osterreich bei der Ausweitung einer Teilzeitbe-
schaftigung je nach Haushaltstyp zwischen 36% und 62% schwankt. Im Vergleich zu den
skandinavischen Ladndern, wo die Erwerbsbeteiligung der Frauen auch in Vollzeit&quivalenten
gemessen deutlich héher ist, ist die effektive steuerliche Belastung jeder zusatzlichen Arbeits-
einheit allerdings fUr jeden der hier betrachteten Haushaltstypen geringer. Besonders hoch
war die effektive Grenzsteuerbelastung bei Verdoppelung der Erwerbstatigkeit — ausgehend
von einem WochenstundenausmalB in Hohe eines Drittels einer Vollzeitstelle.

Relativ hohe Grenzsteuerbelastung in Osterreich birgt negative Anreize fUr
Ausdehnung einer Teilzeitbeschdftigung

Dies I&sst sich darauf zurickfUhren, dass der relativ hohe steuerfreie Grundfreibetrag Uber-
schritten wird, aber auch auf den Verlust sonstiger BegUnstigungen im Zuge der Ausweitung
der Erwerbstatigkeit (z. B. Entfall des Alleinverdienerabsetzbetrags oder von bedarfsgepriften
Transferleistungen)'45). Die Steuerreform 2009 wird diese Problematik hoher Durchschnitts- und
Grenzsteuersaize bei Teilzeitbeschdaftigten nur leicht entscharfen. Zwar werden die ersten
beiden Grenzsteuerséize gesenkt, allerdings in nur geringem Umfang: Der Eingangssteuersatz
wird von 38%:% auf 36,5%, der mittlere Grenzsteuersatz von 43,6% auf 43,2% reduziert.

Ubersicht 10:  Effektive Grenzsteuerbelastung von Teilzeitbeschdftigten 2005

HH: Haushalt, 1: Alleinstehend bzw. Alleinerziehend, 1-0: der zweite Ehepartner ist
erwerbslos, 1-1: der zweite Ehepartner verdient 67% des Durchschnittseinkommens

1/2 >> Vollizeit 1/3>>2/3 2/3 >> Vollzeit

Kinder 0 2 0 2 0 2

HH 1 -0 1-1 1 -0 1-1 1 -0 1-1 1 -0 1-1 1 -0 1-1 1 -0 1-1
AT 45 45 45 | 45 45 45 | 36 47 36 | 41 62 36 | 45 45 45 | 45 45 45
DE 54 45 53 | 60 58 53 | 51 58 50 | 81 78 51 55 50 54 | 54 52 54
FR 39 29 35|34 33 33|34 3 36|55 55 31 35 29 32|24 23 3]
NL 39 46 39 | 50 51 40 | 69 81 43 | 54 76 43 | 34 31 34 | 37 36 35
SE 35 45 35 | 51 54 35 |57 82 35|52 92 35 |3 35 35|49 39 35
DK 48 49 43 | 60 71 49 | 82 74 49 | 75 93 60 | 50 46 43 | 61 59 43
UK 35 43 33 |69 72 33 |58 69 33|84 84 33 |33 33 33 |5 63 33

Q: OECD (2007B): 115.

Doch nicht nur das Einkommensteuersystem selbst Ubt Einfluss auf das Erwerbsverhalten von
Frauen respektive MUttern aus. Auch die I&nderspezifische Ausgestaltung der Elternkarenz-

145) Dabei sind die Kosten fUr externe Betreuungsmaoglichkeiten in den Berechnungen nicht bericksichtigt, d. h. die
Hohe der Grenzsteuerbelastung steht nicht zwingendermaBen in direktem Zusammenhang zu der Erwerbsbeteiligung
der Frauen in einem Land.
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Regelungen spiegelt sich in der Erwerbsbeteiligung von MUttern wider. Dabei sind zwei Effekte
voneinander zu frennen. Empirische Studien legen den Schluss nahe, dass
- die H6he der relativen Einkommenskompensation die FertilitGtsentscheidung beein-
flusst, weil die indirekten Kosten mit steigenden Ersatzleistungen sinken, wéhrend

- die Dauer der bezahlten Freistellung auf die Erwerbsbeteiligung von MUttern wirkt.

Die GegenuUberstellung nationaler Regelungen zeigt, dass die zeitliche Freistellung von MUt-
tern fUr die Kinderbetreuung in konservativen Wohlfahrtsstaaten typischerweise sehr grozigig
bemessen ist (vgl. Abbildung 15).

Die Dauer des bezahlten Elternurlaubs beeinflusst die Erwerbsbeteiligung von
Mduttern, die H6he der Einkommensersatzleistung die FertilitGtsentscheidung

Sowohl in Osterreich als auch in Frankreich sowie bis vor kurzem in Deutschland sind mehrjdh-
rige Berufsunterbrechungen fUr die Betreuung von Kleinkindern vorgesehen, wdhrend die in-
stitutionelle Freistellung in den skandinavischen Ladndern und GroBbritannien auf ca. ein Jahr
begrenzt ist. Allerdings variiert nicht nur die Dauer, sondern auch die Héhe der Ersatzleistun-
gen, die wdhrend Mutterschutz und Elternurlaubb gewdhrt werden, mitunter erheblich. Wah-
rend die Ersatzleistungen in den skandinavischen Ldndern und neuerdings auch in Deutsch-
land an das frihere Einkommensniveau gekoppelt sind, werden in Osterreich, Frankreich und
GroBbritannien einkommensunabhdngige Transfers ausbezahlt. In den Niederlanden haben
MuUtter hingegen keinerlei Anspruch auf einkommenskompensierende Zahlungen.

Abbildung 15: Einkommensersatz wdhrend der Karenz
180 - B Mutterschutz B Karenz A bezahlt
150
120 ~
90 -
60
30 ~
0

in Wochen

AT DE FR NL SE DK UK

Q: OECD (2007A), WIFO-Darstellung.

Welche Anreizeffekte von der Ausgestaltung der Regelungen ausgehen, soll exemplarisch
anhand eines Vergleichs der drei konservativen Staaten gezeigt werden. Dort sind sowohl die
finanzielle Absicherung als auch die UnterstUtzung bei der Kinderbetreuung traditionell weni-
ger stark ausgepragt als in Skandinavien. Schweden und Dadnemark geben jahrlich zwischen
0,6% und 0,7% ihres BIP fUur Kompensationszahlungen aus, wdhrend sich die Geldleistungen in
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Osterreich, Deutschland und Frankreich auf nur 0,2% bis 0,3% des BIP belaufen'#). Dennoch
unterbrechen Frauen in Osterreich und Deutschland ihre Erwerbstatigkeit I&nger. Aus diesem
Grund wurden in den lefzten Jahren verstérkt Anstrengungen unternommen, eine schnellere
Re-Integration der Frauen in den Arbeitsmarkt zu forcieren: die Reformen in Osterreich und
Deutschland sind Ausdruck dessen.

In Deutschland wurde mit 1.1.2007 das bis dato einkommensunabhdngige Erziehungsgeld
durch das einkommensabhdangige und kUrzer dauernde Elterngeld ersetzt, was eine Anndhe-
rung an das skandinavische Modell bedeutete. Seit 2007 erhalten Eltern auch nach dem Mut-
terschutz fUr die Dauer eines Jahres bzw. 14 Monate 67% ihres vorherigen Nettoeinkommen:s.
Zwar ist die Kompensation damit immer noch niedriger als in den nordischen Staaten, wo El-
tern Anspruch auf Ersatzleistungen in Hohe von 80 bis 100% ihres ehemaligen Einkommens ha-
ben.

GemdaB Mikrosimulationsstudien fUr Deutschland erhéht ein einkommensabhdngiges
Kinderbetreuungsgeld mit kurzer Bezugsdauer Erwerbsquote und wdchentliche
Arbeitszeit von Mdttern

Jedoch haben Mikrosimulationen von SpieB3 et al. (2006) ergeben, dass alle Familienformen,
d. h. Alleinerziehende wie auch Ehepaare, von einer deutschen Adaption des skandinavi-
schen Modells finanziell profitieren, bei einem Anstieg der fiskalischen Kosten um 16% auf 3,5
Mrd. €. NaturgemaB profitieren besser verdienende Elfern absolut mehr von einem einkom-
mensabhdngigen Elterngeld als Personen ohne vorheriges Erwerbseinkommen oder mit nied-
rigen Verdiensten. Was die Arbeitsmarktpartizipation der Frauen angeht, haben die Simulati-
onen jedoch ergeben, dass sich im zweiten Jahr der Freistellung, nachdem die Bezugsdauer
des Elterngeldes auslauft, die Muttererwerbsquote um 3 Prozentpunkte auf 39% erhdhte. Im
Schnitt wirden woéchentlich 12% mehr Stunden gearbeitet!47),

Anders als in Deutschland und Frankreich, wo das Elferngeld bis zu einer bestimmten wo-
chentlichen Arbeitszeit gewdhrt wird, wird seit 2002 das Kinderbetreuungsgeld in Osterreich
bis zu einer j&hrlichen Zuverdienstgrenze in Hohe von 16.200 € ausbezahlt. Ubersteigt das Ein-
kommen diese Grenze, geht der Leistungsanspruch zur Gé&nze verloren. Erste Evaluierungen
der Osterreichischen Karenz-Regelungen von Lutfz (2004) hatten ergeben, dass trotz der Ein-
fOhrung einer Zuverdienstgrenze die Anreize fur ldngere Unterbrechungen aufgrund der Aus-
weitung der maximalen Bezugsdauer von 24 auf 36 Monate insgesamt gestiegen waren!4). In
weiterer Folge wurden zur Schaffung von Arbeitsanreizen von MUttern zwei weitere Varianten
des Kinderbetreuungsgeldes beschlossen, die bei geringerer Dauer der Inanspruchnahme
héhere monatliche Leistungen vorsehen.

146) Zu beachten ist, dass sich die Daten auf das Jahr 2003 beziehen. Seither gab es sowohl in Osterreich als auch in
Deutschland umfassende Reformen des Kinderbetreuungsgeldes.

147) Vgl. SpieB et al. (2006): 13.
148) Vgl. Lufz (2004): 30 f.

WIFO



- 98 —

Aber auch nach Umstellung vom Karenz- auf das "Kinderbetreuungsgeld neu", das verschie-
dene Kurzzeitvarionten neben der maximalen Bezugsdauer von 3 Jahren bietet, blieb die In-
anspruchnahme der ldngsten Variante (max. 30 Monate fUr den ersten Elternteil, insgesamt
36 Monate bei Inanspruchnahme durch beide Eltern) nach wie vor die beliebteste. 66% der
44.807 Eltern, die in den ersten drei Quartalen des Jahres 2008 Kinderbetreuungsgeld bean-
fragten, wahlten die Langzeitvariante. Nur 24,7% bzw. 9,3% entschieden sich fUr die Varianten
20+4 bzw. 15+3149),

Zwei Drittel der &sterreichischen Eltern wdhlen das Kinderbetreuungsgeld-Modell mit
geringen Ersatzleistungen und langer Bezugsdauer, das mit negativen
Arbeitsanreizen fUir MUtter verbunden ist

Wahrend es insbesondere in Osterreich und Deutschland aufgrund der hohen Kosten und des
mangelnden Angebots an externen Kinderbetreuungsmdglichkeiten bei gleichzeitig hohen
familienbezogenen Transferzahlungen 6konomisch rational ist, Kinder selbst zu betreuen und
die Erwerbstatigkeit l&Gnger zu unterbrechen, tfreten MUtter in den skandinavischen Landern 1
bis 1,5 Jahre nach der Geburt inres Kindes wieder in den Arbeitsmarkt ein und lassen ihre Kin-
der typischerweise extern befreuen. Diesen Zusammenhang gibt auch Abbildung 16 wieder,
die dem AusmaB der Erwerbstatigkeit von MUttern mit Kindern unter drei Jahren den Anteil
der 0- bis 3-Jahrigen in offentlicher Kinderbetreuung gegenuberstellt. Sie bekraftigt erneut
den positiven Zusammenhang zwischen der Frauenerwerbsbeteiligung und dem Angebot an
Kinderbetreuungsplatzen.

Eindeutig positiver Zusammenhang zwischen MUttererwerbsbeteiligung und Angebot
an Kinderbetreuungspléatzen

Wiederum sind die skandinavischen Wohlfahrtsstaaten Spitzenreiter, wéhrend Osterreich und
Deutschland ein nur rudimentér ausgepragtes Angebot an Kinderbetreuungspl&tzen fur unter
3-Jahrige offerieren. So werden auch die Barcelona-Ziele, die bis 2010 eine Deckungsrate an
Kinderbetreuungspl&tzen fir unter 3-Jahrige in Héhe von 33% vorsehen, in Osterreich und
Deutschland klar verfehlt werden (vgl. Abbildung 17). Auch in Frankreich und GroBbritannien
sind nach wie vor weniger als ein Drittel aller Kleinkinder in 6ffentlicher Kinderbetreuung, den-
noch ist der Anteil verglichen mit Deutschland und Osterreich mehr als doppelt so groB. Der
hohe Anteil erwerbstatiger MUtter in den Niederlanden relativiert sich, wenn der hohe Anteil
teilzeitbeschaftigter MUtter berlcksichtigt wird. Mit nordischen Verhdltnissen, die sich durch
ein weit Uberdurchschnittliches Angebot &ffentlicher Kinderbetreuung und einem hohen An-
teil erwerbstatiger MUtter auszeichnet, kann die Situation in den Niederlanden sicherlich nicht
verglichen werden'0).

149) APA Presseaussendung vom 13.10.2008.
150) Vgl. Europdischer Rat (2002): 12.
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Abbildung 16: GegenUberstellung der Erwerbstdtigkeit von MUttern mit unter 3-jGhrigen

Kindern und der Betreuungsquote von 0- bis 2-JGhrigen 2004/2005
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Mikrozensus (2005) fUr die Erwerbstétigkeit von MUttern in Osterreich.

Q: OECD (2007A),

Abbildung 17: Kinderbetreuungsquoten im internationalen Vergleich, 1999-2005

(unter BerUcksichtigung der EU-Vorgaben fur 2010)

B3-5 Jahre WO-2 Jahre

Q: Nationale Aktionspléne 1999-2005, Statistik Austria (2008B): 70.

In Folge I&ngerer Unterbrechungszeiten und des defizitGren Angebotes an Kinderbetreuungs-
platzen gestaltet sich der Wiedereinstieg von Mittern in Osterreich und Deutschland beson-
ders schwer. Dabei gilt es zu berUcksichtigen, dass auf eine frGhere Erwerbsintegration von

MuUttern abzielende Reformen im Transfersystem ihre Wirksamkeit nur unter BerUcksichtigung

entsprechender Betreuungsinfrastruktur entfalten kénnen.

Erfolgreiche Reformen im Transfersystem zur Férderung einer frGheren

Erwerbsintegration von MuUttern erfordern entsprechende Befreuungsinfrastruktur

WIFO



- 100 -

Dies ist auch als mégliche ErklGrung der hohen MUttererwerbstétigkeit in Frankreich anzufih-
ren. Dort gehen vom Einkommensteuersystem dhnlich negative Arbeitsanreize aus wie in
Deutschland'>!). Dennoch ist die Erwerbstatigkeit von MUttern mit Kleinstkindern aufgrund des
besser ausgebauten Netzes an privater und 6ffentlicher Kinderbetreuung, der finanziellen Un-
terstUtzung bei den Betreuungskosten und nicht zuletzt aufgrund der héheren gesellschaftli-
chen Akzeptanz arbeitender MUtter mehr als doppelt so hoch.

7.5 Intrafamiliare Arbeitsteilung

Eng mit der Frage nach der Frauenerwerbstatigkeit verbunden ist die der institutionellen Un-
terstUtzung einer egalité@ren Aufteilung von Erwerbs- und Hausarbeit zwischen Frau und Mann.
Eine grunds&tzliche Modernisierung der Geschlechterkulturen, die sich in einem relativen Be-
deutungsverlust der traditionellen Hausfrauenehe manifestiert, zeigt sich an der merklichen
Zunahme der Zahl von Doppelverdienerhaushalten in allen OECD-Staaten (vgl. Ubersicht 11):
Waren in den 1980ern nur in 52% aller Haushalte zumindest zwei Erwachsene auf dem Ar-
beitsmarkt aktiv, belief sich der Anteil der Doppelverdienerhaushalte im Jahr 2000 bereits auf
knapp 60%. Umgekehrt ist der Anteil der Haushalte mit zwei Erwachsenen, jedoch nur einem
Erwerbstatigen im selben Zeitraum von 38% auf 30% gesunken. Der Anteil der Haushalte mit
einem Erwachsenen und zumindest einem Kind ist von 6% auf 7,5% gestiegen'?). Allerdings
variieren diese Quoten zwischen einzelnen Ladndern mitunter stark. Wahrend in Deutschland
lediglich in 35,6% aller Haushalte mit Kindern zwei Erwerbstatige leben, betragt der Anteil der
Doppelverdienerhaushalte mit Kindern in Schweden 74% und in Danemark sogar 85%. In Os-
terreich belduft sich der Anteil der Doppelverdienernaushalte auf immerhin zwei Drittel.

Ubersicht 11:  Haushalts- und Erwerbstypen als Anteil aller Haushalte mit Kindern, 1999-2000

Iwei Erwachsene im Haushalt, davon erwerbstdtig Ein Erwachsener im Haushalt, davon erwerbstdtig

2 1 0 1 0
DE 35,6 43,7 6,7 9,0 5,0
AT 64,3 27,4 1,6 5,6 1,0
FR 57.4 30,0 4,9 51 2,5
NL 63,1 23,9 3,5 4,8 4,8
SE 74,0 72 1,7 14,9 22
DK 84,7 7.3 3.8 3.4 0,7
UK 59,5 21,1 4, 8,0 7.3

Q: Whiteford et al. (2007).

Diese deskriptiven Betrachtungen lassen vor dem Hintergrund der l&nderspezifischen Steuer-
und Transfersysteme erste Schlisse zu. Wie zu erwarten, ist der Anteil der
Doppelverdienerhaushalte in den skandinavischen Landern am héchsten.

151) Vgl. z. B. Steiner et al. (2006) fUr eine Quantifizierung der Arbeitsanreize fUr Frauen in Deutschland und Frankreich.

152) Der Anteil der Alleinerziehenden wird durch diese Form der Zdhlung unterschétzt, da Alleinerziehende, die mit
Erwachsenen leben - seien es Eltern, erwachsene Kindern oder andere — nicht als Haushalte mit einem alleinerzie-
henden Elternteil wahrgenommen werden.
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Anteil der Doppelverdienerhaushalte am hdchsten in Schweden und Ddnemark

In Schweden ist der Anteil der erwerbstatigen Frauen fast so hoch wie jener der Manner. Dies
gilt sogar fUr MUtter mit Kindern unter 6 Jahren. Zwar arbeiten auch in Schweden ein Viertel
aller Frauen Teilzeit, dies entspricht allerdings einer durchschnittichen wdchentlichen Arbeits-
zeit von 30 Stunden. ZurUckzufUhren ist die hohe Erwerbsbeteiligung von Frauen — neben dem
vollig individualisierten Einkommensteuersystem — insbesondere auf die Ausweitung der staat-
lichen Infrastruktur und professionalisierte Serviceleistungen, die Frauen entlasten und ihre Ar-
beitsmarktchancen verbessern. Neben einem gut ausgebauten Kinderbetreuungsnetz fur
Kinder jeder Altersstufe ist allerdings auch ein sozialer Konsens beziglich der Gleichberechti-
gung relevant?ss),

In den konservativen Wohlfahrtsstaaten ist das Modell des ménnlichen Ern&hrermodells noch
ungleich prasenter. Vor allem in Osterreich und Deutschland bestehen aufgrund des be-
schrankten Angebofts an externer Kinderbetreuung nach wie vor erhebliche Restriktionen fur
Frauen, am Erwerbsleben teilzunehmen. InnerfamiliGre Arrangements, die eine Vollzeiter-
werbstatigkeit beider Elternteile mit externer Betreuung der/des Kinder/Kindes vorsehen, sind
in Osterreich und Deutschland daher schwer zu realisieren.

In Deutschland wirken die einem Tarifsplitting inhdrenten negativen Arbeitsanreize fir Zweit-
verdienende einer egalitren Aufteilung im Sinne des Doppelbetreuer-/Doppelver-
sorgermodells entgegen und stUtzen stattdessen das mdannliche Alleinverdienermodell. Denn
der Splittingvorteil ist maximal, wenn nur ein Ehepartner erwerbstétig ist, und schmilzt bis zur
Gdanze ab bei gleich hohen ErwerbseinkUnften von Frau und Mann. Die Anreizsystematik des
Ehegattensplittings bezuglich einer egalitGren Aufteilung von Erwerbsarbeit rollen auch Be-
rechnungen von Steiner et al. (2004) auf. Sie beziffern das unterschiedliche Niveau des Split-
tingvorteils bei gleich bleibend hohem Haushaltseinkommen, doch wechselnden innerfamilié-
ren Erwerbsarrangements. Diese Darstellungen beziehen sich auf den deutschen Einkommen-
steuvertarif aus dem Jahre 2003. Bei einem jahrlichen Einkommen von 100.000 € war der Split-
tingvorteil fir einen Alleinverdienerhaushalt mit 9.757 € maximal. Steuerte bei gleicher Ein-
kommenshodhe der zweite Ehepartner nur 10% zum Haushaltseinkommen bei, schrumpfte die
steuerliche VergUnstigung auf 5.524 €. Betrug der Hauptverdienst hingegen 70.000 €, wdhrend
der Zweitverdienende jahrliche EinkUnfte von 30.000 € bezog, belief sich der Splittingvorteil nur
noch auf 1.618 €1%4). Diese ungleiche Aufteilung im Sinne des Hausfrauenmodells der méannli-
chen Versorgerehe bzw. des Vereinbarkeitsmodells der ménnlichen Versorgerehe wird durch
das Lohngefdlle zwischen Mann und Frau noch verstarkt. Letzteres betragt 15,4% bzw. 15,5%
in Osterreich und Deutschland sowie 11,4% in Frankreich!55).

153) Vgl. Andre3 (2006): 538 f.
154) Vgl. Steiner et al. (2004): 545.
155) Vgl. Mandel et al. (2006): 38.
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In GroBbritannien, wo universale familienbezogene Leistungen nur rudimentdr ausgepragt
sind, mUssen Frauen &fter aus finanziellen Zwangen einer Erwerbstatigkeit nachgehen als bei-
spielsweise in den skandinavischen L&dndern. Andrel3 (2006) zufolge ist dies einer der Bestim-
mungsfaktoren fUr die hohe Erwerbsbeteiligung von Frauen in liberalen Ladndern. Dass die Teil-
zeitquote der Frauen in GroBbritannien knapp 40% betrégt, fOhrt er auf das mangelnde An-
gebot bzw. die hohen Kosten externer Kinderbetreuung zurick. Eine Teilzeitbeschaftigung
stellte fUr britische MUtter demnach die einzige Moglichkeit dar, Familien und Beruf miteinan-
der zu verbinden. Bei Uberdurchschnittlich hohen Frauenerwerbsquoten in GroBbritannien ist
die Diskrepanz zwischen der Bezahlung von Ménnern und Frauen mit 21,9% wesentlich hoher
als im OECD-Durchschnitt von 14,2%15¢).

Neben dem Einkommensteuersystem und dem Ausbau der &ffentlicher Betreuungsinfrastruk-
tur stellt auch die Koppelung der maximalen Bezugsdauer des Kinderbetreuungsgeldes an
die Inanspruchnahme durch beide Elternteile eine Moglichkeit dar, eine egalitGrere Auftei-
lung der Erwerbs- und Hausarbeit von Seiten des Staates zu forcieren. Solche Regelungen ha-
ben in den skandinavischen Ladndern schon seit vielen Jahren Bestand und gelten seit kurzem
auch in Osterreich und Deutschland. Doch zeigen Erhebungen, dass sich eine beiderseitige
Inanspruchnahme in anndhernd gleichem Umfang noch nirgends wirklich durchgesetzt hat.
Denn solange die Einkommensmaoglichkeiten von Mannern gréBer sind als die von Frauen, ist
eine gdnzlich egalitdre Aufteilung der Erwerbs- und Hausarbeit aus 6konomischen Gesichts-
punkten nicht rational. Dies gilt in besonderem MaBe fUr Ldnder, in denen eine Form der
Haushaltsbesteuerung zur Anwendung kommt.

AbschlieBend sollen trotz einer beschrénkten Datenlage (nicht fUr alle der hier betrachteten
Lander sind entsprechende Daten verfUgbar, und die internationale Vergleichbarkeit der Da-
fen ist begrenzt) die vorhandenen Daten zur Zeitverwendung von Mdnnern und Frauen kurz
présentiert werden (vgl. Ubersicht 12). Danach sind in D&nemark und Schweden sowohl Er-
werbsarbeit als auch der Arbeitseinsatz fir Haushalt und Familienpflege wesentlich egalitérer
verteilt als in Frankreich und GroBbritannien. In den beiden skandinavischen Landern betragt
die Relation aus der taglichen Erwerbsarbeit von Frauen zu jener von Mdnnern drei Viertel
bzw. Uber zwei Drittel und die Relation aus der taglich verwendeten Zeit fir Haushalt und Fa-
milienpflege von Mdnnern zu jener von Frauen jeweils gut zwei Drittel. In Frankreich und GroB-
britannien dagegen machen diese Relationen jeweils nur gut die Halfte aus.

156) Vgl. AndreB (2006): 537 f. und Mandel et al. (2006): 38.
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Zeitverwendung fUr Erwerbsarbeit sowie Haushalt und Familienpflege
(tagliche Arbeitszeit in Stunden)

Erwerbsarbeit (in Stunden)

Haushalt und Familienpflege
(in Stunden)

Danemark

Frauen 2:59 3:20
Mdanner 4:00 2:17
Ratio!) (in %) 74,6 68,5
Schweden

Frauen 2:40 3:44
Mdanner 3:57 2:33
Ratio!) (in %) 67,5 68,3
Frankreich

Frauen 1:55 4:13
Mdanner 3:16 2:16
Ratio!) 58,7 53,8
GroBbritannien

Frauen 1:56 3:41
Mdanner 3:25 2:03
Ratio!) 56,6 55,7
Q: Eurostat. — 1) Erwerbsarbeit: Frauen/Mdénner; Haushalt und Familienpflege: M&nner/Frauen.

FUr Osterreich liegen keine nach vergleichbarer Erhebungsmethode ermittelten Daten vor.
Ubersicht 13 sind die mit dem Mikrozensus 2002 erhobenen Daten zur geschlechtsspezifischen
Arbeitsteilung fur Osterreich zu entnehmen’7). Die Relation der unbezahlten Arbeit der Man-
ner zu jener der Frauen im Haushalt liegt bei knapp einem Viertel, fUr die unbezahlte Arbeit fir
Kinderbetreuung betragt sie knapp ein Drittel, und fUr die gesamte unbezahlte Arbeit gut ein
Viertel. Spiegelverkehrt verhdlt sich die Relation der bezahlten Erwerbsarbeit der Frauen zu je-
ner der Manner, die nicht einmal zwei Drittel erreicht. Interessant ist auch, dass M&nner nur
gut drei Viertel des gesamten Arbeitspensums von Frauen verrichten. Auch in Osterreich ist
somit sowohl die Erwerbsarbeit als insbesondere die unbezahlte Arbeit ungleich zwischen den

Geschlechtern verteilt.

157) Die aktuellsten verfigbaren Daten zur Zeitverwendung in Osterreich stammen von einer Sondererhebung im
Rahmen des Mikrozensus 2002. Die letzte Zeitverwendungserhebung wurde 1992 durchgefUhrt. Derzeit IGuft eine von
der Bundesministerin fUr Frauen, Medien und &ffentlichen Dienst in Auftfrag gegebene Zeitverwendungserhebung,
deren Ergebnisse voraussichtlich ab Herbst 2009 verdffentlicht werden.
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Ubersicht 13: Bezahlte Erwerbsarbeit und unbezahite Familienarbeit in Osterreich nach
Geschlecht, 20021)

Frauen Mdanner
Unbezahlte Arbeit im Haushalt in Stunden/Woche 20,0 4,7
in % an Gesamtarbeitszeit 44,2 13,5
Ratio?) (in %) 23,5
Unbezahlte Arbeit fUr Kinderbetreuung in Stunden/Woche 8,0 2,5
in % an Gesamtarbeitszeit 17,6 7.0
Ratio?) (in %) 31,3
Gesamte unbezahlte Arbeit in Stunden/Woche 28,0 7.2
in % an Gesamtarbeitszeit 61,8 20,5
Ratio?) (in %) 25,7
Bezahlte Erwerbsarbeit in Stunden/Woche 17.3 27.9
in % an Gesamtarbeitszeit 38,2 79,4
Ratio?) (in %) 62
Gesamtarbeitszeit in Stunden/Woche 45,2 35,1
Ratio?) (in %) 77,7
Q: Statistik Austria (2003). — ') Wohnbevdlkerung ab 18 Jahren. — 2) Bezahlte Erwerbsarbeit: Frauen/Mdanner; unbezahl-

te Arbeit: Manner/Frauen; Gesamtarbeitszeit: M&nner/Frauen.

7.6 Zusammenfassung

Die Familienleistungen gemessen am BIP sind in der Gruppe der befrachteten Ldnder am
héchsten in D&nemark (3,9%) und am niedrigsten in den Niederlanden (2,1%); Osterreich be-
findet sich mit 3,1% des BIP im Mittelfeld. Die Struktur der familienpolitischen Ausgaben unter-
scheidet sich stark zwischen den betrachteten Ladndern: Deutschland und Frankreich entlas-
ten Familien stark durch steuerliche Erleichterungen und Freibetragsregelungen. Dagegen
basieren familienbezogene Leistungen in Osterreich und GroBbritannien vor allem auf direk-
fen monetdren Transfers (Absetzbetrdge und Kindergeldzahlungen). In Schweden, Ddne-
mark, Frankreich und den Niederlanden machen Realtransfers den GroBteil der Familienleis-
fungen aus. Der Grad der horizontalen Umverteilung — gemessen an der Differenz der effekfi-
ven Besteuerung kinderloser und Kinder betreuender Haushalte gleichen Erwerbstyps — ist ge-
nerell fUr die meisten befrachteten Lander zwischen Single-Haushalten ohne und mit Kindern
hoéher als zwischen Paarhaushalten ohne und mit Kindern. Bei Single-Haushalten ist der Grad
der horizontalen Umverteilung in Osterreich relativ hoch, ebenso wie in den Niederlanden
und Danemark. Selbiges gilt fur dsterreichische Paarhaushalte, die in der betrachteten Lan-
dergruppe relativ. am starksten entlastet werden. Interessant vor dem Hintergrund der aktuel-
len steuerpolitischen Diskussion in Osterreich ist auch, dass das AusmaB der horizontalen Um-
verteilung in Osterreich durch Familienbeihilfe und Kinderabsetzbetrag héher ist als in Frank-
reich durch Familiensplitting und direkte Geldleistungen.

Die vertikale Umverteilung beruht in Osterreich, Schweden und Danemark primér auf univer-
salen Leistungen, wdhrend in GroBbritannien einkommensabhdngige Transfers dominieren. In
allen hier untersuchten L&ndern findet Uber die Familienpolitik insgesamt eine Umverteilung
von oben nach unten statt, wenngleich von einer Reihe familienbezogener Instrumente ten-
denziell entgegengesetzte Verteilungswirkungen ausgehen. Dazu zdhlen insbesondere ein-
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kommensabhdngige Ersatzleistungen wdhrend der Babypause, der Kinderfreibetrag sowie
das Familiensplitting.

Trotz des hohen AusmaBes der horizontalen Umverteilung waren in Osterreich 2006 15% der
Kinder armutsgefdhrdet; das sind mehr als doppelt so viele als noch Anfang der 1980er Jahre.
Die Armutsgefdhrdung der &sterreichischen Kinder liegt zwar unter dem EU-Durchschnitt, aber
hoéher als in Schweden und D&nemark, Frankreich, Deutschland und den Niederlanden. Da-
bei sind insbesondere Mehrkindfamilien und Alleinerzieherhaushalte von Armut betroffen.
Empirisch zeigt sich ein deutlich negativer Zusammenhang zwischen der Erwerbsquote von
MuUttern und der Armutsgefdhrdung von Kindern. Gleichzeitig korreliert das Niveau monetarer
Leistungen nicht oder nur schwach mit der Armutsgefdhrdung von Kindern.

BezUglich der Erwerbsquote von Frauen liegt Osterreich Uber dem EU-Durchschnitt; die EU-
Vorgabe der Erreichung einer Erwerbsbeteiligung von 60% aller Frauen bis 2010 ist bereits er-
fOllt. Allerdings wird die Erwerbsintegration der Frauen Uberschétzt, da die Hohe der Beschdf-
figungsquote unter anderem durch die lange Dauer der bezahlten Karenz (Kinder-
betreuungsgeldbezieherlnnen z&hlen zu den Beschdaftigten) sowie den hohen Teilzeitanteil
(Uber 40%) der Frauen bedingt ist. Die Differenz der Erwerbsquoten von Muttern mit Kindern
unter 12 Jahren und jener von kinderlosen Frauen ist mit 15% Uberdurchschnittlich hoch. Der in
Theorie postulierte negative Beschdaftigungseffekt der Splittingmodelle scheint sich in der Pra-
xis zu bestatigen: Deutschland und Frankreich weisen in der Gruppe der betrachteten Lander
die niedrigsten, Ddnemark und Schweden mit ihren weitgehend individualisierten Einkom-
mensteuersystemen dagegen die héchsten Frauenerwerbsquoten auf. Dieser Zusammen-
hang wird durch Mikrosimulationsstudien bestatigt, wonach Splittingmodelle die Frauener-
werbsquote reduzieren und den Anteil geringfUugiger bzw. Teilzeitbeschdaftigung von Mittern
erhdhen. Osterreich mit seinem individualisierten Einkommensteuersystem vermeidet zwar sol-
che durch das Einkommensteuersystem bedingten negativen Arbeitsanreize fir Frauen, setzt
aber negative Arbeitsanreize fUr Alleinerziehende bzw. Zweitverdienende. So ist etwa die
Aufnahme einer Teilzeitbeschdaftigung mit hohen Durchschnittssteuersdtzen verbunden; die
AbzUge durch Einkommensteuer, Sozialversicherung und den Verlust von Sozialleistungen sind
so hoch, dass sich etwa die Aufnahme einer Teilzeitbeschdaftigung aus der Arbeitslosigkeit
heraus durch Alleinerziehende und Zuverdienende kaum lohnt. Auch fur die Ausdehnung ei-
ner Teilzeitbeschaftigung stellt das Abgabensystem aufgrund einer relativ hohen Grenzsteu-
erbelastung eine Barriere dar. SchlieBlich wird das Erwerbsverhalten von MUttern auch durch
die Ausgestaltung der Elternkarenz-Regelungen beeinflusst. Empirische Studien legen den
Schluss nahe, dass eine lange Dauer des bezahlten Elternurlaubes die Erwerbsbeteiligung von
MuUttern negativ beeinflusst, wdhrend zwischen der Hohe der Einkommensersatzleistung und
der FertilitGtsentscheidung ein positiver Zusammenhang besteht. Mikrosimulationsstudien for
Deutschland zeigen, dass ein einkommensabhdngiges Kinderbetreuungsgeld mit kurzer Be-
zugsdauer die Erwerbsquote ebenso wie die wdchentliche Arbeitszeit von MUttern erhdht. In
Osterreich wéhlen zwei Drittel der Eltern das Kinderbetreuungsmodell mit geringen Ersatzleis-
fungen und langer Bezugsdauer, das mit negativen Arbeitsanreizen fur MUtter verbunden ist.
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Empirisch zeigt sich schlieBlich auch ein eindeutig positiver Zusammenhang zwischen der MUt-
tererwerbsbeteiligung und dem Angebot an Kinderbetreuungsplatzen. Unter den betrachte-
ten L&dndern haben Ddnemark und Schweden den hdchsten Anteil erwerbstatiger MUtter mit
Kindern unter 3 Jahren sowie von extern betreuten Kindern unter 3 Jahren. Osterreich und
Deutschland dagegen weisen die niedrigsten Betreuungsquoten von unter 3-Jahrigen sowie
die geringsten Erwerbstatigkeitsquoten von Muttern mit Kindern in dieser Altersklasse auf. In
beiden Landern werden die Barcelona-Ziele, die bis 2010 eine Versorgungsquote von 33%
von untfer 3-Jahrigen vorsehen, deutlich verfehlt werden. Insgesamt gestaltet sich der Wie-
dereinstieg in die Erwerbstatigkeit von Muttern in Osterreich aufgrund der langeren Unterbre-
chungszeiten sowie des defizitren Angebotes an Kinderbetreuungseinrichtungen schwer. In
diesem Zusammenhang ist auch zu beachten, dass erfolgreiche Reformen im Transfersystem
zur Forderung eines fruhen Wiedereinstieges von MUttern die Bereitstellung einer entspre-
chenden Betreuungsinfrastruktur erfordern.

SchlieBlich haben die unterschiedlichen familienbezogenen Steuer- und Transferregelungen
Einfluss auf die innerfamiliGre Arbeitsteilung. Der Anteil der Doppelverdienerhaushalte an allen
Haushalten mit Kindern — als ein Indikator fUr eine vergleichsweise egalitGre oder zumindest
nicht allzu ungleiche Verteilung der Erwerbsarbeit innerhalb der Familie — ist in der betrachte-
ten L&dndergruppe am hdchsten in Dédnemark (85%) und Schweden (74%) und am niedrigsten
in Deutschland (35,6%). In Osterreich bel&uft er sich immerhin auf knapp zwei Drittel. In D&-
nemark und Schweden sind sowohl bezahlte Erwerbsarbeit als auch unbezahlte Haushalts-
und Familienarbeit wesentlich gleichmdBiger zwischen den Geschlechtern verteilt als in Frank-
reich und GroBbritannien. In Osterreich sind bezahlte Arbeit und insbesondere unbezahlte
Familienarbeit relativ ungleich zwischen den Geschlechtern verteilt.

8. Abschatzung der direkten Auswirkungen verschiedener Reformoptionen
auf das Budget

Im vorliegenden Abschnitt der Studie geht es um die Frage, welche direkten Auswirkungen
verschiedene, in Diskussion befindliche Reformoptionen in einer ersten Runde kurzfristig auf
das Budget haben kéonnten. Damit wird eine zumindest doppelte Einschrénkung des Untersu-
chungsfokus vorgenommen. Erstens werden keine Anpassungen aufgrund von Reaktfionen
der beftreffenden Personen bzw. Institutionen berlcksichtigt. Zweitens werden auch keine
sonstigen langerfristigen strukturellen Anderungen (z. B. aufgrund der von Statistik Austria er-
warteten demographischen Entwicklung) und deren daraus resultierenden Einflisse auf das
Budget untersucht.

Wesentlich fUr die mit einer Reform verbundenen Kosten fUr die 6ffentliche Hand sowie die zu
erwartende Wirkung ist die konkrete Ausgestaltung der einzelnen Reform. Immerhin handelt
es sich dabei jeweils um das Drehen an einem spezifischen Rddchen in einer komplexen Mao-
schinerie des Abgabensystems einerseits, Geldtransfers an Familien und/oder das Angebot
und die Finanzierung von Sachleistungen (Kinderbetreuung) andererseits. Wenn es daher do-
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rum geht, die quantitativen Konsequenzen verschiedener Reformoptionen auch nur grob ab-
zuschatzen, bedarf es einer dementsprechend genauen Sperzifikation der untersuchten Re-
formen vor dem Hintergrund des gesamten Abgaben-, Transfer- und Betreuungssystemes.

FUr die weitere Bearbeitung sind Informationen Uber verschiedene Variable und Wirkungszu-
sammenhdnge notwendig. Zu den relevanten Variablen zdhlen beispielsweise die Haushalts-
zusammensetzung (Paare, Alleinerziehende, Anzahl und Alter der Kinder), Verteilung der Ein-
kommenshdhe und der Einkommenszusammensetzung (Alleinverdienende/Doppelverdienen-
de), Inanspruchnahme von Kinderbetreuung, private Ausgaben fUr Kinderbetreuung, usw. Als
Beispiel fUr relevante Wirkungszusammenhdnge ist die Steigerung/ Senkung der Erwerbsnei-
gung in Abhdngigkeit von der Hohe der Kinderbetreuungskosten (vgl. Mahringer, 2005) oder
im Zusammenhang mit dem Ubergang auf das Haushaltssplitting (vgl. Dearing et al., 2007) zu
nennen. Bedeutsam sind die konkreten Haushaltsstrukturen wie auch die H&ufigkeit der ent-
sprechenden Erwerbskonstellationen (Alleinverdiener-, Doppelverdienerhaushalte in ver-
schiedenen Bereichen der Einkommensverteilung) insbesondere fUr die Abbildung von Vertei-
lungseffekten. Diese kbnnen in dem MaBe dargestellt werden, als auf vorhandene Publikatio-
nen von Statistik Austria zurickgegriffen wird, in denen sowohl der Haushalts- als auch der Ein-
kommenskontext abgebildet sind (eigene Auswertungen sind im Rahmen dieses Projektes
nicht méglich).

8.1 Hintergrund, Zielsetzung und Methodik

Methodisch basieren die AusfUhrungen im wesentlichen auf der Haushaltsstruktur laut Mikro-
zensus 2006, dem Einkommens- und Erwerbsprofil von Personen im Haushaltskontext laut EU-
Silc 2005 und den abgabenrechtlichen Rahmenbedingungen 2007. Bevor die weiteren Ana-
lysen erfolgen, seien noch einmal die quantitative Bedeutung und die Struktur familiérer Le-
bensformen in Erinnerung gerufen (vgl. Ubersicht 14).

Wird als Familie eine Konstellation von Eltern(teilen) mit im Haushalt lebenden Kindern ver-
standen, so ist diese Lebensphase insbesondere auf mittlere Altersgruppen (30 bis 49 Jahre)
konzentriert, wobei Frauen haufiger als Mdnner mit den Kindern zusammen leben, was bei-
spielsweise daraus ersichtlich wird, dass diese Lebensform zwar auf rund 72% der 30- bis
49-jahrigen Frauen zutrifft, aber nur auf 51% der 30- bis 39-j@hrigen M&nner, bzw. 64% der 40-
bis 49-j@hrigen Manner. Mit zunehmendem Alter steigt dann der Anteil der Ehepaare, die oh-
ne Kinder leben.

15% der Kinder unter 15 Jahren bzw. 21% aller Kinder leben laut Mikrozensus 2007 bei alleiner-
ziehenden Elternteilen — Uberwiegend bei ihrer Mutter, rund 72% (69% aller Kinder) bei verhei-
rateten Eltern und 13% (10%) bei zusammen lebenden Eltern.
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Ubersicht 14:  Lebensformen nach Altersgruppen
Angaben in % der Frauen bzw. M&nner der jeweiligen Altersgruppe

Kind in Allein- Lebensge- Ehemann/ | Lebensge- Ehemann/  Alleiner- Sonstiges
Familie lebend fahrte/in  -frau ohne | fdhrte/in -frau ziehende/r | HH-Mitglied
ohne Kinder Kinder mit Kindern mit Kindern ~ Mutter /
Vater
20-24 Jahre
Mé&nner 72,6 10,7 54 (.) (.) () (.) 54
Frauen 51,8 10,8 1.1 5.2 4,4 7.0 2,8 7.0
25-29 Jahre
Mdanner 35,7 20,4 13.8 6,1 6,4 12,9 () 4,5
Frauen 17.9 17.9 14,5 10,0 8,5 22,8 5.4 3.2
30-39 Jahre
Mdanner 11,9 19.3 7.3 7.4 9.0 42,0 () 2,5
Frauen 3.5 10,6 5.8 7.0 9.3 53,5 9.0 1.2
40-49 Jahre
Mdanner 6,0 15,6 3.6 9.3 5.6 56,0 2,2 1,6
Frauen 1.8 9.9 3.1 11,9 4,9 55,3 11,7 1.4
50-59 Jahre
Mdanner 2,0 15.3 3.8 29,9 2,8 41,8 2.4 2,0
Frauen 1.3 17.0 3.6 36,3 1.8 30,2 7.9 1.9
60-69 Jahre
Mdanner () 16,1 3.4 57,3 () 17,7 1.7 1.8
Frauen () 28,4 2,8 50,7 (.) 9.0 4,4 3.5

Q: Statistik Austria, Mikrozensus Jahresergebnisse 2006.

Werden die Paare mit Kindern unter 18 Jahren auf die Erwerbsbeteiligung der Eltern hin be-
frachtet, wird die Dominanz des Prinzips des mdnnlichen Alleinverdieners oder des Hauptver-
dieners deutlich (vgl. Ubersicht 15). In 38% der betreffenden Haushalte ist der Mann vollzeit-
erwerbstatig und die Frau als Teilzeitkraft, in weiteren knapp 25% der Haushalte geht aus-
schlieBlich der Mann einer Erwerbstatigkeit nach. Nur jedes fUnfte Paar besteht aus zwei Voll-
zeitbeschdaftigten, wobei selbst mit gréBeren Kindern (jungstes Kind 15 bis 17 Jahre alt) nur bei
35% der Paare beide in Vollzeit tatig sind. Demgegenuber sind die Haushalte, in denen primér
oder ausschlieBlich die Frau einer Berufstatigkeit nachgeht, ebenso rar gesat (insgesamt
knapp 5%) wie Haushalte, in denen beide Elternteile in Teilzeit arbeiten (1,5%) oder solche oh-
ne erwerbstatigem Elternteil (4%).

AnteilsmdaBig die meisten Kinder leben damit in Familien, in denen die MUtter teilzeitbeschaf-
tigt sind (vgl. Ubersicht 16). Besonders hoch ist der betreffende Anteil fUr Kinder zwischen 3
und 15 Jahren, von denen mehr als 40% mit teilzeitbeschdaftigten MUttern leben. Andererseits
sind Vater zumeist vollzeiterwerbstdtig oder bei zunehmendem Alter der Kinder in Pension
(und damit als Nicht-Erwerbsperson ausgewiesen). Auffdllig ist zudem der Umstand, dass ab
dem Kindergartenalter anteilsmdaBig beinahe doppelt so viele Kinder mit der Arbeitslosigkeit
der MUtter konfrontiert sind als mit der Arbeitslosigkeit der Vater. Dies verweist recht eindeutig
auf die — in Zusammenhang mit der gegebenen Betreuungsinfrastruktur und der innerfamilia-
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ren Aufgabenteilung zu sehenden — schlechteren Chancen von Frauen mit Kindern auf dem
Erwerbsarbeitsmarki.

Ubersicht 15:  Merkmale der Erwerbstétigkeit von Paaren nach Alter des jingsten Kindes

Alter des jungsten Kindes in Jahren

0-2 3-5 6-9 10-14 Unter 15 gesamt 15-17 <18 Insg.
Anzahl in 1.000
Insgesamt 196,6 135,8 158,2 203 693.,6 116,2 809.8
Beide vollzeitbeschaftigh 11,7 171 30,5 59,9 119.2 40,6 159.8
Beide teilzeitbeschdaftigt 10,7 11,9
Beide nicht erwerbstdtig 1.6 6.5 28,6 33,5
Nur Mann erwerbstétig 72,8 40,7 35 32,9 181.4 16,8 198.2
Nur Frau erwerbstatig 9.5 22,8 8.3 31,1
Mann Volizeit / Frau Teilzeit 353 65,3 76,6 88,0 265,1 43,2 308,3
Frau Vollzeit / Mann Teilzeit 6,6 7.8
Mann oder Frau Elternka-
renz 58,7 59.1 59,1
In %
Insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0
Beide vollzeitbeschdaftigt 6,0 12,6 19.3 29,5 17,2 34,9 19.7
Beide teilzeitbeschaftigt 1,5 1,5
Beide nicht erwerbstatig 59 3.2 4,1 4,1
Nur Mann erwerbstatig 37.0 30,0 22,1 16,2 26,1 14,5 24,5
Nur Frau erwerbstatig 4,7 33 7.2 3.8
Mann Volizeit / Frau Teilzeit 17.9 48,1 48,4 433 38,2 37.1 38,1
Frau Vollzeit / Mann Teilzeit 1.0 1.0
Mann oder Frau Elternka-
renz 29,9 8.5 7.3

Q: Statistik Austria, Mikrozensus Jahresergebnisse 2006.

Passend zu diesem Bild sind auch weitere Befragungsergebnisse aus dem Mikrozensus (vgl.
Statistik Austria, 2006), laut denen 8% der Frauen mit Kindern bis 14 Jahren gerne mehr Wo-
chenstunden erwerbstatig sein méchten. Rund ein Viertel der nicht erwerbstétigen oder teil-
zeitbeschaftigten Frauen begrinden dies mit fehlenden Betreuungsangeboten, rund 20% mit
zu teuren bzw. schlechten Kinderbetreuungsangeboten (siehe Statistik Austria, 2006, 24).

Vor dem Hintergrund der geringeren Erwerbsbeteiligung von Frauen und in Verbindung mit
ihren schlechteren Arbeitsverdiensten verwundert es wenig, wenn entsprechend der integrier-
ten Lohn- und Einkommensteuerstatistik Frauen 36% des Gesamteinkommens erzielten und
26% der Einkommensteuerleistungen erbrachten. Wahrend Frauen die Mehrzahl der Fdlle in
den Einkommensstufen unter 15.000 € jahrlich stellen, liegt ihr Anteil in der Gruppe 20.000 € bis
25.000 € bereits bei nur mehr 37%, bei 50.000 € bis 70.000 € gar nur mehr bei einem FUnftel und
in den héheren Einkommensgruppen noch niedriger.
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Ubersicht 16:  Erwerbstétigkeit der im gleichen Haushalt lebenden Eltern aus der Sicht der
Kinder (in % aller Kinder)

Alter des Kindes in Jahren

0-2 3-5 6-9 10-14 15-18 19-24 Summe
Mit Mutter im Haushalt 99.5 99.1 99.3 98,7 96,9 95,8 98,0
Erwerbstatig (inkl. Karenz) 55,8 59,2 67.3 73.3 74,7 70.1 68,3
Erwerbstdatig (ohne Karenz) 26,2 54,1 64,9 71,9 74,2 70,0 63,6
Vollzeit 7.3 12,5 19.0 27.6 35.6 36.6 25,4
Teilzeit 18,9 41,6 45,9 44,3 38,6 33.4 38.2
Arbeitslos 2,8 52 4,8 4,5 4,0 2,4 3.9
Nicht-Erwerbsperson 40,9 34,7 27.3 20,9 18,2 23,3 25,8
Mit Vater im Haushalt 90,7 89,6 87,8 86,5 85,0 85,1 87.0
Erwerbstdatig 82,0 80,5 81.1 79.2 76,3 72,1 781
Vollzeit 77,9 78.4 77.6 75.5 731 68,7 74,7
Teilzeit 4,0 3.3 3.5 3.7 3.2 3.5 3.5
Arbeitslos 4,0 3.2 2,6 2,5 2,1 1.2 2,4
Nicht-Erwerbsperson 4,8 4,6 4,1 4,8 6,5 11,9 6.4
Anzahl der Kinder gesamt (in 1.000) 237.6 240,5 342,4 479.3 385.3 405,7 2.090,8

Q: Statistik Austria, Mikrozensus Jahresergebnisse 2006.

Im Folgenden werden die budgetdren Auswirkungen verschiedener ReformmaBnahmen ge-
nauer untersucht, wobei der methodische Zugang bei der Kostenabschatzung von der kon-
kreten MaBnahmeform abhdngig ist. Dabei werden die untersuchten ReformmalBnahmen in
drei Gruppen untergliedert: erstens Ansdtze zur Reduzierung der Kinderbetreuungskosten fur
Eltern, zweitens Ansatze in Zusammenhang mit dem Ziel des Familiensplittings und drittens An-
sa@tze zur Erhdhung allgemeiner Transfers.

8.2 ReformmaBnahmen

8.2.1 Erh&éhung Transfers

Eine direkte Erhohung der Geldleistungen fUr Haushalte mit Kindern kann entweder an der
Familienbeihilfe bzw. am Kinderabsetzbetrag ansetzen oder an Einkommensersatzleistungen
fUr kinderbetreuende Eltern, dem Kinderbetreuungsgeld. Im Folgenden werden die zu erwar-
tenden budgetdren Auswirkungen verschiedener Reformansdtze prasentiert, wobei das Au-
genmerk einerseits auf dem einkommensabhdngigen Kinderbetreuungsgeld liegt, das von
der OVP 2008 vorgeschlagen wurde, andererseits auf Anpassungen der Familienbeihilfe bzw.
des Kinderabsetzbetrags in unterschiedlicher Hohe.
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Erh6hung der ungebundenen Transfers: 13. Familienbeihilfe und weitere Erth6hung der
Familienbeihilfe oder des Kinderabsetzbetrags

Bereits im Herbst 2008 beschlossen wurde die EinfUhrung einer 13. Familienbeihilfe. Dies ent-
spricht einer Steigerung der Ausgaben um +8,3%. Ausgehend von einem Gesamtvolumen
2007 fUr diese Position laut Bundesrechnungsabschluss des Familienlastenausgleichsfonds von
2,948 Mrd. € entspricht das absolut einem Anstieg um 245 Mio. € (vgl. Ubersicht 17). Zusétzlich
wurden fUr das Untersuchungsjahr die Aufwendungen im Bundeshaushalt berUcksichtigt, die
aus der (im Rahmen des Finanzausgleichsgesetzes 2008 abgeschafften) Selbstirdgerschaft re-
sultieren. Eine Steigerung der Familienbeihilfe um 100 € jahrlich je Kind schlagt mit insgesamt
rund +175 Mio. € an direkten zusatzlichen Kosten zu Buche. Dementsprechend wirde etwa
eine Ausweitung der Familienbeihilfe um beispielsweise 10 € monatlich (das wdren gegen-
Uber dem status quo +7,7%), d. h. dann 130 € jahrlich Kosten von 227,5 Mio. € nach sich zie-
hen.

Der Kinderabsetzbetrag betragt 610 € jaGhrlich. Ausgehend von den redlisierten Aufwendun-
gen des Jahres 2005 wurde eine Steigerung um 100 € je Kind (das wdéren 16,4%) rund
190 Mio. € zusatzlicher Budgetkosten entsprechen. Eine Ausweitung dieses Instruments auf
beispielsweise 1.910 € je Kind — ein Vorschlag in dieser GroBenordnung wurde vom Katholi-
schen Familienverband unterbreitet — wirde damit Kosten von rund 2.470 Mio. € nach sich
ziehen.

Ubersicht 17:  Kosten einer Erhéhung der ungebundenen Transfers

Instrument Zusatzkosten in Mio. €
13. Familienbeihilfe (FLAF) 245
Erhdhung Familienbeihilfe um 100 € jahrlich je Kind (FLAF) 175
Erhdhung Kinderabsetzbetrag um 100 € jahrlich je Kind 190
Erhdhung Kinderabsetzbetrag auf 1.910 € jahrlich je Kind (KFVB) 2.470

Q: WIFO-Berechnungen.

Einkommensabhdngiges Kinderbetreuungsgeld

Das Kinderbetreuungsgeld wird in Osterreich bisher unabhdngig vom vorherigen Einkommen
in Form eines Fixbetrages gewdahrt, dessen Hohe davon abhéngt, wie lange Eltern die Trans-
ferleistung beziehen wollen, fir welche von drei mdglichen Dauervarianten sie sich daher
entschieden haben. Derzeit beziehen durchschnittlich rund 162.000 Personen Kindergeld
(156.000 Frauen und rund 6.300 Mdnner), davon sind 5.200 Frauen und 1.200 Mdnner selb-
standig tatig. Mehr als die Halfte der aktuell beziehenden Md&nner sind wahrend des Bezugs
selbstandig oder unselbsténdig erwerbstatig, aber lediglich rund 14% der Frauen.

Insbesondere in den skandinavischen Ldndern ist das einkommensabhdngige Karenzgeld
verbreitet. Auch in Osterreich wurde es immer wieder von verschiedenen politischen Parteien,
insbesondere von den Grinen, gefordert. Zuletzt présentierte die OVP im Zuge des Wahl-
kampfs 2008 den Vorschlag, das Kinderbetreuungsgeld um eine einkommensabhdngige Vo-
riante zu ergdnzen. An Details dieses Modells sind bekannt, dass sich die Transferleistung auf

WIFO



- 112 -

80% des letzten Neftoeinkommens belaufen soll, mindestens aber 1.000 € und hdchstens
2.000 € betragen solle!s8). Es wurde fur einen Elternteil bis zu 12 Monate ausbezahlt, bei ent-
sprechender Inanspruchnahme durch beide Eltern bis zu 14 Monate. Im Vergleich dazu be-
steht die derzeit kirzeste Variante des Kinderbetreuungsgeldes in einem Bezug von 15 Mona-
ten (beide Eltern 18 Monate) mit einheitlich 800 € monatlich. Weiteres ist bisher noch nicht fi-
xiert. So ist beispielsweise unklar, auf welchen Zeitraum sich die Berechnung der relevanten
Einkommen bezieht, ob Sonderzahlungen mitberUcksichtigt werden, ob lediglich erwerbstéti-
ge Elfern einen Anspruch hatten oder ob dieses Modell wie alle anderen Varianten des Kin-
derbetreuungsgeldes allen Eltern offen steht. In der Folge wird davon ausgegangen, dass
Letfzteres zutrifft, dass somit keine Einschrénkung des Kreises der Anspruchsberechtigten vor-
genommen wird.

Ubersicht 18 enthalt die maximalen Kosten je Kind der verschiedenen Kinderbetreuungs-
geldmodelle.

Ubersicht 18:  Die verschiedenen Kindergeldmodelle im Vergleich — Kosten bei maximaler
Inanspruchnahme durch Eltern

Bezugsdauer / Tagsatz Maximale Kosten je Kind in €
Unselbstandig beschaftigt Nicht unselbstdndig beschaftigt
(Wochengeld) (kein Wochengeld)
Inanspruchnahme
Nur Frau Frau und Mann Nur Frau Frau und Mann

30+6 Monate & 14,53 € taglich 12.375 15.026 13.259 15.910
20+4 Monate & 20,8 € taglich 11.388 13.919 12.653 15.184
15+3 Monate a 26,6 € taglich 10.518 12.945 12.136 14.564
12+2 Monate

Minimum 10.000 12.000 12.000 14.000

Maximum 20.000 24.000 24.000 28.000

Q: WIFO-Berechnungen. — Anmerkungen: Ohne BerUcksichtigung des Umstands, dass wahrend Bezug von Wochen-
geld kein Kinderbetreuungsgeld anféllt; dementsprechend Uberschétzung der Kosten bei beschdaftigten Eltern, insbe-
sondere bei der einkommensabhdngigen Variante; Annahme, dass bei Paaren jeweils die Frau den Idngeren Be-
freuungsgeldbezug aufweist.

Das einkommensabhdngige Kinderbetreuungsmodell ist fur folgende Gruppen von Eltern be-
sonders attraktiv:

e fUr diejenigen, die kurzfristig ein hdheres Haushaltseinkommen bendtigen, als mit den bis-
herigen Transferleistungen zur VerfGUgung stand. Dies gilt insbesondere dann, wenn sie
entweder eine Verbesserung der Einkommenssituation nach Ablauf der 12-14 Monate
erwarten, sodass sie auf kein weiteres Betreuungsgeld angewiesen sind, oder zumindest
keine relative Verschlechterung erwarten (weil andere Einkommensquellen zur Kompen-
sation erschlossen werden kdnnen, sodass die Einkommen nicht geringer sind als bei Ent-
scheidung fUr eine andere Kinderbetreuungsgeldoption),

18) Dies bedeutet bei Nettoeinkommen zwischen 1.250 € und 2.500 € eine Nettoersatzrate von 80%, bei niedrigeren
oder fehlenden Verdiensten eine hdhere Ersatzrate, bei hdheren Erwerbseinkommen eine niedrigere Ersatzrate.
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e fUr relativ gut verdienende Eltern (wie weiter unten angefUhrt, ist deren Anteil an den
Kinderbetreuungsgeldbezieherinnen momentan sehr gering),

e fUr Elfern, die eine eher kUrzere Einschrénkung bzw. Unterbrechung ihrer Erwerbstatigkeit
planen, weil sie nicht im gleichen AusmaB durch Verlust von Transferleistungen fUr inre Be-
rufstatigkeit pénalisiert werden wie im jetzigen System.

Unabhdngig von der jeweiligen personlichen Erwerbs- und Berufssituation bzw. persénlichen
Vorlieben Uber die Dauer der Erwerbseinschrénkung bzw. des Transferleistungsbezugs wird
dieses Modell umso starker angenommen werden (kbnnen), je besser ausgebaut und qualita-
tiv hochwertiger die Angebote an Kleinkinderbetreuung sind. Ohne entsprechende flankie-
rende MaBnahmen im Bezug auf die Betreuungsinfrastrukiur wirde diese neue Option des
einkommensabhdngigen Transfers fUr einen Teil der Leistungsbeziehenden nach Erschépfen
des Leistungsanspruchs darin minden, dass MUtter anschlieBend ohne entsprechende finan-
zielle Absicherung die Kinderbetreuung weiter Ubernehmen — der Haushalt daher mit relativ
groBeren materiellen EinbuBen zu rechnen hat oder andere Systeme der sozialen Sicherung
starker in Anspruch genommen werden mussen.

Das einkommensabhdngige Modell férdert die Beteiligung des Vaters, sofern bisher aus finan-
ziellen Grinden auf seine Arbeitszeitreduktion zur Kinderbetreuung verzichtet wurde, denn die
hochste Transferzahlung wird erzielt, wenn der besserverdienende Elternteil mdglichst lange
das einkommensabhdngige Betreuungsgeld bezieht (solange das vorherige Einkommen
nicht zu sehr die 2.500 € Netto-Grenze Uberschritten hat).

Hintergrund fUr die weitere Berechnung - Erwerbstdétigkeit und Erwerbseinkommen bei Geburt
eines Kindes — Wieviele hatten Transfers von Uber 1.000 € zu erwarten?

Von den 76.250 Geburten des Jahres 2007 entfielen laut Demographischem Jahrbuch von
Statistik Austria rund 19.500 auf Hausfrauen/Pensionistinnen, 1.400 auf Schilerinnen/ Studen-
finnen, 7.100 auf MUtter mit unbekanntem Lebensunterhalf, 2.800 auf selbsténdig erwerbsta-
fige Frauen, 45.500 waren unselbstandig beschdaftigt (oder arbeitslos vorgemerkt). Schon da-
ran wird deutlich, dass lediglich eine begrenzte Zahl der Frauen zumindest potentiell aus einer
Erwerbstatigkeit ein Nettoeinkommen von Uber 1.250 € monatlich erzielen, sodass sie ein ein-
kommensabhdngiges Kinderbetreuungsgeld oberhalb des Minimums von 1.000 € erhielten.

Die zumeist eher geringeren Verdienste werden weiter deutlich, wenn auf Grundlage der
anonymisierten Individualdaten des Hauptverbands der &sterreichischen Sozialversicherungs-
fréger die vorherigen Erwerbseinkommen der Personen betrachtet werden, die Ende Mdarz
2008 Kinderbetreuungsgeld bezogen (vgl. Ubersicht 19). Wenn die Bezieherinnen seit 2005
Uberhaupt Erwerbseinkommen aus einer sozialversicherungsrechtlich abgesicherten unselb-
stindigen Beschdaffigung erzielen konnten, dann betrug es in 50% der Fdlle hbchstens 1.429 €
monatlich brutto (ohne Sonderzahlungen), das entspricht nach Abzug der Sozialversiche-
rungsbeitrge 1.171 € und wirde damit kein einkommensabhdngiges Karenzgeld von Gber
1.000 € nach sich ziehen.
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75% der vorherigen Einkommensbezieherlnnen verdienten weniger als 1.990 € brutto!¥). Ein-
kommen in einer Hohe, welche die Deckelung nach oben nach sich ziehen wirden (Uber
2.500 € netto), sind in der derzeitigen Struktur der Leistungsbeziehenden quantitativ kaum re-
levant¢o),

Ubersicht 19:  Kindergeldbezieherlnnen am Stichtag 31.3.2008 nach vorherigem
unselbstédndigen Erwerbseinkommen (héchste monatliche
Bruttoverdienste 2005-2008)

Monatsentgelte nach Abzug der
Dezile Monatliche Bruttoeinkommen Sozialversicherungsbeitrage (18,07%)
Ohne Sonderzahlungen Mit Sonderzahlungen | Ohne Sonderzahlungen Mit Sonderzahlungen

5% 531 662 435 435
10% 654 832 536 536
25% 1.014 1.232 831 831
50% 1.429 1.718 1.171 1.408
75% 1.989 2.388 1.630 1.956
90% 2.598 3.160 2.129 2.589
95% 3.149 3.843 2.580 3.149
99% 3.819 4.873 3.129 3.992
Q: WIFO.

Abschdétzung der direkten Auswirkungen auf das Budget

Eine Abschd&tzung der Kosten fur dieses Modell hat folgende Punkte zu berlcksichtigen:

e  Wie viel % der Eltern (der MUtter, der Vater) wirden das neue Modell nutzen?

e  Wie hoch wdare dabei die zusatzliche Inanspruchnahme durch Vétere

e Welchen Einkommensgruppen gehodren die Eltern an, die sich fUr das einkommensab-
h&ngige Modell entscheiden?

Zur Ermittlung der Mehrkosten muss das ermittelte Ergebnis mit jener budgetdren Belastung

kontrastiert werden, die sich bei Beibehaltung des status quo ergeben wirde. Sie ergeben

sich damit aus der verdnderten Dauer der Inanspruchnahme (in Monaten) insbesondere

auch durch Vater sowie durch die verénderten monatlichen Kosten.

Vor dem skizzierten Hintergrund beruhen die Berechnungen der Zusatzkosten auf folgenden

Annahmen und methodischen Schritten:

e Dauer der Inanspruchnahme durch MuUtter: Wenn sich MUtter fUr die kurze Variante ent-
scheiden, dann beziehen sie die Transfers Uber den gesamten Zeitraum hinweg, also ma-
ximal 12 Monate lang (bzw. héchstens bis zum 1. Geburtstag des Kindes).

159) Das sind 1.630 € nach Abzug der Sozialversicherungsbeitrdge, vor Steuern, bei Anwendung des reinen ESt-Tarifs
ohne Absetzbetrdge etc. ergebe sich bei dieser Einkommenshdhe — bei ganzjdhriger Beschaftigung — ein Nettoein-
kommen von knapp 1.370 € sowie ein einkommensabhdngiges Kinderbetreuungsgeld von etwa 1.100 €.

160) - Allerdings ist davon auszugehen, dass mit der Méglichkeit des einkommensabhdngigen Kinderbetreuungsgeldes
die Inanspruchnahme durch (besser verdienende) Vater tendenziell steigt.
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e Tendenziell wird die einkommensabhdngige Variante von Eltern gewdanhilt, die sich ansons-
ten fUr die ndchstkUrzere Variante (15+3 Monate) entschieden hatten. Dementspre-
chend sind die Zusatzkosten gegenlber diesem Modell zu ermitteln (zur Kontrastierung
wird auch der Unterschied zur momentan langstmaoglichen Bezugsdauer dargestellt). Als
Bandbreite wird eine Inanspruchnahme durch 10% bzw. 20% der Eltern dargestellt.

e Hohe der Transferleistung: Die monatliche Einkommensersatzleistung betrdgt 1.000-2.000 €
bzw. 80% des vorherigen Nettoverdienstes. Gegeben die Alters- und Erwerbsstruktur von
Frauen, die Kinder zur Welt bringen, ist davon auszugehen, dass der GroBteil der betref-
fenden Frauen 1.000 € monatlich beziehen wirde. Denn diese Hohe wdare fur alle zuvor
nichterwerbstatigen Frauen sowie fUr alle zuvor Erwerbstatigen mit Nettoeinkommen un-
ter 1.250 € monatlich — damit also fur die meisten Teilzeitbeschdaftigten, aber auch viele
Vollzeitbeschdaftigte — vorgesehen. Vor diesem Hintergrund werden 2 Varianten gerech-
net, einmal die Auswirkungen eines einkommensabhdngigen Karenzgelds in Hohe von
durchschnittlich 1.350 €, einmal in H6he von durchschnittlich 1.100 €.

e Inanspruchnahme durch Vdater: In Deutschland besteht mit dem Elterngeld ein dhnliches
Modell wie das in Osterreich diskutierte's1). Dort betrégt laut Statistischem Bundesamti62)
der Anteil der Vater an den bewilligten Elterngeldantrégen fir Geburten von J&nner-Juni
2008 bereits 13,7%, im Jahr 2007 waren es noch 10,5% gewesen. Eine vergleichbare posi-
tive Tendenz kann auch fir Osterreich erwartet werden. Vor diesem Hintergrund wird an-
genommen, dass durch das einkommensabhdngige Kinderbetreuungsgeld 10% der V&-
ter zus@tzlich zu einer Inanspruchnahme motiviert werden (ergénzt durch die Zahlen bei
Inanspruchnahme durch 20% der Vater).

Die Hohe der zusatzlichen Kosten wird in Folge auch in wesentlichem MaBe davon abhdn-
gen, in welchem AusmafB das einkommensabhdngige Modell tatsdchlich Vater zu einer star-
keren Inanspruchnahme der Leistungen motiviert. Wird ndmlich ausschlieBlich auf die zu er-
wartenden finanziellen Auswirkungen in Folge der Inanspruchnahme durch Frauen geschaut,
so sind Zusatzkosten gegenUtber der momentan kirzesten Variante von rund 26,4 Mio. € zu
erwarten, wenn 10% der Mitter die einkommensabhdngige Variante wdhlen (bei einem
Durchschnittssatz von 1.350 € monatlich). Allerdings kann die Auszahlungssumme fur MUtter
auch niedriger liegen — z. B. bei durchschnittlich 1.100 € monatlich. Dies wird dann beguinstigt,
wenn Mann und Frau sehr unterschiedlich hohe Erwerbseinkommen erzielen und der Vater
nunmehr das Kinderbetreuungsgeld beziehen mdchte. In diesem Fall entstehen kaum Zusatz-
kosten durch die MUtter, aber durch die zusaizliche Inanspruchnahme der Vater.

Schatzungen der OVP gingen von Mehrkosten durch das einkommensabhdngige Kindergeld
von Héhe 15-30 Mio. € aus. Mit dieser Hohe ist zu rechnen, wenn beispielsweise 10% der Vater

161) Wobei die Einkommensersatzrate dort jedoch nur 67% betrégt und keine alternativen Bezugsmodelle vorgesehen
sind. Zudem ist eine Erwerbstdatigkeit von 30 Stunden wdchentlich maglich.

162) Vgl.  http://www.destatis.de/jetspeed/portal/cms/Sites/destatis/Internet/DE/Content/Statistiken/  Sozialleistun-
gen/KindergeldElterngeld/Tabellen/Content75/BewilligteElterngeldantraegeGeschlechtQuote, templateld=
renderPrint.psml.
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zus@tzlich mit 1.500 € monatlich fur 2 Monate Kinderbetreuungsgeld beziehen (22,5 Mio. €)
oder wenn 10% der Mutter fUr 11 Monate auf das einkommensabhdngige Modell mit durch-
schnittlich 1.350 € umsteigen.

Ubersicht 20 enthdlt die Annahmen zur Inanspruchnahme eines einkommensabhdngigen
Kinderbetreuungsgeldes durch MUtter und die daraus resultierenden Kosten. Dabei werden
die Kosten fUr vier Varianten geschétzt. In Beispiel 1 wird davon ausgegangen, dass 7.500
Mutter (das sind 10% eines Geburtsjahrganges) fur 12 (bzw. 11) Monate das einkommensalb-
hdngige Kinderbetreuungsgeld in Hohe von durchschnittlich 1.350 € pro Monat beziehen.
GegenUber der ersten Alternative, der Iadngsten akfuellen Variante des Kinderbetreuungsgel-
des, wdare dies mit Mehrkosten von 22,06 Mio. € verbunden (bei 11 Monaten Bezugsdauer
15,25 Mio. €). Wird davon ausgegangen, dass die befreffenden Mutter sich ansonsten fur die
kUrzeste Kinderbetreuungsgeldvariante entschieden hdatten, betragen die Zusatzkosten
30,478 Mio. € (bzw. 26,42 Mio. €). In Beispiel 2 wird die durchschniftliche H6he des einkom-
mensabhdngigen Kinderbetreuungsgeldes auf 1.100 € monatlich reduziert (bei starkerer Inan-
spruchnahme durch Frauen mit geringeren Bemessungsgrundlagen). Beispiele 3 und 4 unter-
scheiden sich von den ersten beiden ausschlieBlich durch héhere Inanspruchnahme des
neuen Modells (15.000 anstelle von 7.500 Frauen).
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Ubersicht 20: Modellannahmen zur Inanspruchnahme des einkommensabhé&ngigen
Kinderbetreuungsgeldes durch Mutter und daraus resultierende Kosten

Einkommensabhdangiges
Kinderbetreuungsgeld Basisvarianten — derzeitiges Kinderbetreuungsgeld

Anzahl 7.500 7.500 7.500
...% der MUtter 10 10 10
Dauer in Monaten!) 12/ 11 30/ 29 15/ 14
Beispiel 1:

monatliche Hohe in € 1.350 442 809
Zusatzkosten des einkommensabhdngigen Modells gegentber den Basisvarianten

In Mio. € 22,060 / 15,250 30,478 / 26,421
Beispiel 2:

monatliche Hohe in € 1.100 442 809
Zusatzkosten des einkommensabhdngigen Modells gegenUtber den Basisvarianten

In Mio. € -0,440 / -5,375 7978 /5,796
Anzahl 15.000 15.000 15.000
...% der MUtter 20 20 20
Dauer in Monatenl) 12/ 11 30/ 29 15/ 14
Beispiel 3:

monatliche Hohe in € 1.350 442 809
Zusatzkosten des vorgeschlagenen Modells gegenuber den Basisvarianten

In Mio. € 44,121 / 30,500 60,956 / 52,843
Beispiel 4:

monatliche Hohe in € 1.100 442 809
Zusatzkosten des vorgeschlagenen Modells gegenuber den Basisvarianten

In Mio. € -0,879 /-10,750 15,956 /11,593
Q: WIFO-Berechnungen. - 1) Die tatsGchliche Bezugsdauer ist fUr erwerbstatige MUtter wegen des Wochengelds kir-

zer als 12 / 30 bzw. 15 Monate. Aus diesem Grund wird eine zweite Version der Kostenbelastung ausgewiesen, in wel-
cher durchschnittlich 1 Monat Wochengeld abgezogen wird, in dem kein Anspruch auf Kinderbetreuungsgeld be-
steht. Dies senkt fendenziell die zus&tzlichen Kosten des einkommensabhdngigen Karenzgelds.

Die tatsdchlichen Kostensteigerungen werden umso hdher sein, je erfolgreicher das einkom-
mensabhdngige Modell in der Erhdhung der Inanspruchnahme der Leistungen — insbesonde-
re bei Vatern — ist und je starker auch in Zukunft die Inanspruchnahme durch obere Einkom-
mensschichten ist.

Ubersicht 21 enthdlt die zusatzlichen Kosten einer zusétzlichen Inanspruchnahme durch Véter
fUr unterschiedliche Szenarien, die sich bezlglich der angenommenen durchschnittlichen
monatlichen H6he des Kinderbetreuungsgeldes sowie der Anzahl der Vater, die zusétzlich
Kinderbetreuungsgeld in Anspruch nehmen, unterscheiden. Wenn etwa 15.000 zusatzliche
Vater (das sind 20% der Vater eines Geburtsjahrganges) das einkommensabhdngige Kinder-
betreuungsgeld fUr einen Zeitraum von 2 Monaten beziehen, so entstehen dadurch zuséizli-
che Kosten von 37,5 Mio. €, wenn das durchschnittiche monatliche Auszahlungsniveau
1.250 € betragt, bzw. von 45 Mio. €, wenn die Vater ein durchschnittliches Kinderbetreuungs-
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geld von 1.500 € erhalten. Bei einem durchschnittichen monatlichen Kinderbetreuungsgeld
von 2.000 € betragen die Zusatzkosten 60 Mio. €.

Ubersicht 21:  Annahme der zusétzlichen Inanspruchnahme durch Véter und daraus
resultierende Kosten

Angenommene durchschnittliche monatliche Hohe
des Kinderbetreuungsgelds

2.000 € 1.500 € 1.250 €
Dauer der Inanspruchnahme: 2 Monate
Anzahl (zusétzlich) 7.500 7,500 7,500
Kosten (zusatzlich) in Mio. € 30,000 22,500 18,750
Vater
Anzahl (zusétzlich) 15.000 15.000 15.000
Kosten (zusatzlich) in Mio. € 60,000 45,000 37,500

Q: WIFO-Berechnungen.

8.2.2 Kosten der externen Kinderbefreuung

Im Gegensatz zu den im vorangegangenen Abschnitt skizzierten Ansatzen, die auf eine Be-
einflussung der Familieneinkommen durch Anpassungen der allgemeinen direkten Transfers
abzielen, sind die hier vorgestellten ReformmaBnahmen auf eine Senkung der Kosten von
Familien fUr die entgeltliche Betreuung von Kindern durch Dritte fokussiert. Grundsdtzlich ist
dabei zu berucksichtigen, dass in manchen Bundesl@dndern besonders die Versorgungslage
im Hinblick auf Befreuungsangebote Defizite aufweist, wodurch die Chancen zur Erwerbstd-
tigkeit von Eltern eingeschrdnkt werden. Anderseits kbnnen aber die (regional unterschiedli-
chen) Kosten der Inanspruchnahme von Betreuungsleistungen das Haushaltsbudget von Fao-
milien besonders stark belasten und damit auch negative Arbeitsanreize speziell fir Frauen
mit Kindern setzen. Nicht nur die Hohe der Befreuungskosten wirken dabei mdglicherweise
erwerbsmindernd, sondern auch etwaige soziale Staffelungen. Denn wenn diese ausschlieB3-
lich am Haushaltseinkommen, unabhdngig von der Erwerbsbeteiligung der Eltern, ansetzen,
so mogen sie finanziell schlechter gestellte Familien zwar unmittelbar entlasten. Wenn die so-
ziale Staffelung aber sehr steil angelegt ist — sodass die privat zu tragenden Kosten mit zu-
nehmendem Haushaltseinkommen rasch steigen — so wirkt sie einem etwaigen verstarkten
Engagement der betreffenden Eltern am Arbeitsmarkt entgegen, weil sie ein hdheres Ar-
beitsangebot weniger lohnend macht.

Laut der Haushaltsbefragung EU-SILC 2005 von Statistik Austria beliefen sich die durchschnittli-
chen Ausgaben fUr Kinderbetreuung in &sterreichischen Familien in Abhdngigkeit von der
Zahl der Kinder auf 110 bis 134 € je Haushalt monatlich'¢3). Zum Vergleich dazu ergeben sich
auf Basis der Kindertagesheimstatistik von Statistik Austria absolute jahrliche Kosten der Eltern
von durchschnittlich 680 € je Kind mit einem Spekirum zwischen 300 € (Vorarlberg) bis 1.150 €
(Wien). Nach der Kindertagesheimstatistik von Statistik Austria gaben private Haushalte im

163) FUr 2006 wurden bereits Werte zwischen 141 € (2 Kinder) und 182 € (3+ Kinder) ausgewiesen.
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Jahr 2005 rund 187 Mio. € fUr Kinderbetreuungseinrichtungen aus, davon 113 Mio. € fir die In-
anspruchnahme von oéffentlichen Betreuungseinrichtungen, 74 Mio. € fur private Einrichtun-
gen (siehe Bayerl, 2008). Der von den Eltern getragene Anteil an den Gesamtkosten ent-
spricht damit rund 10% bei 6ffentlichen und 31% bei privaten Einrichtungen. Zu bericksichti-
gen sind dabei einerseits bedingt durch die regional unterschiedlichen Kostenbeitragsrege-
lungen die Bundesldnderunterschiede: Der Anteil der von den Eltern getragenen Kosten bei
offentlicher Betreuung liegt zwischen rund 7% in Nieder6sterreich und Vorarlberg und 17%
(Wien) bzw. 19% (Karnten) (vgl. Ubersicht 22). Wird das gesamte Betreuungsangebot eines
Bundeslands in Betracht gezogen, so schwankt der zu entrichtende Elternbeitrag zwischen
knapp 8% in Niederosterreich und 24% in Wien.

Dies ist einerseits vor dem regional unterschiedlichen quantitativen Angebot an Befreuungs-
einrichtungen zu sehen. Andererseits gilt es insbesondere auch an die Qualitdtsunterschiede
in der regionalen Versorgungsstruktur zu denken. Denn grundsétzlich kann der Aspekt der
Qualitét einer externen Betreuung und der Aspekt der Kosten nicht voneinander getrennt
werden'é4), Die einzige Klassifikation, die zumindest den quantitativen Qualitatsaspekt starker
explizit in Betracht zieht, besteht aus dem Vereinbarkeitsindikator der AK Wien. Dabei werden
Betreuungsplétze auf Basis der Offnungszeiten danach typisiert, ob sie mit einer Vollzeiter-
werbstatigkeit der Eltern kompatibel sind.¢5 Dies traf 2007 sterreichweit nur auf 12% der be-
freuten Kinder bis zu 6 Jahren zu. Dabei ist der Anteil in Wien mit 42% deutlich hdher als in allen
anderen Bundesi@ndern. An zweiter Stelle findet sich Salzburg mit 11%, an letzter Stelle die
Steiermark mit knapp 2%.

164) Eine Regelung der Qualitat der Leistungen ist dabei insbesondere vor dem Hintergrund relevant, dass Eltern (weil
sie wahrend der Leistungserbringung nicht anwesend sind) die Qualitat selbst nur zum Teil Uberprifen kénnen und
daher groBes Vertrauen in jene Institution / Person setzen missen, der sie ihr Kind anvertrauen.

165)  Neben dem Angebot eines Mittagessens muss eine Kinderbetreuungseinrichtung von Montag bis Freitag an
mindestens 45 Stunden pro Woche, davon an 4 Tagen mindestens 9,5 Stunden, gedffnet sein, um als erwerbsfreund-
lich klassifiziert zu werden. Unterbrochen sein darf das grundsétzlich ganzjdhrige Betreuungsangebot einer Institution
maximal 5 Wochen.
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Ubersicht 22:  Kinderbetreuung 2005

Anzahl der Kinder in Betreuungseinrichtungen In 1.000 €
Offentlich Privat Gesamt Gesamtaufwand Davon Elfernbeitrag
Osterreich 187.111 87.793 274.904 1.137.040 187.165
Burgenland 7.568 908 8.476 34.599 4.022
Ka&rnten 9.648 7.142 16.790 66.004 12.852
Niederdsterreich 46.374 6.723 53.097 238.598 17.122
Oberésterreich 26.819 19.805 46.624 194.170 33.974
Salzburg 13.243 3.933 17.176 70.059 12.709
Steiermark 21.547 7.931 29.478 139.215 17.315
Tirol 16.959 4.874 21.833 62.209 7.283
Vorarlberg 10.768 2.943 13.711 35.953 4.150
Wien 34.185 33.534 67.719 296.233 77.739

Q: Statistik Austria.

Die Gesamtkosten von MaBnahmen im Zusammenhang mit externer Kinderbetreuung sind im
Wesentlichen von folgenden Faktoren abhdngig:

Die Kosten der externen Kinderbetreuung setzen sich zusammen aus
e der HO6he der Betreuungskosten je Stunde fUr Kinder unterschiedlichen Alters,

e dem AusmalB der Inanspruchnahme der Befreuungsangebote (Anzahl der Platze, Stun-
den fUr Kinder unterschiedlichen Alters).

Natirlich kann hinter unterschiedlich hohen Stundenkosten wiederum eine unterschiedlich
hohe Qualitat der Leistung stecken, ebenso wie die Inanspruchnahme von der Quantitédt und
Qualitét des Betreuungsangebots abhdngig ist.

Die mittleren Kosten je Kind hdngen unter anderem von der Altersstruktur der betreuten Kin-
der, der Betfreuungsintensitdt und -qualitadt ab. Aber auch unterschiedlich hohe Investitionen
und RUckzahlungsverbindlichkeiten spielen eine Rolle. Zur Vereinfachung wird im Folgenden
vom &sterreichweiten Mittelwert in Hohe von rund 4.100 € je Kind jahrlich ausgegangen (vgl.
Ubersicht 23). Das entspricht monatlich rund 345 € je Kind, wovon durchschnittlich 288 € von
der offentlichen Hand getragen und 57 € durch Elternbeitrdge aufgebracht werden.
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Ubersicht 23:  Kinderbefreuung 2005 —Bundesldnderunterschiede in den Durchschnittskosten

je Kind!)
Durchschnittliche Kosten je Kind in % des Osterreich-Mittels
Gesamt Elternbeitrag Offentlich
Burgenland 98,7 69.7 104,4
Karnten 95,0 112,4 91,6
Niederdsterreich 108,6 47 .4 120,7
Oberdsterreich 100,7 107.0 99,4
Salzburg 98,6 108,7 96,6
Steiermark 114,2 86.3 119,7
Tirol 68,9 49,0 72,8
Vorarlberg 63,4 44,5 67,1
Wien 105,8 168.,6 93,4
Osterreich 100,0 100,0 100,0
Osterreich absolut je Kind 4.136 681 3.455
Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. - ') Die Werte ergeben sich aus den staatlichen Aufwendungen fUr Kinder-

betreuung dividiert durch die Zahl der Kinder in privaten oder &ffentlichen Kinderbetreuungseinrichtungen.

Vor diesem Hintergrund werden die voraussichtlichen Konsequenzen verschiedener MaB-
nahmen zur Reduzierung der privaten Kosten externer Kinderbetreuung diskutiert.

Kostenlose Kinderbetreuung

Ein Ansatz liegt in der fUr Eltern kostenlosen Bereitstellung institutioneller Betreuungsangebote.
Diese MaBnahme bringt eine Reihe von Vorteilen mit sich:

e Sie setzt positive Anreize fUr ein hdheres Arbeitsangebot von Frauen (weil nicht ein Teil des
Erwerbseinkommens fUr zusGtzliche Betreuungskosten aufgewandt werden muss);

e sie erhoht die Anreize fUr Eltern, ihre Kinder institutioneller Betreuung anzuvertrauen, wo-
durch eine weitere Férderung von Kindern mit unterschiedlichstem familiGrem Hinter-
grund maoglich wird;

e sieist in der Regel fUr einkommensschwdchere Familien absolut finanziell bedeutsamer -
damit ist die relative Entlastung gerade fUr diese Familien auch hoher.

Auch wenn - nicht zuletzt aufgrund von pddagogischen Aspekten — vieles fUr eine fUr die El-
tern unentgeltlich zu nutzende institutionelle Kinderbetreuung spricht, so wird ein solcher An-
safz entweder relativ kostspielig, oder es erfolgt eine Eingrenzung auf bestimmte Gruppen
von Kindern (so wie jungst die EinfGhrung einer kostenlosen Betreuung fUr 5-bis 6-Jahrige — das
kostenlose letzte Kindergartenjahr — im Rahmen der KonjunkturbelebungsmaBnahmen be-
schlossen wurde, wobei die Frage, ob die Kosten halbtags oder auch fur Ganztagsbetreuung
vollsténdig von der 6ffentlichen Hand Ubernommen werden, unterschiedlich diskutiert wird).

Ausgehend von der Struktur und dem Niveau der Inanspruchnahme im Jahr 2005 (rund
275.000 Kinder in Kindertagesheimen) wirde eine vollisténdige Ubernahme aller Kostenbeitrd-
ge der Eltern durch die &ffentliche Hand Gesamtkosten in Hohe von 183 Mio. € nach sich zie-

WIFO



- 122 -

hen (vgl. Ubersicht 24). Wird lediglich fUr einen Teil der Kinder bzw. der Inanspruchnahme eine
Kostenerstattung geboten, sinkt diese Summe entsprechend.

Obwohl im Ergebnis alle Eltern von dieser MaBnahme profitieren, sind die unmittelbar groBten
NutznieBerlnnen vom Umstieg auf dieses neue System primdr Eltern, die derzeit relativ hohe
Beitrége fUr die externe Betreuung entrichten. Dazu zdhlen - je nach spezifischer Ausgestal-
tung des Betreuungssystems in einer Region — neben besser verdienenden Eltern vor allem voll
berufstatige Eltern, Eltern, die in Regionen mit gut ausgebauter Betreuungsinfrastruktur leben
oder solche mit mehreren Kindern. Die weiteren Auswirkungen dieses Ansatzes hdngen nicht
nur davon ab, inwieweit diese héheren Kosten fur die &ffentliche Hand einerseits das Ange-
bot an kostenloser Betreuung beeinflusst, sondern auch davon, welche zusétzlichen Nachfra-
geeffekte nach Befreuungsleistungen konkret zu erwarten sind. So weist eine Schatzung von
Mahringer (2005) darauf hin, dass eine kostenlose Kinderbetreuung im Jahr 1995 die Beschaf-
figungsquote von Frauen um 7 bis 8 Prozentpunkte gesteigert hatte.

In dem MaBe, in dem beispielsweise die Betreuung fur Kinder unter 3 Jahren oder for
Volksschulkinder ausgebaut und entsprechend nachgefragt wird, kommt es zu entsprechen-
den Steigerungen der Gesamtkosten, wenn alle diese Betreuungsleistungen ohne Beitrdge
der Eltern verfUgbar sein sollen. Unter der Annahme, dass ausgehend von der derzeitigen An-
gebotsstruktur ein Drittel der unter 3jdhrigen einen kostenlosen Betreuungsplatz finden, was
einer Ausweitung gegentber 2007 um ca. 50.000 Pl&tze entsprechen wirde, und auch jeder
dieser Platze durchschnittlich 4.100 € kostet, so ist dieser Ausbau mit Zusatzkosten von weiteren
rund 205 Mio. € verbunden. Angenommen, zusétzlich sollfe auch rund die Hdlfte der 6-
9jahrigen Kinder einen Platz in (fUr Eltern kostenloser) Nachmittagsbetreuung finden, so wdare
das — ausgehend von der Betreuungsquote 2007 — mit einer Ausweitung um rund 120.000
Platze verbunden (und entsprechenden zusatzlichen Kosten).

Ubersicht 24: Kosten fUr den Ausbau der Kinderbetreuungseinrichtungen

Instrument Zusatzkosten in Mio. €
Kostenlose Kinderbetreuung — Betreuungsstruktur und —ausmaf 2005 183
Betfreuungsquote 0- bis 2-Jahrige steigt von 12% auf 33% 205
Nachmittagsbetreuung 6- bis 9-Jahrige steigt von 14% auf 50% 492

Q: WIFO-Berechnungen. Annahme jeweils: Durchschnittskosten je Platz jahrlich 4.100 €.

Eine Alternative bzw. eine Ergdnzung zur kostenlosen Bereitstellung von Betreuungsleistungen
liegt in der sozialen Staffelung in Abhdngigkeit vom Haushaltseinkommen. Beispielsweise
kdnnten bestimmte Obergrenzen fir die externen Kinderbetreuungskosten (in % des Einkom-
mens) eingefUhrt werden, wie es etwa in Schweden der Fall ist. Solche prozentuelle Decke-
lungen wirden die Budgets schlechter verdienender Haushalte absolut weniger belasten als
besser verdienende, und zudem die Zusatzkosten weiterer Kinder reduzieren. Gleichzeitig
bleibt — in Abhdngigkeit von der konkreten Ausgestaltung — ein Erwerbsanreiz erhalten. Dies
trifft insbesondere dann zu, wenn die ErmdaBigung von einer Erwerbsbeteiligung der Eltern ab-
hangig gemacht wird. Der Aspekt der Erwerbsbeteiligung kdnnte beispielsweise insofern be-
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rGcksichtigt werden, als das Erwerbseinkommen des zweiten Verdienenden lediglich zu einem
bestimmten Prozentsaiz in die Bestimmung des relevanten Haushaltseinkommens einfliet. Ei-
ne Abschdtzung der Gesamtkosten dieser sozialen Staffelung Ubersteigt leider die Mdglichkei-
ten dieses Forschungsvorhabens, weil dies neben einer genauen Modellierung der Form der
sozialen Staffelung auch eine BerUcksichtigung der Haushalts- und Erwerbsstruktur auf indivi-
dueller Ebene voraussetzen wirde.

Allerdings lassen sich die Konsequenzen eines solchen Modells for Paarhaushalte mit Kindern
in externer Betreuung folgendermaBen illustrieren: Angenommen, die von den Eltern zu tfro-
genden Gesamtkosten fUr externe Betreuung sollen 10% des Haushaltseinkommens nicht
Ubersteigen. Bei einem Haushaltseinkommen von 2.000 € entspricht dies 200 € monatlich, bei
5.000 € Monatseinkommen 500 € monatlich — unabh&ngig davon, ob dieses Einkommen von
einem Elternteil erzielt wird oder von beiden. Ein positiver Anreiz zur Erwerbsbeteiligung beider
Elternteile wird dann gesetzt, wenn beispielsweise der Verdienst des zweiten Elternteils nur zu
50% in die Bemessung einflieBt. Verdienen in diesem Fall beide Elternteile je 1.000 €, so betragt
die Bemessungsgrundlage 1.500 € (und nicht 2.000 €) — somit ergeben sich Befreuungskosten
von hoéchstens 150 € (anstelle von 200 €); verdient jeder Elternteil 2.500 €, dann belduft sich
die Bemessungsgrundlage auf 3.750 € — dieser Haushalt muss maximal 375 € selbst finanzieren
(anstelle von 500 €).

Steuerliche Absetzbarkeit von Kinderbetreuungskosten, Guischeine zur Kinderbetreuung und
Kinderbetreuungsbonus

Ein anderer Zugang zur finanziellen Entlastung von Eltern bei der externen Kinderbetreuung
liegt in der Gewdhrung von Gutscheinen bzw. eines finanziellen Bonus fUr die entgeltliche ex-
terne Kinderbetreuung im Rahmen des Einkommenssteuersystems. Der unmitteloare Unter-
schied zwischen den beiden Ansétzen liegt primdr darin, dass Gutscheine unmittelbar gegen
Leistungen eingetauscht werden kénnen, wdhrend Regelungen Uber das Steuersystem wie
bei einem Kinderbetreuungsbonus erstens einer Vorfinanzierung durch die Eltern bedarf und
zweitens den aktiven Akt der Steuerveranlagung voraussetzt, um in den Genuss des Bonus zu
kommen.

Dabei kbnnen diese Finanzierungserleichterungen ohne AnknUpfung an eine Erwerbstatigkeit
der Eltern konzipiert sein oder die Erwerbstatigkeit der Eltern voraussetzen. In der &sterreichi-
schen Steuerreformdiskussion wurden Modelle mit einheitichem - einkommensunabhdéngi-
gen — Absolutbetrag diskutiert. Theoretisch kénnte die Hohe aber auch sozial gestaffelte Er-
mdaBigungen der Betreuungskosten wieder spiegeln.

Wenn eine Negativsteuer vorgesehen ist, kann zudem die steuerliche BerUcksichtigung von
Kinderbetreuungskosten in Form eines Absetzbetrags von der Wirkung auf die Eltern her mit
dem Bonusmodell gleichgesetzt werden. Grundsdtzlich stellt sich auch dabei die Frage, ob
ein bestimmter Prozentsatz oder die gesamten Betreuungskosten absetzbar sind, oder auch
nur bis zu einer bestimmten Obergrenze.
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Ein einheitlicher Absolutbetrag hat einen prozentuell gréBeren Effekt auf die Kosten eher
guUnstigerer Angebote — wie zum Beispiel fUr Halbtagsbetreuung. Relativ geringer ist demge-
genUber der Entlastungseffekt fUr Eltern, die langere (ganztags) oder intensivere (Kleinstkin-
der) Betreuung bendtigen, wenn auch gerade durch die Verbiligung der Betreuungskosten
auch eine erhéhte Nachfrage nach Betreuungsleistungen ausgeldst werden kann.

Eine Einschrénkung des Kreises der Anspruchsberechtigten ist im Modell des Betreuungsbonus
vorgesehen, das von AK und OGB vorgeschlagen wurde. Dieses sieht eine Gewdhrung des
Bonus bei Erwerbstatigkeit vor, wobei dies Gber Erwerbseinkommen von mindestens 6.000 €
j@hrlich definiert wurde, was de facto in etwa der Mindestanforderung einer ganzjdhrigen
Teilzeitbeschaftigung Uber der GeringfUgigkeitsgrenze entspricht. Die vorgeschlagene Héhe
von 50 € monatlich liegt leicht unter dem tatsdchlichen durchschnittichen monatlichen El-
ternbeitrag in Kinderbetreuungseinrichtungen von 57 € im Jahr 2005.

Bei insgesamt rund 58% aller Paare mit Kindern unter 15 Jahren sind beide Elternteile entwe-
der teilzeit- oder vollzeitbeschaftigt (vgl. Ubersicht 13). Je jUnger das letztgeborene Kind ist,
umso geringer ist der Anteil der Elternkonstellationen mit zwei Beschaftigten, umso geringer ist
damit auch der Kreis der Anspruchsberechtigten'¢s). Insgesamt leben rund 450.000 Kinder bis
10 Jahre (von insgesamt rund 820.000) bzw. rund 816.000 Kinder bis 14 Jahre (von 1,3 Mio.) in
einem grundsatzlich anspruchsberechtigten Haushalt mit (auch) erwerbstéatiger Mutter. Die zu
erwartenden Gesamtkosten sind vom AusmaB der Inanspruchnahme von kostenpflichtiger
institutioneller Betreuung abhdngig — und in weiterer Folge von Anpassungen im Erwerbsver-
halten der MUtter. Der Bonus bei ganzjdhriger Inanspruchnahme von Betreuungsleistungen
betrdgt 600 € je Kind. Dies wurde bei einer GroBenordnung von 280.000 betreuten Kindern
Kosten von 168 Mio. € mit sich bringen, bei 450.000 Kindern 270 Mio. €, bei 500.000 Kindern
300 Mio. €.

8.2.3 Familiensplitting und Absetzbefrage

Unter dem Titel "Familiensplitting" sollen die budgetdren Auswirkungen verschiedenster MaB-
nahmen ermittelt und ausgewiesen werden. Ihr gemeinsames Kennzeichen ist die Abkehr
bzw. die weitere Aufweichung des Individualprinzips der Einkommensbesteuerung ohne Be-
rGcksichtigung des familiGren Lebenskontexts. Demzufolge sind sowohl die Effekte von wirkli-
chen Splittingmodellen von prinzipiellem Interesse — den Systemen Frankreichs bzw. Deutsch-
lands, als auch Anderungen der in Osterreich vorhandenen Absetzbetrdge (Alleinverdiener-
bzw. Alleinerzieherabsetzbetrag), die Einflhrung von Freibetrdgen fir Angehdrige ebenso wie
von niedrigeren Steuertarifen fUr Familien. Allerdings stéBt die empirische Analyse der Auswir-
kungen - insbesondere von verschiedenen ausl@ndischen Beispielen —rasch an ihre Grenzen,
wenn nicht alle Aspekte des Steuer- und Abgabenmodells bericksichtigt werden. Denn de
facto kann nicht ein Teil eines gesamten abgestimmten Systems herausgenommen und einer

166) Gleichzeitig kann die niedrigere Inanspruchnahme auch nicht unabhdngig von den Kosten gesehen werden,
wenn die Betreuung umso aufwdéndiger und damit teurer wird, je kleiner die Kinder sind — gleichzeitig aber das
Absolutniveau des Forderbeitrags immer gleich bleibt.
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Bewertung zugrunde gelegt werden. Dies lésst sich am Beispiel des franzdsischen Modells des
Familiensplittings ansatzweise illustrieren.

Das franzosische Modell

Zur Ermittlung der Steuerschuld im franzésischen Modell werden die Einkommen beider Ehe-
partner zusammengezahlt. Der daraus resultierende Betrag wird durch die Summe der Split-
tingfaktoren von Eltern und Kindern geteilt. Dann wird der Einkommensteuertarif angewandt
und das Ergebnis mit der Summe der Splittingfaktoren multipliziert, um zur Steuerschuld zu
kommen. Dabei kommen folgende Splittingfaktoren zur Anwendung: je 1 fUr Ehepartnerin-
nen, 1,5 fOr Alleinerzieherlnnen, 0,5 fUr erste und zweite Kinder, 1 fUr jedes weitere Kind. Kon-
kret bedeutet dies fUr unterschiedliche Haushaltstypen folgende Splittingfaktoren: Alleinerzie-
hende mit 1 Kind: 2,0, mit 2 Kindern: 2,5, mit 3 Kindern: 3,5; Paare mit 1 Kind 2,5, mit 2 Kindern
3.0 mit 3 Kindern; 4,0. Allerdings ist die maximale Ersparnis durch die Splittingfaktoren nach
oben gedeckelt (fir erste und zweite Kinder 2.15%9€, 4.318 € fUr jedes weitere Kind; der halbe
zus&tzliche Faktor fUr Alleinerzieherinnen darf sich auf max. 1.577 € belaufen).

Wird dieses Modell nun mit dem 0Osterreichischen System der Individualbesteuerung fur ver-
schiedene Einkommensgruppen und -typen — auf Basis des dsterreichischen Einkommensteu-
er- und Sozialversicherungssystems — verglichen, so zeigen sich aufgrund des Familiensplittings
durchwegs deutlich niedrigere Steuerzahlungen in Frankreich (vgl. Ubersicht 25). Am gerings-
fen ist der Unterscheid naturgemdaB bei Haushalten von Doppelverdienenden. De facto hat
Frankreich aber Uber das System des Familiensplittings hinaus ein anderes Steuer- und Trans-
fersystem’¢7). Eine entsprechende BerUcksichtigung und Isolierung der einzelnen Einflussfakto-
ren und die Nutzbarmachung der Informationen im Hinblick auf die Konsequenzen einer
Ubertragung des franzésischen Systems auf Osterreich Ubersteigt die Méglichkeiten dieser Ar-
beit; auch weil dies erst dann sinnvoll erscheint, wenn auf Basis eines Individualdatensatzes
eine entsprechende Modellierung der 8konomischen Konsequenzen erfolgt.

Ubersicht 25:  Zur lllustration: Das franzésische Tarifsplittingmodell unter Anwendung der
Osterreichischen Tarife und Strukturen

Erwerbseinkommens- Steuern in Frankreich bei Osterreichischem  Steuern und Sozialversicherungsbeitréige in
hohe (in % des Durch- Einkommensteuertarif und 6sterreichischen  Osterreich nach Abzug von
schnittsverdiensts 2007)  Sozialversicherungsbeitrégen Kinderabsetzbetrag und AVAB

Partnerin 1 / Partnerin 2 1 Kind 2 Kinder 3 Kinder 1 Kind 2 Kinder 3 Kinder
133 /0 5.215 5.139 4.992 10.833 10.047 9.217
133/ 67 13.613 11.118 7.784 15.033 14.422 13.812
133/33 5.313 5.238 5.088 11.327 10.716 10.106
100/100 13.613 11.118 7.784 15.151 14.540 13.930
100 /O 3.818 3.744 3.608 6.776 5.990 5.160
100/ 33 3.915 3.843 3.696 7.270 6.659 6.049

Zusétzlich Kindergeld
bzw. Familienbeihilfe
(Min.) 0 1.440 3.294 1.265 2.683 4.368

Q: Statistik Austria, allgemeiner Einkommensbericht 2008, WIFO-Berechnungen.

1¢7) - So untferscheidet sich etwa auch die Tarifstruktur, Unterschiede gibt es auch in Bezug auf Freibetrdge etc.
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Absetzbetrage

Eine Moglichkeit zur BerUcksichtigung der familiéiren Konstellation liegt in hdheren Absetzbe-
frdgen oder in Freibetrdgen fUr Partnerin bzw. Kinder. Dies ist aber mit erheblichen zusatzli-

chen Kosten (zumindest) durch Einnahmenausfdlle verbunden: Der
Alleinverdienerabsetzbetrag 2005 machte inklusive Familienzuschldge 345 Mio. € aus (davon
entfielen 60 Mio.€ auf kinderlose  Paare). WUrde der Grundbetrag zum

Alleinverdienerabsetfzbetrag von derzeit 364 € auf 2.600 € jahrlich erhdhtié8), so ware dies bei
rund 600.000 das volle AusmaB beanspruchenden Haushalten mit zusétzlichen Kosten von
1.342 Mio. € verbunden. Wird der Alleinerzieherabsetzbetrag ebenso stark ausgeweitet, so
kommen bei ca. 200.000 Anspruchsberechtigten weitere 447 Mio. € dazu. Mit einem solchen
Konzept werden aber, wie etwa in Kapitel 4.1 ausgefUhrt, besonders unter den gegebenen
sonstigen Rahmenbedingungen starke erwerbshemmende Anreize fUr Frauen gesetzt: Mehr
als ein Viertel aller Alleinverdienerhaushalte (nach EU-Silc 2005) von selbstdndig und unselb-
standig beschaftigten Paaren mit Kindern unter 19 Jahren sind in einem Erwerbseinkommens-
bereich, der ihnen aufgrund der geringen Hohe ohne Auszahlung als Negativsteuer kein vol-
les Ausschopfen eines solch hohen Alleinverdienerabsetzbetrags erlaubt.

8.2.4 Zusammenfassung

Ubersicht 26 gibt einen Uberblick Uber die geschdatzten Zusatzausgaben, die fUr die in diesem
Kapitel behandelten ReformmaBnahmen anfallen wirden.

Ubersicht 26:  Zusatzausgaben diverser ReformmaBnahmen im Uberblick

MaBnahme Zusatzausgaben in Mio. €
13. Familienbeihilfe 245
Erhéhung Familienbeihilfe um 100 € p.a. 175
Erhdhung Kinderabsetzbetrag um 100 € p.a. 190
Erhdhung Kinderabsetzbetrag auf 1.910 € p.a. 2.470
Einkommensabhdngiges Kinderbetreuungsgeld max. 121
Kostenlose Kinderbetreuung bei gleichbleibender Betreuungsinfrastruktur 183
Kostenlose Kinderbetreuung bei Erhhung der Betreuungsquote 0- bis

2-J&hrige von 12% auf 33% 205
Erhéhung der Nachmittagsbetreuungsquote 6- bis 9-Jahrige von 14%

auf 50% 492
Kinderbetreuungsbonus 600 € p.a. max. 300
Erhdhung Grundbetrag Alleinverdienerabsetzbetrag auf 2.600 € p.a. 1.342
Erhéhung Grundbetrag Alleinerzieherabsetzbetrag auf 2.600 € p.a. 447

Q: WIFO-Zusammenstellung.

1¢8) Ein entsprechender Vorschlag - die Erhdhung des Alleinverdienerabsetzbetrages auf 2.683 € jahrlich — wurde
vom Katholischen Familienverband in die Diskussion eingebracht.
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9. Beurteilung des Familienpaketes im Rahmen der Steuverreform 2009

9.1 Darstellung der MaBnahmen des Familienpaketes

Als eine konjunkturstimulierende MaBnahme gegen die sich zunehmend verscharfende Wirt-
schaftskrise wurde im November 2008 in Ergéinzung zu den gleichzeitig verabschiedeten Kon-
junkturpaketen das Vorziehen der urspringlich fur 2010 geplanten Steuerreform beschlossen.
Neben einer allgemeinen Tarifentlastung im Rahmen der Lohn- und Einkommensteuer von
j@hrlich 2,3 Mrd. € und der mit einem Steuerausfall von 100 Mio. € zu Buche schlagenden Er-
weiterung der Spendenabsetzbarkeit'¢?) umfasst die Steuerreform 2009 auch ein Familienpa-
ket mit einem Volumen von insgesamt 510 Mio. € (vgl. Ubersicht 27)179).

Im Rahmen dieses Familienpaketes werden zundchst zwei bereits bestehende steuerliche In-
strumente aufgestockt: So wird der Kinderabsetzbetrag fir jedes Kind von derzeit 50,90 € auf
58,40 € monatlich erhéht; diese MaBnahme hat laut Schéatzungen des BMF ein Volumen von
165 Mio. € jahrlich. Die entsprechende Erhdhung des Unterhaltsabsetzbetrages von 25,50 €
(38,20 € bzw. 50,90 €) auf 29,20 € (43,80 € bzw. 58,40 €) fUr das erste (zweite bzw. jedes weite-
re) Kind verursacht budgetdre Kosten von 10 Mio. € pro Jahr.

DarUber hinaus wurden drei neue Instrumente (wieder-)eingefUhrt:

Erstens wird fUr jedes Kind ein jahrlicher Kinderfreibetrag von 220 € gewdhrt, was einen jahrli-
chen Steuerausfall von 165 Mio. € verursachen wird.

Zweitens sind erstmals Kinderbetreuungskosten fur Kinder bis zum 10. Lebensjahr als auBerge-
wohnliche Belastung steuerlich absetzbar: Ein Betrag von bis zu 2.300 € jahrlich kann (ohne
Selbstbeteiligung) steuerlich geltend gemacht werden, sofern er fur Kinderbetreuung in einer
institutionellen Einrichtung (Kinderkrippe, Kindergarten, Internat, Hort) oder durch eine Person,
die pddagogische Mindestanforderungen nachweisen kann, verausgabt wird. FUr diese
MaBnahme schatzt das BMF einen Steuerentgang von 160 Mio. € pro Jahr.

Drittens k&dnnen Arbeitgeber allen Beschaftigten bzw. Beschdftigtengruppen einen Zuschuss
von bis zu 500 € pro Jahr und Kind als steuer- und sozialversicherungsfreien Lohnbestandteil fir
die Kinderbetreuung gewdhren; Voraussetzung dafir ist die Betreuung eines Kindes unter
10 Jahren in einer institutionellen Kinderbetreuungseinrichtung oder durch eine pddagogisch
vergleichbar tatige Person. Der Zuschuss kann direkt geleistet oder in Form von Gutscheinen
bei einer Kinderbetreuungseinrichtung eingeldst werden; als Missbrauchsschranke mussen die
BegUnstigten eine ErklGrung beziglich der zweckentsprechenden Verwendung des Zuschus-
ses leisten. Der resultierende Steuerausfall wird vom BMF auf 10 Mio. € veranschlagt.

169) Im Jahr 2010 kommt ein Unternehmerpaket in Héhe von 150 Mio. € netto hinzu, das eine Entlastung von
300 Mio. € pro Jahr durch die Erhdhung des Gewinnfreibetrages von 10% auf 13% fUr einkommensteuerpflichtige
Gewinne vorsieht, die zur Halffe kompensiert wird durch den Entfall der BegUnstigung fUr nicht enfnommene Gewin-
ne.

170) Vgl. zu Details Gierlinger — Sutter (2009).
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Ubersicht 27:  Familienpaket 2009

MaBnahme Volumen p.a. in Mio. €
Erhdhung Kinderabsetzbetrag 165
Anpassung Unterhaltsabsetzbetrag 10

Neuer Kinderfreibetrag 165
Absetzbarkeit Kinderbetreuungskosten 160
Zuschuss des Arbeitgebers zur Kinderbetreuung 10
Gesamt 510

Q: BMF.

Was die tatsdchlichen budgetdren Kosten dieser MaBnahmen betrifft, ist insbesondere die
Schatzung der steuerlichen BerGcksichtigung von Kinderbetreuungskosten mit gréBeren Unsi-
cherheiten behaftet. Einerseits ist zu erwarten, dass die Kosten der institutionellen Kinderbe-
freuung fUr Eltern sinken. Das ergibt sich sowohl durch den verpflichtenden und damit kosten-
losen Halbtagsbesuch von 5-6jahrigen in Kindergdrten als auch durch die in den verschiede-
nen Bundesi@ndern beabsichtigten bzw. beschlossenen oder implementierten kostenlosen
Angebote fUr andere Altersgruppen. Andererseits kdnnen auch nicht-institutionelle Be-
freuungsleistungen steuerlich geltend gemacht werden. Aufgrund der relativ niedrigen Min-
destanforderungen an den Nachweis der pddagogischen Eignung (aktuell sind mindestens 8
Stunden bzw. 20 Stunden Kurs als Nachweis diskutiert) und der infolge der steuerlichen Ab-
zugsfahigkeit deutlichen Kostenreduktion je Betreuungsstunde — speziell fUr besserverdienen-
de Eltern — kann dies durch eine héhere Inanspruchnahme privater entgeltlicher Betreuungs-
leistung (mehr als) aufgewogen werden. DarGber hinaus besteht natUrlich auch die Mdglich-
keit des MiBbrauchs der neuen Regelung. Dies ware dann der Fall, wenn tatsdchlich keine
entgeltlichen Betreuungsleistungen erbracht wurden.

Die Bandbreite der potentiellen Kostenbelastung fUr das Budget durch die Reduktion der
Steuerbemessungsgrundlage durch externe Kinderbetreuungskosten lassen sich anhand ver-
schiedener Szenarien auf Basis von EU-Silc abschdtzen. Zu diesem Zweck wurden die in der
Befragung 2006 ausgewiesenen Einkommensangaben mittels Tariflohnindex und der aktuel-
len WIFO-Prognose fUr 2009 auf die Werte des Jahres 2009 hochgerechnet, die in der Befra-
gung angegebenen tatsdchlich angefallenen Kinderbetreuungskosten mittels Verbraucher-
preisindex an das Preisniveau des Jahres 2009 angehoben und die Zahl der Kinder in der
Altersgrupppe bis 10 Jahre entsprechend der demographischen Schatzungen von Statistik
Austria angepasst. Die Ermittlung erfolgt fir NichtselbstGndigen-Haushalte, die Ergebnisse
werden auf Selbstdndigen-Haushalte proportional umgelegt um zu einem Gesamtwert zu
kommen.1”! Insgesamt ergibt sich auf Basis der durchgefUhrten Berechnungen eine mogliche
Spannbreite der Steuerausfdlle zwischen 120 Mio. € und 584 Mio. € jahrlich. Die untere Grenze

171 Zu berUcksichtigen ist auch, dass in der EU-Silc Befragung besser verdienende Haushalte eher unterreprdsentiert
sind, schlechter verdienende Haushalte Uberreprdsentiert. Dies fihrt gemeinsam mit dem Umstand, dass die Absetz-
madglichkeiten auch fir Kinder gelten, die nicht in Osterreich leben, zu einer tendenziellen Unterschatzung der Steu-
erausfdlle. Allerdings sind die Unsicherheiten im Hinblick auf die Verhaltensreaktionen der Haushalte — mit den ent-
sprechenden daraus resultierenden Auswirkungen auf Budget - so groB, dass diese Unschérfe der Datengrundlage
unserer Ansicht nach in Kauf genommen werden kénnen.
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resultiert dabei beispielsweise, wenn bei gegentber dem Jahr 2007/08 unverdnderter Be-
freuungsquote (institutionelle Betreuung inkl. Tageseltern laut Kindertagesheimstatistik) der un-
ter 3jahrigen (13%), 3-5jahrigen (85%)und 6-10jahrigen (21%) je betreutem Kind 100 € monat-
lich steuerlich geltend gemacht werden. Kosten der gleichen GréBenordnung von 120 Mio. €
resultieren bei Annahme, dass allgemein ein FUnftel des médglichen Freibetrags von den Eltern
angefUhrt werden. Umgekehrt implizieren Steuerausfdlle von 584 Mio. €, dass fur jedes Kind
von beiden Elternteilen der mogliche Hochstbetrag von 2.300 € jahrlich voll ausgeschdpft
wird. Innerhalb dieses breiten Spekfrums sind verschiedene realistische Varianten angesiedelt:

e WUrden zum Beispiel fUr jedes Kind von 3 bis 10 Jahren 100 € monatlich steuerlich gel-
tend gemacht (keinerlei BerGcksichtigung der Kosten fUr Kinder unter 3 Jahren in die-
sem Szenario wegen der geringen Betreuungsquote von 12% der Kinder dieser Alters-
gruppe) so resultieren daraus Einnahmenausfdlle fur die &ffentliche Hand von 213 Mio.
€, bei monatlichen Kosten von 150 € pro Kind steigt der Steuerentgang auf 319 Mio. €.

e GegenUber 2007/08 unverdnderte altersabhdngige Betreuungsquoten ergeben bei
Kosten von 150 monatlich je Kind ein Volumen von 177 Mio. €, bei monatlichen Kosten
von 200 € von 233 Mio. €.

e Eine Erhdhung der steuerlich relevanten Betreuungsquote um 10 Prozentpunkte fir
Kinder ab 3 Jahre (auf 95% bei 3-5jahrigen bzw. 31% bei 6-10jahrigen) und um 5 Pro-
zentpunkte fUr Kinder unter 3 Jahren (auf 18%) wurde bei monatlichen Kosten von
100 € (1.200 € jahrlich) zum Beispiel das Budget mit 145 Mio. € belasten, bei monatli-
chen Kosten von 150 € (1.800 € jahrlich) mit 214 Mio. €.

9.2 Beurteilung der MaBnahmen des Familienpaketes

Der vorliegende Abschnitt nimmt eine Beurteilung der MaBnahmen anhand der bereits in den
vorhergehenden AusfUhrungen verwendeten wichtigsten Kriterien zur Evaluierung familienpo-
litischer MaBnahmen vor:

e  Wirkungen auf die Frauenerwerbstdtigkeit,
e  Wirkungen auf die Kinderarmut,

e Verteilungsgerechtigkeit, genauer AusmaB der vertikalen Umverteilung hinsichtlich der
primdren und der sekunddren Einkommensverteilung,

e Wirkungen auf die Gendergerechtigkeit, genauer AusmaB der Umverteilung zwischen
den Geschlechtern hinsichtlich der priméren und der sekund&ren Einkommensverteilung.

Ubersicht 28 bietet einen Uberblick Uber die Beurteilung der Elemente des Familienpakets an-
hand der genannten Kriterien.

WIFO



- 130 -

Ubersicht 28:  Beurteilung der MaBnahmen des Familienpakets im Uberblick

Erhéhung der Verringerung der Vertikale Gendergerechtig-
Frauenerwerbs- Kinderarmut Umverteilung keit/Umverteilung
tatigkeit zwischen
Geschlechtern
Erhéhung
Kinderabsetzbetrag Neutral Positiv Positiv Positiv
Erhéhung
Unterhaltsabsetzbetrag Neutral Neutral Ambivalent Negativ
Arbeitgeberzuschuss zur
Kinderbetreuung Positiv Neutral Positiv Ambivalent
Kinderfreibetrag Positiv Neutral Negativ Ambivalent
Absetzbarkeit
Kinderbetreuungskosten Positiv Neutral Negativ Ambivalent

Q: WIFO-Darstellung.

9.2.1 Erhéhung des Kinderabsetzbetrages

Der Kinderabsetzbetrag ist mit Hinsicht auf das Ziel der Steigerung der Frauenerwerbstatigkeit
neutral; fir die Beurteilung seiner Erhdhung sind aufgrund seiner Zielsetzung primdr sozial- und
verteilungspolitische Kriterien von Interesse.

Die Erhéhung des Kinderabsetzbetfrages verringert Kinderarmut und tragt zur
vertikalen Umverteilung sowie zur Umverteilung zwischen Mannern und Frauen bei

Zur Verringerung bereits existierender Kinderarmut leistet die Erhéhung des Kinderabsetzbe-
frages einen positiven Beitrag, wenn auch nur in geringer Hbhe. Zwar wird der Kinderabsetz-
betrag unabhdngig vom Vorhandensein einer Steuerschuld an alle Familien mit Kind(ern)
ausbezahlt, und damit auch an jene, deren Einkommen so gering sind, dass sie keine oder nur
eine geringe Steuerschuld haben. Doch kann die Erhdhung von 15% nicht einmal zur Halfte
die reale Entwertung des seit seiner EinfUhrung 1993 konstanten Kinderabsetzbetrages aus-
gleichen; die Preissteigerung belduft sich seither auf knapp 34%. Der Beitrag zur vertikalen
Umverteilung - konkret zum Ausgleich der sekunddren Einkommensverteilung — ist positiv: Es
profitieren alle Einkommen, aufgrund der automatischen Auszahlung sogar unabhdngig von
Arbeitnehmer- oder Einkommensteuerveranlagung; auch sinkt die relative Entlastung mit zu-
nehmendem Einkommen. Auch zur Erhéhung der Gendergerechtigkeit bzw. zur Umverteilung
zwischen den Geschlechtern tragt der Kinderabsetzbetrag bei: So wird er in Zweielternfami-
lien Uberwiegend an die MUtter ausbezahlt. Zudem sind 18% aller Familien alleinerziehende
Frauen mit Kind(ern), wdhrend alleinerziehende Vater mit Kind(ern) nur 3% aller Familien aus-
machen. Der erwdhnte Vorteil des Kinderabsetzbetrages, dass er auch von geringen Ein-
kommen genutzt werden kann, kommt angesichts der Konzentration der Frauen in den unte-
ren Einkommensgruppen eher den Frauen zugute, sodass der Kinderabsetzbetrag zu einer Ni-
vellierung der sekunddren Einkommensverteilung zwischen den Geschlechtern beitragt.
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9.2.2 Erhéhung des Unterhaltsabsetzbetrages

Der Unterhaltsabsetzbetrag, der im Falle getrennt lebender Eltern einen Teil der Unterhaltslas-
ten des unterhaltspflichtigen Elternteils ausgleichen soll, wirkt neutral auf das Ziel der Erhbhung
der Frauenerwerbstatigkeit sowie der Verringerung der Kinderarmut. Aus diesen Grinden leis-
tet der Unterhaltsabsetzbetrag auch einen eher geringen Beitrag zur vertikalen Umverteilung.

Der Beitrag des Unterhaltsabsetzbetfrages zur vertikalen Umverteilung ist ambivalent

Zwar sinkt die relative Entlastung mit dem Einkommen; jedoch kénnen die unteren Einkom-
men aufgrund einer fehlenden Steuerschuld den Unterhaltsabsetzbetrag nicht nutzen, wdh-
rend er am anderen Ende der Einkommensverteilung keiner Obergrenze unterliegt. Beziglich
der Gendergerechtigkeit ist festzuhalten, dass der Unterhaltsabsetzbetrag Uberwiegend direkt
den Mdnnern zugute kommt, da sie in der Gruppe der Unterhaltsverpflichteten eindeutig
dominieren. In dieser Perspektfive vertieft er somit tendenziell geschlechtssperzifische Unter-
schiede in der sekunddren Einkommensverteilung.

Die Erh6hung des Unterhaltsabsetzbefrages kommt Uberwiegend Vdatern zugute

Der ebenso wie der Kinderabsetzbetrag 1993 eingefUhrte Unterhaltsabsetzbetrag wurde seit
seiner EinfGhrung nicht mehr erhoht. Die seither eingetretene Preissteigerung von insgesamt
knapp 34% wird durch die im Rahmen des Familienpaketes vorgenommene Erhéhung um
14,5% um deutlich weniger als die Halfte kompensiert.

9.2.3 Arbeitgeberzuschuss zur Kinderbetreuung

Der Arbeitgeberzuschuss zur Kinderbetreuung unterstitzt die Frauenerwerbstdatigkeit, da er die
Opportunitatskosten einer Erwerbstatigkeit von MUttern reduziert. Zur Verringerung der mate-
riellen Kinderarmut leistet er keinen direkten Beitrag; indirekt kann er dieses Ziel allerdings sehr
wohl unterstUtzen, da das AusmaB der Frauenerwerbstatigkeit einerseits und der Kinderarmut
andererseits in einem negativen Zusammenhang stehen.

Der Arbeitgeberzuschuss zur Kinderbetreuung tragt zur vertikalen Umverteilung sowie
zur Umverteilung zwischen den Geschlechtern bei und férdert die
Frauenerwerbstdatigkeit

Bezogen auf die verlikale Einkommensverteilung wirkt der Zuschuss grundsatzlich positiv, da
er als fixer Betrag mit einer Obergrenze (maximal 500 € jahrlich) zu einer mit steigendem Ein-
kommen sinkenden relativen Entlastung fUhrt; wenngleich er keinen Einkommensobergrenzen
unterliegt. Da der Zuschuss die Frauenerwerbstatigkeit fordert, sind positive Wirkungen auf die
Einkommensverteilung zwischen den Geschlechtern moglich. BezUglich der sekundéren Ein-
kommensverteilung zwischen M&nnern und Frauen ist ebenfalls zu erwarten, dass diese ten-
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denziell nivelliert wird: Es hat nur jener Elternteil Anspruch auf den Kinderbetreuungszuschuss,
der auch den Kinderabsetzbetrag bezieht; das sind Uberwiegend Frauen.

9.2.4 Kinderfreibetrag

Der Kinderfreibetrag enthdlt ein Element zur Férderung der Frauenerwerbstdatigkeit: Machen
ihn beide Elternteile geltend, so steht beiden Einkommensbezieherinnen 60% des Freibetrages
zu, also jeweils 132 € pro Jahr; sodass der pro Jahr insgesamt abziehbare Betrag statft 220 € bei
Inanspruchnahme durch nur ein Elternteil 264 € betragt. Der Effekt dirfte allerdings gering
sein: Erstens ist der Betrag sehr niedrig und kann daher die Opportunitatskosten der Erwerbsta-
figkeit zweier Elternteile ceteris paribus nicht annédhernd ausgleichen. Zweitens ist bei einem
hohen Einkommensunterschied zwischen den beiden Elternteilen die Inanspruchnahme
durch nur einen Elternteil — ndmlich durch jenen mit dem héheren Grenzsteuersatz — insge-
samt vorteilhafter.

Der Kinderfreibetrag enthdlt ein kleines Element zur Férderung der
Frauenerwerbstdatigkeit

Zur Verringerung der Kinderarmut ist der Kinderfreibetrag nicht geeignet: wegen seiner de-
gressiven Wirkung und weil er von Eltern mit einem zu versteuernden Einkommen von unter
11.000 € pro Jahr nicht in Anspruch genommen werden kann. Aufgrund der Degressionswir-
kung ist der Beitrag des Kinderfreibetrages zur vertikalen Umverteilung bezogen auf die se-
kunddre Einkommensverteilung negativ. In Hinblick auf die Gendergerechtigkeit ist der Kin-
derfreibetrag einerseits als positiv zu beurteilen, da er die Frauenerwerbstatigkeit férdert und
damit die primére Einkommensverteilung zwischen den Geschlechtern nivelliert; dieser Effekt
ist aber, wie erldutert, insgesamt gering.

Hinsichtlich der vertikalen Umverteilung wirkt der Kinderfreibetrag negativ, hinsichtlich
der Geschlechtergerechtigkeit ambivalent

Zudem haben beide Elternteile Anspruch auf die Hdlfte des Freibetrages, sodass er nicht au-
tomatisch dem Elternteil mit dem hdheren Einkommen (in der Regel dem Vater) zugute
kommt. Bezogen auf die sekunddre Einkommensverteilung zwischen Mdnnern und Frauen hat
der Kinderfreibetrag andererseits negative Wirkungen, da er hdhere Einkommensschichten, in
denen sich Mdnner konzentrieren, gegenuber niedrigeren Einkommensschichten, in denen
Frauen Uberdurchschnittlich h&ufig anzutreffen sind, begunstigt.

9.2.5 Steuverliche Absetzbarkeit Kinderbetreuungskosten

Von der steuerlichen Absetzbarkeit der Kinderbetreuungskosten als auBergewdhnliche Belas-
tungen sind positive Wirkungen auf die Frauenerwerbstatigkeit zu erwarten, da die Opportuni-
tatskosten einer Erwerbstatigkeit von Frauen mit Kindern sinken. Allerdings ist zu berUcksichti-
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gen, dass die Gewdhrung der Steuererleichterung nicht an die gleichzeitige Erwerbstatigkeit
beider Elternteile gekoppelt ist.

Die steuerliche Absetzbarkeit der Kinderbetreuungskosten unterstutzt die
Frauenerwerbstdatigkeit

Auf die Kinderarmut hat die MaBnahme keinen direkten Einfluss. Die degressive Wirkung der
Absetzbarkeit der Kinderbetreuungskosten sorgt dafir, dass die Ungleichheit der sekunddéren
Einkommensverteilung verstarkt wird, sodass die MaBnahme aus Sicht der vertikalen Umver-
teilung negativ zu bewerten ist; zumal Kinderbetreuungskosten nur dann abgesetzt werden
kdnnen, wenn ein zu versteuerndes Einkommen vorhanden ist. Da sie die Frauenerwerbstatig-
keit férdern kann, kann die MaBnahme einen positiven Beitrag zur Gendergerechtigkeit leis-
ten.

Die steuerliche Absetzbarkeit der Kinderbetreuungskosten wirkt negativ auf die
vertikale Umverteilung und ambivalent hinsichtlich der Gendergerechtigkeit

Allerdings begunstigt sie gleichzeitig wegen ihrer degressiven Wirkung M&nner mehr als Frau-
en.

9.3 Zusammenfassung

Das Familienpaket legt — auch wenn die Effekte quantitativ zum Teil begrenzt sein dirften —
einen relativ starken Schwerpunkt auf die Férderung der Frauenerwerbstatigkeit: Diese wird
durch den Arbeitgeberzuschuss zur Kinderbetreuung, den Kinderfreibetrag sowie die steuerli-
che Absetzbarkeit der Kinderbetreuungskosten unterstitzt.

Familienpaket fokussiert auf Férderung der Frauenerwerbstatigkeit

Der Beitrag der MaBnahmen zur Verringerung der Kinderarmut ist insgesamt gering; lediglich
die Erhdhung des Kinderabsetzbetrages wirkt in diese Richtung. Zur vertikalen Umverteilung
fragen der erhohte Kinderabsetzbetrag sowie der Arbeitgeberzuschuss zur Kinderbetreuung
bei, wdhrend die Aufstockung des Unterhaltsabsetzbetrages ambivalent und der Kinderfrei-
betrag sowie die steuerliche Absetzbarkeit der Kinderbetreuungskosten negativ wirken. Aus
der Perspekiive der Gendergerechtigkeit bzw. der Umverteilung zwischen den Geschlechtern
wirkt lediglich die Erhdhung des Kinderabsetzbetrages eindeutig positiv; die Wirkungen des
Arbeitgeberzuschusses zur Kinderbetreuung, des Kinderfreibetrages sowie der steuerlichen
Absetzbarkeit der Kinderbetreuungskosten sind dagegen als ambivalent einzustufen.

Begrenzter Beitrag des Familienpaketes zur Verringerung der Kinderarmut, zur
vertikalen Umverteilung und zur Gendergerechtigkeit
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Ergdnzend zu dieser Bewertung aufOgrund wichtiger familienpolitischer Ziele sind darbber hin-
aus einige weitere Kritikpunkte anzufUhren. Erstens erhdht die Einflhrung neuer Instrumente
insbesondere im Bereich der monetdren Transfers die ohnehin schon jetzt nicht unerhebliche
Komplexitat des familienpolitischen Instrumentariums. Zweitens vertieft das Familienpaket das
Ungleichgewicht zwischen monet&ren und realen Transfers, das — wie gezeigt — in Osterreich
bereits vor dieser Reform stark ausgepragt war: Gegen das Volumen des Familienpaketes
(510 Mio. € pro Jahr) nehmen sich die zusatzlichen Ausgaben von Bund und Ladndern fUr den
Ausbau der Kinderbetreuungsinfrastruktur in Hohe von bis zu 110 Mio. €172) jGhrlich relativ be-
scheiden aus. Allerdings sind sowohl der Zuschuss zu den Kinderbetreuungskosten als auch
deren steuerliche Absetzbarkeit — wiewohl es sich dabei ebenfalls um monetdre Transfers
handelt — von dieser Kritik auszunehmen, da sie als zweckgebundene Transfers gezielt die In-
anspruchnahme von Kinderbetreuungseinrichtungen férdern. Kurzfristig stoBen diese beiden
MaBnahmen bei einem defizitGren Kinderbetreuungsangebot an inre Grenzen. Langerfristig
ist von ihnen jedoch nicht nur eine positive Wirkung auf die Frauenerwerbstdtigkeit zu erwar-
ten, sondern auch ein gewisser Druck auf die Politik, ausreichend Betreuungsplatze zur Verfu-
gung zu stellen.

Die nur ungentgende Valorisierung von Kinder- und Untferhaltsabsetzbetrag sowie der Ver-
zicht auf die Inflationsanpassung bei den Ubrigen monetdren Transfers (Alleinverdiener- und
Alleinerzieherabsetzbetrag, Familienbeihilfe, Kinderbetreuungsgeld) relativiert sich jedenfalls
vor dem Hintergrund eines durch das jingste Familienpaket weiter steigenden Anteils der
monetdren Transfers an den gesamten Familienleistungen.

BegruBenswert ist schlieBlich die Einfuhrung des Zuschusses zur Kinderbetreuung als erster
Schritt hin zu einer stdrkeren Férderung der Einbeziehung der befrieblichen Ebene in die ge-
samte Kinderbetreuungsinfrastruktur: Bisher waren nur Vorteile aus Betriebskindergdrten lohn-
steuerlich begUnstigt, wovon Klein- und Mittelunternehmen und ihre Arbeitnehmerinnen nicht
profitierten, da sich fUr diese die Einrichtung eines Betriebskindergartens nicht lohnte. Die
neue Regelung ermdéglicht nun die Fdérderung der Inanspruchnahme einer externen Be-
freuungseinrichtung durch den Betrieb (Gierlinger — Sutter, 2009).

10. Familienpolitischer Reformbedarf und -optionen in Osterreich

Das 6sterreichische System der Familienférderung erweist sich als im internationalen Vergleich
relativ leistungsfdhig, insbesondere was die Zielsetzung des horizontalen Ausgleichs zwischen
Kinderlosen und Haushalten mit Kindern betrifft. Weniger erfolgreich zeigt sich Osterreich,
wenn es um die Erreichung potentieller anderer familienpolitischer Ziele — neben dem Vertei-
lungsziel — geht: Es hat eine sehr niedrige FertilitGtsquote, auch weil Frauen wesentlich weni-

172) Bundeszuschuss von jahrlich 20 Mio. € zum Ausbau der Betreuungsinfrastruktur in den Jahren 2009 bis 2010, der
von den L&ndern verdoppelt werden muss (vgl. Abschnitt 4.3), sowie die im Rahmen der KonjunkturbelebungsmaB-
nahmen beschlossenen Zusatzausgaben von 70 Mio. € jahrlich ab dem Jahr 2009 fUr die EinfGhrung des kostenlosen
letzten Kindergartenjahres.
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ger Kinder bekommen, als sie eigentlich wollen; die Beschdaftigungsquote der Frauen ist zwar
Uberdurchschnittlich hoch, was aber lediglich auf die langen Karenzzeiten und die hohe Teil-
zeitquote zurUckzufUhren ist, wahrend die geschlechtsspezifischen Entlohnungsunterschiede
vergleichsweise hoch geblieben sind; vom Ziel der gerechten Aufteilung von bezahlter und
unbezahlter Arbeit — speziell auch der Betreuungsarbeit — zwischen den Geschlechtern ist Os-
terreich weit entfernt, ein gleich bleibend groBer Teil der unbezahlten Betreuungsarbeit wird
von Frauen erbracht; Kinder sind Uberdurchschnittlich oft von Armut bedroht. Dies ist der Hin-
tergrund, vor dem in diesem abschlieBenden Kapitel familienpolitischer Reformbedarf und
-optionen in Osterreich skizziert werden.

10.1  Zur Rolle der einzelnen familienpolitischen Instrumentengruppen im
familienpolitischen Instrumentenmix

Die im Folgenden dargelegten Reformnotwendigkeiten und -optionen fur Osterreich be-
schrénken sich nicht auf die steuerlichen Instrumente der Familienférderung (indirekte mone-
tdre Transfers), sondern beziehen auch direkte monetdre Transfers sowie Realiransfers (d. h. im
Wesentlichen Kinderbetreuungseinrichtungen) mit ein. Dies hat im Wesentlichen zwei Grinde.

Erstens hat sich fur Osterreich herausgestellt, dass zwar das dsterreichische Individualbesteue-
rungssystem an sich keine Hemmnisse fUr die Frauenerwerbstatigkeit birgt, dass jedoch das
osterreichische Steuer- und Transfersystem in seiner Gesamtheit primér das Modell des mdnn-
lichen Hauptversorgers und der weiblichen Zuverdienerin unterstUtzt, wobei die Frau haupt-
verantwortlich fUr die private Reproduktions- und Betreuungsarbeit bleibt. Diese Rollenmodel-
le werden getragen durch das Zusammenspiel bestimmter steuerlicher Regelungen mit relafiv
groBzugigen kinderbezogenen Geldleistungen, relativ langen Karenzzeiten mit einer ver-
gleichsweise geringen finanziellen Absicherung durch das einkommensunabhdngige Kinder-
geld sowie das Defizit an kostengunstigen Betreuungsangeboten fur Kinder, die mit einer Voll-
zeiterwerbstatigkeit vereinbar sind. Umgekehrt haben die obigen |dndervergleichenden Be-
frachtungen gezeigt, dass der Erfolg der Familienpolitik hinsichtlich der wichtigsten familien-
politischen Ziele entscheidend auf dem Zusammenwirken aufeinander abgestimmter Geld-
und Sachleistungen beruht. In diesem Sinne sind Reformoptionen fir sémtliche familienbezo-
genen Instrumentengruppen so zu formulieren, dass das familienpolitische Gesamtkonzept in
sich konsistent ist und widersprichliche Wirkungen so weit wie moglich vermieden werden.

Zweitens kénnen steuerliche Instrumente nicht im Dienste aller wichtigen familienpolitischen
Ziele eingesetzt werden. Sie haben im Wesentlichen dort ihren Platz, wo es um die BerUcksich-
tigung der eingeschrdnkten finanziellen Leistungsfahigkeit von Familien im Allgemeinen bzw.
von bestimmten Familientypen im Besonderen, also um die horizontale Umverteilung, geht. Ihr
potentieller Beitrag zur Férderung der Frauenerwerbstatigkeit beschrankt sich im Grunde auf
die BerUcksichtigung externer Kosten fUr Kinderbetreuung, um die Opportunitdtskosten einer
Erwerbstatigkeit zu senken. Steuerliche Erleichterungen fur Kinderbetreuungskosten stoBen je-
doch dort an ihre Grenzen, wo das Kinderbetreuungsangebot defizitar ist. Auch zur Préventi-
on und Reduzierung von Kinderarmut ké&nnen Steuererleichterungen nur dann beitragen,
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wenn sie auch bei Nichtvorhandensein eines zu versteuernden Einkommens bzw. einer Steu-
erschuld genutzt werden kdnnen, was nur fir Negativsteuern zutrifft. Zur Bekdmpfung der Kin-
derarmut sind daher erstens direkte Geldleistungen das Instrument der Wahl, die gegenUber
mit einem Negativsteuerelement gekoppelten Absetzbetrdgen den Vorzug eines geringeren
Verwaltungsaufwandes haben und zudem nicht im Wege der Steuerveranlagung beantragt
werden mussen. Zweitens sind lefztlich auch Betreuungseinrichtungen von Relevanz, als eine
notwendige Voraussetzung fUr die Erwerbstéatigkeit von Frauen, die — wie gezeigt — mit zu den
effektivsten Armutsvermeidungsstrategien gehort. SchlieBlich gilt es, negative Wirkungen von
SteuervergUnstigungen maoglichst zu vermeiden; dabei geht es insbesondere um negative
Arbeitsanreize sowie unerwunschte Verteilungswirkungen.

10.2 Ansatzpunkte fir Reformen in der osterreichischen Familienpolitik

Im Folgenden werden Reformbedarfe und -optfionen in den Bereichen steuerliche familien-
bezogene Instrumente, direkte Geldleistungen, Realfransfers und betriebliche Familienpolitik
behandelt.

10.2.1 Steuerliche Entlastung von Familien

Das &sterreichische Einkommensteuersystem selbst, das Steuerpflichtige grundsatzlich nach
dem Prinzip der Individualbesteuerung besteuert, beinhaltet im Gegensatz zu den verschie-
denen Formen der Haushaltsbesteuerung bzw. des Einkommenssplittings (Enegatten- oder
Familiensplitting) keine Erwerbsbarrieren fur Frauen bzw. keine unerwUnschten individuellen
Verteilungswirkungen. Empirische Untersuchungen und Simulationsmodelle verweisen auf den
negativen Effekt von Steuersplittingmodellen auf die Erwerbsbeteiligung von Frauen. Da die
Steigerung der Erwerbsbeteiligung der Bevdlkerung im Erwerbsalter aus verschiedensten
Grinden ein relativ unbestrittenes Ziel darstellt, und da zudem von Splittingmodellen uner-
wUnschte Verteilungswirkungen ausgehen, scheint die weitere Verfolgung einer Strategie der
EinfGhrung eines Splittingmodells in Osterreich wenig empfehlenswert. Denn allein angesichts
der erwarteten demographischen Entwicklung mit alternden Gesellschaffen und einem
RUckgang der Bevolkerung im Erwerbsalter scheint ein verstarktes Engagement von Frauen
auf dem Arbeitsmarkt aus dkonomischer Sicht erstrebenswert.

Das individualisierte Einkommensteuersystem liefert freilich auch keinen Beitrag zum horizonta-
len Familienlastenausgleich. Zudem ist das Einkommensteuersystem vor dem &sterreichischen
institutionellen Hintergrund nicht als primdres Instrumentarium zur Armutsreduktion zu sehen,
was beispielsweise die nur sehr schwach ausgebaute Komponente der Negativsteuern auf-
zeigt. Die Aufgabe der horizontalen Umverteilung im Allgemeinen und der Armutsredukfion im
Besonderen Ubernehmen zusatzliche steuerliche Instrumente — der Kinderabsetzbetrag, der
Alleinverdiener- und -erzieherabsetzbetrag einschlieBlich der Kinderzuschldge, der Unterhalts-
absetzbetrag und neuerdings der Kinderfreibetrag sowie die steuerliche Absetzbarkeit von
Kinderbetreuungskosten und der steuerfreie Arbeitgeberzuschuss zu den Kinderbetreuungs-
kosten.
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Zu bedenken ist, dass 70.000 Alleinerziehende und 62.000 Alleinverdienende mit insgesamt
200.000 Kindern sich unter der tarifrelevanten Einkommensgrenze befinden. Steuerliche Enflas-
tungen Uber den Tarif sind fUr sie daher nicht wirksam, solange keine héhere Negativsteuer
vorgesehen oder die steuerfreie Tarifzone ausgedehnt wird. Das Steuersystem kann dennoch
im Rahmen spezieller Steuerinstrumente Unterstitzung bei der Milderung von Armutsrisiken leis-
tfen. Der wesentlichste steuerpolitische Ansatz dafir ist im Osterreichischen System der
Alleinverdienerabsetzbetrag bzw. der Alleinerzieherabsetzbetrag. Zudem gibt es den ein-
kommensabhdngigen Mehrkindzuschlag.

Einige dieser steuerlichen Instrumente zur horizontalen Umverteilung stehen jedoch in irgend-
einer Form in Konflikt mit Zielen der vertikalen Umverteilung, der Gendergerechtigkeit oder der
Erhdhung der Frauenerwerbstatigkeit.

Unter den gegebenen Rahmenbedingungen sind steuerliche Ansdtze, die einen Ausgleich
dafUr leisten, dass ein Elternteil aufgrund der Ubermahme von Betreuungspflichten nicht oder
nur eingeschrankt einer Erwerbstdtigkeit nachgehen kann, aus einer Genderperspektive
problematisch, weil Frauen die geringeren Erwerbseinkommenschancen haben und ihnen
primdr die Verantwortung fUr die unbezahlte Haushalts- und Betreuungsarbeit zugewiesen
wird. Dem entsprechend haben diese Ansdtze eine tendenziell erwerbshemmende Wirkung
auf Frauen. Aus dieser Perspektive ist insbesondere der Alleinverdienerabsetzbetrag proble-
matisch. Da der Alleinverdienerabsetzbetrag das einzige steuerliche Instrument zur BerUck-
sichtigung der geminderten finanziellen Leistungsfahigkeit eines Allein- oder Hauptverdieners
im Osterreichischen Einkommensteuersystem darstellt, ist in der Abwédgung zwischen dem Er-
fordernis des horizontalen Lastenausgleiches einerseits und dem Bestreben nach dem Abbau
von steuerlich bedingten Erwerbshemmnissen von Frauen andererseits wohl ersterem der Vor-
Zug zu geben; wenn das sonstige Steuer- und Transfersystem weitgehend von negativen Ar-
beitsanreizen fUr Frauen bereinigt ist, dirfte eine solche singuldre Steuerverginstigung das
mannliche Erndhrermodell nicht nennenswert férdern. Allerdings sollte die Treffsicherheit des
Alleinverdienerabsetzbetrages dadurch erndht werden, dass er nur Familien mit unterhalts-
pflichtigen Kindern gewdahrt wird. Die Nichterwerbstatigkeit eines Partners in einer Paarbezie-
hung ohne Kinder ist eine persdnliche Entscheidung, und die teilweise Kompensation fUr die
resultierende verringerte Leistungsfdhigkeit des Alleinverdienenden aus 6ffentlichen Mitteln ist
schwerlich zu rechtfertigen. Diese Beschrénkung des Alleinverdienerabsetzbetrages wdare ei-
ne Option zur Umschichtung von Mitteln zur Erhéhung des relativen Gewichtes der Realtrans-
fers.

Weiters haben Steuerinstrumente, die in Form von Freibetrigen die steuerliche Bemessungs-
grundlage reduzieren, eine aus verteilungspolitischer Perspektive unerwlnschte Degressions-
wirkung. Hierbei handelt es sich konkret um den neu eingefUhrten Kinderfreibetrag sowie die
steuerliche Absetzbarkeit von Kinderbetreuungskosten. Beide MaBnahmen bewirken eine mit
dem Einkommen steigende Enflastung, die auch aus einer Genderperspektive problematisch
ist. Eine Integration des Kinderfreibetrages in den Kinderabsetzbetrag wdére auch aus steuer-
administrativen Erwdgungen Uberlegenswert. Ein unabhdngig von der Einkommenshéhe ge-
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leisteter Betreuungsbonus wirde die Degressionswirkung der steuerlichen Absetzbarkeit von
Kinderbetreuungskosten vermeiden. Eine Subjektféorderung durch Gutscheine hatte erstens
den Vorteil, dass vorweg keine bzw. weniger Barmittel fUr die Betreuung aufgebracht werden
mussten. Zweitens k&me die BegUnstigung auch jenen Eltern zugute, die keine Steuerveranla-
gung machen.

SchlieBlich haben die obigen Analysen auch gezeigt, dass hohe Grenz- und Durchschnitts-
steuerbelastungen durch Einkommensteuer- und Sozialversicherungsbeitragszahlungen for
Zuverdienende negative Anreize setzen, eine Beschdaftigung Uber ein geringfigiges Niveau
hinaus auszudehnen. Mit der Abmilderung dieses Problems sind familienpolitische Reformen
im engeren Sinne Uberfordert; es sollte jedoch bei kinffigen Abgabenreformen berlcksichtigt
werden.

10.2.2 Geldleistungen

Unter den direkten monet&ren Transfers ist es insbesondere die bestehende Kinderbe-
freuungsgeldregelung, die die fraditionelle Rollenverteilung stutzt: Die lange Bezugsdauer von
maximal 30 Monaten fUr ein Elternteil fordert eine lange Unterbrechung der Erwerbstatigkeit,
und die relativ geringe einkommensunabhdngige pauschale Ersatzleistung macht es fur die in
der Regel mehr als die MUtter verdienenden Vdater finanziell unatiraktiv, in Karenz zu gehen.
Somit beinhaltet die geltende Regelung negative Arbeitsanreize fur Frauen. Eine gleichbe-
rechtigtere Teilhabe am Erwerbsleben und in der privaten Betreuungsarbeit wirde insbeson-
dere durch ein einkommensabhdngiges Kindergeld unterstUtzt, das mit einer relativ geringen
Bezugsdauer zu koppeln wdre. Zur Vermeidung unerwUnschter Verteilungseffekte kdnnte der
Auszahlungsbetrag entsprechend der deutschen bzw. schwedischen Regelung nach oben
begrenzt sowie mit einem Mindestbetrag festgesetzt werden. Diese Ausgestaltung scheint
dazu geeignet, das Engagement der Vater in der Kinderbetreuung zu férdern und die nega-
fiven Anreize fUr eine Erwerbstatigkeit der MUtter zu beseitigen. GemdaBl den obigen Schat-
zungen wdre die EinfUhrung eines einkommensabhdngigen Kinderbetreuungsgeldes mit zu-
s@tzlichen Kosten von maximal 120 Mio. € verbunden. Allerdings kann von einer Verkirzung
der bezahlten Karenzzeit nur dann ein positiver Effekt auf die Erwerbsbeteiligung der MUtter
bzw. auf ihr Erwerbseinkommen erwartet werden, wenn ein entsprechendes Angebot an
addqguater Kinderbetreuung vorhanden ist.

DarUber hinaus erscheint zwar grundsatzlich die Option einer regelmdBigen automatischen
Indexierung der bestehenden monetdren Transferleistungen Uberlegenswert, um ihre reale
Entwertung durch die Inflation zu verhindern. Eventuell sollte diese Indexierung vor dem Hin-
tergrund des ohnehin hohen relativen Gewichtes monetarer familienpolitischer Leistungen
jedoch auf jene monetdren Transfers beschrdnkt werden, die der Armutsvermeidung dienen.
BezUglich der Ubrigen Geldleistungen sollte auf eine regelmd&Bige automatische Anpassung
an die allgemeine Preissteigerungsrate verzichtet werden; vielmehr sollten Erhéhungen nicht
ohne &ffentliche Diskussion und auBerhalb des parlamentarischen Prozesses umgesetzt wer-
den.
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10.2.3 Realtransfers

Grundlegende Voraussetzung fUr die Steigerung und Sicherung der Frauenerwerbsbeteili-
gung ist eine entsprechende Organisation von Pflege- und Betfreuungsleistungen — sowohl for
Kinder als auch fUr Kranke, Behinderte und Alte. Nur mit einer qualitativ hochwertigen und ef-
fizienten Infrastruktur, die unbezahlte Arbeit im Privathaushalt substituieren kann, bleiben — bei
gegebener geschlechtssperzifischer Segmentierung der Arbeit — ausreichend weibliche Res-
sourcen fur andere Tatigkeitsfelder, die fUr den Erhalt der Produktiv- und Innovationskraft so-
wie, damit im Zusammenhang, der Wettbewerbs- und Wachstumsfahigkeit der Wirtschaft
notwendig sein werden. Zudem ist das beste Mittel zur Bek&dmpfung der materiellen Armut
von Familien die Erhdhung der Erwerbschancen der Mutter, was die Qualitét der Arbeitsplét-
ze wie auch das StundenausmalB betrifft. Da die Betreuungsinfrastruktur den wesentlichsten
Ansatzpunkt fUr eine nachhaltige Integration von Menschen mit Betreuungspflichten in das
Erwerbsleben darstellt, wird damit auch ein héherer Risikoausgleich innerhalb eines Haushalts
maoglich, sodass bei etwaigem Arbeitsplatzverlust von Angehdérigen das Verarmungsrisiko we-
niger stark steigt. Zudem sind durch qualitativ hochwertige, fUr Eltern ginstige und mit den
Herausforderungen der Arbeitswelt vereinbare Betreuungsplatze fertilitGtssteigernde Wirkun-
gen zu erwarten, weil sie die direkten und indirekten Kosten von Kindern speziell fUr Frauen
senken. Denn wenn Erwerbstatigkeit und Kinder besser vereinbar werden, missen sie weniger
IGngerfristige EinbuBen in ihren Erwerbschancen beflirchten und kénnen auf die bestmogli-
che Forderung ihrer Kinder vertrauen.

Osterreich verwendet relativ viele Mittel fir monetdre Leistungen, weist aber erhebliche Defi-
zite bei der Betreuungsinfrastruktur auf. Dementsprechend liegt in diesem Bereich ein wesent-
licher Ansatzpunkt, wenn das Ziel in einer Entlastung von Familien liegt. Der Ausbau der Be-
freuungsinfrastruktur und die groBzugige offentliche Férderung der Inanspruchnahme der be-
freffenden Angebote waren vor diesem Hintergrund der primére Hebel zur Steigerung der Er-
werbsbeteiligungschancen von Frauen. Dies betrifft nicht nur die QuantitGt der Frauener-
werbstatigkeit (im Sinne von mehr Képfen oder Iangerer Arbeitszeit), sondern auch ihre Quali-
tat, weil infolge der geringeren betreuungsbedingten Beschrédnkungen die Wahimoglichkei-
ten der Frauen unter verschiedenen Arbeitsplatzen gréBer werden (wovon wiederum produk-
fivitGissteigernde Effekte zu erwarten sind). Die jungsten Schritte zum Ausbau der Betreuungs-
infrastruktur sind aus dieser Perspekiive begriBenswert. Gerade im Bereich der unter 3-
Jahrigen sowie bei der Nachmittagsbetreuung von Schulkindern kbnnen die aktuellen Bemu-
hungen jedoch nicht fUr ein ausreichendes, auch den Barcelona-Vorgaben genigendes Be-
freuungsangebot sorgen; vielmehr sind Uber die geplanten Investitionen hinaus weitere Res-
sourcen in diesen Bereich zu lenken.

10.2.4 Betriebliche Familienpolitik

Wie gezeigt, ist bislang die Bedeutung der betrieblichen Familienpolitik in Osterreich gering.
Instrumente zur Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf sefzen bislang primdar
an der Ebene der privaten Haushalte an (beispielsweise steuerliche BerUcksichtigung von
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Kinderbetreuungskosten) oder involvieren die &ffentliche Hand in Form der Bereitstellung von
Kinderbetreuungseinrichtungen. Dabei erscheint es aus unterschiedlichen Grinden sinnvoall, in
den Instrumentenkatalog der Vereinbarkeitspolitik auch die betriebliche Ebene mit einzube-
ziehen.

Ein erster wichtiger Schritt in diese Richtung wurde mit dem Familienpaket 2009 gesetzt, durch
die EinfUhrung des steuer- und sozialversicherungsfreien Arbeitgeberzuschusses zu den Kin-
derbetreuungskosten. Diese MaBnahme zielt, wie erldutert, auf Betriebe ab, fur die sich auf-
grund ihrer geringen GréBe die Einrichtung eines eigenen Betriebskindergartens nicht lohnt.
Eine noch weitergehende Forderung — zur Forcierung der Einrichtung eigener Kindergarten —
kdnnte beispielsweise durch die erhdhte Absetzbarkeit der Betriebskosten fUr betriebliche
Kinderbetreuungseinrichtungen Uber das derzeit mégliche Niveau hinaus erfolgen oder durch
finanzielle ZuschUsse, die Unternehmen wie in Frankreich neben den steuerlichen Erleichte-
rungen gewdhrt werden. Erwdgenswert wdre auch die Férderung von Kooperationen mehre-
rer Unternehmen zur Errichtung einer gemeinsamen Betfreuungseinrichtung durch entspre-
chende steuerliche Anreize.

10.3 Zusammenfassung

Die vor dem Hintergrund der genannten Defizite der &sterreichischen Familienpolitik skizzierten
Reformbedarfe und -optionen beziehen sGmiliche Instrumentenkategorien der Familienférde-
rung — steuerliche Erleichterungen, direkte monetdre Transfers sowie Realiransfers — mit ein.
Ansatzpunkte fUr Reformen in der sterreichischen Familienpolitik sind die steuerliche Entlas-
tung von Familien, direkte Geldleistungen, Realtransfers und die betriebliche Familienpolitik.
Innerhalb der steuverlichen Familienférderung ist insbesondere der
Alleinverdienerabsetzbetrag problematisch. Im Rahmen einer Reform der Familienférderung
sollfe seine Treffsicherheit dadurch erhdht werden, dass er nur Familien mit Kindern gewdahrt
wird. Die hierdurch freiwerdenden Mittel kbnnten in eine Erhdhung der Realtransfers umge-
schichtet werden. DarUber hinaus wdre eine Integration des Kinderfreibetrages in den Kin-
derabsetzbetrag wegen seiner Degressionswirkung sowie aus administrativen Erwdgungen
Uberlegenswert. Ein Betreuungsbonus wirde die Degressionswirkung der steuerlichen Absetz-
barkeit von Kinderbetreuungskosten vermeiden. SchlieBlich sollfe im Rahmen allgemeiner Re-
formen des &sterreichischen Abgabensystems die Problematik der sehr hohen Durchschnitts-
und Grenzsteuerbelastung, die insbesondere fUr Zuverdienende erwerbshemmend wirken,
berucksichtigt werden. Eine gleichmdaBigere Teilhabe von Eltern am Erwerbsleben und in der
privaten Befreuungsarbeit wirde insbesondere durch ein einkommensabhdngiges Kindergeld
unterstutzt, das mit einer relativ geringen Bezugsdauer und einer Mindestinanspruchnahme
durch den zweiten Elternteil sowie zur Vermeidung unerwinschter Verteilungswirkungen mit
einer Auszahlungsobergrenze zu koppeln wdare. Daruber hinaus erscheint zwar grundsatzlich
die Option einer regelmdBigen automatischen Indexierung der bestehenden monetdren
Transferleistungen Uberlegenswert, um ihre reale Entwertung durch die Inflation zu verhindern.
Eventuell sollte diese Indexierung vor dem Hintergrund des ohnehin hohen relativen Gewich-
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tes monetdrer familienpolitischer Leistungen jedoch auf jene monetdren Transfers beschrénkt
werden, die der Armutsvermeidung dienen. Beziglich der Ubrigen Geldleistungen sollte auf
eine regelmdaBige automatische Anpassung an die allgemeine Preissteigerungsrate verzichtet
werden; vielmehr sollten Erhdhungen nicht ohne &ffentliche Diskussion und auBerhalb des
parlamentarischen Prozesses umgesetzt werden.

Eine quantitativ und qualitativ ausreichende Betreuungsinfrastruktur ist grundlegende Voraus-
setzung fUr die Steigerung und Sicherung der Frauenerwerbsbeteiligung. Die jungsten Schritte
zum Ausbau der Betreuungsinfrastruktur sind aus dieser Sicht begriBenswert. Gerade im Be-
reich der unter 3-Jahrigen sowie bei der Nachmittagsbetreuung von Schulkindern kénnen die
aktuellen BemUhungen jedoch nicht fUr ein ausreichendes, auch den Lissabon-Vorgaben
genlgendes Betfreuungsangebot sorgen; vielmehr sind Uber die geplanten Investitionen hin-
aus weitere Ressourcen in diesen Bereich zu lenken. SchlieBlich soll in den Instrumentenkata-
log der Vereinbarkeitspolitik neben dem Engagement der &ffentlichen Hand sowie Instrumen-
ten, die an der Ebene der privaten Haushalte ansetzen (etwa die steuerliche Berlcksichti-
gung von Kinderbetreuungskosten), auch die betriebliche Ebene starker mit einzubeziehen.
Eine Uber den mit dem Familienpaket eingefUhrten steuer- und sozialversicherungsfreien Ar-
beitgeberzuschuss zu den Kinderbetreuungskosten hinausgehende Fdrderung kénnte bei-
spielsweise in der erhdhten Absetzbarkeit der Betriebskosten fur Kindergdrten oder finanziellen
Zuschussen an Unternehmen bestehen. Erwégenswert wdre auch die Férderung von Koope-
rationen mehrerer Unternehmen zur Errichtung einer gemeinsamen Betfreuungseinrichtung
durch entsprechende steuerliche Anreize.

WIFO



- 142 -

Literaturhinweise

Aiginger, K., Tichy, G., Walterskirchen, E., Mehr Beschdaftigung durch Wachstum auf Basis von Innovation und Qualifi-
kation, Wien, 2006.

Althammer, J., "Familienbesteuerung im Spannungsfeld zwischen horizontaler und vertikaler Verteilungsgerechtigkeit”,
in: Jans, B., Habisch, A., Stutzer, E. (Hrsg.), Familienwissenschaftliche und familienpolitische Signale. Festschrift
zum 70. Geburtstag von Max Wingen, Grafschaft, 2000, S. 215-224.

Althammer, J., Okonomische Theorie der Familienpolitik. Theoretische und empirische Befunde zu ausgewdhlten
Problemen staatlicher Familienpolitik, Heidelberg, 2000.

Althammer, J., "Familienbesteuerung — Reformen ohne Ende?", DIW-Vierteljahreshefte zur Wirtschaftsforschung, 2002,
71(1), S. 67-82.

Althammer, J., "Gesamtwirtschaftliche Effekte betrieblicher Familienpolitik”, in Dilger, A., Gerlach, I., Schneider, H.
(Hrsg.), Betriebliche Familienpolitik: Potenziale und Instrumente aus multidisziplinérer Sicht, Wiesbaden, 2007.

AndreB, H., Borgloh, B., Brockel, M., Giesselmann, M., Hummelsheim, D., "The Economic Consequences of Partnership
Dissolution — A Comparative Analysis of Panel Studies from Belgium, Germany, Great Britain, Italy, and Sweden",
European Sociological Review 22 (5), 2006, S. 533-560.

APA Presseaussendung vom 13.10.2008, "Kindergeld: Langzeitvariante am Beliebtesten”,
[http://journale.apa.at/cms/journale/karriere/story.pdf;jsessionid=a?L9jeLTwWc-2doc=CMS1223882203695].

Baclet, A., Dell, F., Wrohlich, K., "Income Taxation and Houshold Size: Would French Family Splitting Make German
Families Better offe", DIW Discussion Paper 542, Berlin, 2005.

Bach, S., Buslei, H., Svindland, D., Baumgartner, H., Flach, J., Teichmann, D., " Untersuchungen zu den Wirkungen der
gegenwdartigen Ehegattenbesteuerung auf Grundlage von fortgeschriebenen Einzeldaten der Einkommen-
steverstatistik”", DIW-Materialen 27, Berlin, 2003.

Badelt, Ch., Osterle, A., Grundzige der Sozialpolitik. Algemeiner Teil: Sozialdkonomische Grundlagen, Wien, 2001.
Bayerl, N., Aufwendungen im Kinderbetreuungswesen 2000-2006, Statistische Nachrichten, 2008, 5, S. 372-382.

Bergs, Ch., Fuest, C., Peichl, A., Schafer, Th., "Reformoptionen der Familienbesteuerung. Aufkommens-, Verteilungs-
und Arbeitsangebotseffekte"”, Finanzwissenschaftliche Diskussionsbeitrge, KéIn, 2006, 8(6).

Biffl, G., "The Employment of Women in the European Union", WIFO Working Paper 297, Wien, 2007.

Biffl, G., "Verteilung der Haushaltseinkommen aus einer Gender-Perspektive”, WIFO Monatsberichte, 2008, 82(10), S.
783-796.

Bonin, H., SpieB, C. K., Inanspruchnahme familienbezogener Leistungen im Lebensverlauf. Expertise fir das Kompe-
tenzzentrum fUr familienbezogene Leistungen im Bundesministerium fUr Familie, Senioren, Frauen und Jugend,
Berlin, 2007.

Brink, A., Nordblom, K., Wahlberg, R., "Maximum Fee vs. Child Benefit: A Welfare Analysis of Swedish Child-Care Fee
Reform", IZA Discussion Paper 2748, Bonn, 2007.

Buchholz, W., "Familienlastenausgleich - Politische Konzepte und Verteilungswirkungen", Regensburg, 2000, mimeo.

Bundesministerium fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend, "Familie zwischen Flexibilitdt und Verldsslichkeit. Perspek-
fiven fur eine lebenslaufbezogene Familienpolitik. Siebter Familienbericht”, Berlin, 2006.

Bundesministerium fUr Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2008A), "Entwurf eines Gesetzes zur Férderung von Kin-
dern unter drei Jahren in Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege", Berlin, 2008.

Bundesministerium fUr Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2008B), "Monitor Familienforschung Nr. 12. Gutscheine:
Gerzielte Férderung fur Familien", Berlin, 2008.

Bundesministerium fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2008C), "Ubersicht Uber die Héhe familienpolitisch rele-
vanter Regelleistungen und SteuerermdBigungen in der Bundesrepublik Deutschland", Berlin, 2008.

Bundesministerium fUr Gesundheit, Familie und Jugend, "Initiative zum Ausbau des Kinderbetreuungsangebotes und
zur sprachlichen Frihférderung”, Wien, 2008.

Bundesministerium fir Umwelt, Jugend und Familie, "Osterreichischer Familienbericht 1999. Familie — zwischen An-
spruch und Alltag", Wien, 1999.

WIFO



- 143 -

CNAF - Caisse Nationale d'Allocations Familiales, "Les enfants (naissance, adoption, garde)", Paris, 2008.

Datta Gupta, N., Smith, N., Verner, M. (2008): "The impact of Nordic countries' family-friendly policies on employment,
wages and children.", Review of Economics of the Household (i.E.).

Daycare Trust, "Childcare Costs Survey 2008", Oxford, 2008.

Dearing, H., Hofer, H., Lietz, Ch., Winter-Ebmer, R., Wrohlich, K., "Why are Mothers Working Longer Hours in Austria than
in Germany?2 A Comparative Micro Simulation Analysis", IHS Reihe Okonomie 213, Wien, 2007.

Dell, F., Wrohlich, K., "Income Taxation and its Family Components in France", CESifo DICE Report, 2006, 4(4), S. 50-54.

Dingeldey, I. "BegUnstigungen und Belastungen familialer Erwerbs- und Arbeitszeitmuster in Steuer- und Sozialversiche-
rungssystemen — Ein Vergleich zehn europdischer Lander", Graue Reihe des IAT, Institut Arbeit und Technik, 1999,
44(4).

Dingeldey, L., "International Comparison of Tax Systems and their Impact on the Work-Family Balancing", 2000, mimeo.
Esping-Andersen, G., Three Worlds of Welfare Capitalism, Cambridge, 1990.

Esping-Andersen, G., Social Foundations of Postindustrial Economies, Oxford, 1999.

Europdische Kommission, Proposal for the Joint Report on Social Protection and Social Inclusion 2008, Brissel, 2008.
Europdischer Rat, "Schlussfolgerungen des Vorsitzes — Barcelona, 15. und 16. M&rz 2002, 2002.

European Foundation for the Improvement of Living and Working Conditions, "Parental Leave — Denmark”, BrUssel,
2008.

Eurostat, Wie Frauen und M&nner die Zeit verbringen, Statistik kurz gefasst, 2003, 12.
Fagnani, J., "Family Policy in France: Old Challenges, New Tensions", CESifo DICE Report, 2005, 3(2), S. 40-44.
Gauthier, A. H., The State and the Family, Oxford, 1996.

Gierlinger, B.M., Sutter, Ph., Die Eckpfeiler des Steuerreformgesetzes 2009, Osterreichische Steuerzeitung, 2009, 62(5),
S. 93-102.

Guger, A., "Verteilungswirkungen familienpolitischer MaBnahmen'. Studie des Osterreichischen Instituts fUr Wirtschafts-
forschung im Auftrag des Bundesministeriums fUr Umwelt, Jugend und Familie, Wien, 1998.

Guger, A., Mum, D., "Die Verteilungswirkungen des Familienpakets 1998", Studie des Osterreichischen Instituts for Wirt-
schaftsforschung im Auftrag des Bundesministeriums fur Umwelt, Jugend und Familie, Wien, 1999.

Guger, A., Marterbauer, M., "Langfristige Tendenzen der Einkommensverteilung in Osterreich — ein Update”, WIFO
Working Paper 307, Wien, 2007.

Gustafsson, S., "Separate taxation and married women's labor supply. A comparison of West Germany and Sweden",
Journal of Population Economics, 1992, 5(1), S. 61-85.

Haan, P., Wrohlich, K., "Opfimal Taxation: The Design of Child Related Cash- and In-Kind-Benefits", IZA Discussion Pa-
per 3128, Bonn, 2007.

Immervoll, H., Levy, H., Mantovani, D., O'Donoghue, C., Sutherland, H., Verbiest, G., "Houshold Incomes and Redistri-
bution in the European Union: Quantifying the Equalising Properties of Taxes and Benefits", IHS Reihe Okonomie
184, Wien, 2006.

Kapella, O., Rille-Pfeiffer, Ch., "Einstellungen und Werthaltungen zu Themen der Vereinbarkeit von Familie und Er-
werb", OIF Working Paper 66, Wien, 2007.

Kreyenfeld, M., "Okonomische Unsicherheit und der Aufschub der Familiengrondung', in: Szydlik, M. (Hrsg.), Flexibilisie-
rung: Folgen fUr Arbeit und Familie, Wiesbaden, 2008, S. 232-254.

Landler, F., Die Qualifikationsstruktur der dsterreichischen Bevolkerung im Wandel, Wien, 2008.

Leitner, A., Wroblewski, A., "Wohlfahrtsstaaten und Balance von Familie und Beruf: Politiken zur Férderung von WLB in
intfernationaler Perspektive", IHS, Wien, 2005.

Levy, H., Lietz, Ch., Sutherland, H., "Alternative Tax-Benefit Strategies to Support Children in the European Union: Re-
cent Reforms in Austria, Spain and the UK", IHS Reihe Okonomie 185, Wien, 2006.

Lutz, H., "Wiedereinstieg und Beschdaftigung von Frauen mit Kleinkindern. Ein Vergleich der bisherigen Karenzregelung
mit der Ubergangsregelung zum Kinderbetreuungsgeld", Studie im Auftrag der Kammer fir Arbeiter und Ange-
stellte Wien, Wien, WIFO, 2004.

WIFO



— 144 -

Mahringer, H., Kinderbetreuungsbeihilfe; In: Lutz H., Mahringer H., P&schl A.: Evaluierung der &sterreichischen Arbeits-
marktférderung 2000-2003. Studie im Auftrag des Bundesministeriums fUr Wirtschaft und Arbeit, WIFO, Wien 2005.

Mandel, H., Shalev, M., "A Class Perspective on Gender Inequality: How Welfare States Shape the Gender Pay Gap",
LIS Working Paper 433, Luxembourg, 2006.

Nowotny, E., Der &ffentliche Sektor. EinfUhrung in die Finanzwissenschaft, Berlin, 1999.
OECD, Taxing Working Families. A Distributional Analysis, Paris, 2005.

OECD, Babies and Bosses (2007A), Reconciling Work and Family Life. A Synthesis of Findings for OECD Countries, Paris,
2007.

OECD, Benefits and Wages 2007 (2007B), OECD Indicators, Paris, 2007.

OECD (2008A), Growing Unequal? Income Distribution and Poverty in OECD Countries, Paris, 2008.
OECD (2008B), Taxing Wages 2006-2007. Special Feature: Tax Reforms and Tax Burdens, Paris, 2008.
OECD (2008C), Economic Survey Netherlands, Paris, 2008.

Pfau-Effinger, B., "Wandel der Geschlechterkultur und Geschlechterpolitiken in konservativen Wohlfahrtsstaaten —
Deutschland, Osterreich und Schweiz", 2005, mimeo.

Rechnungshof, Einkommensbericht 2008, Wien, 2008.

Schnatmeyer, D., "Frauen und FUhrung. Berufliche Segregation und Konzepte zur Chancengleichheit’, Deutsches
Institut fUr Erwachsenenbildung, 2003.

Schratzenstaller, M., "Frauen und Mdnner im deutschen Steuersystem" in: Wrede, B. (Hrsg.), Geld und Geschlecht —
Tabus, Paradoxien, Ideologien, Opladen, 2003, S. 103-120.

Simonsen, M., "Availability and Price of High Quality Day Care and Female Employment", Department of Economics
Working Paper 19, University of Aarhus, 2005.

SpieB, C., Wrohlich, K., "The Parental Leave Benefit Reform in Germany: Costs and Labour Market Outcomes of Mov-
ing fowards the Scandinavian Model", IZA Discussion Paper 2372, Bonn, 2006.

Stafistik Austria, Integrierte Lohn- und Einkommensteuerstatistik, Wien, 2004.

Statistik Austria, Vereinbarkeit von Beruf und Familie. Modul der Arbeitskr&fteerhebung 2005, Wien, 2006.
Statistik Austria (2008A), Hochschulstatistik 2007/2008, Wien, 2008.

Stafistik Austria (2008B), Kindertagesheimstatistik 2007/2008, Wien, 2008.

Statistik Austria (2008C), Lohnsteuerstatistik 2007, Wien, 2008.

Steiner, V., Wrohlich, K., "Houshold Taxation, Income Splitting and Labor Supply Incentives — A Microsimulation Study
for Germany", CESifo Economic Studies, 2004, 50(3), S. 541-568.

Steiner, V., Wrohlich, K., "Infroducing Family Tax Splitting in Germany: How Would It Affect the Income Distribution and
Work Incentives?"”, DIW Discussion Paper 612, Berlin, 2006.

Steiner, V., Wrohlich, K., "Infroducing Family Tax Splitting in Germany: How Would It Affect the Income Distribution,
Work Incentives and Household Welfare?", SOEP Paper 44, DIW Berlin, 2007.

Thode, E., "Internationaler Reformmonitor — Was kénnen wir von anderen lernen?”, Aus Politik und Zeitgeschichte,
2002, 33(46-47),S. 13-21.

Whiteford, P., Adema, W., "What Works Best in Reducing Child Poverty: Benefit or Work Strategy?2", OECD Social, Em-
ployment and Migration Working Paper 51, Paris, 2007.

Wrohlich, K., "Labour Supply and Child Care Choices in a Rationed Child Care Market", IZA Discussion Paper 2053,
Bonn, 2006.

Zimmermann, H., Henke, K. D., Finanzwissenschaft, MUnchen, 2005.

WIFO



	AK_UnterstützugFamilien_final.pdf
	Executive Summary
	Potentielle Ziele und Aufgaben von Familienpolitik
	Familienbezogene Instrumente und ihre Wirkungen
	Das familienrelevante Steuer- und Transfersystem Österreichs
	Familienpolitisches Instrumentarium in ausgewählten EU-Ländern
	Umsetzung familienpolitischer Zielsetzungen im internationalen Vergleich
	Beurteilung des Familienpaketes im Rahmen der Steuerreform 2009
	Familienpolitische Reformbedarfe und -optionen in Österreich

	1. Langfristige sozioökonomische Entwicklungen und Rahmenbedingungen
	2. Potentielle Ziele und Aufgaben von Familienpolitik
	3. Familienbezogene Instrumente
	3.1 Sicherung des Kinder-Existenzminimums
	3.1.1 Familiensplitting im Rahmen der Einkommensbesteuerung
	3.1.2 Freibetrag
	3.1.3 Kindergrundfreibetrag
	3.1.4 Freigrenze
	3.1.5 Absetzbeträge bzw. Negativsteuern
	3.1.6 Monetäre Transfers

	3.2 Kompensation des Einkommensverlustes während der Karenz
	3.3 Abgeltung von Betreuungsaufwand nach der Karenzzeit
	3.3.1 Berücksichtigung von direkten und indirekten Kosten der innerhäuslichen Betreuung von Kindern durch Eltern(teile) in Einkommensteuermodellen und Sozialversicherungssystemen
	Individualbesteuerung
	Varianten der Haushaltsbesteuerung
	Rohe Haushaltsbesteuerung
	Ehegattensplitting
	Familiensplitting
	Realsplittingmodelle

	Wirtschaftspolitische Auswirkungen unterschiedlicher Einkommensteuermodelle
	Innerfamiliäre Arbeitsteilung
	Beschäftigungsanreize für Zweitverdienende
	Personelle Einkommensverteilung

	Das System der gesetzlichen Sozialversicherung

	3.3.2 Berücksichtigung der Kosten außerhäuslicher Betreuung
	Geldleistungen
	Realtransfers
	Gutscheine
	Betriebliche Familienpolitik


	3.4 Zusammenfassung

	4. Familienpolitik im Spannungsfeld von Verteilungs- und Gendergerechtigkeit
	4.1 Systematisierung von Instrumenten und ihrer Wirkung aus verteilungspolitischer und Genderperspektive
	4.2 Sekundäre Einkommensverteilung - Nettoeinkommen
	4.3 Primäre Einkommensverteilung - Bruttoeinkommen
	4.4 Grenzen der Diskussion um genderpolitische Maßnahmen
	4.5 Zusammenfassung

	5. Das familienrelevante Steuer- und Transfersystem Österreichs
	5.1 Steuerliche Entlastung von Familien
	5.2 Geldleistungen
	5.3 Realtransfers
	5.4 Familienförderung in der gesetzlichen Sozialversicherung
	5.5 Betriebliche Familienpolitik
	5.6 Zusammenfassung

	6. Familienpolitisches Instrumentarium in ausgewählten EU-Ländern
	6.1 Deutschland
	6.2 Frankreich
	6.3 Niederlande
	6.4 Schweden
	6.5 Dänemark
	6.6 Großbritannien
	6.7 Zusammenfassung

	7. Umsetzung familienpolitischer Zielsetzungen im internationalen Vergleich
	7.1 Horizontale Umverteilung
	7.2 Vertikale Umverteilung
	7.3 Prävention und Reduktion von Kinderarmut
	7.4 Erwerbstätigkeit von Frauen bzw. Müttern
	7.5 Intrafamiliäre Arbeitsteilung
	7.6 Zusammenfassung

	8. Abschätzung der direkten Auswirkungen verschiedener Reformoptionen auf das Budget
	8.1 Hintergrund, Zielsetzung und Methodik
	8.2 Reformmaßnahmen
	8.2.1 Erhöhung Transfers
	Erhöhung der ungebundenen Transfers: 13. Familienbeihilfe und weitere Erhöhung der Familienbeihilfe oder des Kinderabsetzbetrags
	Einkommensabhängiges Kinderbetreuungsgeld
	Hintergrund für die weitere Berechnung - Erwerbstätigkeit und Erwerbseinkommen bei Geburt eines Kindes - Wieviele hätten Transfers von über 1.000 € zu erwarten?
	Abschätzung der direkten Auswirkungen auf das Budget


	8.2.2 Kosten der externen Kinderbetreuung
	8.2.3 Familiensplitting und Absetzbeträge
	8.2.4 Zusammenfassung


	9. Beurteilung des Familienpaketes im Rahmen der Steuerreform 2009
	9.1 Darstellung der Maßnahmen des Familienpaketes
	9.2 Beurteilung der Maßnahmen des Familienpaketes
	9.2.1 Erhöhung des Kinderabsetzbetrages
	9.2.2 Erhöhung des Unterhaltsabsetzbetrages
	9.2.3 Arbeitgeberzuschuss zur Kinderbetreuung
	9.2.4 Kinderfreibetrag
	9.2.5 Steuerliche Absetzbarkeit Kinderbetreuungskosten

	9.3 Zusammenfassung

	10. Familienpolitischer Reformbedarf und -optionen in Österreich
	10.1 Zur Rolle der einzelnen familienpolitischen Instrumentengruppen im familienpolitischen Instrumentenmix
	10.2 Ansatzpunkte für Reformen in der österreichischen Familienpolitik
	10.2.1 Steuerliche Entlastung von Familien
	10.2.2 Geldleistungen
	10.2.3 Realtransfers
	10.2.4 Betriebliche Familienpolitik

	10.3 Zusammenfassung

	Literaturhinweise

	familienfoerderung_neu.pdf
	Deckblatt 3708.pdf
	AK-Familien-oD.pdf




